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Vorwort

Wozu ein (Geschichts)-Buch über eine Partei, die es nicht mehr gibt? 
Nun, die kurze Geschichte der WASG ist nichts anderes als ein bemer-

kenswerter Meilenstein in der Geschichte der deutschen Linken. Ihre Grün-
dung war nicht nur die erste erfolgreiche KonsƟ tuierung einer linken Par-
tei im Westen der Republik. Sie hat Zeichen gesetzt und war Triebfeder für 
die Gründung der ersten gesamtdeutschen Partei der LINKEN und hat(te) 
poliƟ sche Wirkung.

Die Wege in die WASG und in DIE LINKE wurden zuerst in dem Interview-
Band »Was war? Was bleibt?« von Klaus Ernst, Thomas Händel und KaƟ a 
Zimmermann (VSA 2012) aus verschiedenen Sichtweisen beschrieben.

Der vorliegende Band schildert nun detailliert den Prozess vor und wäh-
rend der Entstehung des Vereins und der Partei im Kontext der gesellschaŌ -
lichen Auseinandersetzungen. Er eröff net einen umfassenden Blick auf die 
IntenƟ onen, aber auch die Auseinandersetzungen und Schwierigkeiten die-
ser sehr stürmischen Zeit.

Häufi g stellt man uns – stellen wir uns – die Frage: »Würden wir das 
nochmals tun?« Die Antwort ist ein klares »Ja«! Und sei es nur im Sinne des 
großen Historikers Jürgen Kuczynski, der in einem Interview einmal formu-
lierte: »Die Geschichte verläuŌ  im Zickzack-Kurs und es kommt darauf an, 
dass es genügend Menschen gibt, die sich, wenn es erforderlich ist, zusam-
mentun, um zu verhindern, dass es zu weit ›Zack‹ macht...«

Dieser Anspruch bleibt. Auch – gerade jetzt, zum Zeitpunkt des Erschei-
nens dieses Buches – für die Partei, in die die WASG eingegangen ist. 

Ein weiterer Anspruch bleibt aber auch: zu streiten für Arbeit und sozi-
ale GerechƟ gkeit. Und da ist mehr zu tun.

Unser großer Dank gilt den Autoren dieses Buches und allen, die zu sei-
ner Realisierung beigetragen haben.

Murat Çakır
Anny Heike

Thomas Händel
Heidi Scharf
Axel Troost



Frank Deppe
Einleitung

Im Jahr 2012 gaben Klaus Ernst, Thomas Händel und Katja Zimmermann 
im VSA: Verlag ein Buch mit dem Titel »Was war? Was bleibt? Wege in die 
WASG, Wege in DIE LINKE« heraus. Im MiƩ elpunkt dieses Textes stehen 
Interviews mit führenden Vertreterinnen und Vertretern jener Gruppen, 
die seit dem Frühjahr 2004 das Projekt verfolgten, links von der SPD eine 
»WahlalternaƟ ve« zu schaff en, die für »Arbeit und soziale GerechƟ gkeit« 
kämpŌ . Dieser Prozess führte zunächst zu einem Wahlbündnis mit der PDS, 
das bei der Bundestagswahl im September 2005 8,7% der ZweitsƟ mmen 
und 54 Mandate erreichte. Die Partei DIE LINKE als Fusion von WASG und 
PDS wurde schließlich im Juni 2007 gegründet. Damit war die kurze Ge-
schichte der WASG formell beendet.

Zur WASG bekannten sich überwiegend Mitglieder der SPD, linke Ge-
werkschaŌ er (im Süden vor allem aus der IG Metall, im Norden überwie-
gend von ver.di) und linke Ökonomen und SozialwissenschaŌ ler, u.a. aus 
dem Zusammenhang der »Arbeitsgruppe AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k« 
(»Memo-Gruppe«) sowie der Hamburger ZeitschriŌ  »Sozialismus«. Bis zum 
Zusammenschluss mit der PDS konnte sich die WASG der Aufmerksamkeit 
durch die Medien sicher sein. Mit dem Schröder-Blair-Papier, dem Rück-
triƩ  von Oskar Lafontaine als Finanzminister der rot-grünen KoaliƟ on und 
als SPD-Parteivorsitzender sowie der »Agenda 2010« provozierte die SPD 
unter Gerhard Schröder eine weitere Welle von AustriƩ en aus der Par-
tei, die schon mit der Unterstützung des Krieges der NATO gegen Jugosla-
wien im Jahr 1999 eröff net worden war. Der Konfl ikt zwischen den DGB-
GewerkschaŌ en und der SPD, der durch die RentenpoliƟ k, den Umbau 
der Arbeitslosenversicherung (Hartz IV), die Flexibilisierung des Arbeits-
marktes, schließlich auch durch die SteuerpoliƟ k zugespitzt wurde, er-
höhte die Chancen einer linkssozialisƟ schen FormaƟ on, bei den Wahlen 
relevante Teile der StammwählerschaŌ  der SPD unter den lohnabhängig 
Arbeitenden, vor allem der GewerkschaŌ smitglieder, zu gewinnen. In der 
gemeinsamen Partei DIE LINKE gelangten führende Köpfe der WASG auch 
in SpitzenposiƟ onen (Klaus Ernst, Werner Dreibus, Thomas Händel). Die Ak-
Ɵ vsten dieser Gründungsperiode wie auch die führenden Köpfe der PDS, 
die den Fusionsprozesse aus dem Osten unterstützten, werden in naher 
ZukunŌ  altersbedingt in den Hintergrund treten. Lothar Bisky, der die – 
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keineswegs konfl ikƞ reie – Fusion als Vorsitzender der PDS klug moderiert 
haƩ e, ist bereits 2013 verstorben. 

Nunmehr liegt ein zweiter Text vor, der der Geschichte der WASG gewid-
met ist. Helge Meves (Mitbegründer der WASG) und Jochen Weichhold (bis 
2013 Leiter des Archivs DemokraƟ scher Sozialismus bei der Rosa-Luxem-
burg-SƟ Ō ung) rekonstruieren minuƟ ös den poliƟ schen Prozess zwischen 
den Jahren 2004 und 2007. Von Meves stammt außerdem ein einleitender 
Beitrag zu den Entstehungsbedingungen der WASG aus den ideologisch-
poliƟ schen KonstellaƟ onen zwischen dem Ende des Kalten Krieges (1991) 
und der Amtszeit der Schröder-Fischer-Regierung (Siegeszug des Neolibe-
ralismus, Anschluss der DDR). Der niederländische Parteienforscher Paul 
Lucardie stellt die Entwicklung der WASG und der Partei DIE LINKE in den 
Zusammenhang der Formierung neuer KräŌ e der Linken in Westeuropa.1 

1 Er stellt den Rot-Grünen Einheitsblock (Dänemark), den ParƟ  de Gauche 
(Frankreich), Podemos (Spanien) und Syriza (Griechenland) vor. Die Veränderun-
gen der jüngsten Zeit (Syriza als Regierungspartei in Griechenland; die Wahlerfolge 
von Podemos in Spanien, aber auch die Krise des Front de Gauche in Frankreich) 
machen allerdings darauf aufmerksam, dass dieser Prozess der Formierung einer 
Neuen Linken in Europa äußerst diskonƟ nuierlich verläuŌ  und mit zahlreichen 
Hindernissen und Rückschlägen konfronƟ ert ist. Die konƟ nuierliche parlamenta-
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Im Anhang folgen eine ZeiƩ afel und Dokumente. Für die Parteienforschung 
in Deutschland stellen die beiden Bücher über die WASG auf jeden Fall eine 
unverzichtbare Quelle dar.

Was aber macht die WASG nicht nur für Parteienforscher, sondern für 
die Geschichte wie für die aktuelle PoliƟ k der Linken in Deutschland inte-
ressant? Die Mitglieder der SPD, die öff entlich für die WASG warben, wur-
den sofort aus der Partei ausgeschlossen. Der Parteivorstand war wahr-
scheinlich davon überzeugt, dass sich das »Häufl ein« von Linksabweichlern 
schnell in der Bedeutungslosigkeit verlaufen würde; denn nach 1949 konnte 
sich keine Partei erfolgreich links neben der SPD etablieren. Seit den 1950er 
Jahren waren immer wieder KriƟ ker vom linken Flügel aus der Partei ausge-
schlossen worden (z.B. Gerhard Gleissberg und Viktor Agartz2). Im Zeichen 
des KPD-Verbots und im allgegenwärƟ gen Klima des AnƟ kommunismus 
scheiterten verschiedene Versuche einer OrganisaƟ on der Linkssozialisten,3 
die sowohl vom Verfassungsschutz als auch von der Exil-KPD in Ostberlin – 
wenn auch mit gegensätzlichen MoƟ ven – mit Misstrauen betrachtet wur-
den. Links von der SPD befand sich der »poliƟ sche Abgrund«. 

rische Präsenz der Partei DIE LINKE im Deutschen Bundestag, in den Medien, auf 
der kommunalen Ebene, durch die TäƟ gkeit der Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung usw. 
steht daher im internaƟ onalen Vergleich für eine AusnahmeposiƟ on. 

2 Gerhard Gleissberg (1905-1973) war bis 1955 Chefredakteur des Neuen Vor-
wärts (der SPD), nach seinem Ausschluss aus der SPD leitete er Die Andere Zeitung; 
Viktor Agartz (1897-1964) war bis 1955 Direktor des WirtschaŌ swissenschaŌ li-
chen InsƟ tuts des DGB, er galt als »Chefi deologe des DGB«, 1957 wurde er in ei-
nem Prozess wegen landesverräterischer Beziehungen zur DDR angeklagt, 1958 
aus der SPD und dem DGB ausgeschlossen. Er gab eine ZeitschriŌ  heraus (»Wiso-
Korrespondenz«), die von vielen GewerkschaŌ ern gelesen wurde, und beteiligte 
sich an der Gründung der Vereinigung Unabhängiger Sozialisten (VUS). 

3 Der Begriff  Linkssozialismus wurde für die sogenannten Zwischengruppen 
verwendet, die sich schon vor 1933 (z.B. KPO, SAP) aus ehemaligen Kommunisten 
sowie aus ehemaligen Sozialdemokraten bzw. Sozialisten gebildet haƩ en. Seit den 
1960er Jahren gab es solche Parteien in Frankreich (PSU), Italien (PSIUP), Däne-
mark (SVP) – zur gleichen Zeit (seit 1956) entwickelte sich die »Neue Linke« (Grün-
dung der ZeitschriŌ  »New LeŌ  Review« mit Perry Anderson und des »Socialist Re-
gister« mit Ralph Miliband in Großbritannien) als eine eigenständige intellektuelle 
Strömung, die sich vorerst nicht auf eine eigene Parteigründung orienƟ erte. Ver-
treter dieser Richtung spielten dann in den Bewegungen nach 1968 eine wichƟ ge 
Rolle. Vgl. für die BRD z.B. Richard Heigl, OpposiƟ onspoliƟ k. Wolfgang Abendroth 
und die Entstehung der Neuen Linken, Hamburg 2008.
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Auch Anfang der 1960er Jahre wurden Mitglieder des SDS und dessen 
Förderer (Wolfgang Abendroth, Ossip K. Flechtheim, Joachim Heydorn 
und andere Professoren) aus der Partei ausgeschlossen. Doch diesmal un-
terschätzte die SPD-Führung die Folgen. Der SDS entwickelte sich zum 
wichƟ gen Träger der außerparlamentarischen OpposiƟ on (APO), der in der 
Kampagne gegen die Notstandsgesetze, in der Friedensbewegung (»Oster-
märsche«) und in der Protestbewegung gegen den Vietnamkrieg der USA, 
auch mit ihrer KriƟ k am Bildungswesen (»Hochschule in der DemokraƟ e«) 
den »großen Auĩ ruch« der Jugend- und Studierendenbewegungen nach 
1968 vorbereitete und zeitweilig anführte. Die SPD konnte mit der Kanz-
lerschaŌ  von Willy Brandt und den Reformversprechen der sozialliberalen 
KoaliƟ on einen Teil dieser Jugendbewegung für sich gewinnen. Die Jusos 
der 1970er Jahre bekannten sich unter Gerhard Schröder oder Heidema-
rie Wieczorek-Zeul zum Sozialismus; die »Stamokap-Jusos« und der (eben-
falls aus der SPD ausgeschlossene) Studierendenverband SHB prakƟ zierten 
sogar Bündnisse mit den Kommunisten, die seit 1968 mit der DKP wieder 
eine (halb-legale) Partei haƩ en. Dennoch verlor die SPD in diesen Jahren 
dauerhaŌ  einen bedeutenden Teil ihres Mitglieder- und Wählerpotenzials 
unter den Jungen und Intellektuellen. Diese orienƟ erten sich entweder auf 
die neuen sozialen Bewegungen und/oder auf kommunisƟ sche Parteien 
(davon gab es zeitweilig ziemlich viele). Schließlich wurden die Gründung 
der Partei DIE GRÜNEN (Januar 1980) und deren Erfolge bei den Wahlen 
seit dem Ende der 1970er Jahre durch die Ökologie- und AnƟ -AKW-Bewe-
gungen angestoßen. 

Damit verlor die SPD eine – am Anfang noch links orienƟ erte – Gruppe 
von Wählerinnen und Wählern: jüngere Menschen mit einer gehobenen 
Ausbildung, die noch in den 1960er Jahren überwiegend SPD gewählt hat-
ten. Auch unter den Intellektuellen, die die SPD und Willy Brandt unterstützt 
haƩ en, verschob sich die diskursive Hegemonie nach links. Diese Verän-
derungen wurden durch internaƟ onale Ereignisse gefördert: den »Pariser 
Mai« des Jahres 1968, die IntervenƟ on der Warschauer-Pakt-Staaten ge-
gen den »Prager Frühling« 1968; den Pinochet-Putsch gegen den Sozialisten 
Salvador Allende in Chile; den Sturz der Diktaturen in Griechenland, Spa-
nien und Portugal; die portugiesische RevoluƟ on und ihre Niederlage; den 
Sieg der vietnamesischen Befreiungsbewegung FNL; den Aufschwung des 
»Eurokommunismus« in Italien, Frankreich und Spanien sowie die Wellen 
der großen Streikbewegungen, die nach 1968 durch Westeuropa schlugen 
– vor allem in Frankreich, Italien und Großbritannien, schwächer auch in 
der Bundesrepublik Deutschland. 
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Die GewerkschaŌ er, die 2004 das Projekt der WASG auf den Weg brach-
ten, waren durch diese Jahre geprägt, in denen weltweit neue soziale Be-
wegungen einen Aufschwung erlebten, aber auch die parteipoliƟ sche Linke 
und die GewerkschaŌ en erstarkten. Sie gehören einer Nachkriegsgene-
raƟ on an, die in den 1950er und 60er Jahren geboren wurde.4 MiƩ e der 
70er Jahre haƩ en sie ihre Berufsausbildung abgeschlossen, waren der Ge-
werkschaŌ  und der SPD beigetreten. Im Betrieb engagierten sie sich als 
Jugendvertreter oder als Betriebsräte. Nachdem sie sich weiter qualifi ziert 
haƩ en (an der Frankfurter Akademie der Arbeit, AdA,5 oder an der Ham-
burger Hochschule für WirtschaŌ  und PoliƟ k, HWP) wurden sie hauptamt-
liche FunkƟ onäre, die meisten von ihnen bei der IG Metall. Einige waren 
zeitweilig als Lehrer an einer der Schulen der IG Metall täƟ g. Kapitalismus-
kriƟ k, Kenntnisse über die Geschichte der Arbeiterbewegung und des Sozi-
alismus gehörten in den 1970er Jahren zum selbstverständlichen Bildungs-
programm dieser GewerkschaŌ sschulen. 

Die GeschichtsdebaƩ en der damaligen Zeit waren eine wichƟ ge Schule 
der Wissensaneignung und poliƟ schen Bewusstseinsbildung. Gleichzei-
Ɵ g haƩ en die jungen GewerkschaŌ er Kontakte (gelegentlich auch freund-
schaŌ liche Beziehungen) zu linken Hochschullehrern, die an der Entwick-
lung von KonzepƟ onen der gewerkschaŌ lichen Bildungsarbeit beteiligt 
waren und/oder gewerkschaŌ liche PosiƟ onen im Bereich der WirtschaŌ s- 
und GesellschaŌ spoliƟ k, der WirtschaŌ sdemokraƟ e oder des Streikrechts 
unterstützten. 

Diese »Bildungsarbeiter« (wie sie gelegentlich genannt wurden) enga-
gierten sich in den Kämpfen der GewerkschaŌ sjugend, in den Streikbewe-
gungen, in den Auseinandersetzungen um Bildungsreform, MitbesƟ mmung 
und Humanisierung der Arbeit; gleichzeiƟ g unterstützten sie den Kampf 
gegen die Berufsverbote, die »Nicaragua-Solidarität« sowie die große Frie-
densbewegung seit dem Ende der 70er Jahre (»Krefelder Appell«). Immer 
wieder gab es Druck aus den Reihen der GewerkschaŌ sführungen (und 

4 Ralf Krämer (Jg. 1960) war einer der jüngeren Sprecher der WASG. Er war seit 
1976 bei den Jusos und in der SPD akƟ v, Redakteur der ZeitschriŌ  SPW, 2004 war 
er in der WirtschaŌ sabteilung der GewerkschaŌ  ver.di täƟ g. Die Jüngste war Chri-
sƟ ne Buchholz (Jg. 1971). Sie wurde in den Studierendenbewegungen der 1990er 
Jahre poliƟ siert und kam über die Gruppe »Linksruck« zur WASG.

5 Dort hielt Wolfgang Abendroth (nach seiner EmeriƟ erung im Jahr 1972 bis 
kurz vor seinem Tode im Jahr 1984) Vorlesungen zur Geschichte der deutschen Ar-
beiterbewegung. Vgl. ders., Einführung in die Geschichte der Arbeiterbewegung, 
Band 1, Von den Anfängen bis 1933, Heilbronn 1985.
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der SPD) gegen die jungen Linken, die von der Springer-Presse, aber auch 
von der Führung der IG Chemie, Papier, Keramik unter ihrem Vorsitzenden 
Hermann Rappe verdächƟ gt wurden, Teil einer konspiraƟ ven »kommuni-
sƟ schen Unterwanderung« zu sein. In den Streikbewegungen des Jahres 
1984, als die IG Metall und die IG Druck und Papier mit Unterstützung der 
GewerkschaŌ  Handel, Banken und Versicherungen (HBV) als Antwort auf 
die konƟ nuierlich steigende Massenarbeitslosigkeit in einem sechswö-
chigen Arbeitskampf den EinsƟ eg in die 35-Stunden-Woche erkämpŌ en, 
spielte diese GeneraƟ on von NachwuchsfunkƟ onären eine tragende und 
radikalisierende Rolle. 

Die Beziehungen zur SPD waren – nach der Euphorie der ersten Jahre 
der sozialliberalen Regierung – zunehmend von EnƩ äuschungen und Ver-
biƩ erung gekennzeichnet. Nachdem Helmut Schmidt 1974 Bundeskanz-
ler geworden war, beendete er die ReformpoliƟ k und stellte den Kurs der 
WirtschaŌ spoliƟ k auf eine neoliberale AngebotsorienƟ erung um. Gewerk-
schaŌ lichen Lohn- und Reformforderungen wurde jetzt eine Absage er-
teilt. Zugleich brachte er die Friedensbewegung (und eine Mehrheit in sei-
ner eigenen Partei) gegen den »Nachrüstungsbeschluss der NATO« (den 
er als seine eigene »Erfi ndung« ausgab) auf. Die DGB-GewerkschaŌ en rie-
fen 1981 zu Kundgebungen gegen Sozialabbau auf. Während der Verab-
schiedung des Nachrüstungsbeschlusses im Bundestag im November 1983 
kam es unter dem MoƩ o »5 vor 12« in zahlreichen Betrieben zu Demons-
traƟ onen und Arbeitsniederlegungen, zu denen der DGB (auf Druck der IG 
Metall) aufgerufen haƩ e. 

Als die beiden SPD-Bundestagsabgeordneten Karl-Heinz Hansen und 
Manfred Coppik 1981/82 wegen ihres Widerstandes gegen die PoliƟ k von 
Helmut Schmidt aus der Partei ausgeschlossen wurden, gründeten sie 1982 
die Partei der DemokraƟ schen Sozialisten (DS). Nach der Aussage von Man-
fred Coppik, der heute dem Landesvorstand der Partei DIE LINKE in Hessen 
angehört, haƩ e dieses Projekt vor allem deshalb keine Chance, weil die SPD 
1982 – mit dem Sturz der Regierung von Helmut Schmidt und dem AntriƩ  
der Kohl-Genscher-Regierung – in die OpposiƟ on geriet und seitdem propa-
gandisƟ sch wieder nach links rückte. Peter Glotz bemühte sich als Bundes-
geschäŌ sführer der SPD (1981-1987) um die linken Intellektuellen. Schon 
vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion und dem Anschluss der DDR 
befanden sich die kommunisƟ schen Parteien im Westen in einem Prozess 
des Niedergangs – nicht nur kleine Parteien wie die DKP, sondern auch die 
großen Massenparteien in Frankreich und Italien. Der Sieg der »neolibe-
ralen GegenrevoluƟ on« manifesƟ erte sich nicht nur in Wahlergebnissen, 
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sondern auch in einer Schwächung der GewerkschaŌ en, die in verschie-
denen Ländern Europas Niederlagen bei Streikauseinandersetzungen und 
Mitgliederverluste hinnehmen mussten. Vor diesem Hintergrund war das 
»Berliner Programm« der SPD von 1987, das die HandschriŌ  des Linken Pe-
ter von Oertzen6 trug, ein Dokument, das von der Mehrheit der Linken in 
der Partei getragen wurde. 

Oskar Lafontaine, prominenter Teilnehmer der DemonstraƟ onen gegen 
den »Nachrüstungsbeschluss« und innerparteilicher Gegner von Helmut 
Schmidt, sƟ eg – noch als Ministerpräsident des Saarlandes – zur Führungs-
fi gur in der SPD auf. 1990 war er ihr Spitzenkandidat im ersten gesamt-
deutschen Wahlkampf, 1995 bis 1999 Parteivorsitzender und schließlich 
– nach dem Sieg von SPD und Grünen in der Bundestagwahl 1998 – Finanz-
minister im KabineƩ  Schröder-Fischer. 1999 trat er aus Protest gegen die 
Unterwerfung Schröders unter das Diktat der Finanzmärkte und die An-
passung an die neoliberale PoliƟ k von Tony Blair zurück. Immerhin haƩ e 
Lafontaine beim AmtsantriƩ  seine Absicht verkündet, die europäischen Fi-
nanzmärkte regulieren und kontrollieren zu wollen. Die »Agenda 2010«, die 
dann ohne großen Widerstand in der SPD (aber auch der GewerkschaŌ en) 
umgesetzt wurde, markierte ebenso wie die »Rentenreform« des ehema-
ligen 2. Vorsitzenden der IG Metall, Walter Riester, eine Zäsur. Die Erwar-
tungen und Hoff nungen der Linken innerhalb und außerhalb der Partei 
wurden abermals biƩ er enƩ äuscht. Daher unterstützten viele linke Sozi-
aldemokraten und GewerkschaŌ er zunächst das Projekt der WASG und 
der Partei DIE LINKE. 

Die Vereinigung von WASG und PDS 2007 – also von ehemaligen Sozi-
aldemokraten und (überwiegend) ehemaligen Kommunisten – war nicht 
nur vor dem Hintergrund der Spaltungen in der Arbeiterbewegung nach 
1918/19 sowie der KonfrontaƟ on der Systeme im Kalten Krieg nach 1945 
ein außergewöhnlicher Vorgang, der letztlich nur in Deutschland – nach 
dem Zusammenbruch und Anschluss der DDR an die Bundesrepublik – 
möglich war. Die aus der SED hervorgegangene Partei des DemokraƟ schen 
Sozialismus« (PDS) erhielt seit den 1990er Jahren bei den Landtagswahlen 
in den neuen Bundesländern zeitweilig mehr als 20% der WählersƟ m-
men. 

Ihren Angaben zufolge war sie im Osten mit anfangs weit mehr als 
150.000 Mitgliedern eine Massenpartei – bei der Fusion im Jahr 2007 

6 Peter von Oertzen trat 2005 aus der SPD aus, war kurzfrisƟ g auch Mitglied 
der WASG. Die Fusion mit der PDS trug er allerdings nicht mit.
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brachte die WASG 12.000, die PDS 60.000 Mitglieder in die neue Forma-
Ɵ on ein. Die PDS haƩ e nur bei den Bundestagswahlen 1998 die 5%-Hürde 
mit 5,1% knapp überspringen können (dazu kamen damals vier Direktman-
date im Osten). 

Sie musste also an einer Ausdehnung im Westen interessiert sein, die – 
auch wenn sie dort unter 5% bleiben sollte – ein gesamtdeutsches Ergeb-
nis oberhalb der 5%-Marke ermöglichen würde. Bei den Bundestagswahlen 
im Jahr 2005, als einzelne KandidaƟ nnen und Kandidaten der WASG auf 
den Listen der PDS kandidierten, erreichte die Partei 8,7%. Nach der Fu-
sion wurde bei der Bundestagswahl 2009 das bislang beste Ergebnis mit 
11,9% der ZweitsƟ mmen erreicht. 

Oskar Lafontaine und Gregor Gysi waren bei den Wahlen, in den Medien, 
bei den Wahlversammlungen die großen Stars der neuen Partei; gleichzei-
Ɵ g bestäƟ gte sich in der Großen Krise nach 2008 die KriƟ k der Partei am 
Neo liberalismus und Finanzmarktkapitalismus. Die neue Partei, die eben-
falls im europäischen Parlament vertreten war, wurde jetzt auch interna-
Ɵ onal als wichƟ ger Beitrag zur RekonstrukƟ on der poliƟ schen und gesell-
schaŌ lichen Linken nach der großen TransformaƟ on und den Krisen der 
Linken am Ende des 20. Jahrhunderts anerkannt. 

Die GewerkschaŌ er aus der WASG waren (und sind) in der Partei sicht-
bar vertreten7 – u.a. durch Klaus Ernst und Bernd Riexinger als Parteivor-
sitzende. Im Parteiprogramm von 2011 werden die GewerkschaŌ en als un-
verzichtbarer Teil eines fortschriƩ lichen Bündnisses anerkannt: »Für die 
Durchsetzung eines poliƟ schen Richtungswechsels und einer solidarischen 
Umgestaltung brauchen wir starke, akƟ ve, kämpferische und poliƟ sch ei-
genständig handelnde GewerkschaŌ en. Sie agieren nicht nur in der Zivil-
gesellschaŌ , sondern sind auch in der Arbeitswelt verankert. Dies verleiht 
den gewerkschaŌ lich organisierten BeschäŌ igten eine gesellschaŌ liche 
MachtposiƟ on, die von zentraler Bedeutung für die Durchsetzung sozialer 
und sozialisƟ scher Umgestaltungen ist.« Das nach außen sichtbare Profi l 
der Partei wird nach wie vor von den Themen »Arbeit und soziale Gerech-
Ɵ gkeit« besƟ mmt. 

7 Auch der Ministerpräsident von Thüringen, Bodo Ramelow, war im Westen 
und – nach der Wende – im Osten hauptamtlicher GewerkschaŌ sfunkƟ onär bei 
der GewerkschaŌ  HBV. Zum Zeitpunkt der Gründung der WASG war er allerdings 
schon länger ein führendes Mitglied der PDS und – wie er selbst immer wieder 
betonte – ein »bekennender Ossi«. 
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Dennoch hat die »GewerkschaŌ sfrage« für die gesamte Partei nicht 
jene Bedeutung gewonnen, die sich die Gründer der WASG erhoŏ   haƩ en. 
Das haƩ e und hat verschiedene Gründe. Der Wechsel von linken, haupt-
amtlichen GewerkschaŌ ern in FührungsfunkƟ onen der Partei ging einher 
mit einer Schwächung linker PosiƟ onen vor allem in den großen Industrie-
gewerkschaŌ en. Die GewerkschaŌ en waren in den letzten beiden Jahr-
zehnten des 20. Jahrhunderts in eine PosiƟ on der Defensive geraten. Der 
Siegeszug des Neoliberalismus ging mit Mitgliederverlusten der Gewerk-
schaŌ en, Machtverlust und einer erhöhten BereitschaŌ  zur KooperaƟ on 
mit Kapital und Staat einher. Im Bereich der (vor allem exportorienƟ erten) 
Industrie setzte sich unter dem Druck der »Globalisierung«, der hohen Ar-
beitslosigkeit sowie der Ausweitung des prekären Sektors und aufgrund 
von RaƟ onalisierungsprozessen der »WeƩ bewerbskorporaƟ smus« durch. 
Dieser zwang Betriebsräte und GewerkschaŌ en in ein Bündnis mit den Un-
ternehmensleitungen zur Sicherung des »Standortes« in der globalen Kon-
kurrenz. GleichzeiƟ g boten Vorsitzende von GewerkschaŌ en ein »Bündnis 
für Arbeit«, d.h. Lohnverzicht im Austausch für BeschäŌ igungssicherung, 
an. Auf der anderen Seite entstand die große DienstleistungsgewerkschaŌ  
ver.di, die im staatlichen Sektor mit den Folgen der PrivaƟ sierungspoliƟ k 
(bei Post, Verkehr, Gesundheitswesen) und der AusteritätspoliƟ k konfron-
Ɵ ert ist. GleichzeiƟ g werden die GewerkschaŌ en mit der Feminisierung der 
Erwerbsarbeit, mit prekären BeschäŌ igungsverhältnissen – vor allem im 
Einzelhandel, im Erziehungs- und Pfl egebereich – mit neuen Herausforde-
rungen konfronƟ ert, die sich kaum mit den Methoden tradiƟ oneller Ge-
werkschaŌ spoliƟ k lösen lassen.8 

Seit der Großen Krise von 2008 gibt es jedoch aufgrund von Mitgliederzu-
wächsen, von Erfolgen auf dem Feld der TarifpoliƟ k, der Durchsetzung des 
Mindestlohns und einer erhöhten StreiktäƟ gkeit9 Anzeichen für ein »Come-
back« der GewerkschaŌ en. Für diesen Aufschwung sind auch jüngere Kolle-
ginnen und Kollegen verantwortlich, die sowohl in den GewerkschaŌ en als 
auch in der Partei akƟ v sind. Die berechƟ gte KriƟ k der Linken – inner- und 

8 Vgl. dazu u.a. Frank Deppe, GewerkschaŌ en in der Großen TransformaƟ on. 
Von den 70er Jahren bis heute, Köln 2012; Ders., Einheit oder Spaltung? Überle-
gungen zur DebaƩ e um die EinheitsgewerkschaŌ , Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, Ana-
lysen Nr. 19, Berlin 2015.

9 Vgl. Frank Deppe, Revitalisierung durch Streik? Arbeitskämpfe in der Ge-
schichte der Bundesrepublik, in: Z. ZeitschriŌ  MarxisƟ sche Erneuerung, 26. Jg., 
Nr. 101, September 2015, S. 96-108.



17Einleitung

außerhalb der GewerkschaŌ en – an der PoliƟ k der SozialpartnerschaŌ  mit 
Kapital und Staat, an Co-Management und StandortpoliƟ k darf allerdings 
nicht dazu führen, die Bedeutung starker GewerkschaŌ en für das KräŌ e-
verhältnis von Kapital und Arbeit in WirtschaŌ , GesellschaŌ  und Staat zu 
unterschätzen. Außerdem sind die EinheitsgewerkschaŌ en Mitgliederorga-
nisaƟ onen, in denen sich die Linken – ob in den Betrieben oder in den Ge-
werkschaŌ sstrukturen selbst – für die Stärkung autonomer KlassenposiƟ -
onen sowie für die verstärkte Wahrnehmung des poliƟ schen Mandats der 
GewerkschaŌ en – einsetzen müssen. »Arbeit und soziale GerechƟ gkeit«, 
»gutes Leben« und »gute Arbeit« erfordern starke GewerkschaŌ en im Be-
trieb, aber auch starke PosiƟ onen der Linken in den Parlamenten!

Die GewerkschaŌ sfunkƟ onäre aus der WASG, die in DIE LINKE über-
wechselten, mussten schnell feststellen, dass die Partei ein eigener Appa-
rat mit seinen Regeln, Widersprüchen und Zwängen ist, die durch den Pri-
mat der Ausrichtung auf Wahlen und die parlamentarische Arbeit, mehr 
noch: auf Regierungsbeteiligungen, oŌ mals noch verstärkt werden. Die 
Beteiligung an Landesregierungen im Osten bzw. in Berlin verschoben die 
Auseinandersetzung um »Arbeit und soziale GerechƟ gkeit« auf die Regie-
rungsebene, auf der die Partei einerseits (mit Ausnahme von Thüringen) 
Juniorpartner ist, auf der andererseits die Zwänge der AusteritätspoliƟ k, 
der knappen Kassen usw. respekƟ ert werden. Die Ergebnisse sind daher 
gerade für GewerkschaŌ er oŌ mals enƩ äuschend. Auf der anderen Seite 
setzt sich die Partei im Bundestag (und auch auf der Landesebene bzw. 
auf der kommunalen Ebene) für Forderungen der GewerkschaŌ en ein. Bei 
der Durchsetzung des Mindestlohns z.B. hat sie als OpposiƟ on eine posi-
Ɵ ve Rolle gespielt. Die Partei versteht sich zugleich als Partner der sozi-
alen Bewegungen, in denen – vielfach berechƟ gt – auch kriƟ sche PosiƟ -
onen gegenüber der PoliƟ k der GewerkschaŌ sführungen vertreten werden: 
Sie muss den Spagat zwischen Innen- und AußenpoliƟ k, zwischen parla-
mentarischer und außerparlamentarischer Interessenvertretung, zwischen 
FrakƟ onen und Richtungen in der Partei bewälƟ gen, für die entweder die 
Regierungsbeteiligung oder die Stärkung der OpposiƟ onsrolle und der au-
ßerparlamentarischen Bewegungen Priorität besitzt. 

Das produkƟ ve Austragen solcher Spannungen – eingebeƩ et in die Re-
geln und Zwänge des poliƟ schen Systems, in dem man agiert – besƟ mmt 
nun einmal das Alltagsleben der Partei.10 Den verschiedenen Feldern der 

10 Dazu kommen die pathologischen Züge des poliƟ schen Lebens, die off enbar 
bei der Linken besonders ausgeprägt sind. Auf der einen Seite wird immer wie-
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PoliƟ k muss einerseits eine gewisse Selbständigkeit und Autonomie zuer-
kannt werden, andererseits müssen in der Partei diese verschiedenen Poli-
Ɵ kfelder und -ansätze auch immer wieder zu einer gemeinsamen Strategie 
und ProgrammaƟ k zusammengefügt (bzw. in dieser »aufgehoben«) wer-
den. Das ist eine außerordentlich schwierige Aufgabe, die die Partei DIE 
LINKE bisher gelöst hat, ohne auseinanderzubrechen. Solche Gefahren för-
dern jedoch immer auch die Neigung von FührungskräŌ en, Machtstruk-
turen zu schaff en, die a) die Einheitlichkeit im Handeln der Partei gewährlei-
sten und b) das destrukƟ ve Potenzial innerer Kämpfe möglichst begrenzen. 
Die Gefahren, die damit verbunden sind, hat Robert Michels schon im Jahr 
1911 in seiner »Soziologie des Parteiwesens« am Beispiel der deutschen So-
zialdemokraƟ e analysiert und dargelegt. Linksradikal-anarchisƟ sche bzw. 
syndikalisƟ sche Strömungen haben daraus abgeleitet, dass die poliƟ sche 
Form der Partei und die Fixierung auf den Parlamentarismus abgelehnt 
werden muss. Dagegen haben die Mehrheitsströmungen in der Arbeiter-
bewegung stets die Auff assung vertreten, dass gesellschaŌ liche und po-
liƟ sche Machtveränderungen nur durch das Zusammenwirken von sozi-
alen Basis- und Klassenbewegungen und einer starken poliƟ schen Partei 
der Linken durchgesetzt werden können. Allerdings, in einer solchen Par-
tei sollten die Warnungen von Robert Michels lebendig bleiben!

Dazu kommt, dass die EinzigarƟ gkeit der Partei DIE LINKE als Fusion aus 
der Ex-DDR und Ex-BRD unvermeidlich mit inneren Spannungen konfron-
Ɵ ert wird, die nicht nur bei der Besetzung von FührungsposiƟ onen auĩ re-
chen, sondern auch aus unterschiedlichen poliƟ schen Kulturen und Biogra-
fi en notwendig hervorgehen. Die IntegraƟ onsleistung, die die Partei dabei 
vollbracht hat, wird gelegentlich gewürdigt. Das ändert aber nichts daran, 
dass zunächst einem großen Teil der Mitglieder und Anhänger im Osten die 
DGB-GewerkschaŌ en nicht nur aus historischen Gründen fremd sind. Seit 

der die Macht des kollekƟ ven Handelns und die Notwendigkeit der Geschlossen-
heit betont; auf der anderen Seite wird die Linke von vielen Individuen gebildet, 
die sich für hoch qualifi ziert halten, nach Anerkennung streben, leicht verletzlich 
sind und ein Ɵ efes Misstrauen gegenüber Hierarchien und Führungen haben. Aus-
einandersetzungen um unterschiedliche PosiƟ onen, die ja in der Partei DIE LINKE 
insƟ tuƟ onell anerkannt werden, entarten leicht zu Machtkämpfen bei der Beset-
zung von VorstandsposiƟ onen und Listenplätzen. Nicht wenige GewerkschaŌ s-
kolleginnen und -kollegen, die 2007 der LINKEN beigetreten waren, zogen sich 
inzwischen enƩ äuscht zurück, nachdem sie »an der Basis« Machtkämpfe und In-
trigen, persönliche Empfi ndlichkeiten und frakƟ onelle Auseinandersetzungen bis 
zum Überdruss erleben mussten.
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den frühen 1990er Jahren haƩ e in ihrer Erfahrungswelt der Kampf gegen 
die Diskriminierung der Bürgerinnen und Bürger der ehemaligen DDR, ge-
gen die Arbeitslosigkeit, gegen Hartz IV und gegen Niedriglöhne – also für 
Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – höchste Priorität. Die zahlreichen Bür-
germeister und Landräte der LINKEN in den neuen Bundesländern leisteten 
hier oŌ mals eine großarƟ ge Arbeit, die allerdings in der Regel wenig mit 
GewerkschaŌ en zu tun hat. Die guten Wahlergebnisse der PDS im Osten 
waren auch Ausdruck der Tatsache, dass diese Arbeit anerkannt wurde. 

Die GewerkschaŌ en hingegen operieren auf anderen Ebenen. Ihre Ta-
rifpoliƟ k sowie die betriebliche Interessenvertretung auf der Basis des 
Betriebsverfassungsgesetzes vollziehen sich außerhalb des poliƟ schen 
Sys tems im engeren Sinne, in der direkten Auseinandersetzung zwischen 
Lohnarbeit und Kapital bzw. dem Staat (soweit es um gewerkschaŌ liche 
Interessenvertretung im Öff entlichen Dienst geht). Die Arbeits- und Le-
bensbedingungen der Lohnabhängigen, die ReprodukƟ onsbedingungen 
der ArbeitskraŌ  werden allerdings poliƟ sch reguliert – nicht nur durch die 
Verfassung (KoaliƟ onsfreiheit, Streikrecht usw.), sondern auch durch die 
Gesetzgebung im Bereich der Arbeitsverfassung, der SozialpoliƟ k (Alterssi-
cherung/Renten), der Gesundheits-, Umwelt-, Bildungs- und KulturpoliƟ k. 
Mit anderen Worten: »Gute Arbeit« und »gutes Leben« erfordern starke, 
kampff ähige GewerkschaŌ en und Betriebsräte im Betrieb und auf dem 
Feld der TarifpoliƟ k. Zugleich entscheidet ihre Macht und Handlungsfähig-
keit auch über die gesellschaŌ lichen und poliƟ schen KräŌ everhältnisse. Sie 
brauchen Bündnispartner im poliƟ schen Raum. Lange Zeit hat die SPD diese 
Rolle im Sinne eines privilegierten Partners der deutschen GewerkschaŌ en 
gespielt. Hier hat sich in den letzten Jahrzehnten eine Veränderung vollzo-
gen, die in den Biografi en der IniƟ atoren der WASG schon deutlich gewor-
den ist. Die Partei DIE LINKE wird nur dann einen Beitrag zur Veränderung 
der gesellschaŌ lichen und poliƟ schen Machtverhältnisse leisten können, 
wenn es ihr gelingt, den Kampf für »gute Arbeit« und »gutes Leben« auf 
der poliƟ schen Ebene zu verstärken und dabei gleichzeiƟ g deutlich zu ma-
chen, dass solche Ziele nicht ohne TransformaƟ onen im Kapitalismus und 
über diesen hinaus zu erreichen sind. 

Die Erfolge der rechtspopulisƟ schen AlternaƟ ve für Deutschland (AfD) 
bei den Landtagswahlen vom März 2016 haben die GewerkschaŌ en wie 
die Partei DIE LINKE mit einer Herausforderung konfronƟ ert, die sich auch 
schon in anderen Mitgliedstaaten der EU mit Wahlerfolgen von rechtspo-
pulisƟ schen, rassisƟ schen, extrem naƟ onalisƟ schen und wohlstandschau-
vinisƟ schen Parteien manifesƟ ert hat. Diesen Parteien gelingt es immer 
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wieder, die soziale Frage nach rechts zu verschieben und für sich zu nut-
zen. Arbeitslosigkeit, sozialer AbsƟ eg, die Spaltung zwischen Armut und 
Reichtum, das Absinken von Kommunen und Regionen und die daraus er-
wachsende Empörung über die Verhältnisse wie über die herrschende Po-
liƟ k werden für eine Protestbewegung von rechts instrumentalisiert. Mi-
granten, Flüchtlinge, aber auch »korrupte PoliƟ ker« und die »Lügenpresse« 
sowie immer wieder die Linken, die für off ene Grenzen und internaƟ onale 
Solidarität eintreten, werden für die Ängste vor sozialem AbsƟ eg und ei-
gene Ohnmachtsgefühle im Blick auf die Krisen unserer Zeit verantwortlich 
gemacht. Die Wiedererlangung der naƟ onalen IdenƟ tät – gegenüber der 
EU, der »Globalisierung« und der Bedrohung durch fremde Kulturen und 
Religionen – gilt dabei als Voraussetzung für die Lösung der sozialen Pro-
bleme und die Stärkung der »deutschen IdenƟ tät« (die für einige ihre Blü-
tephase in der Zeit zwischen 1933 und 1945 haƩ e). Die »Säuberung« von 
Ausländerinnen und Ausländern und die Abwehr von Flüchtlingen wird von 
Mörderbanden wie dem NSU sowie durch die Inbrandsetzung von Flücht-
lingsheimen – begleitet von trunkenem Grölen: »Wir sind das Volk« – ex-
emplarisch vorweggenommen. 

Das Problem der LINKEN, aber auch der GewerkschaŌ en wird durch Teil-
ergebnisse der Landtagswahlen vom März 2016 illustriert: »Stärkste Partei 
wird die AfD in Sachsen-Anhalt auch unter ›Arbeitern‹ (30%) bzw. unter er-
werbstäƟ gen Arbeitern und Arbeitslosen (36%). Auch in Baden-WürƩ em-
berg wird sie unter erwerbstäƟ gen Arbeitern mit 28% und unter Arbeitslo-
sen (30%) stärkste Partei. Ebenfalls überdurchschniƩ liche SƟ mmenanteile 
erhält sie von WählerInnen mit Haupt- und vor allem Real schulabschluss, 
unterdurchschniƩ lich von Abiturienten und Studierenden.«11 Auch die 
GewerkschaŌ en tragen für diese Entwicklung Verantwortung; denn ihre 
Führungsgruppen halten sich in der Auseinandersetzung mit dem neuen 
Rechtspopulismus und Rassismus deutlich zurück – u.a. auch deshalb, weil 
sie fürchten, dass sie die Kolleginnen und Kollegen »an der Basis«, in den 
Betrieben nicht mehr erreichen. Gerade dort – vor allem in den Betriebs-
räten – gibt es immer weniger poliƟ sch bewusste Sprecher der Linken, 
die in der Lage und bereit sind, die betriebliche Interessenvertretung mit 
dem Kampf gegen die Macht des Kapitals und gegen die neue Gefahr des 
Rechtpopulismus und Neofaschismus zu verbinden. Die GeneraƟ on der-
jenigen FunkƟ onäre, die – auch nach 1945 – poliƟ sch durch die Organisa-

11 Horst Kahrs, Eine erneute Zäsur im Parteiensystem, in: Sozialismus 4/2016, 
S. 5.
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Ɵ onen des linken Flügels der sozialisƟ schen und kommunisƟ schen Arbei-
terbewegung sozialisiert waren, ist längst »ausgestorben« bzw. hat nach 
1991 nur noch wenige Nachfolger gefunden. In den GewerkschaŌ en hat 
gleichzeiƟ g die EntpoliƟ sierung der Interessenvertretung in der Folge der 
KonzentraƟ on auf das sogenannte KerngeschäŌ  (TarifpoliƟ k, Betriebsrats-
arbeit, Mitgliederwerbung) ebenso zu einer EntpoliƟ sierung beigetragen 
wie der Rückzug auf dem Feld der poliƟ schen Bildungsarbeit, die einen 
Beitrag zum poliƟ schen bzw. zum Klassenbewusstsein der Mitglieder und 
FunkƟ onäre zu leisten vermag. Die Hilfl osigkeit gegenüber den Heraus-
forderungen durch den Rechtspopulismus, Rassismus und NaƟ onalismus 
– und seiner Wirkung auf das Denken erheblicher Teile der Lohnabhän-
gigen, der Arbeitslosen und der GewerkschaŌ smitglieder – ist auch eine 
Folge dieser Entwicklung. 

Auf der anderen Seite gibt es in den DGB-GewerkschaŌ en – auch im 
Bereich der Jugend – immer noch linke KräŌ e, die die Losung »Nie wieder 
Krieg, nie wieder Faschismus« als AuŌ rag an die GewerkschaŌ en als Ge-
genmacht begreifen und die in der Lage sind, diesen AuŌ rag mit den Hand-
lungsbedingungen der GewerkschaŌ en in die Gegenwart zu verbinden. 
Sie kooperieren mit sozialen Bewegungen, die sich der neuen Rechten in 
den Weg stellen. Für die Partei DIE LINKE ist es geradezu zu einer Existenz-
frage geworden, inwieweit es ihr gelingen wird, den Einfl uss der Rechten 
auf Lohnabhängige, prekär BeschäŌ igte, Arbeitslose, Hartz IV-Empfänger 
und andere marginalisierte Gruppen der GesellschaŌ  zurückzudrängen, 
d.h. die soziale Frage als Klassenfrage von links, in der PerspekƟ ve der Kri-
Ɵ k des Neoliberalismus und der TransformaƟ on und Überwindung des Ka-
pitalismus sowie der Erweiterung der DemokraƟ e in WirtschaŌ  und Ge-
sellschaŌ  zu poliƟ sieren. Sie darf den Blick auf die »Arbeiterklasse« aber 
nicht auf deren Randschichten verengen, sondern muss daran arbeiten, in 
den Kernbereichen der gewerkschaŌ lich organisierten Lohnabhängigen in 
Industrie und Dienstleistungen als poliƟ sche Interessenvertretung akzep-
Ɵ ert zu werden. Dabei muss die LINKE als Teil eines gegenhegemonialen 
Blocks agieren, zu dem Teile der GewerkschaŌ en und der sozialen Bewe-
gungen, aber – in der Auseinandersetzung mit dem neuen Rechtspopulis-
mus und Faschismus – auch KräŌ e aus den demokraƟ schen Parteien, ins-
besondere der SPD, gehören. 

Marburg, April 2016



Helge Meves
Ein Gespenst kehrt zurück 
Die Entstehung der WASG aus der StandortdebaƩ e 
der 1990er Jahre und dem Protestjahr 2004

2004 haƩ e Andreas Ehrholdt nicht verstanden, warum zu den Montags-
demos meist diejenigen kamen, die von Hartz IV nicht betroff en waren, 
nicht aber die Betroff enen selbst. EntmuƟ gen ließ er sich davon zunächst 
nicht: »Ich wollte die Leute aus der Apathie reißen«, resümierte er später, 
»aber das kann kein Einzelner«.1 

Andreas Ehrholdt, Jahrgang 1961, haƩ e von 1979 bis 1989 als Transport-
arbeiter bei der Deutschen Reichsbahn gearbeitet. Dann fl üchtete er über 
Ungarn in die Bundesrepublik, kehrte aber schon zwei Monate nach der 
Maueröff nung wieder zurück nach Woltersdorf bei Magdeburg. Die Bahn 
wollte ihn nicht wieder einstellen. Eine ABM-Stelle musste er nach zwei 
Tagen abbrechen, da er einen Motorradunfall haƩ e. Körperlich schwere 
Arbeit durŌ e er danach nicht mehr machen. Eine Umschulung zum Büro-
kaufmann schloss er ab, fand mit diesem neuen Abschluss aber keine Ar-
beit – trotz hunderter Bewerbungen bundesweit. Auch die Versuche als 
Selbständiger, 2001 als Finanzberater und 2004 als freier Journalist, sicher-
ten ihm kein Einkommen oberhalb der Armutsschwelle.

Im Juli 2004 entwarf er einen DemonstraƟ onsaufruf »Schluss mit 
Hartz IV – heute ihr, morgen wir«. 200 selbst gedruckte Plakate folgten 
und wurden von ihm in Magdeburgs Fußgängerzonen, an Bauzäune, La-
ternenpfähle und Liƞ aßsäulen geklebt. Am 26. Juli kamen dann 600 Men-
schen, am 2. August 6.000. MiƩ endrin der Magdeburger Mutbürger mit 
einem T-Shirt »Wer kämpŌ , kann verlieren! Wer nicht kämpŌ , hat schon 
verloren!« – ein Zitat von Rosa Luxemburg oder Bert Brecht, bei Ehrholdt 
in Fraktur gesetzt. Die Montagsdemos waren geboren und auf ihrem Hö-
hepunkt am 30. August 2004 demonstrierten in über 200 Städten über 
200.000 Menschen mit dem Ruf »Wir sind das Volk«.2 Zunächst ignoriert, 

1 Zit. nach: Steffen Könau: Montagsdemos: Der Mutbürger. In: Mitteldeutsche 
Zeitung vom 8. Juli 2011.

2 Drei Monate später war diese Demonstrationswelle vorbei und brachen die 
Teilnehmerzahlen ein. »Auch wenn die meisten Anti-Hartz-Demonstrationen ab 
Mitte September 2004 kaum noch Zulauf erfuhren und aus der Berichterstattung 
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dann verspoƩ et, auch zu vereinnahmen versucht, zeigten die Demonstra-
Ɵ onen Wirkung in der Öff entlichkeit. 

Eine Fülle von Kommentaren erschienen, wie etwa vom späteren Mit-
gründer der AfD Konrad Adam, der eine Versorgungsmentalität als »Pro-
dukt aus östlicher Staatsfürsorge auf westlichen Niveau« anprangerte und 
in der Hauptrolle der Demonstranten »das MaskoƩ chen der deutschen Ver-
sorgungsindustrie, den dynamischen Frührentner«,3 ausmachte. Die Bun-
desregierung iniƟ ierte ganzseiƟ ge Anzeigenkampagnen schwerpunktmäßig 
für Ostdeutschland, um »die Gefühle der Bürger anzusprechen« – z.B. wie 
in dem Entwurf der Berliner Agentur DDB mit dem Slogan »Fragen Sie nicht 
mehr, was Ihr Land für Sie tun kann. Fragen Sie lieber, was Sie für Ihr Land 
tun können«.4 Am 2. Oktober erschien in der Süddeutschen Zeitung eine 
ganzseiƟ ge Anzeige unter dem Titel »Auch wir sind das Volk«. Verantwor-
tet von einem Berater Gerhard Schröders erklärten über 60 Prominente, 
dass sie das »Jammern über Deutschland saƩ  haben«, behaupteten, dass 
sie ihre »Steuern in diesem Land bezahlen«, und verteidigten die Hartz IV-
Reformen als »EinschniƩ e, die weh tun, wie alle schweren OperaƟ onen«, 
und »überlebensnotwendig für den Standort Deutschland«; unterzeich-
net u.a. von Michael Rogowski (Präsident des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie), etlichen Kuratoren und BotschaŌ ern der IniƟ aƟ ve Neue 
Soziale MarktwirtschaŌ  und Dr. Dieter Hundt (Präsident der Bundesverei-
nigung Deutscher Arbeitgeberverbände).5 

Andreas Ehrholdt haƩ e es vorher anders probiert, seine Vorstellungen 
durchzusetzen. Mit Staatsratseingaben in der DDR, in der SED bis zum Aus-
schluss, zwei Jahre in der CDU, als Kandidat für die »MiƩ elstandspartei« 
in Sachsen-Anhalt, die 1998 0,3% erreichte. Was bei ihm davon blieb, war 
2004 eine Parteien- und Verbändephobie: »Wir laufen hinter keinem Par-

verschwanden, hielten die Organisatoren der Proteste an einer Mobilisierung … 
fest. Diese extreme Kontinuität auf äußerst niedrigem Niveau (Teilnehmerzahlen 
am 6. November 2006 in Magdeburg ca. 25, in Leipzig ca. 40-50) konnte zwar in 
einigen Städten aufrechterhalten werden, hat aber keinerlei Resonanz in der Öf-
fentlichkeit.« Dieter Rink/Axel Philipps: Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-
IV-Demonstrationen 2004. In: Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007, S. 54. 

3 Konrad Adam: Ein Volk von Demonstranten. In: Die Welt vom 16. August 
2004.

4 Maike Telgheder: Das Warum als Botschaft. In: Handelsblatt vom 30. Au-
gust 2004.

5 Auch wir sind das Volk. Anzeige v.i.S.d.P. Manfred Bissinger. In: Süddeutsche 
Zeitung vom 2. Oktober 2004.
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teibanner her, aber auch hinter keiner GewerkschaŌ sfahne. Das ist jetzt 
eine VolksiniƟ aƟ ve und das macht den Leuten in Berlin jetzt wohl auch 
Angst, weil das nicht steuerbar ist.«6 2006 gründete Ehrholdt dann doch 
eine Partei »Freie Bürger für Soziale GerechƟ gkeit« (FBSG), mit der bei der 
Bundestagswahl angetreten werden sollte. Das klappte nicht.

Der Lebenslauf Andreas Ehrholdts voll Engagement und Misslingen, 
neuen Anläufen und Scheitern ist nicht nur ungewöhnlich. EƟ keƫ  erungen 
wie Spinner, Träumer, Versager lässt er nicht an sich ran: »Ich habe aus den 
Ossis aufrecht gehende Bürger gemacht«.7 Er liegt schräg zu der Fülle von 
Lebensläufen im fl exiblen Kapitalismus, die von einer eigentümlichen Re-
signaƟ on geprägt sind. Der Gedanke, dass er nicht gut genug sein könnte 
für den Arbeitsmarkt, kam ihm nicht in den Sinn. Blickte er zurück auf sein 
Arbeitsleben, sagte er entweder, dass er in dieser einen SituaƟ on selbst 
gescheitert wäre, oder in einer anderen SituaƟ on, dass er ein Opfer der 
Umstände gewesen sei. Und der Sozialstaat hat für ihn klare Aufgaben. Si-
cher besƟ mmen er und die weiteren Montagsdemonstranten den Sozial-
staat nicht defi nitorisch, etwa dass die »Haupƞ unkƟ on des Staates in der 
ErwerbsgesellschaŌ  und sein größter Erfolg darin besteht, die soziale Un-
sicherheit in den Griff  bekommen zu haben, das heißt die sozialen Risiken 
effi  zient zu reduzieren« und breiten Bevölkerungsschichten soziale Sicher-
heit verschaŏ   zu haben, was Voraussetzung für Individualitätsentwicklung 
ist.8 Aber Ehrholdt sah, dass in der GesellschaŌ  immer noch »eine Solidar-
bewegung da«9 war mit Deutungsmustern, »die auch DDR-typisch sind, die 
aber im Westen in den Unterprivilegiertenmilieus ebenfalls exisƟ eren«.10

6 Zit. nach: Robert Baumgarten: Acht Jahre arbeitslos. Der Held von Magde-
burg Andreas Ehrholdt, bislang vom Leben nicht verwöhnt, hat seine Rolle gefun-
den. In: Der Freitag vom 13. August 2004.

7 Zit. nach: Barbara Bollwahn: Buch eines Protest-Bürgers. Herr Ehrholdt em-
pört sich. In: tageszeitung vom 1. April 2011.

8 Robert Castel: Die Stärkung des Sozialen. Leben im neuen Wohlfahrtsstaat. 
Hamburger Edition, Hamburg, 2005, S. 47.

9 Zit. nach: Robert Baumgarten: Acht Jahre arbeitslos. Der Held von Magde-
burg Andreas Ehrholdt, bislang vom Leben nicht verwöhnt, hat seine Rolle gefun-
den. In: Der Freitag vom 13. August 2004.

10 Heiko Gerling: Milieus und politische Lager im gesellschaftlichen Wandel. In: 
Lagertheorie und Lagerpolitik. Sozialwissenschaftliche Befunde und politische Ar-
gumente zur Strategie der Bündnis-Grünen. Schriften der Grünen Akademie in der 
Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin 2004, S. 9-13, 45-52, hier in der Diskussion S. 22.
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Die schon vor der Agenda-2010-Reform eingeforderte Flexibilität und 
Mobilität brachte er auf mit seinen Umschulungen und seiner BereitschaŌ , 
für eine Arbeit auch den Ort zu wechseln. Aber er misst seinen Lebenslauf 
nicht in Klischees, wie der AlternaƟ ve Erfolg oder Scheitern auf dem Ar-
beitsmarkt, in dem die wachsende Konkurrenz eine große Zahl von Verlie-
rern erzwingt. Und damit hat er auch keine Zweifel daran, was oder wer 
er überhaupt sei. 

Das ist etwas Besonderes und muss überraschen. Acht Jahre Arbeitslo-
sigkeit, dazu die Zeit für die Kuren nach dem Unfall und die vergeblichen 
Umschulungen lösen in aller Regel die sozialen Bezüge der Betroff enen 
im gesamten Alltagsleben auf, »die soziale Unsicherheit schaŏ   nämlich 
nicht nur Armut, … sie wirkt auch demoralisierend, als Prinzip sozialer Auf-
lösung«.11 Ehrholdt resigniert dagegen nicht. Die Sehnsucht nach sozialer 
Bindung und GemeinschaŌ  wird bei ihm nicht »defensiv, zu einem Akt des 
Selbstschutzes«.12 Es blieb nicht bei »Protestphantasien«, sondern es wurde 
auf der Straße demonstriert und damit das Bewusstsein für die Folgen der 
Hartz-IV-Reformen verstärkt und das gesellschaŌ liche Meinungsklima ver-
schoben. Die Forderung der Demonstranten nach einer Rücknahme der 
Hartz-IV-Reformen blieb unerfüllt, ist aber erwähnenswert auch deshalb, 
weil es eine Schwäche dieser sozialen Bewegung deutlich macht: Ihre Al-
ternaƟ ven waren nur gering ausgeprägt und ihre »Wut blieb adressaten-
los«.13 Den Montagsdemos mangelte es »an klaren Forderungen, an trag-
fähigen poliƟ schen Bündnissen und einer übergreifenden Solidarisierung 
mit den Betroff enen«.14

In den MontagsdemonstraƟ onen, den Polemiken gegen und den De-
baƩ en um sie wurde weiter eine Spannung sichtbar: Es gab noch Ansprü-
che an den Sozialstaat, aber mit der Schwierigkeit, einen Ansprechpartner 
für die KriƟ k zu fi nden. Im Bundestag teilten »alle FrakƟ onen im Kern eine 
idenƟ sche Reformphilosophie, von den Grünen bis zur CSU, von den So-
zialdemokraten bis zu den Liberalen … Eine solche poliƟ sche EinsƟ mmig-

11 Robert Castel: Die Stärkung des Sozialen. Leben im neuen Wohlfahrtsstaat. 
Hamburger Edition, Hamburg, 2005, S. 38.

12 Richard Sennett: Der flexible Mensch. Die Kultur des neuen Kapitalismus. 
Berlin-Verlag, Berlin, 1998, S. 190.

13 Richard Detje/Wolfgang Menz/Sarah Nies/Dieter Sauer: Krise ohne Konflikt? 
Interessen- und Handlungsorientierungen im Betrieb – die Sicht der Betroffenen. 
VSA, Hamburg, 2011, S. 142f.

14 Dieter Rink/Axel Philipps: Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-IV-De-
monstrationen 2004. In: Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007, S. 58. 
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keit hat man in der Geschichte des deutschen Parlamentarismus allein am 
4. August 1914 erlebt«.15 Für die Agendareformer der SPD war »dieser So-
zialstaat, den man selber vor 30 Jahren etablierte, miƩ lerweile entschie-
den zu teuer, zu parasitär, zu leistungshemmend, zu wachstumsfeindlich, 
zu paternalisƟ sch«16 geworden. Und, wie es Ivan Nagel 2003 auf den Punkt 
brachte, »von ARD bis RTL, vom WirtschaŌ steil der SZ und FAZ bis zur Bild-
Zeitung wurden die immergleichen extrem liberalen Dogmen vorausgesetzt 
und uns eingehämmert. AlternaƟ ven prangerte man schon durch die Wort-
wahl an.«17 Wie kam es zu dieser Entwicklung und wie konnte diese KriƟ k 
am Sozialstaat hegemonial werden? Wie wandelten sich die von der SPD 
vertretenen GerechƟ gkeitsvorstellungen und welche ArgumentaƟ onen la-
gen ihm zu Grunde? Und wie wandelte sich das gesellschaŌ liche Klima bis 
hin zum Protestjahr 2004 und der Gründung der WASG?

Globalisierung und demografi scher Wandel – die neoliberale 
Agenda der 1990er Jahre

Historiker periodisieren die neueste Geschichte gerne nach den Zeiträumen 
von Regierungswechseln, Parteigründungen bzw. -programmen. Tatsäch-
lich sind diese schon das Ergebnis von sukzessiv hegemonial gewordenen 
Vorstellungen in der GesellschaŌ  bzw. den Parteien und schließen diese 
mit Mehrheitsbeschlüssen ab. Die Neue OstpoliƟ k der sozialliberalen Re-
gierung etwa u.a. mit dem Viermächteabkommen 1971 und dem Grundla-
genvertrag 1972 wurde bereits 1963 unter dem Titel Wandel durch Annä-
herung von Egon Bahr und Willy Brandt auf der Evangelischen Akademie 
Tutzing programmaƟ sch vorgestellt.18 Dem Wechsel der FDP von der Koa-

15 Franz Walter: Einheitsfront der Reformer. Wer den Sozialstaatsumbau ab-
lehnt, hat im Bundestag und in der politischen Elite keine wirkungsvolle Stimme 
mehr – also gibt er sie Außenseitern. In: Süddeutsche Zeitung vom 22. Septem-
ber 2004.

16 Franz Walter: Einheitsfront der Reformer. Wer den Sozialstaatsumbau ab-
lehnt, hat im Bundestag und in der politischen Elite keine wirkungsvolle Stimme 
mehr – also gibt er sie Außenseitern. In: Süddeutsche Zeitung vom 22. Septem-
ber 2004.

17 Ivan Nagel: Abwärts in der Doppelhelix. Zum Stand der Diskussionen um die 
Agenda 2010 und ihre Begrifflichkeit. Das Falschwörterbuch der Sozialreformen. 
In: Süddeutsche Zeitung vom 30. Mai 2003. 

18 Egon Bahr: Wandel durch Annäherung. Tutzinger Rede vom 15. Juli 1963. 
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liƟ on mit der SPD zu einer mit der CDU vorweg gegangen war das Lambs-
dorff -Papier genannte Sparkonzept des BundeswirtschaŌ sministers (Kon-
zept für eine PoliƟ k zur Überwindung der Wachstumsschwäche und zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit)19 1982, mit dem die FDP sozio-ökono-
misch auf neoliberale PosiƟ onen gewechselt war.

So ist auch die Entstehung der WahlalternaƟ ve2006 sowie der IniƟ a-
Ɵ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit 2004, vereint als WahlalternaƟ ve Ar-
beit & soziale GerechƟ gkeit WASG, der Partei gewordene Ausdruck der 
vorherigen gesellschaŌ lichen DebaƩ en. Und sie sind zwar sicher eine Re-
akƟ on auf die 2003 verkündete Agenda2010 von SPD und Grünen. Diese 
neoliberale ReformpoliƟ k setzte aber auch auf vorherige gesellschaŌ liche 
DebaƩ en, erste Anläufe, Parlamentsentscheidungen und die dabei popu-
larisierten ArgumentaƟ onsmuster auf, die diese neue PoliƟ k erst hegemo-
niefähig gemacht haben. Hier verfolgt an der Etablierung der Argumente 
vom Leistungsmissbrauch und der Unterscheidung von wirklich und schein-
bar BedürŌ igen sowie an den demografi schen Veränderungen und der Lo-
sung privat vor Staat.20

ArgumentaƟ onsmuster und Wandlungen im GerechƟ gkeitsbegriff 
Das Argument vom Leistungsmissbrauch erlebte 1992 eine durchschla-
gende Renaissance. Auslöser waren die DebaƩ en über die Einschränkung 
des Asylrechts. Der dann von CDU/CSU und FDP mit der SPD vereinbarte 
Asylkompromiss machte es hegemonial wirksam. Danach profi Ɵ eren Men-
schen von Sozialleistungen, weil es keine wirksamen Kontrollen gibt und 
obwohl sie nicht anspruchsberechƟ gt sind. Bei der PrivaƟ sierung der Bun-
despost 1994 hieß es privat vor Staat. Staatliche InsƟ tuƟ onen sind danach 
weniger effi  zient als private, weshalb privaƟ siert werden müsse, um kon-
kurrenzfähig zu bleiben. Mit der Pfl egeversicherung 1995 sollte den wirk-
lich BedürŌ igen geholfen werden, was eine geringfügige Abwandlung des 
Arguments vom Leistungsmissbrauch war. Und die Einführung der Riester-
Rente 2001 war geradezu von einer Propagandawelle um die prognosƟ -
zierbar gewiss eintretenden demografi schen Veränderungen begleitet. Die 
sinkende Geburtenrate und höhere Lebenserwartung würde zu einer Ver-

19 Otto Graf Lambsdorff: Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachs-
tumsschwäche und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (auch Sparkonzept von 
Bundeswirtschaftsminister Otto Graf Lambsdorff vom 9. September 1982).

20 Zu einem Teil der Argumente bereits AG Alternative Wirtschaftspolitik 
(Hrsg.): Memorandum 1995. Köln, 1995, S. 127-145.
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schiebung zwischen der Anzahl der Sozialbeitragszahler und -empfänger 
führen, womit die bisherigen sozialen Sicherungssysteme Renten-, Pfl ege- 
und Krankenversicherung überfordert wären.21 

Diese drei ArgumentaƟ onsmuster werden einige Jahre später in den 
Agenda2010-Begründungen immer wieder verwendet und sie gehen mit 
einem gewandelten GerechƟ gkeitsbegriff  einher. Vorstellungen von sozi-
aler GerechƟ gkeit implizieren generell einen sozialen Ausgleich zwischen 
Menschen zugunsten der BedürŌ igkeit von Benachteiligten und Behinder-
ten. Deren Anspruch darauf ist berechƟ gt und geht so über Formen der 
WohltäƟ gkeit, Barmherzigkeit und Dankbarkeit hinaus, diese »GerechƟ g-
keit ist die erste Tugend sozialer InsƟ tuƟ onen«.22 Dabei wird immer über 
das Verhältnis von Bedarfs- und LeistungsgerechƟ gkeit sowie Gleichheit 
diskuƟ ert. Der den drei genannten ArgumentaƟ onsmustern zu Grunde 
liegende GerechƟ gkeitsbegriff  dagegen ist eher versicherungsmathema-
Ɵ scher Natur.23 Der soziale Ausgleich soll nicht mehr zwischen den Men-
schen erfolgen und ein Rechtsanspruch sein, sondern jeder soll für sich 
selbst vorsorgen, um schließlich das zu bekommen, was er eingezahlt hat 
– genauer, was der eingezahlte Betrag nach der Anlage am Kapitalmarkt 
zum Zeitpunkt der Auszahlung wert ist. Mit dieser Form der Absicherung 
grundlegender Lebensrisiken wird die BedürŌ igkeit von Benachteiligten 
und Behinderten zwar anerkannt, aber der Ausgleich dafür wird von einer 
gesellschaŌ lichen zu einer privaten Aufgabe, die Geltung der Bedarfsge-
rechƟ gkeit wird zugunsten einer Leistungs- bzw. ChancengerechƟ gkeit zu-
rückgedrängt. Alle drei ArgumentaƟ onsmuster waren Anfang der 1990er 
Jahre nicht wirklich neu erfunden worden. Sie waren vordem bekannt, 
wurden in allen DebaƩ en immer mal wieder bemüht, konnten aber nicht 
wirkmächƟ g werden. Trotz aller Verteilungskämpfe konnte der bundes-
deutsche Sozialstaat bis in die 1980er Jahre seine Kernleistungen erfüllen 
und stand er auch bis dahin nicht zur DebaƩ e.

21 Zur Kritik u.a. Christian Christen/Tobias Michel/Werner Rätz: Sozialstaat:  
Wie die Sicherungssysteme funktionieren und wer von den »Reformen« profi-
tiert. VSA, Hamburg, 2003 und Albrecht Müller: Die Reformlüge. Droemer, Mün-
chen, 2004. 

22 John Rawls: Eine Theorie der Gerechtigkeit. Suhrkamp, Frankfurt a. M., 1975, 
S. 19.

23 Christoph Butterwegge: Legitimationsmuster und Massenakzeptanz der So-
zialstaatsreform. In: Forschungsjournal NSB, 1/2007, S. 8ff.
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Globalisierung und die StandortdebaƩ e 
um die WeƩ bewerbsfähigkeit
Dies änderte sich im Verlauf der DriƩ en industriellen RevoluƟ on ab 197424 
mit der Durchsetzung der InformaƟ onstechnologie in ProdukƟ on, Kommu-
nikaƟ on und Verwaltung. Auf den Einbruch 1974/75, den vorübergehenden 
Aufschwung danach, die weltweite Rezession 1982 und den darauf wieder 
folgenden Aufschwung in Deutschland aufgrund des wirtschaŌ lichen Ver-
einigungsbooms bis 1992, reagierten die wirtschaŌ lichen und poliƟ schen 
Eliten mit einem Paradigmenwechsel. Als neue Herausforderung und ge-
radezu ein Phänomen Ende des 20. Jahrhunderts wurde die Globalisierung 
vorgestellt, unter deren Rahmenbedingungen die einzelnen WirtschaŌ s-
standorte miteinander konkurrieren. Die StandortdebaƩ e wurde zum inter-
naƟ onal hegemonialen Diskurs, innerhalb dessen die Fragestellungen ver-
schoben wurden. Nicht mehr die ZukunŌ  der gesamten GesellschaŌ , ihrer 
demokraƟ schen Verfasstheit einschließlich des Sozialstaates wurde disku-
Ɵ ert, sondern lediglich die WeƩ bewerbs- und BeschäŌ igungsfähigkeit der 
Unternehmen als Kriterium genommen. Deren WeƩ bewerbsposiƟ on sollte 
durch einen Wechsel von einer nachfrage- zu einer angebotsorienƟ erten 
WirtschaŌ spoliƟ k verbessert werden. Der dieser Schule verpfl ichtete Sach-
verständigenrat der gesamtwirtschaŌ lichen Entwicklung der Bundesregie-
rung, die Fünf WirtschaŌ sweisen, empfahl Kapital, unternehmerische Tä-
Ɵ gkeit, Technologie und Wissen in den WirtschaŌ sraum zu holen, und zur 
Verbesserung der Angebotsbedingungen dafür eine weitgehende Deregu-
lierung der Arbeitsverhältnisse: Die Steuern und Abgaben sollten gesenkt, 
die BürokraƟ e abgebaut und die Tarifverträge fl exibilisiert werden25 – das 
Gegenteil der Empfehlungen der Arbeitsgruppe AlternaƟ ve WirtschaŌ spo-
liƟ k.26 Die bundesdeutsche Entwicklung wies dabei im internaƟ onalen Ver-
gleich zwei Besonderheiten auf: Die Finanzierung der Deutschen Einheit 
erfolgte vorwiegend über die Sozialversicherungen, was damit zu kompen-
sieren versucht wurde, dass die Beitragssätze im Zeitraum von 1990 bis 
1998 von 35,2 auf 42,8% angehoben wurden; darüber hinaus wurde die 

24 Georg Fülberth: Kapitalismus. PapyRossa, Köln, 2010, S. 93ff. 
25 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung (Hrsg.): Jahresgutachten 1995/96, Stuttgart 1995, S. 11; Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Hrsg.): Jahresgut-
achten 1996/97, Stuttgart 1996, S. 10. 

26 AG Alternative Wirtschaftspolitik (Hrsg.): Memorandum 1995. Köln, 1995, 
S. 127-145.
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Schuldenbelastung der öff entlichen Haushalte in diesem Zeitraum durch 
Kreditaufnahmen verdoppelt.

Die unter diesen Herausforderungen denkbaren AlternaƟ ven der ange-
botsorienƟ erten vs. nachfrageorienƟ erten PoliƟ k, der Deregulierung des 
Arbeitsmarktes vs. OpƟ mierung, der ChancengerechƟ gkeit vs. Bedarfsge-
rechƟ gkeit etc. verloren an Bedeutung. Vielmehr wurde der neoliberale Pa-
radigmenwechsel als geradezu alternaƟ vlos dargestellt. Beworben wurde 
er gerade in der Bundesrepublik vor dem Hintergrund der mit dem Schei-
tern der DDR diskrediƟ erten Vorstellungen von sozialer GerechƟ gkeit und 
alternaƟ ven Entwicklungspfaden überhaupt. Die marktliberale Interpreta-
Ɵ on der StandortdebaƩ e wurde in den 1990er Jahren zum hegemonialen 
Diskurs in der WirtschaŌ s- und SozialpoliƟ k. Diese kurz skizzierten Wand-
lungen im GerechƟ gkeitsbegriff  und ihre Folgen sind hier von Interesse, 
weil sie es erlauben, sowohl die Geschichte der Durchsetzung wie der Kri-
Ɵ k an der neoliberalen PoliƟ k nachzuvollziehen als auch die Herausforde-
rungen etwas weiter zu fassen, vor denen die WASG stand.

Die SPD in der StandortdebaƩ e
Die SPD war in diesem Zeitraum in der OpposiƟ on, sodass die Entwick-
lung ihrer PosiƟ onen in dieser DebaƩ e – mit Ausnahme der ZusƟ mmung 
bei der Asylrechtsänderung – parlamentsöff entlich nicht deutlich wurde. 
Mit dem Berliner Programm von 1989 haƩ e sie ökologische Steuerungsan-
sprüche mit keynesianischen verbunden. In der StandortdebaƩ e haƩ e sie 
ein kriƟ sch-akƟ ves Verhältnis zur Globalisierung: »Um zu verhindern, daß 
Standortkonkurrenz zwischen WirtschaŌ sräumen zum weltweiten Druck 
auf Löhne, zu schlechteren Arbeitsbedingungen, Sozialleistungen und Um-
weltnormen führt, werden internaƟ onal verbindliche Regeln für soziale und 
ökologische ProdukƟ onsbedingungen nöƟ g«.27 Sie trat für eine Arbeitszeit-
verkürzung ein, für BeschäŌ igungsprogramme, einen Wertschöpfungsbei-
trag und Sonderabgaben für Vermögende, lehnte PrivaƟ sierungen ab. Der 
fi nanzpoliƟ sche Steuerungsanspruch wurde klar ausformuliert: »Nur der 
Reiche kann sich den armen Staat leisten. Wachsende und neue Staatsauf-
gaben im Interesse aller erlauben auch künŌ ig kaum geringere Gesamtbe-
lastung durch Steuern, selbst bei strengster WirtschaŌ lichkeit und Spar-
samkeit.«28 Allerdings gilt für das Berliner Programm der SPD auch, was 
eingangs zu Periodisierungsversuchen von Historikern bemerkt wurde: 

27 Berliner Programm der SPD 1989, S. 37.
28 Ebd., S. 47. 
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Das Programm schloss die gesamtgesellschaŌ lichen DebaƩ en des vorher-
gehenden Jahrzehnts ab; seitdem gab es keine GrundsatzdebaƩ en mehr in 
der SPD. Dazu kam, dass die gesamte DebaƩ e um den »ökologischen Um-
bau der IndustriegesellschaŌ « der SPD nicht zu Regierungsbeteiligungen 
verhalf, weshalb er unter dieser PerspekƟ ve als ein »historisch beispiel-
loser Flop« persifl iert wurde.29

Mit dem zugespitzten Zwang zur Finanzkonsolidierung infolge der po-
liƟ sch gewollten vereinigungsbedingten Belastungen für die öff entlichen 
Haushalte und die Sozialversicherungen verschoben sich die Diskussionen 
bei der SPD. Die poliƟ sche DebaƩ e um die Standortkonkurrenz wurde als 
KostendebaƩ e geführt, was auch im KoaliƟ onsvertrag von SPD und Grü-
nen 1998 deutlich wurde. So fi el die Bilanz, die die Arbeitsgruppe Alterna-
Ɵ ve WirtschaŌ spoliƟ k (Memorandumgruppe) Anfang 1999 hinsichtlich des 
KoaliƟ onsvertrages zog, gemischt aus: Er »hat die Hoff nung genährt, […] 
dass die akƟ ve ArbeitsmarktpoliƟ k einen anderen Stellenwert erhält. Die 
ersten Ansätze der rot-grünen Bundesregierung setzen, wenn auch noch 
zaghaŌ , neue und richƟ ge Akzente«. SteuerpoliƟ sch bildete nicht die ein-
zelwirtschaŌ liche Stärkung der AngebotskräŌ e, sondern die »Stabilisierung 
der Nachfrage, der Abbau der Arbeitslosigkeit sowie die künŌ ige Entla-
stung der Umwelt die Eckwerte des Programms«. Allerdings wurde Anfang 
1999 auch gesehen, dass die Bundesregierung einen »Ausbau des Öff ent-
lichen Sektors oder auch die Schaff ung eines ›driƩ en Sektors‹ aus ihren 
wirtschaŌ spoliƟ schen Überlegungen ausgeschlossen zu haben schien«. 30 
Der staatliche Gestaltungsanspruch sollte nicht mehr erhöht werden, ver-
zichtet wurde auf Konjunkturprogramme und Nachfragesteuerung, womit 
der Übergang zu einer angebotsorienƟ erten WirtschaŌ spoliƟ k – zunächst 
sozusagen von links – vollzogen wurde.31 Mit dem Schröder-Blair-Papier 
1999 wurde der neoliberale GerechƟ gkeitsimperaƟ v übernommen, wo-
nach soziale GerechƟ gkeit in einer »Ausweitung der Chancengleichheit« 
bestehe. Die im Berliner Programm noch deutlich ausformulierte Forde-
rung einer internaƟ onalen Steuerung mit sozialen und ökologischen Re-

29 Peter Lösche/Franz Walter: Die SPD. Klassenpartei – Volkspartei – Quoten-
partei. Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt, 1992, S. 130. 

30 AG Alternative Wirtschaftspolitik (Hrsg.): Memorandum 1999. Köln, 1999, 
S. 163, 97, 19.

31 Sebastian Nawrat: Agenda2010 – ein Überraschungscoup. Kontinuität und 
Wandel der wirtschafts- und sozialpolitischen Programmdebatten in der SPD seit 
1982. Dietz, Bonn, 2012, S. 85ff., 224ff. 



32 Helge Meves

geln wurde darin zugunsten »einer EU als weiterhin entschiedene KraŌ  
für die Liberalisierung des Welthandels«32 zurückgewiesen und scheiterte 
1999 mit dem RücktriƩ  Oskar Lafontaines als Parteivorsitzendem und Fi-
nanzminister. Die deutsche SozialdemokraƟ e sah danach die europäische 
Ebene nicht mehr als poliƟ schen Handlungsraum für sich an und überließ 
sie anderen Akteuren und Interessengruppen. Die Liberalisierung der Fi-
nanzmärkte durch die erste rot-grüne RegierungskoaliƟ on trug mit zu dem 
New-Economy-Boom bei. Dessen Krise und die riesige Kapitalvernichtung 
ab 2001 führten bei SPD und Grünen dann allerdings nicht zu einer kri-
Ɵ schen Korrektur ihrer PosiƟ onen.33 Während der bundesdeutsche So-
zialstaat bis dahin im Kontext der angebotsorienƟ erten StandortdebaƩ e 
vorrangig unter dem Gesichtspunkt der WeƩ bewerbsfähigkeit umgebaut 
wurde, wurde dies nun nach den vorhergehenden DebaƩ en auch auf die 
BeschäŌ igungsfähigkeit erstreckt. Die Deregulierung des Arbeitsmarktes 
stand an, mit der die Rechte der Arbeitnehmer und alle sozialen Siche-
rungssysteme zur DisposiƟ on gestellt wurden.

Von der WeƩ bewerbsfähigkeit zur BeschäŌ igungsfähigkeit
Arbeit und soziale GerechƟ gkeit ist eine schillernde und immer wieder ge-
nutzte Wendung. Die bayerischen MetallgewerkschaŌ er und späteren In-
iƟ atoren für eine neue LINKE knüpŌ en mit dieser Formulierung ganz be-
wusst an die im Vorfeld der Bundestagswahl 1998 gestartete Kampagne 
der IG Metall und das gleichnamige DGB-AkƟ onsprogramm 1997 an. Sie 
erinnerten damit an die Erwartungen, die man von der erwünschten Koa-
liƟ on von SPD und Grünen haƩ e. Und sie refl ekƟ erten damit auch auf die 
EnƩ äuschungen, die diese Regierung seit 1998 und noch gravierender ab 
2002 produzierte. Der IG Metall-Vorsitzende Klaus Zwickel warf der regie-
renden CDU/CSU/FDP-KoaliƟ on bei der Vorstellung der Kampagne im Vor-
feld der Bundestagswahl 1998 vor, dass sie zahlreiche sozialstaatliche Si-
cherungen abgebaut habe und »Arbeitnehmer, Arbeitslose und Rentner die 
Dummen waren«. Die durchschniƩ liche Lohnsteuerabgabe habe 1982 noch 
rund 16% betragen und 1995 bereits 20,4% erreicht. GleichzeiƟ g sei die Steu-

32 Gerhard Schröder/Tony Blair: Der Weg nach vorne für Europas Sozialde-
mokraten. Ein Vorschlag von Gerhard Schröder und Tony Blair (London, 8. Juni 
1999).

33 Joachim Bischoff: Das Projekt Rot-Grün – eine Bilanz. In: Ders. u.a.: Schwarz-
buch Rot-Grün: von der sozial-ökologischen Erneuerung zur Agenda 2010. VSA, 
Hamburg, 2005, S. 7-25
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erlast auf Vermögen und Gewinne von 19,9 auf 9,7% gesunken.34 Vier Jahre 
später bewertete Zwickel die erste rot-grüne Regierungsbilanz in einem Posi-
Ɵ onspapier zur Bundestagswahl 2002 als zwiespälƟ g. Trotz wichƟ ger Einzel-
verbesserungen bei den BeschäŌ igtenrechten habe es den angekündigten 
PoliƟ kwechsel nicht gegeben. Die weiterhin hohe Arbeitslosigkeit und die 
UngerechƟ gkeiten bei der Verteilung von Arbeit, Bildung, Einkommen und 
Vermögen zeigten die Schwachpunkte: »Im MiƩ elpunkt der PoliƟ k stünden 
nicht Arbeit, GerechƟ gkeit und InnovaƟ on, sondern die Spar- und Konsoli-
dierungspoliƟ k.«35 Die IG Metall, wie die meisten anderen GewerkschaŌ en, 
forderte eine sozialstaatliche Gesetzgebung und setzte sich für einen macht- 
und handlungsfähigen intervenƟ onisƟ schen Sozialstaat ein. 

Dies war für die GewerkschaŌ en allerdings nur das MiƩ el, um das Ziel 
des sozialstaatlichen Kompromisses zu erreichen. SelbstbetäƟ gung sollte 
mit der materiellen Sicherung des Lebens zusammenfallen. Indem der Sta-
tus der Arbeitnehmer durch staatsbürgerliche Teilnahme- und soziale Teil-
haberechte gegenüber der Arbeitgeberseite gestärkt wird, erhält die Masse 
der Bevölkerung die Chance, in Freiheit, sozialer GerechƟ gkeit und wach-
sendem Wohlstand zu leben. Die StandortdebaƩ e wurde, wie bereits be-
merkt, auch von der SPD der 1990er Jahre als eine KostendebaƩ e geführt, 
womit die Idee eines macht- und handlungsfähigen intervenƟ onisƟ schen 
Sozialstaates infrage gestellt war. Die angebotsorienƟ ert themaƟ sierte Be-
schäŌ igungsfähigkeit rückte die Frage der Sozialversicherungsbeiträge als 
Verteuerung der Arbeit, die so genannten Lohnnebenkosten, in den Mit-
telpunkt. Bei den DebaƩ en um die die BeschäŌ igtenrechte direkt berüh-
rende Einführung der Pfl egeversicherung und der Riester-Rente haƩ en die 
GewerkschaŌ en widerständig reagiert. Sie kriƟ sierten allerdings nicht das 
gesamte Tableau der neoliberalen ArgumentaƟ onsmuster als eine Bedro-
hung der eigenen Vorstellungen zum Zusammenhang von Arbeit und sozi-
aler GerechƟ gkeit und deren durchschlagend entsolidarisierende Wirkung 
in der GesellschaŌ . Auf die PrivaƟ sierung von Bahn und Post waren die Ein-
zelgewerkschaŌ en nicht vorbereitet und versuchten sie durch Zugeständ-
nisse sozial abzufedern. Ihre Kampĩ edingungen waren dabei dadurch er-
schwert, dass ihre PosiƟ onen einerseits einem erheblichen medialen Druck 

34 Zit. nach: Harsche Kritik an IG Metall. CDU-Generalsekretär Hintze wirft Zwi-
ckel Parteinahme vor – Gewerkschaft startet Anzeigenkampagne. in: Die Welt 
vom 14.2.1998. 

35 IG Metall Positionspapier zur Bundestagswahl. Pressemeldung der IG Me-
tall Nr. 36/2002 vom 9. April 2002.
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ausgesetzt waren, die Reformen mit dem Ziel der Verbesserung der WeƩ be-
werbsfähigkeit der Unternehmen ihre VerhandlungsposiƟ onen geschwächt 
haƩ en, sie weiter mit organisaƟ onspoliƟ schen Problemen wie geringerer 
OrganisaƟ onsfähigkeit und geringerem Machtpotenzial gegenüber den Ar-
beitgebern zu kämpfen haƩ en und sie nicht zuletzt auch eine geringere Prä-
senz im parlamentarischen Raum haƩ en. Mit dem GeneraƟ onenwechsel in-
nerhalb der SPD sank der Anteil der GewerkschaŌ er in den Parlamenten; die 
PDS war damals ohnehin keine klassische Arbeitnehmerpartei, worauf noch 
zurückzukommen ist. Die GewerkschaŌ en insgesamt sahen ihr Feld unter 
diesen Voraussetzungen ab 1998 in einer Einfl ussnahme auf die Bundesre-
gierung aus SPD und Grünen, in der sie nach sechzehn Jahren Kohl-Regierung 
und gegenüber einer CDU/CSU/FDP-KoaliƟ on bessere Durchsetzungschan-
cen sahen. Die Veränderungen in der SPD bis zum Schröder-Blair-Papier 
wurden dagegen nur parƟ ell zur Kenntnis genommen und der Protest da-
gegen und gegen die folgenden Sozialstaatsreformen bis zur Gründung der 
WASG war keineswegs Konsens in der gewerkschaŌ lichen Bewegung. Der 
spätestens mit der StandortdebaƩ e Anfang der 1990er Jahre sich verstär-
kende ökonomische Druck auf die Betriebe, BelegschaŌ en und damit auch 
die GewerkschaŌ en wurde selten als eine neue Qualität der Auseinander-
setzungen refl ekƟ ert und betriebliche oder überbetriebliche Formen kol-
lekƟ ver poliƟ scher InteressenpoliƟ k wurden kaum entwickelt.

Das Auseinanderfallen wohlfahrtsstaatlicher Ansprüche 
und Erwartungen
Die Verschiebungen in den gesellschaŌ lichen Diskussionen seit den Stand-
ortdebaƩ en Anfang der 1990er Jahre und die Massenwirksamkeit der um 
die beiden zentralen Themen Globalisierung/Standort und demografi scher 
Wandel/soziale Sicherungssysteme popularisierten neoliberalen Argu-
mente sind kaum zu unterschätzen, aber widersprüchlich.

Die generellen wohlfahrtsstaatlichen Ansprüche in der Bevölkerung än-
derten sich seit den 1980ern trotz dieser Erfolge des Neoliberalismus nur 
unwesentlich. Es bestand ein breiter Konsens darüber, dass der Wohl-
fahrtsstaat die insƟ tuƟ onelle Antwort auf die grundlegenden Lebensri-
siken Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und Alter ist, die mit der industriel-
len ProdukƟ onsweise im 19. Jahrhundert erst entstanden waren. Die Frage 
nach diesem insƟ tuƟ onellen Kern des Wohlfahrtsstaates beantworteten36 

36 Die folgenden Zahlen mit einer Fülle weiterer Literatur nach Oliver Nacht-
wey/Tim Spier: Günstige Gelegenheit. Die sozialen und politischen Entstehungs-
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1984 90,2% und über die Jahre konstant 2004 87,7% mit Ja. Auch die Frage 
nach seinen intervenƟ onisƟ schen Aufgaben vom Kampf gegen Arbeitslo-
sigkeit über Preisstabilität bis zum Recht, unternehmerische Freiheiten ein-
zuschränken, wurde ähnlich gleichbleibend beantwortet: 1984 sƟ mmten 
dem 73,5% und 2004 noch 64,3% zu. Veränderungen gab es in diesen bei-
den Jahrzehnten allerdings bei der Frage der Höhe der Sozialleistungen. 
Auf die Frage nach der Erhöhung, respekƟ ve Kürzung, der Sozialleistungen 
halbierte sich fast die Anzahl der zusƟ mmenden Aussagen zu Ungunsten 
höherer Sozialleistungen. Bemerkenswert sind die Angaben der befragten 
Arbeitslosen: 1984 sprachen sich 3,5%, 2004 dann 13,9% für eine Kürzung 
der Sozialleistungen aus. 

Die seit 1992 etablierten Argumente vom Leistungsmissbrauch und die 
Unterscheidung zwischen wirklich und scheinbar BedürŌ igen haƩ en eine 
hegemoniale Wirkung enƞ altet. Die unverändert generellen Ansprüche an 
den Sozialstaat konnten unter diesen Voraussetzungen nur mehr weniger 
poliƟ sch und mehr moralisch zur Geltung gebracht werden. Es entwickelte 
sich sukzessive ein »erhebliches, wenn auch diff uses Protestpotenzial«.37 
Die unveränderten Erwartungshaltungen an abstrakt-moralische Wohl-
fahrtsstaatsansprüche und die konkret-poliƟ schen Wohlfahrtsstaatserwar-
tungen klaŏ  en auseinander. Es fehlte ein konkret-poliƟ scher Adressat, der 
mehr anbot als die programmaƟ sch veränderte SPD und die wenig durch-
setzungsfähigen GewerkschaŌ en. Mit der Niederlage beim Kampf um die 
Einführung der 35-Stunden-Woche in Ostdeutschland haƩ e die IG Metall 
erstmals seit einem halben Jahrhundert einen Streik ohne Ergebnis abbre-
chen müssen. Die Tarifauseinandersetzungen 2004 bei Siemens, Daimler-
Chrysler, KarstadtQuelle, VW und Opel haƩ e deren Schwäche bestäƟ gt. 
In allen Fällen sƟ mmte sie Lohnsenkungen und Arbeitszeitverlängerungen 
zu und erhielt sie lediglich die vage Zusage auf BeschäŌ igungssicherung im 
Sinne eines Verzichts auf betriebsbedingte Kündigungen und einer Fort-
setzung des sozialverträglichen BeschäŌ igungsabbaus.38

hintergründe der Linkspartei. In: Tim Spier u.a. (Hrsg.): Die Linkspartei. Zeitgemäße 
Idee oder Bündnis ohne Zukunft, VS, Wiesbaden, 2007, S. 32ff. 

37 Richard Detje/Wolfgang Menz/Sarah Nies/Dieter Sauer: Krise ohne Konflikt? 
Interessen- und Handlungsorientierungen im Betrieb – die Sicht der Betroffenen. 
VSA, Hamburg, 2011, S. 140f.

38 Thomas Sablowski: Gewerkschaften am Scheideweg. In: Prokla – Zeitschrift 
für kritische Sozialwissenschaft, Dezember 2004, und Günther Frech: Grenzen der 
Betriebsratslogik. In: Blätter für deutsche und internationale Politik 12/2004.
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Die Entstehung der beiden AlternaƟ ven und ihre ersten Aufrufe 

Ab dem 2. März 2004 erschienen in der Presse erste Berichte über die 
GründungsakƟ vitäten der beiden IniƟ aƟ ven »Arbeit & soziale GerechƟ g-
keit« und »WahlalternaƟ ve 2006«.39 Am 5. März 2004 fand in Berlin das er-
ste Treff en der »WahlalternaƟ ve 2006« staƩ , wofür ein Konferenzsaal im 
Berliner GewerkschaŌ shaus angemietet wurde. Mit dabei waren in Berlin 
auch Klaus Ernst und Thomas Händel, die gemeinsam mit den weiteren In-
iƟ atoren die Forderungen der ASG auf einer Pressekonferenz am 19. März 
2004 in Nürnberg vorstellten. Beide IniƟ aƟ ven legten dabei Aufrufe vor, 
die ihre vorherigen internen DebaƩ en abschlossen und die Gründung ei-
ner »wählbaren sozialen AlternaƟ ve ausdrücklich einschlossen«40 bzw. das 
Ziel verkündeten, eine »neue, eigenständige poliƟ sche FormaƟ on zu ent-
wickeln, die bei der Bundestagswahl 2006 mit der Aussicht auf Erfolg an-
zutreten in der Lage ist«,41 und bildeten Arbeitsausschüsse (siehe Kasten 
auf Seite 38f.). 

Der zweiseiƟ ge Aufruf der ASG war aus Diskussionen einiger poliƟ sch 
akƟ ver GewerkschaŌ er der IG Metall in Bayern entstanden und ließe sich 
weiter bis zur IniƟ aƟ ve zur Vernetzung linker GewerkschaŌ erInnen« 1999 
zurückverfolgen.42 Die regionale HerkunŌ  der IniƟ atoren ist dabei poliƟ sch 
zu verstehen: »In der TarifpoliƟ k der Nachkriegsgeschichte wurden alle 
Margen von der IG Metall im Südwesten gesetzt – bis auf die Ausnahme 

39 DGB/SPD. Graben zwischen den Genossen. Aus Enttäuschung über die SPD 
erwägen Teile der Gewerkschaften die Gründung einer eigenen Partei. In: Süd-
deutsche Zeitung vom 2. März 2004; »Die Entfremdung zur SPD ist groß« – Ge-
werkschafter und Linke schließen Gründung einer neuen Partei nicht aus. In: Nürn-
berger Nachrichten vom 5. März 2004; Kursdebatte in der SPD. Schröders Mission 
Impossible. In: Spiegel online am 5. März 2004.

40 Aufruf der »Initiative Arbeit und soziale Gerechtigkeit«, März 2004, zit. nach 
Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? 
Wege in die WASG, Wege in DIE LINKE, VSA, Hamburg, 2012, S. 183.

41 Ralf Krämer: Für eine wahlpolitische Alternative 2006, 5. Februar 2004, zit. 
nach Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? 
Wege in die WASG, Wege in DIE LINKE, VSA, Hamburg, 2012, S. 190 und gekürzte 
Fassung ohne Angabe des Autors, 15. März 2004, S. 4. Die erste Fassung dieses 
Aufrufes lag beim Treffen vom 2. März vor; die gekürzte Fassung wurde am 15. 
März auf www.wahlalternative.de veröffentlicht und im Newsletter versandt. 

42 Perspektiven der Gewerkschaftslinken. Beilage zu: Sozialismus, 7-8/1999
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der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die im Norden erkämpŌ  wurde.«43 
Eine erste längere Fassung von Klaus Ernst und Thomas Händel entstand in 
den DebaƩ en seit der Agenda-Rede von Gerhard Schröder vom 14. März 
2003, wurde für die Veröff entlichung stark gekürzt und drei Wochen vor 
der Nürnberger Pressekonferenz versandt und online auf www.alterna-
Ɵ ve-asg.de veröff entlicht.44

Der Aufruf erinnerte zunächst daran, dass die SPD mit ihren Wahlver-
sprechen von 1998 und 2002 als eine »AlternaƟ ve zur neoliberalen PoliƟ k 
ihrer Vorgängerregierungen erschien«, sie sich seitdem aber zur »Hauptak-
teurin des Sozialabbaus und der Umverteilung von unten nach oben entwi-
ckelt hat«.45 In der programmaƟ schen Auseinandersetzung mit den neoli-
beralen ArgumentaƟ onsmustern griff  der Aufruf die »Erhöhung des Drucks 
auf Arbeitslose«, die »Ausweitung des Billiglohnsektors«, »die Senkung der 
Unternehmenssteuern«, die »bislang massivste Beschädigung des paritä-
Ɵ schen Systems der sozialen Sicherung« mit der Rentenreform, die »Ge-
sundheitspoliƟ k zu Lasten der PaƟ enten und sozial Schwachen«, eine »Bil-
dungspoliƟ k der Elitenförderung bei gleichzeiƟ ger Verarmung der meisten 
Universitäten« und das »lediglich ›takƟ sche‹ Bekenntnis zur Tarifautono-
mie und den Druck auf die GewerkschaŌ en« an. Gegen diese Regierungs-
poliƟ k der SPD traten die IniƟ atoren für InvesƟ Ɵ onsprogramme, eine Um-
verteilung von Arbeit, eine höhere Beteiligung der Spitzenverdiener und 
höhere Besteuerung der Wohlhabenden sowie Unternehmen zur Finanzie-
rung des Gemeinwesens ein und forderten sie die 1998 versprochene Siche-
rung des Streikrechts und ein Bekenntnis zur KoaliƟ onsfreiheit. Strategisch 
wurde davon ausgegangen, dass dieser Weg der SPD »noch nicht zu Ende 
ist«. Die vielen AustriƩ e aus der SPD und die steigende Zahl der Nichtwäh-
ler wurden als »eine Gefahr für die Stabilität der DemokraƟ e« verstanden, 
weil es »keine relevante organisierte poliƟ sche Gruppierung gibt, die einen 
Gegenpol zum neoliberalen Umbau der GesellschaŌ « bilden würde. Gegen 
eine Haltung des »Nichtwählens und Rückzugs in die innere ImmigraƟ on« 
wurde sich für ein Bündnis »mit allen poliƟ schen KräŌ en und Personen, die 

43 Günther Frech: Grenzen der Betriebsratslogik. In: Blätter für deutsche und 
internationale Politik 12/2004, S. 1424.

44 Vgl. die Erinnerungen dazu in Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmer-
mann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? … von Klaus Ernst, S. 49, und Thomas Hän-
del, S. 77.

45 Alle folgenden Zitate nach Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann 
(Hrsg.): Was war? Was bleibt? …, S. 181-183.
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Der erste Arbeitsausschuss der IniƟ aƟ ve Arbeit 
& soziale GerechƟ gkeit 
(vorgestellt am 19.3.2004 auf der ersten Pressekonferenz der ASG)

Klaus Ernst, 1954, Elektromechaniker, Diplom-Volkswirt und Diplom-Sozial-
ökonom, 1984 Anstellung als GewerkschaŌ ssekretär in der StuƩ garter IG 
Metall, ab 1995 gewählter 1. BevollmächƟ gter in Schweinfurt; 2010 bis 2012 
Vorsitzender der LINKEN, seit 2005 MdB. 

Thomas Händel, 1953, Elektromechaniker, Akademie der Arbeit an der Uni-
versität Frankfurt a.M., dort Assistent für den Lehrbetrieb u.a. von Wolf-
gang Abendroth, 1987 GeschäŌ sführer der IG Metall in Fürth sowie Mit-
glied des Beirats der IG Metall, seit 2007 stellvertretender Vorsitzender der 
Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung, seit 2009 MdEP.

Anny Heike, 1948, Groß- und Außenhandelskauff rau, BetriebswirƟ n, 1979-
1989 Sprecherin des Fürther Friedenskomitees, seit 1990 GewerkschaŌ s-
sekretärin und seit 1992 2. BevollmächƟ gte der IG Metall Verwaltungs-
stelle in Fürth.

Gerd Lobboda, 1947, Mechaniker, seit 1983 1. BevollmächƟ gter der IG Metall 
Verwaltungsstelle in Nürnberg, Mitglied im Vorstand der IG Metall.

Günther Schachner, 1952, 1982-2012 1. BevollmächƟ gter der IG Metall in Weil-
heim, Mitglied im Vorstand der IG Metall. 

Herbert Schui, 1940, 1974-2005 Professur für VolkswirtschaŌ slehre u.a. in 
Bremen und Hamburg, 1975 Mitbegründer der Arbeitsgruppe AlternaƟ ve 
WirtschaŌ spoliƟ k, Mitglied im WissenschaŌ lichen Beirat von AƩ ac, 2005-
2010 MdB.

Peter VeƩ er, 1944, 1. BevollmächƟ gter der IG Metall in Kempten, Mitglied im 
Beirat der IG Metall.

Der erste Arbeitsausschuss der WahlalternaƟ ve 
(gebildet am 5. März 2004)

Joachim Bischoff , 1944, Soziologe und Publizist, Mitherausgeber ZeitschriŌ  
Sozialismus und Lektor beim VSA: Verlag, Mitglied der Arbeitsgruppe Al-
ternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k, Mitarbeit an den ProgrammaƟ schen Eckpunk-
ten, 2008-2011 Mitglied der Hamburgischen BürgerschaŌ .

Richard Detje, 1954, Redakteur der ZeitschriŌ  Sozialismus und Mitarbeiter 
von WISSENTransfer.

Ralf Krämer, 1960, SozialwissenschaŌ ler, 1993 bis 2000 hauptamtlicher Redak-
teur der spw – ZeitschriŌ  für SozialisƟ sche PoliƟ k und WirtschaŌ , seit 2002 
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GewerkschaŌ ssekretär beim ver.di-Bundesvorstand, Bereich WirtschaŌ s-
poliƟ k, 2007-2011 Mitglied der Programmkommission und der RedakƟ ons-
kommission für das neue Programm der Partei DIE LINKE.

Sabine Lösing, 1955, Studium SozialwissenschaŌ en, Kunstgeschichte, Volkswirt-
schaŌ , täƟ g als Sozialarbeiterin und SozialtherapeuƟ n, ab 2001 Kokreis AƩ ac 
Göƫ  ngen/Kokreis AƩ ac-D-»genug-für alle«/AƩ ac Rat, seit 2009 MdEP.

Helge Meves, 1961, SchriŌ setzer, Soziologe und Philosoph, seit 2005 Sekretär 
Steuerungsgruppe zur Fusion Linkspartei.PDS und WASG, seit 2007 Referent 
Strategie & Grundsatzfragen BundesgeschäŌ sstelle DIE LINKE.

Marc Mulia, 1969, Studium WirtschaŌ s- und SozialwissenschaŌ en, Philoso-
phie und Pädagogik, 2006-2014 Lehrer an einem Gymnasium in Duisburg, 
seit 2015 abgeordneter Studienrat in der AG Schulforschung der Ruhr-Uni-
versität Bochum.

Irina Neszeri, 1974, SprachwissenschaŌ lerin, 1999-2004 Ratsfrau Duisburg, 
Bereichsleiterin KommunikaƟ on DIE LINKE. NRW.

Axel Troost, 1954, Volkswirt, seit 1981 GeschäŌ sführer der Arbeitsgruppe Al-
ternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k und seit 1984 geschäŌ sführender Gesellschaf-
ter des Progress-InsƟ tut für WirtschaŌ sforschung (PIW GmbH) in Bremen 
und Teltow, seit 2005 MdB, seit 2012 stellv. Vorsitzender der LINKEN. 

Frieder-OƩ o Wolf, 1943, Philosoph und PoliƟ kwissenschaŌ ler, 1994 bis 1999 
MdEP Bündnis 90/Die Grünen, Präsident des HumanisƟ schen Verbandes 
Deutschlands (HVD) und Präsident der HumanisƟ schen Akademie Deutsch-
lands.

sich für die Erhaltung und den Ausbau des Sozialstaats und für ein sozial 
gerecht fi nanziertes Gemeinwesen einsetzen«, ausgesprochen. PerspekƟ -
visch wurde die Gründung einer neuen Partei in Aussicht gestellt.

Der Aufruf der WahlalternaƟ ve entstand ebenfalls in einem längeren 
Selbstverständigungs- und Diskussionsprozess. Im Mai 2003 haƩ e Ralf Krä-
mer ein Diskussionspapier »Was für eine Partei braucht die sozialisƟ sche 
und gewerkschaŌ liche Linke?« vorgelegt, im Dezember umgearbeitet für 
einen kleineren Kreis versandt und danach zu der Fassung vom 5. Februar 
2004 entwickelt, mit der zum ersten Treff en am 2. März eingeladen wurde. 
Veröff entlicht wurde dann am 15. März ein Aufruf, der in den Teilen über 
das Verhältnis zu anderen OrganisaƟ onen und Parteien sowie mit orga-
nisaƟ onspoliƟ schen Erwägungen stark gekürzt war. Er bot weniger eine 
Analyse der konkreten AkƟ vitäten der Bundesregierung auf den einzelnen 
PoliƟ kfeldern, sondern resümierte sie programmaƟ sch als »PoliƟ k für ei-
nen neoliberal geprägten Umbau der GesellschaŌ , die radikalisiert, ideo-



40 Helge Meves

logisch befesƟ gt und gesetzgeberisch umgesetzt worden ist«.46 Diese Ein-
schätzung wurde mit der PerspekƟ ve Bundestagswahl 2006 fortgeführt zu 
einer strategischen Analyse der OpposiƟ onsbewegungen in Deutschland 
und zu »einigen Vorstellungen über die CharakterisƟ ka und Arbeitsweise 
der notwendigen neuen poliƟ schen FormaƟ on«. 

Der Aufruf ging davon aus, dass »sich die soziale OpposiƟ on einig ist in 
der Ablehnung des Sozialabbaus, aber auch jeglicher KriegspoliƟ k und Auf-
rüstung, und in der abstrakten Behauptung, eine AlternaƟ ve sei möglich«. 
Diff erenzen und Schwächen wurden dagegen gesehen in der »Deutung der 
Krisenprozesse und ihrer Ursachen und in der Darstellung, wie denn eine 
AlternaƟ ve aussehen könne«. Ausgehend von den im Aufruf beschriebenen 
KräŌ everhältnissen wurde die AlternaƟ ve »Reform oder RevoluƟ on« zu-
gunsten »sozialer Reformismus oder weiterer Vormarsch der neoliberalen 
ReakƟ on« zurückgewiesen. Die Entwicklung der programmaƟ schen Alter-
naƟ ve »sollte sich im Umfang und im KonkreƟ sierungsgrad sowie im Zeit-
horizont bewusst auf die bevorstehenden Jahre beschränken und die kon-
sensfähigen PosiƟ onen in den MiƩ elpunkt stellen«. Mit Diff erenzen und 
Widersprüchen sollte so umgegangen werden, »dass sie nicht zu internen 
Spaltungsdiskussionen hochgezogen werden, sondern im Sinne bewusster 
Pluralität akzepƟ ert und posiƟ v genutzt werden«; der Aufruf nannte hier-
bei unterschiedliche PosiƟ onen bei Mindestlöhnen, Grundsicherung, Stel-
lenwert von InvesƟ Ɵ onsprogrammen und von Arbeitszeitverkürzungen, zur 
Wachstumsfrage, zur Notwendigkeit einer perspekƟ visch grundsätzlichen 
Systemüberwindung. Die Ansprüche an die programmaƟ sche Entwicklung 
wurden dabei durchgängig mit strategischen Erwägungen zur Organisa-
Ɵ on der neuen Partei und ihrem Verhältnis zu anderen Bewegungen und 
Parteien verschränkt. Dem programmaƟ schen Grundkonsens entsprach 
die Idee einer »breiten Sammlung bzw. eines Bündnisses«, das »für alle, 
die die grundsätzlichen Ziele teilen, ein off enes Angebot für Unterstützung 
und Mitmachen« ist, »aber auch keine Dominanz einer besƟ mmten Grup-
pierung oder Strömung zulässt«. Angesprochen werden sollte damit ein 
Spektrum »von Kommunisten über Sozialisten bis zu Sozialstaatskonser-
vaƟ ven und sozial orienƟ erten Christen«. Hinsichtlich der potenziellen Ak-
teure wurde auf »AkƟ ve aus GewerkschaŌ en, Bewegungen und von Orga-
nisaƟ onen und Bewegungen« orienƟ ert, mitmachen können sollten auch 
Mitglieder anderer Parteien. Zur Durchsetzung dieser programmaƟ sch-stra-

46 Alle folgenden Zitate nach Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann 
(Hrsg.): Was war? Was bleibt? …, S. 184-206.
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tegischen Vorstellungen wurde für die neue Partei ein poliƟ sches Zentrum 
gefordert, »das die grundlegenden PosiƟ onen und Herangehensweisen in 
besonderer Weise trägt und dafür sorgt, dass sie sich durchsetzen«. Gebil-
det werden sollte dieses Zentrum durch eine »nichtsekƟ ererische Linke mit 
starker gewerkschaŌ licher Verankerung und starken Verbindungen in linke 
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WissenschaŌ s-, Bewegungs- und Kulturszenen«, die über »gemeinsame Er-
fahrungen, bündnisfähige PosiƟ onen und Praxis verfügt und alte Spaltungen 
hinreichend überwunden hat, um diese Rolle wahrzunehmen«.

Die hier erkennbaren unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen in bei-
den Aufrufen waren weniger programmaƟ schen Diff erenzen zwischen 
beiden IniƟ aƟ ven, sondern eher ihrem unterschiedlichen Charakter und 
Zielgruppen geschuldet. Die ASG-IniƟ atoren agierten aus dem relaƟ v über-
schaubaren Diskursraum poliƟ sch akƟ ver GewerkschaŌ er und Sozialdemo-
kraten und stellten die knappe Auswahl poliƟ scher Schwerpunkte, Sprache 
und Umfang auf diesen Kontext ab. Der etwa sieben Mal umfangreichere 
Aufruf der WahlalternaƟ ve dagegen versuchte sich zu der gesamten linken 
GewerkschaŌ s-, Bewegungs-, WissenschaŌ s- und Kulturszene ins Verhält-
nis zu setzen. Dieser größere Rahmen erforderte es, weitere poliƟ sche The-
men und innerlinke Verhältnisse in den Blick zu nehmen, womit dieser Auf-
ruf schließlich eine programmaƟ sch-strategische StreitschriŌ  wurde. Die 
für die Vereinigung beider IniƟ aƟ ven am 3./4. Juli dann gemeinsam erar-
beiteten »Vorschläge für programmaƟ sche Grundlagen« sowie die »Berli-
ner Erklärung« vom 19. Dezember waren ein Ausdruck der gemeinsamen 
Vorstellungen. Neu war hier bzw. ausformuliert und beschlossen wurden 
erstmals außenpoliƟ sche PosiƟ onen, etwa dass es keine »militärischen Kon-
fl iktlösungen (geben), staƩ dessen zivile Konfl iktregulaƟ on und Krisenprä-
venƟ on gestärkt werden solle«. Anders themaƟ siert wurde auch die Demo-
kraƟ efrage. In den ersten beiden Aufrufen wurden DemokraƟ edefi zite als 
Problem hinsichtlich der zunehmenden Wahlenthaltung und Wahlverluste 
für die SPD themaƟ siert. Im MiƩ elpunkt der Berliner Erklärung stand, dass 
»die Zerstörung des Sozialstaats EntdemokraƟ sierung bedeutet«.

Exkurs: Das Verhältnis zur PDS

Beide Aufrufe zur Gründung einer neuen Partei legiƟ mierten ihre Anlie-
gen damit, dass die AustriƩ e aus der SPD und der Anteil der Nichtwähler 
erheblich zugenommen haƩ en. Mit der PosiƟ onierung links von bzw. beim 
Berliner Programm der SPD stellte sich weiter die Frage, wie das Verhält-
nis zur PDS besƟ mmt werden sollte. Die ASG ging in ihrem Aufruf davon 
aus, dass es »durch den Kurswechsel der SPD keine relevante organisierte 
poliƟ sche KraŌ  mehr gibt, die einen Gegenpol zum neoliberalen Umbau 
der GesellschaŌ  darstellt«, und erwähnte die PDS nicht. Die Wahlalterna-
Ɵ ve sah die PDS nicht in der Lage, »den überwiegenden Teil des PotenƟ als 
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auszuschöpfen. Für einen Großteil des PotenƟ als ehemals sozialdemokra-
Ɵ scher, grüner oder sonst wie linker WählerInnen und sozial enƩ äuschter 
NichtwählerInnen kommt sie nicht in Frage«. Zwar bietet sich die PDS ge-
nerell dazu an, hieß es, »den Neoliberalismus im parteipoliƟ schen Raum 
zurückzudrängen«, und »hat ihr Ausscheiden aus dem Bundestag 2002 den 
sozialreakƟ onären KräŌ en ihren Vormarsch in der PoliƟ k und in der öff ent-
lichen Meinung erheblich erleichtert«. Aber letztendlich sei sie für »die not-
wendige klare und off ensive und zugleich populär vorgetragene Gegenpo-
siƟ on zum Neoliberalismus in der öff entlichen Auseinandersetzung weder 
poliƟ sch-inhaltlich noch kulturell geeignet«. In der Langfassung des Auf-
rufes hieß es dann mit der PerspekƟ ve auf die Bundestagswahlen, »anzu-
streben ist aber, dass die PDS … sich als wichƟ ger Teil in ein neues linkes 
AlternaƟ vprojekt einbringt«.

Die PDS wiederum war nach der Bundestagswahl 2002 und dem Verlust 
der BundestagsfrakƟ on in einer Krise. Zu Machtzentren wurden die Land-
tagsfrakƟ onen in den neuen Bundesländern. Tragend waren für sie ihre 
ostdeutschen Erfahrungen, der Umgang mit ihnen und der Rekurs darauf 
wie auch die erfolgreiche TransformaƟ on von der SED zur PDS. Mit der To-
lerierung der Landesregierung in Sachsen-Anhalt 1994 und den folgenden 
Regierungsbeteiligungen in Mecklenburg-Vorpommern 1998 und in Berlin 
2001 haƩ e sie sich als Partei etabliert und heŌ ige ideologische Vorurteile 
durchbrochen. Aber darüber, wie zu regieren sei, konnte in der Partei kein 
strategischer Konsens etabliert werden. Insbesondere die Regierungsbe-
teiligung in Berlin war innerparteilich arg umstriƩ en, ohne dass dabei für 
die lokalen Herausforderungen durch die Berliner Bankenkrise, die Über-
nahme von über 20 Milliarden Euro Schulden und die dadurch entstan-
dene extreme Haushaltsnotlage Lösungen gefunden wurden. Ende 2004 
resümierte Lothar Bisky, dass die PDS »noch am Anfang ihrer Konsolidie-
rung«47 stände.

Was eine der Voraussetzungen für ihren Erfolg seit 1990 in den neuen 
Bundesländern war, erschwerte gleichzeiƟ g ihre Öff nung, zuweilen tref-
fend unglücklich »Westerweiterung« genannt.48 »Sie grenzte sich unfreiwil-
lig von potenƟ ellen westlichen Wählerschichten ab, die mit dieser im We-
sten organisatorisch und personell ungefesƟ gten Partei wenig zu tun haben 

47 Zit. nach: Daniel Schulz: Die PDS entdeckt die Einheit. In: die tageszeitung 
vom 1. November 2014.

48 Meinhard Meuche-Mäker: Die PDS im Westen 1990-2005. Dietz, Berlin, 
2005.
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wollten.«49 Die PDS haƩ e weiter keine bundesweit wirkenden und darüber 
DebaƩ en anstoßenden Medien, wodurch sie zum Bezugspunkt gesellschaŌ -
licher Bewegungen werden konnte. Ihre Vernetzung in den GewerkschaŌ en 
war trotz des Wirkens ihrer BundesarbeitsgemeinschaŌ  Betrieb & Gewerk-
schaŌ  mit Personen wie Harald Werner oder Jakob Moneta gering. An der 
»AdapƟ on und off enen Sichtung … theoreƟ scher Grundlagen, von, sagen 
wir, der KriƟ schen Theorie bis zu den modernen angelsächsischen Philo-
sophen haperte es«.50 In den alten Bundesländern gab es für die PDS »ein 
Vakuum, das wir nicht füllen konnten«, resümierte Gregor Gysi und sprach 
sich deshalb gegenüber der WASG für ein »KooperaƟ onsangebot«51 aus. 
Stark war sie dagegen in der Erwerbslosenbewegung verankert. An den 
MontagsdemonstraƟ onen gegen den Sozialabbau 2004 beteiligte sie sich 
sehr rege, verteilte Flyer und war durch Fahnen und ihr Plakat »Hartz IV 
ist Armut per Gesetz« präsent wie keine andere Partei. Damit stellte sie 
den Anschluss zu diesen Bewegungen her, was sich auch in ihren Umfra-
gewerten unter den Demonstranten ausdrückte. Auf die Sonntagsfrage 
zum Wahlverhalten unter den Demonstranten entschieden sich am 13. 
September 2004 in Ostdeutschland 49% für die PDS, in Westdeutschland 
waren es immerhin 34%.52

Die poliƟ sch-kulturellen Diff erenzen zwischen beiden IniƟ aƟ ven und der 
PDS waren erheblich und gegenseiƟ g. Bei der Nürnberger Pressekonferenz 
der ASG wurde angemerkt, dass die Website mit dem Aufruf in allen Bun-
desländern aufgerufen wurde – außer in Mecklenburg-Vorpommern, wo 
die digitale Infrastruktur wohl noch nicht so weit wäre. Ralf Krämer skiz-
zierte in der Langfassung des Aufrufes für die WahlalternaƟ ve, dass im 
Falle einer Selbstbeschränkung der PDS auf die Ansprüche einer »ostdeut-
schen Regionalpartei … keine weitere Rücksicht auf sie genommen wer-
den« könne, schlug aber gleichzeiƟ g vor, die Rosa-Luxemburg-SƟ Ō ung als 
»gemeinsame poliƟ sche SƟ Ō ung weiter zu entwickeln«.53 

49 Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative 
(WASG).Nomos, Baden-Baden, 2013, S. 61.

50 Horst Kahrs: Was kommt nach den »Reformern« in der PDS? In: UTOPIE kre-
ativ, Sonderheft zur PDS-Programmdiskussion, S. 6.

51 Zit. nach: Daniel Schulz: Die PDS entdeckt die Einheit. In: die tageszeitung 
vom 1. November 2014.

52 Dieter Rink/Axel Philipps: Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-IV-De-
monstrationen 2004. In: Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007, S. 54. 

53 Ralf Krämer: Für eine wahlpolitische Alternative 2006, 5. Februar 2004, zit. 
nach Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? 
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Die westdeutschen IniƟ atoren kamen zu einem großen Teil aus den Ge-
werkschaŌ sbewegungen der alten Bundesländer und waren dort hervor-
ragend vernetzt, was der PDS im Osten nie gelang. KonzepƟ onell ungelöst 
waren die Herausforderungen durch die Sozial- und WirtschaŌ sstruktur 
der neuen Bundesländer und die Folgen der Deindustrialisierungen seit 
1990.54 Die von beiden IniƟ aƟ ven favorisierten neokeynesianischen Kon-
zepte konnten auf keiner WirtschaŌ sstruktur aufsetzen, die der eines Bun-
deslandes im Westen vergleichbar wäre. Mit der Industrie waren auch 
die entsprechenden IndustriegewerkschaŌ en wesentlich schwächer und 
ihr OrganisaƟ onsgrad in den Betrieben geringer. Die neuen Arbeitgeber 
schließlich waren etwa zur HälŌ e nicht Mitglied in den Arbeitgeberverei-
nigungen und sahen sich nicht an deren Tarifabschlüsse gebunden. Sicher 
haƩ e Axel Troost für die PDS in Mecklenburg-Vorpommern die Konzep-
Ɵ on eines Öff entlichen BeschäŌ igungssektors weiter entwickelt und um-
setzungsfähig gemacht. Eine Auseinandersetzung mit diesen sozialstruk-
turellen Unterschieden gab es darüber hinaus in den programmaƟ schen 
Papieren nicht, wenngleich auch bekannt war, dass die GewerkschaŌ en in 
den neuen Bundesländern »eine geringere Rolle für linke PoliƟ k spielen, 
insbesondere die klassenkämpferische Herangehensweise viel schwächer« 
war, wie es Ralf Krämer im Rückblick festhielt.55 Eine Folge dieses Defi zi-
tes waren FehlkalkulaƟ onen bei der Einschätzung der strategischen Mög-
lichkeiten der PDS bei deren Agieren in Regierungsbeteiligungen unterhalb 
der Bundesebene und im Umgang mit ihr generell. 

Gravierende inhaltliche Unterschiede gab es auf der programmaƟ schen 
Ebene weniger, weshalb zu Beginn des späteren Fusionsprozess von etwa 
95% ÜbereinsƟ mmung gesprochen werden konnte. Bei zwei fi nanz- und 
wirtschaŌ spoliƟ schen Komplexen gab es allerdings schon Diff erenzen. In 
der PDS wurden bis zum Chemnitzer Programm 2003 Ursachen und Folgen 
des fi nanzmarktgetriebenen Kapitalismus themaƟ siert, aber nicht in sei-
ner Tragweite gefasst und in der Partei zum Gemeingut, wie bei der Wahl-
alternaƟ ve. Deutlich wurde das etwa in der Begründung des Verkaufs der 
Berliner WohnungsbaugesellschaŌ  GSW an die Cerberus Capital Manage-
ment durch den wohnungspoliƟ schen Sprecher, der im Käufer eine Art tra-

Wege in die WASG, Wege in die LINKE, VSA, Hamburg, 2012, S. 198.
54 Z.B. Harald Wolf: Rot-Rot in Berlin. VSA, Hamburg, 2016, S. 10-23.
55 Interview Ralf Krämer in: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann 

(Hrsg.): Was war? Was bleibt? … S. 73.
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diƟ oneller InvesƟ Ɵ onsbank, nicht aber einen »neuen Eigentümertypus«56 
sah, wie es Harald Wolf später charakterisierte. In der Begründung zum 
Verkauf hieß es dagegen: »Investmenƞ onds sind keine karitaƟ ven Einrich-
tungen. Sie müssen eine angemessene Verzinsung des ihnen anvertrauten, 
eingesetzten Kapitals erzielen. … Aber auch der neue Eigentümer braucht 
nicht Leerstand, sondern Mieteinnahmen und weiß um die Sozialstruktur 
in seinen Beständen.«57 Belegen kann dies auch die Bemerkung des Berli-
ner WirtschaŌ ssenators 2002, dass die Börse »eine geniale Erfi ndung des 
Kapitalismus«58 sei – was voraussetzen würde, dass Kursentwicklungen an 
der Börse etwas mit Intelligenz oder Leistung zu tun häƩ en und als ob ge-
rade die jüngere Geschichte der Finanzmärkte nicht häƩ e daran zumindest 
zweifeln lassen müssen.59 In der WASG wurden diese sozioökonomischen 
Voraussetzungen insbesondere im Umkreis der ZeitschriŌ  Sozialismus als 
Übergang »vom Fordismus zur fi nanzmarktgetriebenen Kapitalakkumula-
Ɵ on«60 analysiert.

Sonst fi el den IniƟ atoren die Einschätzung der Möglichkeiten für die Mit-
gliederentwicklung der WASG in den neuen Bundesländern schwer. Von 
»mal sehen, was wir im Osten erreichen«,61 über »wir sind dort noch nicht 
so weit«62 bis zu »zwischen SPD und PDS ist im Osten off ensichtlich wenig 
Platz«63 reichten die skepƟ schen Einschätzungen; die IniƟ atoren aus den 

56 Harald Wolf: Rot-Rot in Berlin. VSA, Hamburg, 2016, S. 269, zur Privatisierung 
der GSW generell S. 256-271; Helge Meves: Tafelsilber im Hades. Eine Zwischen-
bilanz zum Verkauf der Wohnungsgesellschaft GSW durch den Berliner Senat vor 
einem Jahr. In: MieteRschutz. Organ des Mieterschutzbundes Berlin e.V. 2/2005 

57 Verkauf der GSW – Kein Not-, aber ein Notlagenverkauf. Newsletter von 
Michail Nelken, wohnungspolitischer Sprecher der PDS-Fraktion im Abgeordne-
tenhaus vom 15. Juni 2004.

58 Zit. nach: Gysi in New York – im Auftrag des Kapitals. In: Berliner Morgen-
post vom 14. Juni 2002.

59 John Kenneth Galbraith: Finanzgenies. Eine kurze Geschichte der Spekula-
tion. Eichborn, Frankfurt a.M., 1992.

60 Joachim Bischoff: Die Zerstörung des »Rheinischen Kapitalismus«. In: Michael 
Brie (Hrsg.): Die Linkspartei. Ursprünge, Ziele, Erwartungen. Dietz, Berlin, 2015.

61 Axel Troost zit. nach: Furcht und Elend der PDS: die Linkspartei. In: tages-
zeitung vom 20.4.2004.

62 Thomas Händel zit. nach: Verein für Politikwechsel gegründet. In: Frankfur-
ter Rundschau vom 5. Juli 2004.

63 Thomas Händel zit. nach: Hilfsbremser sind wir nicht. Interview im: Freitag 
vom 21. Januar 2005.
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alten Bundesländern haƩ en dazu meist kein Verhältnis zur PDS.64 Parallel 
dazu schlossen WASG und PDS eine künŌ ige KooperaƟ on bei Wahlen aber 
nicht aus, sah Lothar Bisky »viele Gemeinsamkeiten« und wandte er sich 
gegen die Vorstellung, dass die WASG der »westdeutsche Arm der PDS« 
werden könne, oder »andere das durchsetzen, was man selber möchte«,65 
und resümierte er zur KonkurrenzsituaƟ on: »Wähler werden nicht wegge-
schnappt. Wähler entscheiden sich selber. Ich will damit nicht sagen, dass 
mich das freuen würde, aber wenn auf der linken Seite etwas Neues ent-
steht, reagiere ich nicht hysterisch, sondern frage mich, ob es da mögliche 
Partner gibt oder ob es Felder gibt, die wir vernachlässigt haben«.66 Auch 
Oskar Lafontaine sah in der WahlalternaƟ ve eine OrganisaƟ on, »die län-
gerfrisƟ g eine erneute Sammlung der Linken versucht. Das Potenzial ist 
vorhanden« und posiƟ onierte sich »ich kämpfe für eine wirkliche Neuori-
enƟ erung der SPD. Wenn dies nicht gelingt, werde ich eine Wahlalterna-
Ɵ ve unterstützen. Über Art und Umfang meines Engagements entscheide 
ich dann«.67

Bei der Pressekonferenz anlässlich der Bekanntgabe des Ergebnisses der 
UrabsƟ mmung zur Parteigründung lautete die Antwort aus dem vierköp-
fi gen Sprecherkreis der WASG auf die entsprechende Frage zur PDS, dass 
das Verhältnis »relaƟ v unbefl eckt«68 sei. ProblemaƟ scher freilich war das 
Verhältnis auf der Ebene der Landesverbände. In Berlin haƩ e sich vor der 
WASG bereits die Berliner WahlalternaƟ ve explizit gegen die PDS in der Re-
gierung formiert. Thüringer WASG-Delegierte stellten auf der Nürnberger 
Bundesdelegiertenkonferenz einen Antrag, der auf eine scharfe Abgren-
zung zur PDS zielte. Etliche ostdeutsche WASG-Mitglieder sahen sich – wie 
spiegelbildlich westdeutsche PDS-Mitglieder – als potenzielle Bauernopfer 
bei einer denkbaren AuŌ eilung der Wahlgebiete.

64 Vgl. die Erinnerungen dazu in Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmer-
mann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? … von Peter Vetter, S. 25ff., Christine Buch-
holz, S. 34, Anny Heike, S. 116.

65 Zit. nach: Die PDS mit der »Wahlalternative«? In: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung vom 26. Juli 2004.

66 Zit. nach: ›Auf linke Prinzipien einigen.‹ Lothar Bisky, Vorsitzender der PDS, 
über eine Zusammenarbeit mit einer neuen Linkspartei. In: Pforzheimer Zeitung 
vom 3. Juni 2004. 

67 Es geht mit Schröder nicht mehr. SPIEGEL-Gespräch mit Oskar Lafontaine. 
In: Der Spiegel vom 9. August 2004.

68 Axel Troost zit. nach: Relativ unbefleckt. In: Die Zeit vom 22. Dezember 
2004.
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Protestzyklus und Landtags- sowie Europawahlen 2004

Im Jahr der Gründung der beiden IniƟ aƟ ven, ihrer Formierung als gemein-
samer Verein WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit und der An-
kündigung der Parteigründung am 22. Januar 2005 entwickelte sich ein Pro-
testzyklus, der die Entstehung beider IniƟ aƟ ven maßgeblich beförderte. 
Dazu standen einige Wahlen an, die mit ihren Ergebnissen für die Par-
teien sowie der Höhe der Wahlbeteiligung für das Verständnis der IniƟ a-
toren wesentlich sind. 

Die Agenda-Rede Gerhard Schröders vom 14. März 2003 war unmissver-
ständlich und rief Protest auf den Plan, der sich in verschiedenen Formen 
äußerte. Am 1. November 2003 demonstrierten in Berlin 100.000 Men-
schen gegen die Agenda 2010. Im Internet entstanden Diskussionsforen 
gegen die Agenda 2010, AnƟ -Hartz-IV-Zirkel enƩ äuschter GewerkschaŌ er 
und Sozialdemokraten formierten sich. Am 3. April 2004 demonstrierten 
bundesweit über 500.000 Menschen beim Europäischen AkƟ onstag ge-
gen den Sozialabbau. Im Sommer 2004 begannen die Montagsdemonstra-
Ɵ onen gegen den Sozialabbau mit bis zu 200.000 Teilnehmern parallel in 
über 200 Städten; am 3. Oktober nahmen nochmal 45.000 an der großen 
Hartz-IV-Demo in Berlin teil. Parallel zu dieser Mobilisierung auf der Straße 
weiteten sich die Verständigungs- und Sammlungsprozesse weiter aus. 
Vom 14.-16. Mai 2004 fand in Berlin der PerspekƟ venkongress staƩ . Orga-
nisiert von über 70 OrganisaƟ onen, unter ihnen die IG Metall, ver.di, AƩ ac 
diskuƟ erten in über 125 Veranstaltungen 2000 Besucher.69 Im Umfeld er-
schienen etliche DebaƩ enbeiträge, die einen PoliƟ kwechsel wie auch die 
Chancen der Neuen Linken in den MiƩ elpunkt rückten.70 Die Teilnahme 
der GewerkschaŌ svorsitzenden Jürgen Peters (IG Metall), Frank Bsirske 
(ver.di), Klaus Wiesehügel (IG BAU) und weiterer anerkannter TheoreƟ ker 

69 Günther M. Wiedemann: Reformkritiker formieren sich. Gewerkschaften 
und Attac proben den Schulterschluss. In: Kölner Stadt-Anzeiger vom 17. Mai 
2004 und Stefan Mentschel/Tom Strohschneider: ›Diskutiert draußen weiter‹. 
Am Sonntag ging der Berliner Perspektivenkongress zu Ende. In: Neues Deutsch-
land vom 17. Mai 2004.

70 Z.B. in: Blätter für deutsche und internationale Politik 5/2004 unter dem 
Thema Jenseits der SPD, Detlef Hensche: Protestbewegung oder neue Partei?, und 
Franz Walter: Die Sozialdemokratie nach Schröder und in Sozialismus 6/2004 un-
ter dem Thema Politikwechsel die Beiträge von Sieghard Bender, Dieter Hooge/
Werner Dreibus, Sybille Stamm, Heinz Bierbaum, Detlef Hensche, Joachim Bi-
schoff/Richard Detje. 
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und PrakƟ ker sozialer AlternaƟ ven wie des AƩ ac-Sprechers Sven Giegold, 
des katholischen Sozialethikers Friedhelm Hengsbach mit der Eröff nungs-
rede, des Bewegungsforschers Roland Roth oder Gustav Horn vom Deut-
schen InsƟ tut für WirtschaŌ sforschung verliehen diesem Kongress ein be-
sonderes Gewicht. Im Schulterschluss für diesen Kongress zeigten sie, »dass 
es konkrete AlternaƟ ven zur Agenda 2010«71 gibt.

Am 18. Mai 2004 erhielt der Bundeskanzler bei einem Neumitglieder-
empfang seiner Partei eine Ohrfeige.72 Am 24. August wollte er im bran-
denburgischen WiƩ enberge einen Bahnhof einweihen. Buhrufe, Triller-
pfeifen und ausgestreckte MiƩ elfi nger empfi ngen ihn, ein Ei verfehlte ihn 
knapp. Am selben Tag erschien das für diese Protestbewegung ungemein 
wirkungsvolle Buch »Die Reformlüge. 40 Denkfehler, Mythen und Legen-
den, mit denen PoliƟ k und WirtschaŌ  Deutschland ruinieren« von Albrecht 
Müller, das 20 Wochen auf der Bestsellerliste des SPIEGELS geführt wurde 

71 Sven Giegold zit. nach Nikolai Fichtner: Frisch verliebt zum nächsten Sozial-
forum. In: tageszeitung vom 17. Mai 2004.

72 Michael Rutschky: Kanzlers Körperlichkeit. Ein Jahresrückblick: Die Ohrfeige 
als Äußerung politischer Gefühle. In: Frankfurter Rundschau vom 31. Dezember 
2004.
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und im März 2005 im Manager Magazin die WirtschaŌ sbestsellerliste an-
führte. Im Frühjahr 2004 war bereits eine Sammlung früherer Essays des 
TheaterwissenschaŌ lers Ivan Nagel, »Das Falschwörterbuch. Krieg und 
Lüge im 21. Jahrhundert«,73 erschienen, der ein medialer Skandal voraus-
gegangen war. Der Autor haƩ e 2003 in der Süddeutschen Zeitung die neo-
liberale Reformsprache kriƟ siert,74 was drei Tage später den Feuilleton-
chef Nikolaus Piper dazu brachte, sich von seinem Autor zu distanzieren. 
Unter der ÜberschriŌ  »Lügen und Denkverbote« warf er Nagel vor, »in 
der schlechten TradiƟ on der deutschen Intellektuellen, ›die WirtschaŌ ‹ 
als einen der GesellschaŌ  fremden, wenn nicht gar feindlichen Bereich 
zu betrachten«.75 Nagel haƩ e in seinem Essay mit Verve angemerkt, dass 
die häufi g strapazierten Worthülsen von der »Flexibilisierung des Arbeits-
marktes«, der «Senkung der Lohnnebenkosten« und der «Diff erenzierung 
der Lohnstrukturen« eine PoliƟ k des sozialen Kahlschlags und des Abbaus 
sozialer Rechte legiƟ mieren.76 

Die GesellschaŌ  für deutsche Sprache kürte Hartz IV im Dezember zum 
»Wort des Jahres« und begründete, dass das nach dem VW-Personalchef 
Peter Hartz benannte Gesetz zur Arbeitsmarkt- und Sozialhilfereform die 
öff entliche Diskussion deutlich geprägt und sich in Wortbildungen wie »ver-
hartzter Sommer« inzwischen verselbstständigt habe.77 Das zeigte auch 
bei der SPD Wirkung: Im November ließ sich Gerhard Schröder von Wirt-
schaŌ sführern im Berliner Hotel MariƟ m für seine Beharrlichkeit bei der 
Durchsetzung der Reformen feiern, während auf Rufweite enƞ ernt Franz 
Müntefering mit rotem Schal zusammen mit GewerkschaŌ ern gegen die 
Abschaff ung der MitbesƟ mmung demonstrierte.78 Im Jahresrückblick der 
Welt polemisierten dagegen Maxeiner & Miersch: »Bedauerlicherweise 
kommt von den intellektuellen KommunikaƟ onseliten kaum KriƟ k an den 

73 Ivan Nagel: Das Falschwörterbuch. Krieg und Lüge im 21. Jahrhundert. Ber-
lin Verlag, Berlin, 2004.

74 Ivan Nagel: Abwärts in der Doppelhelix. Zum Stand der Diskussionen um die 
Agenda 2010 und ihre Begrifflichkeit – Das Falschwörterbuch der Sozialreformen. 
In: Süddeutsche Zeitung vom 30. Mai 2003.

75 Nikolaus Piper: Lügen und Denkverbote. In: Süddeutsche Zeitung vom 2. 
Juni 2003. 

76 Peter Nowak: Das Echo der Euphemismen. In: tageszeitung vom 11. Juni 
2003.

77 n-tv: Wort des Jahres 2004 »Hartz IV« vom 10. Dezember 2004.
78 Markus Feldenkirchen u.a.: Das Jahr der Schildkröte. In: DER SPIEGEL vom 

27. Dezember 2004.
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Anmaßungen dieser AngsƟ ndustrie. Im Gegenteil: Die meisten Intendanten, 
Regisseure, SchriŌ steller, Künstler, Kabareƫ  sten und Journalisten machen 
begeistert mit.«79 Der SPIEGEL Ɵ telte am 22. August 2005 mit einem Bild 
von Karl Marx, »Ein Gespenst kehrt zurück. Die neue Macht der Linken«80 
– nachdem es einen Tag nach der vorhergehenden Bundestagswahl in be-
ster Reformermanier noch hieß: »Die blockierte Republik. Wie Parteien, 
Verbände und BürokraƟ e die GesellschaŌ  lähmen«.81

Die Proteste waren zwar nicht erfolgreich in dem Sinne, dass sie zu einer 
umgehenden Zurücknahme der Gesetze geführt häƩ en. Sie »haƩ en dafür 
eine Reihe von indirekten bzw. ›Nebenwirkungen‹ im poliƟ schen Bereich, 
indem sie die Abspaltung des ProtestpotenƟ als von der SPD und die Grün-
dung der WASG beförderten«.82

Bei den Wahlen dieses Jahres verlor die SPD durchgängig und gravierend 
bis zu 13,6% im Saarland und erreichte in Sachsen erstmals seit 1990 nicht 
mehr die 10%-Marke. Gegenüber der Bundestagswahl 2002 mit 18,5 Milli-

79 Maxeiner & Miersch: Kolumne Gute Nachrichten. In: Die Welt vom 29. De-
zember 2004.

80 Titel, DER SPIEGEL 34/2005 vom 22. August 2005.
81 Titel, DER SPIEGEL 39/2002 vom 22. September 2002.
82 Dieter Rink/Axel Philipps: Mobilisierungsframes auf den Anti-Hartz-IV-De-

monstrationen 2004. In: Forschungsjournal NSB, Jg. 20, 1/2007, S. 58. 
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onen Wählern verlor die SPD bei der Europawahl 13 Millionen Wähler. Dazu 
haƩ e die SPD in den Jahren 2003 und 2004 mit 6,2 und 6,9% die höchsten 
Verluste bei ParteimitgliedschaŌ en seit 1990, insgesamt sank die Zahl in 
diesen beiden Jahren von 693.894 auf 605.807 um 88.087. Dieser Verlust 
im prozentualen Anteil an Mitgliedern übertraf die aller anderen im Bun-
destag vertretenen Parteien erheblich mit 0,4 bis 2,3% Verlusten. Die Grü-
nen legten in diesen beiden Jahren um 0,4 und 0,6% zu;83 »aufgrund ihrer 
soziostrukturellen Zusammensetzung haƩ en sie die Folgen der Reformen 
nicht zu fürchten«.84

Die PDS verbesserte sich in den neuen Bundesländern erheblich und 
soweit, dass in Brandenburg wie 1999 rechnerisch eine KoaliƟ on mit der 
SPD möglich gewesen wäre. In den alten Bundesländern war das Ergebnis 
widersprüchlich – aufgrund der niedrigen Ausgangswerte und Ergebnisse 
aber auch wenig interpretaƟ onsfähig. Der Anteil der Nichtwähler erhöhte 
sich weiter außer bei den Herbstwahlen in Brandenburg und Sachsen; da-
für zogen in diese beiden Landesparlamente allerdings die DVU mit 6,1% 
bei 0,8% Gewinn und die NPD mit 9,2% bei 7,8% Gewinn ein. Die schon 
im Sommer 2004 mehrfach geäußerte Befürchtung, dass sich »die Empö-
rung über soziale UngerechƟ gkeit in der Wahl von Rechtspopulisten und 
Rechtsextremen ausdrückt«,85 haƩ e sich zum Teil erfüllt. 

83 Oskar Niedermayer: Parteimitglieder in Deutschland: Version 2015. Arbeits-
hefte aus dem Otto-Stammer-Zentrum, Nr. 20, Berlin, Freie Universität Berlin 
2015.

84 Heiko Gerling: Milieus und politische Lager im gesellschaftlichen Wandel. 
In: Lagertheorie und Lagerpolitik. Sozialwissenschaftliche Befunde und politische 
Argumente zur Strategie der Bündnis-Grünen. Schriften der Grünen Akademie in 
der Heinrich-Böll-Stiftung, Berlin 2004, S. 10 und Rita Müller-Hilmer: Schnittmen-
gen und Bruchstellen zwischen den Lagern. Ebenda, S. 16. Robert Castel: Die Stär-
kung des Sozialen. Leben im neuen Wohlfahrtsstaat. Hamburger Edition, Ham-
burg, 2005, S. 38.

85 Bodo Zeuner: Der linke Pol muss wieder besetzt werden. In: Frankfurter 
Rundschau vom 23. Juli 2004. Und z.B. Interview mit Christoph Butterwegge: Es 
kommt eine Rebellion auf uns zu. In: die tageszeitung vom 6. August 2004, Mi-
chael Brie zit. in: Maximillian Steibeis: Strategische Sandkastenspiele. In: Handels-
blatt vom 20. August 2004.
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Von den Aufrufen über den Kongress bis zur Vereinsgründung 

Die Veröff entlichung beider Aufrufe löste einen medialen Sturm aus und 
verstärkte das Interesse an den AlternaƟ ven der IniƟ aƟ ven. Panische Re-
akƟ onen in der SPD bescherten den IniƟ atoren eine erhebliche Aufmerk-
samkeit. Generalsekretär Olaf Scholz rief in einem internen Schreiben an 
die SPD-FunkƟ onäre auf Kreis-, Bezirks- und Landesebene dazu auf, wach-
sam zu sein: »Solche Bestrebungen hat es schon viele gegeben, sie sind alle 
gescheitert. Trotzdem biƩ en wir euch, uns darüber zu informieren, falls 
sich in euren Unterbezirken und Kreisverbänden solche IniƟ aƟ ven bilden 
sollten. Klar ist: Wer sich an diesen AkƟ vitäten beteiligt, schließt sich selbst 
aus der SPD aus.«86 Die Eröff nung der Parteiausschlussverfahren sowie das 
dann folgende Verfahren gegen die ASG-Gründer gab diesen die Möglich-
keit, ihre PosiƟ onen darzustellen. 

Erstmalig in der Geschichte der Bundesrepublik wurde eine poliƟ sche 
IniƟ aƟ ve weitgehend ohne eine Face-to-Face-KommunikaƟ on der IniƟ a-
toren und fast ausschließlich über die Nutzung der Medien, des Internets 
und eines E-Mail-Verteilers aufgebaut. Die poliƟ sche KommunikaƟ on über 
die Website und den E-Mail-Verteiler wurde zu einer sich selbst verstär-
kenden und exponenziell wachsenden EreigniskeƩ e, welche in der Bundes-
republik und drei Jahre vor der Gründung der Piratenparteien in Europa 
ohne Vorbild war. So fragte die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung 
bereits am 14. März 2004 den IG Metall-Vorsitzenden: »Herr Peters, ken-
nen Sie die Website www.wahlalternaƟ ve.de?«  – diesen Interviewpart-
ner häƩ e man eher nach www.iniƟ aƟ ve-asg.de fragen können. Die ASG 
berichtete dazu auf ihrer Pressekonferenz von über 70.000 Aufrufen ihrer 
Website und bei Thomas Händel rauchte nach zehn Tagen das Fax-Gerät, 
nachdem die steigende Anzahl der Antworƞ axe dessen technische Kapazi-
täten übertraf. Und die Zahl der Abonnenten des E-Mail-NewsleƩ ers sƟ eg 
lediglich aufgrund der vagen Ankündigung des WahlalternaƟ ve-Newslet-
ters von 1.500 Interessenten am 15. März 2004 auf über 3.000 nach dem 
ersten NewsleƩ er am 21. März 2004 und bis zu 10.000 nach der Zusam-
menführung der E-Mail-Verteiler beider IniƟ aƟ ven im Juni 2004. »Es war, 

86 Zit. nach: Neue Linkspartei. Scholz droht Abweichlern mit Rausschmiss. In: 
SpiegelOnline vom 13. März 2004.
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als ob wir mit einer Nadel in einen prallen Wasserballon gepiekst häƩ en«, 
erinnerte sich Thomas Händel später.87

Von der Vereinsgründung bis zur UrabsƟ mmung

Bereits vor der Veröff entlichung der Aufrufe beider IniƟ aƟ ven haƩ en diese 
im Kontakt gestanden, sich abgesƟ mmt und im Folgenden eine baldige Zu-
sammenführung geplant. Der Gründung des gemeinsamen Vereins Wahlal-
ternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit am 3. Juli 2004 im Berliner Bon-
hoeff er-Haus vorweg ging der von der WahlalternaƟ ve vorher konzipierte 
eintägige Kongress in der Berliner Humboldt-Universität mit über 700 Teil-
nehmern88 am 20. Juni. 

Die erste Landesmitgliederversammlung des Vereins in Nordrhein-West-
falen fand am 17. Oktober staƩ . Der Landesverband konsƟ tuierte sich un-
ter der PerspekƟ ve eines WahlantriƩ s bei den Landtagswahlen am 22. Mai 
2005 und beschloss formal, anzutreten. Mit dieser Entscheidung des mit-
gliederstärksten Landesverbandes begann die Wandlung der WASG von der 
Sammlungsbewegung zu einer wahlkämpfenden Partei mit gravierenden 
Auswirkungen. Die Etablierung etwa einer bundesweiten Programm-AG mit 
der Forƞ ührung der Arbeit an AlternaƟ ven täuscht nicht über die Auswir-
kungen auf die poliƟ sche Arbeit, den Charakter der DebaƩ en und die erst 
im Entstehen begriff ene OrganisaƟ onskultur der Partei hinweg. Bereits die 
Frage dieser Teilnahme an Landtagswahlen in Nordrhein-Wesƞ alen war al-
lerdings nicht unumstriƩ en und führte in der WASG zu erheblichen Debat-
ten. Bei der Gründung der IniƟ aƟ ven haƩ en beide strategisch auf die Bun-
destagswahl 2006 orienƟ ert. Allerdings haƩ e Ralf Krämer in seinem Auf-
ruf vom 5. Februar auch auf die Möglichkeit hingewiesen, dass »die Zeit-
schiene noch erheblich enger wird, weil die Bundestagswahlen vielleicht 
auch schon im Herbst 2005 staƪ  inden könnten, wenn Rot-Grün nach dem 
absehbaren Verlust von Nordrhein-Wesƞ alen im Bundesrat eine Zwei-Drit-

87 Vgl. die Erinnerungen dazu in Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmer-
mann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? … ,S. 78.

88 Anna Lehmann: Und im Foyer, da lacht Karl Marx. In: die tageszeitung vom 
21. Juni 2004; Markus Sievers: Stimmen für den Protest. In: Frankfurter Rund-
schau vom 21. Juni 2004.
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tel-Mehrheit gegen sich hat«.89 Im rasanten Auĩ au der Regionalstrukturen 
des Vereins gab es weiter »eine starke SelbstakƟ vität und ein starkes Selbst-
bewusstsein«,90 wie im Rückblick festgestellt wurde. Der nordrhein-wesƞ ä-
lische Landeskoordinator Hüseyin Aydin – auch Bundesvorstandsmitglied 
des Vereins – sah vor der ersten Landesmitgliederversammlung und nach 
den schlechten Wahlergebnissen für die SPD auch diesen »enormen Druck 
aus den Regionalgruppen« und sprach sich dafür aus, die Landtagswahl 
zum »Wahlprojekt Nummer eins«91 zu machen. SkepƟ scher sah dies Klaus 
Ernst, wenn die WASG »nur zu einem Regierungswechsel beiträgt, ohne 
selbst zum Sprachrohr im Landtag zu werden …, bleiben womöglich auch 
bei der Bundestagswahl viele unserer potenziellen Wähler weg«.92

Eine Entscheidung zu dieser Frage wurde dann auf der ersten Bundes-
delegiertenkonferenz getroff en. Am 19. und 20. November trafen sich in 
Nürnberg 247 Delegierte der 6.000 Vereinsmitglieder und diskuƟ erten 
über den Protestzyklus 2004 sowie den künŌ igen Platz der WASG. Neu ge-
wählt wurde der Bundesvorstand93 und bestäƟ gt der bei der Vereinsgrün-
dung am 3. Juli gewählte Sprecherkreis bestehend aus Klaus Ernst, Thomas 
Händel, Sabine Lösing und Axel Troost. Beschlossen wurde die Vereinssat-
zung. Entschieden wurde auch über die beiden Fragen, die seit der Ver-
einsgründung in den MiƩ elpunkt getreten waren. Detlef Hensche wie die 
meisten anderen Delegierten sprachen sich für eine »sozialstaatliche Op-
posiƟ on« in der »MiƩ e des linken Spektrums« aus und sagten der neuen 
Linkspartei eine »lange, lange OpposiƟ onszeit«94 voraus. Klaus Ernst ver-

89 Ralf Krämer: Für eine wahlpolitische Alternative 2006, 5. Februar 2004, 
zit. nach: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was 
bleibt? …, S. 205.

90 Christine Buchholz, zit. nach: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann 
(Hrsg.): Was war? Was bleibt? …, S. 39.

91 Zit. nach: Kristian Frigelj: Wahlalternative will in Nordrhein-Westfalen antre-
ten. In: Frankfurter Rundschau vom 16. Oktober 2004.

92 Zit. nach: Barbara Gillmann: Die Wahlalternative will schon zur Landtags-
wahl in NRW antreten. In: Handelsblatt vom 19. Oktober 2004.

93 Zu Mitgliedern des Bundesvorstandes der WASG wurden gewählt: Klaus 
Ernst, Thomas Händel, Sabine Lösing, Axel Troost (Geschäftsführender Vorstand). 
Hüseyin Aydin, Joachim Bischoff, Christine Buchholz, Murat Çakır, Werner Drei-
bus, Brigitte Halbgebauer, Björn Radke, Heidi Scharf, Fritz Schmalzbauer, Alexan-
der Ulrich.

94 Detlef Hensche und Klaus Ernst zit. nach: Rüdiger Soldt: Der lange Marsch 
zur Wahlalternative. In: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung vom 21. Novem-
ber 2004.
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wies darauf, dass »der Unmut in der Bevölkerung nicht nachgelassen habe, 
nur weil es keine Hartz-IV-DemonstraƟ onen mehr gäbe«.95 Thomas Hän-
del befürchtete »eine Spaltung der GesellschaŌ , wenn die unsoziale Poli-
Ɵ k von Hartz IV fortgesetzt wird«,96 und sprach in seiner Rede die Fragen 
nach der Parteigründung und der Teilnahme an der Landtagswahl an: »Es 
wird Zeit, dass wir uns zeigen«.97 Schließlich beschlossen die Delegierten 
mit über 90% eine UrabsƟ mmung der Vereinsmitglieder über die Parteig-
ründung bis zum Jahresende 2004. In dieser UrabsƟ mmung entschieden 
sich dann bis zum 19. Dezember 96,07% der Mitglieder für die Gründung 
einer Partei. 

Die euphorische Arbeit der vielen Beteiligten im ersten Jahr zeigte al-
lerdings auch die Grenzen einer fast vollständig ehrenamtlichen Organi-
saƟ onsstruktur auf. Die Mitgliederzahl des Vereins, später noch mehr der 
Partei WASG und damit ihre Mobilisierungs- und Durchsetzungsfähigkeit, 
blieb unter den Erwartungen der IniƟ atoren. Gegen über den knapp 2,2 
Millionen Wählerinnen und Wählern, die die SPD von der Bundestagswahl 
2002 zur Bundestagswahl 2005 und den 90.000 Mitgliedern, die die SPD 
2003/2004 verloren haƩ e, zeigten die über 10.000 Abonnenten des News-
leƩ ers und die 6.000 Vereinsmitglieder, dass ein Engagement in einer Par-
tei nach der enƩ äuschten MitgliedschaŌ  in einer anderen seltener gewor-
den ist: »Apathie ist die logische ReakƟ on auf das Gefühl, nicht gebraucht 
zu werden. … Die GleichgülƟ gkeit des alten klassengebundenen Kapita-
lismus war grob materielle; die Indiff erenz, die der fl exible Kapitalismus 
ausstrahlt, ist persönlicher.«98 Nicht wie beabsichƟ gt umgesetzt werden 
konnte auch die von den ersten Treff en und DebaƩ en an geplante eigen-
ständige Bildungsarbeit, deren Notwendigkeit im Protestzyklus des Jahres 
2004 noch deutlicher geworden war. Der eher abstrakt-moralische als kon-
kret-poliƟ sche Gestus besonders bei den MontagsdemonstraƟ onen fußte 
auf einer ResignaƟ on auch infolge der Hegemonie der neoliberalen Argu-
mente. Beholfen wurde sich u.a. mit einer Reihe von Bildungsbroschüren 

95 Zit. nach: Rüdiger Soldt: Der lange Marsch zur Wahlalternative. In: Frankfur-
ter Allgemeine Sonntagszeitung vom 21. November 2004.

96 Zit. nach: Neue Linkspartei gegründet. In: Süddeutsche Zeitung vom 22. No-
vember 2004.

97 Zit. nach: Linksbündnis will der SPD das Leben schwerer machen. In: Han-
delsblatt vom 22. November 2004.

98 Richard Sennett: Der flexible Mensch. Die Kultur des neuen Kapitalismus. 
Berlin-Verlag, Berlin, 1998, S. 202.
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von ver.di, die über neoliberale Mythen wie den demografi schen Wandel, 
Lohnnebenkosten, Globalisierung auŅ lärten.  

Ohne Wirkung war diese IniƟ aƟ ve aber nicht. Im Gegenteil. Der Ger-
hard-Schröder-Biograf Gregor Schöllgen resümierte kürzlich rückblickend 
diese Zeit: »Mit der WASG, der PDS, den GewerkschaŌ en und einer zuneh-
menden Zahl von SPD-Mitgliedern wie Oskar Lafontaine baute sich eine 
Front mit zahlreichen stabilisierenden Querverbindungen auf, die binnen 
eines Jahres zu einer signifi kanten, wahlentscheidenden Größe in der deut-
schen PoliƟ k wird.«99

99 Gregor Schöllgen: Gerhard Schröder. Die Biographie. DVA, Stuttgart, 2015, 
S. 788.
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Von der Gründung der WASG 
bis zur Bundestagswahl 2005

Die Gründung der WASG als Partei

Nachdem sich in einer UrabsƟ mmung Ende 2004 96,07% der WASG-Mit-
glieder für eine Parteigründung entschieden haƩ en,1 erfolgte am 22. Ja-
nuar 2005 auf einer Gründungsversammlung in Göƫ  ngen die Gründung 
der Partei WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit. 55 Personen 
fanden sich im Intercityhotel in der Bahnhofsallee der Universitätsstadt 
ein. Mit 52 Ja-SƟ mmen bei einer Enthaltung wurde die poliƟ sche Neuge-
burt auf den Namen »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-
Ɵ ve« (Kurzbezeichnung »ASG«) getauŌ .2 Dann erfolgten Aussprache und 
Beschluss über das Parteiprogramm, das von Axel Troost vorgestellt wurde. 
Das Programm wurde einsƟ mmig angenommen.3 Troost sagte später zu 
seinen AmbiƟ onen hinsichtlich der Programmarbeit: »Ich haƩ e den An-
spruch, die von uns zum Teil in mühsamen Diskussionsprozessen in der Ar-
beitsgruppe ›AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k‹ entwickelten Konzepte in die 
WASG-ProgrammaƟ k einzubringen. […] Ich bin dann zum Zuständigen für 
die ökonomischen Programmfragen gemacht worden.«4

1 Vgl. Ruben Lehnert: Chronologie einer erfolgreichen Parteigründung. In: Ar-
chiv DemokraƟ scher Sozialismus (ADS), Bestand WahlalternaƟ ve Arbeit und So-
ziale GerechƟ gkeit (WASG) – 129 e.

2 Die Bezeichnung und die Schreibweise der neuen OrganisaƟ on variierten in 
der Anfangszeit ihrer Existenz. Die erste Abkürzung »ASG« musste aus urheber-
rechtlichen Gründen in »WASG« geändert werden, da das WeiterbildungsinsƟ -
tut »ArbeitsgemeinschaŌ  Sozialpädagogik und GesellschaŌ sbildung e.V.« (ASG) 
vor dem Landgericht Düsseldorf erfolgreich gegen die Verwendung des Kürzels 
durch die WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit geklagt haƩ e. Vgl. ADS, 
WASG – 007 e und 068. Um das Verständnis der nachstehenden Ausführungen zu 
erleichtern, wird im Folgenden durchgängig die Bezeichnung »WahlalternaƟ ve Ar-
beit und Soziale GerechƟ gkeit (WASG)« verwendet.

3 Vgl. Protokoll der Gründungsversammlung der Partei »Arbeit & soziale Ge-
rechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« (ASG) am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen. In: ADS, 
WASG – 006, Bl. 1.

4 »Alle haben einen Sprung über den eigenen SchaƩ en gemacht«. Gespräch mit 
Axel Troost. In: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? 
Was bleibt? Wege in die WASG, Wege in DIE LINKE, Hamburg 2012, S. 125.
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Nach dem Programm berieten die Anwesenden über die Satzung und 
über die Übergangsregelungen zur Satzung. Die Satzung erhielt 48 Ja-SƟ m-
men und 5 Nein-SƟ mmen; die Übergangsregelungen zur Satzung bekamen 
bei einer Enthaltung 51 Ja-SƟ mmen und eine Nein-SƟ mme. Damit waren 
beide Dokumente angenommen.5

In den Gründungsvorstand der neuen Partei wurden Klaus Ernst, Tho-
mas Händel, Sabine Lösing und Axel Troost als GeschäŌ sführende Vor-
standsmitglieder gewählt. Dabei waren wie schon im WASG-Verein in der 
Partei WASG alle vier geschäŌ sführenden Vorstandsmitglieder gleichbe-
rechƟ gt. Zu weiteren Bundesvorstandsmitgliedern wählte die Versamm-
lung Hüseyin Aydin, Joachim Bischoff , ChrisƟ ne Buchholz, Murat Çakır, 
BrigiƩ e Halbgebauer, Björn Radke, Heidi Scharf, Fritz Schmalzbauer, Ale-
xander Ulrich und Andreas Wagner. Axel Troost konnte danach erklären, 
dass nunmehr die Partei »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalter-
naƟ ve« konsƟ tuiert sei.6

Mit viel ehrenamtlichem Engagement erfolgte der Auĩ au der Partei in 
den Bundesländern. Steff en Hultsch, Mitbegründer der WASG in Branden-
burg, berichtete später, dass er gemeinsam mit anderen Mitgliedern des 
Landesvorstandes drei- bis viermal wöchentlich nach getaner Arbeit bis 
weit in die Nacht im Flächenland Brandenburg unterwegs war: »Wir sind 
in der Uckermark, organisieren Veranstaltungen in Schwedt, Garz, Fried-
richsthal oder Angermünde, führen Gesprächsrunden in Neuruppin, Ber-
nau, WiƩ stock und Finsterwalde, sind zu Gast bei Beratungen in Krem-
men, SenŌ enberg und Grünheide. […] Das Ergebnis unserer konzentrierten 
und zeitaufwändigen Arbeit ist die Schaff ung arbeitsfähiger Strukturen im 
Landesverband. Es entstehen Kreisverbände und es werden Vorstände ge-
wählt.«7 Der Auĩ au der Landesverbände der WASG zog sich allerdings bis 
in die Sommermonate 2005 hinein.8

Am 26. Februar 2005 fand in Göƫ  ngen der Programm-Konvent der WASG 
staƩ , auf dem über 200 Mitglieder der WASG und weitere InteressenƟ nnen 

5 Vgl. Protokoll der Gründungsversammlung der Partei »Arbeit & soziale Ge-
rechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« (ASG) am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen, a.a.O., 
Bl. 2.

6 Vgl. ebenda, Bl. 3 und 4.
7 Steff en Hultsch: Die WASG und Ostdeutschland. Ein kriƟ scher Blick aus Bran-

denburg auf die WahlalternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, Berlin 2013,  
S. 12.

8 Vgl. Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve 
(WASG). Entstehung, Geschichte und Bilanz, Baden-Baden 2013, S. 139.
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und Interessenten aus dem gesamten Bundesgebiet die Grundlinien und 
viele Einzelaspekte des Gründungsprogramms der neuen Partei diskuƟ er-
ten.9 Der Konvent war als »AuŌ akt für die bundesweite DebaƩ e« gedacht, 
obwohl – wie der Journalist Tom Strohschneider etwas polemisch anmerkte 
– »der poliƟ sche Fahrplan der Linkspartei« in Gestalt eines »keynesiani-
sƟ schen Dreiecks« längst feststand. Strohschneider machte Axel Troost 
von der MEMORANDUM-Gruppe als einen der maßgeblichen Architekten 
dieses Dreiecks aus und schrieb: »Von Anfang an bildete ein keynesianis-
Ɵ sch abgestützter Sozialstaats-Konsens das poliƟ sche Fundament der ASG: 
Mehr staatliche Ausgaben, fi nanziert durch höhere Steuerbelastungen von 
Unternehmen und Vermögenden, machten öff entliche InvesƟ Ɵ onen und 
eine Grundsicherung möglich, die die Binnennachfrage ankurbele, was wie-
derum zu mehr BeschäŌ igung und damit zu geringeren Belastungen der 
Sozialkassen sowie mehr staatlichen Einnahmen führe, die dann im oben 
genannten Sinne wieder ausgegeben werden könnten. Der Sozialstaat, so 
die Kernaussage, ist möglich.«10

Die WASG erhielt bald prominente Unterstützung. MiƩ e März 2005 trat 
das SPD-Urgestein Peter von Oertzen, der ab 1973 Mitglied des Vorstandes 
der Bundes-SPD und deren Programmkoordinator war, aus der SPD aus und 
in die WASG ein.11 Zu diesem Zeitpunkt legte Oskar Lafontaine unter dem 
Titel »PoliƟ k für alle« eine StreitschriŌ  für eine gerechte GesellschaŌ  vor. 
In ihr fand sich die Einschätzung: »Wenn die SPD auf Schröder-Kurs bleibt 
und die ›WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit‹ bei den nächsten 
Wahlen antriƩ , dann werden sich Sozialdemokraten und GewerkschaŌ s-
mitglieder entscheiden müssen, ob sie ihrer OrganisaƟ on oder ihrer Über-
zeugung treu bleiben wollen. Die WahlalternaƟ ve vertriƩ  nämlich in der 
WirtschaŌ - und SozialpoliƟ k ein Programm, das sich nicht nur mit der lang-
jährigen SPD-ProgrammaƟ k, sondern auch über weite Strecken wörtlich 
mit den Vorschlägen der deutschen GewerkschaŌ en deckt.«12

9 Vgl. Axel Troost: Bericht des Bundesvorstandes [zur Programm-DebaƩ e auf 
dem Parteitag der WASG im Mai 2005 in Dortmund]. In: WASG-Archiv Fürth.

10 Tom Strohschneider: KeynesianisƟ sches Dreieck. Das Programm der ASG steht, 
der Weg dorthin bleibt umstriƩ en. In: Neues Deutschland, Berlin, 26./27.2.2005.

11 Vgl. Peter von Oertzen – SPD-Urgestein – ist der WASG beigetreten. In: WASG: 
Aktuelles, 17.3.2005. URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/28+m5cafea8d0d1.html (ab-
gerufen am 27.9.2015).

12 Oskar Lafontaine: PoliƟ k für alle. StreitschriŌ  für eine gerechte GesellschaŌ , 
Berlin 2005, S. 166/167.



61Von der Gründung der WASG bis zur Bundestagswahl 2005

Am 12. April 2005 wurde die Saarbrücker ResoluƟ on einer überpartei-
lichen IniƟ aƟ ve veröff entlicht.13 Unter dem Titel »WEG mit Hartz IV« for-
derten die Unterzeichnenden die soforƟ ge Rücknahme des Gesetzes für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, auch Hartz IV genannt. Es ver-
stoße massiv gegen das Grundgesetz. Es sei eine Schande, »dass Menschen, 
die durch ihre jahrelange Arbeit zum Wohlstand unseres Landes und zum 
Wohlstand ihrer bisherigen Arbeitgeber beigetragen haben, durch Hartz 
IV zu Sozialhilfeempfängern degradiert werden«. Es sei nicht zu erkennen, 
dass dieses Gesetz neue Arbeitsplätze schaff e, sondern es trage eher zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen bei, zumindest von solchen, die nach Tarif 
bezahlt werden. »Dieses Gesetz stürzt besonders viele ältere Langzeitar-
beitslose, Alleinerziehende und Familien in eine dauerhaŌ e Armut. In der 
weiteren Folge reduziert es unausweichlich die KauŅ raŌ  in den Ländern 
und Kommunen, so dass die sowieso schon geschwächten Strukturen des 
Binnenmarktes weiteren Schaden davontragen werden. Dieses Gesetz ist 
ein Motor für sozialen Unfrieden in unserem Land.«14 

Zu den Erstunterzeichnern und Unterzeichnern gehörten neben zahl-
reichen WASG-Mitgliedern und GewerkschaŌ ern auch der SPD-Bundes-
tagsabgeordnete OƩ mar Schreiner, der saarländische Landesvorsitzende 
der DienstleistungsgewerkschaŌ  ver.di, Rolf Linsler, und der ehemalige SPD-
Vorsitzende Oskar Lafontaine.15 Im Nachhinein wurde deutlich, dass Lafon-
taine, der mit den ASG-Gründern seit längerem in Kontakt stand,16 damit 
die BereitschaŌ  zur Mitarbeit in der WASG signalisierte.17

MiƩ e April 2005 hielt der SPD-Vorsitzende Franz Müntefering eine 
Grundsatzrede zum künŌ igen SPD-Parteiprogramm, in der er – off ensicht-

13 IniƟ ator der Saarbrücker ResoluƟ on war Markus Lein, ein Mitbegründer des 
Landesverbandes Saar der WASG. Vgl. Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale Ge-
rechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve (WASG), a.a.O., S. 100.

14 Saarbrücker ResoluƟ on vom 12. April 2005: WEG mit Hartz IV. In: ADS, WASG 
– 129 e.

15 Vgl. ebenda.
16 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei. Die KooperaƟ on der 

PDS und der WASG zur Bundestagswahl 2005, Saarbrücken 2008, S. 15 und 49. – 
Klaus Ernst berichtete über diese Kontakte später in einem Interview. Vgl. »Es gibt 
kein Zurück«. Gespräch mit Klaus Ernst. In: Klaus Ernst/Thomas Händel/ Katja Zim-
mermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? Wege in die WASG, Wege in DIE LINKE, 
Hamburg 2012, S. 53.

17 Vgl. Marian Künzel: Die Gründungsphase der Partei Die Linke – eine Partei 
neuen Typs?, Berlin 2012, S. 60.
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lich auch als ReakƟ on auf die erstarkende WASG – Auswüchse des Kapitalis-
mus mit scharfen Worten geißelte. »Die internaƟ onal forcierten Profi t-Ma-
ximierungs-Strategien gefährden auf Dauer unsere DemokraƟ e«,18 warnte 
er. WASG-Vorstand Thomas Händel kriƟ sierte darauĬ in: »Die Grundsatz-
rede des SPD-Vorsitzenden widerspricht in ganzer Linie dem poliƟ schen 
Handeln seiner Partei. Es ist eine Rede, die geradezu vor wahlkampŌ ak-
Ɵ schem Wortradikalismus trieŌ . Müntefering muss sich fragen lassen, wie 
er die Macht des Kapitals angreifen will, wenn seine Partei im Regierungs-
handeln vor Kapitalinteressen einknickt.« So lange die SPD ihre PoliƟ k nicht 
ändere, so lange müsse sie sich den Vorwurf gefallen lassen, dass ihre Kri-
Ɵ k an der Macht des Kapitals reine Augenwischerei sei. Thomas Händel 
betonte: »Der SPD-Vorsitzende hat recht, wenn er auf die Gefährdung der 
DemokraƟ e durch die internaƟ onal forcierten Profi t-Maximierungs-Stra-
tegien hinweist. Doch wo bleibt die Konsequenz dieser Erkenntnis? In ihrer 
Regierungsverantwortung hat die SPD stets vermissen lassen, ihre Mög-
lichkeiten zur Begrenzung der Macht des Kapitals auszunutzen. Jetzt, kurz 
vor den NRW-Wahlen, alte sozialdemokraƟ sche Werte zu beschwören, ist 
mehr als unglaubwürdig.«19

Gut ein Vierteljahr nach der Gründungsversammlung in Göƫ  ngen tagte 
vom 6. bis zum 8. Mai 2005 der Gründungsparteitag der WASG in der Dort-
munder Wesƞ alenhalle. Die Delegierten beschlossen das Gründungspro-
gramm, die Satzung, die Beitrags- und Kassenordnung und die Schieds-
ordnung der WASG und wählten einen GeschäŌ sführenden und einen 
Erweiterten Bundesvorstand. Zu Mitgliedern des GeschäŌ sführenden Vor-
standes besƟ mmten die Basisvertreter die ASG-Gründer Klaus Ernst und 
Thomas Händel sowie die aƩ ac-AkƟ visƟ n Sabine Lösing und den GeschäŌ s-
führer der Arbeitsgruppe AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k, Axel Troost. Tho-
mas Händel wurde mit 285 SƟ mmen (von 339 abgegebenen) zum Bundes-
schatzmeister gewählt. Für Axel Troost voƟ erten 286 und für Sabine Lösing 
227 Delegierte, dagegen enƞ ielen auf den wegen seiner brüsken Hemdsär-

18 Zit. in: Wolfgang Bauchhenß/ Michael Bornkessel: Die KapitalismuskriƟ k von 
Franz Müntefering (27.5.2005). URL: www.lehrer-online.de/467234.php (abgeru-
fen am 27.9.2015).

19 Zit. in: Murat Çakır: »WahlkampŌ akƟ scher Wortradikalismus«. Die Partei 
Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve (WASG) wirŌ  dem SPD-Vor-
sitzenden Augenwischerei vor. In: WASG: Aktuelles, 14.4.2005. URL: hƩ p://wasg.
die-linke.de/28+m53e8de79508.html (abgerufen am 27.9.2015).
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meligkeit und seines als autoritär empfundenen FührungssƟ ls umstriƩ enen 
Klaus Ernst nur 190 von 344 abgegebenen DelegiertensƟ mmen.20

In seinem GeschäŌ sbericht umriss Thomas Händel zunächst kurz den 
Weg der WASG seit Anfang 2004 und unterstrich die Absicht der jungen 
Partei, sich an der Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen im Mai 2005 zu 
beteiligen. Er erinnerte an die Kernsätze der OrganisaƟ on aus ihren Grün-
dungstagen, nämlich angetreten zu sein, um für ein »Bündnis mit allen poli-
Ɵ schen KräŌ en und Personen einzutreten, die sich für die Erhaltung und den 
Ausbau des Sozialstaats und für ein sozial gerecht fi nanziertes Gemeinwe-
sen einsetzen. Unsere IniƟ aƟ ve ist für alle off en, für Mitglieder etablierter 
Parteien genauso wie für Menschen, die sich von ihren Parteien nicht mehr 
vertreten fühlen und ihren AustriƩ  erklären wollen.« Das GeschäŌ sfüh-
rende Vorstandsmitglied betonte: »Wir wollen ein möglichst breites Spek-
trum von AkƟ ven aus GewerkschaŌ en, Bewegungen und von OrganisaƟ -
onen und IniƟ aƟ ven aus verschiedensten Bereichen. Wir sind überzeugt: 
Bei aller Vielfalt muss sich ein solches Bündnis auf grundlegende PosiƟ onen 
und Herangehensweisen verständigen. Deshalb steht jetzt die Formierung 
einer Haltelinie gegen den Neoliberalismus oben auf der Tagesordnung und 
nicht [die] DebaƩ e systemüberwindender PerspekƟ ven.«21

Thomas Händel unterstrich die Notwendigkeit einer starken gewerk-
schaŌ lichen Verankerung und starken Verbindungen der WASG in die linke 
WissenschaŌ s-, Bewegungs- und Kulturszene. Für die Partei sei es »ent-
scheidend, ob wir bündnisfähige PosiƟ onen und eine Praxis entwickeln, 
alte Spaltungen zu überwinden, um diese Rolle wahrzunehmen«. Gerade 
diese unbestriƩ enen Grundsätze gelte es zu Beginn dieses Parteitages noch 
einmal in Erinnerung zu rufen. Denn nicht jede Auseinandersetzung in der 
Herausbildung der Landes- und Kreisverbände habe diese Verantwortung 
und diese Prinzipien berücksichƟ gt. »Solidarität und Toleranz, der Versuch 
voneinander zu lernen und die unterschiedlichen sozialen und poliƟ schen 
Zugänge zu unserer Partei zu verstehen, war bei so manchen StreiƟ gkeiten 
der letzten Wochen in so mancher Untergliederung nicht zu beobachten 
– poliƟ sche Sachauseinandersetzung übrigens erst recht nicht.« Nicht nur 

20 Vgl. Ergebnisse der Wahlen auf dem 1. Bundesparteitag der WASG in Dort-
mund am 7.5.2005. In: ADS, WASG – 007 e und 016 e.

21 Thomas Händel: GeschäŌ sbericht Teil 1 zum 1. Parteitag d. WASG [im Mai 
2005 in Dortmund]. In: WASG-Archiv Fürth.
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weil die Partei im Wahlkampf stehe, gelte jetzt das alte Prinzip – neu for-
muliert – wieder: »Einigkeit bei aller Vielfalt macht stark.«22

Deutlich formulierte Händel: »Die Menschen, die uns wählen sollen und 
die wir als Mitglied bei uns begrüßen wollen, möchten wissen, was sie von 
uns haben, was wir besser machen wollen – sie wollen kein Parteiengezänk, 
das sie aus ihren jeweiligen poliƟ schen Vorleben bis zur Neige kennen.« 
Sie würden sich dafür interessieren, was die WASG einer PoliƟ k entgegen-
setze, die den Menschen zum Objekt der Ökonomie degradiere, die diese 
GesellschaŌ  nach betriebswirtschaŌ lichen Kriterien organisieren und den 
ökonomisch nicht mehr benöƟ gten Teil der Bevölkerung so kostengünsƟ g 
wie möglich alimenƟ eren wolle. Dagegen, so das GeschäŌ sführende Vor-
standsmitglied, »wollen wir gesellschaŌ lichen Widerstand organisieren 
und in die Parlamente bringen! […] Wir sagen: Eine andere PoliƟ k ist nicht 
nur möglich – sie ist nöƟ g!«23

Händels Vorstandskollege Klaus Ernst orienƟ erte die Delegierten auf die 
kommende Bundestagswahl. Um diese Wahl vorzubereiten, gelte es, eine 
Partei aufzubauen, die wirklich in der Lage ist, bei der Wahl zum Bundes-
tag in dieses Parlament hineinzukommen. Um eine schlagkräŌ ige Orga-
nisaƟ on zu schaff en, sei es nun notwendig, Landesverbände zu gründen, 
Kreisverbände aufzubauen und die Mitgliederbasis zu verstärken. Das Ge-
schäŌ sführende Vorstandsmitglied machte klar, dass diese riesige Aufgabe 
die KonzentraƟ on aller KräŌ e erfordert: »Wir haben gar keine Zeit mehr 
zu streiten. Uns bleibt nur die gemeinsame Arbeit.« Ernst äußerte, dass er 
es äußerst kriƟ sch sehe, wenn bereits jetzt – noch vor der Wahl in Nord-
rhein-Wesƞ alen – in der Partei über eine Beteiligung an diversen weite-
ren Landtagswahlen diskuƟ ert werde. Die WASG dürfe sich nicht vor der 
eigentlichen Schlacht kapuƩ  machen: »Die eigentliche Schlacht sind die 
Bundestagswahlen. Da spielt die Musik!« Der glänzende Rhetoriker aƩ ak-
kierte die rot-grüne Bundesregierung und die PoliƟ k der SPD, setzte sich 
mit der verheerenden Wirkung der Hartz-IV-Gesetzgebung auf das Klima in 
den Betrieben auseinander, wo sich Angst und Duckmäusertum ausbreiten 
würden, und betonte unter dem Beifall der Delegierten: »Die SPD ist nicht 
mehr ein kleineres Übel. Sie ist ein großes Übel.« Klaus Ernst stellte noch 
einmal heraus, dass die WASG für eine andere PoliƟ k eintrete, für Arbeit 
und soziale GerechƟ gkeit, und er ziƟ erte Hölderlin: »Wo Gefahr wächst, 
wächst das ReƩ ende auch.« Der »bajuwarische Volkstribun«, als der der IG 

22 Ebenda.
23 Ebenda.
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Metaller mehrfach apostrophiert wurde,24 moƟ vierte die Basisvertreter: 
»Das ReƩ ende können wir sein. Sorgen wir dafür. Glück auf!«25

Sabine Lösing, die einzige Frau im GeschäŌ sführenden Bundesvor-
stand, stellte in ihrer Rede die WichƟ gkeit der Arbeit in den sozialen Be-
wegungen heraus. Den Menschen werde zunehmend klar, dass die eta-
blierten Bundestagsparteien nicht ihre Interessen vertreten. Aber: »Um die 
herrschende PoliƟ k zu ändern, braucht es viel und viele«, erklärte die At-
tac-AkƟ visƟ n. »Viele, die merken, dass diese PoliƟ k nicht alternaƟ vlos ist, 
und erst dann viele, die uns wählen.« Das könne auch durch den allerbe-
sten Wahlkampf nicht allein erreicht werden. Um die neoliberale Alterna-
Ɵ vlosigkeit in der öff entlichen Meinung aufzubrechen, sei es eine wichƟ ge 
Aufgabe, »unsere programmaƟ schen BotschaŌ en und Deutungsmuster« 
in der GesellschaŌ  zu verankern. Dazu brauche die WASG die besondere 
Öff entlichkeit von Bewegungen, Bündnissen und IniƟ aƟ ven in der Zivilge-
sellschaŌ . Der Wahlkampf sei durchaus von großer Bedeutung als ein Kri-
stallisaƟ onspunkt von Öff entlichkeitsarbeit. Aber: »Wir brauchen Bünd-
nispartner in allen gesellschaŌ lichen Bereichen.« Daher dürŌ en sich die 
WASG-Mitglieder nicht nur auf die Arbeit in der eigenen Partei konzen-
trieren, sondern sie müssten sich in der ZivilgesellschaŌ  engagieren. Und 
das heiße: »Wir müssen in anderen gesellschaŌ lichen Zusammenhängen 
eine akƟ ve Rolle spielen.«26

Vorstand Axel Troost referierte zur Programm-Diskussion. Er verwies dar-
auf, dass nach der Bundesdelegiertenkonferenz des WASG-Vereins im No-
vember 2004 die Programmarbeit intensiv fortgesetzt wurde. Neben den 
vorhandenen Gesamtentwürfen häƩ en weit über 100 weitere Einzelan-
träge diskuƟ ert und bearbeitet werden müssen. Der von der neu gegrün-
deten Bundes-Programmkommission mit einer Enthaltung verabschiedete 
Gesamtentwurf sei bei der Parteigründung am 22. Januar 2005 einmüƟ g als 
Gründungsprogramm verabschiedet worden. Die bisherigen Diskussionen 

24 So zum Beispiel Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues. Die Entstehung 
der WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit. In: Tim Spier/Felix Butzlaff , 
MaƩ hias Micus/Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. Zeitgemäße Idee oder Bünd-
nis ohne ZukunŌ ?, Wiesbaden 2007, S. 166.

25 Klaus Ernst: [Rede auf dem Parteitag der WASG Anfang Mai 2005 in Dort-
mund] (TV-MitschniƩ ). In: WASG-Archiv Fürth.

26 Sabine Lösing: [Rede auf dem Parteitag der WASG Anfang Mai 2005 in Dort-
mund] (TV-MitschniƩ ). In: WASG-Archiv Fürth.
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in der Partei häƩ en gezeigt, dass die Grundlinie des Programms von einer 
ganz breiten Mehrheit der Parteimitglieder getragen werde.27

Das Programm stelle nicht die »Systemfrage«, hob Troost hervor, son-
dern enthalte konkrete Forderungen, deren Umsetzung zu einer erheb-
lichen Verbesserung der Arbeits- und Lebensverhältnisse für die große 
Mehrheit der Bevölkerung führen. Bereits in den einleitenden Leitlinien des 
Programms sei formuliert worden, dass die WASG die Unterwerfung des 
Menschen unter die Interessen der WirtschaŌ  ablehne und sich für eine 
DemokraƟ sierung der WirtschaŌ  und für den Ausbau der Mitwirkungs- 
und MitbesƟ mmungsrechte der BeschäŌ igten und ihrer GewerkschaŌ en 
in den Unternehmen einsetze. Eine DemokraƟ sierung der WirtschaŌ  sei 
Ziel und Bedingung für einen nachhalƟ gen PoliƟ kwechsel. Die Macht des 
Kapitals müsse beschränkt werden.28

Ziel der weiteren programmaƟ schen Arbeit sei es, so der WASG-Vor-
stand, »dass zum Bundestagswahlkampf 2006 ein durch alle Gremien der 
Partei abgesƟ mmtes Wahlkampfprogramm vorliegt. Außerdem können so 
ausführlichere Fachprogramme entstehen. Auch diese dürfen aber nicht 
das Ergebnis abgehobener akademischer DebaƩ en von wenigen Spezia-
listen bleiben, sondern müssen eine Anbindung über die Landesverbände 
in die gesamte Partei haben.«29 Axel Troost verwies auf das MEMORAN-
DUM 2005 der Arbeitsgruppe AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k, das mit vielen 
Materialien und wissenschaŌ lichen Argumenten die wirtschaŌ spoliƟ schen 
Grundaussagen und -forderungen des WASG-Programms untermauere: 
»Wir brauchen keinen weiteren Lohnverzicht, keine Haushaltskonsolidie-
rung und keine weiteren Steuersenkungen für Konzerne und Reiche. Zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Verbesserung der Lebenslage der 
Bevölkerung sind die Abschaff ung von Hartz IV, eine vernünŌ ige Arbeits-
markt- und BeschäŌ igungspoliƟ k, Arbeitszeitverkürzungen und nicht -ver-
längerungen sowie eine Stärkung der Binnennachfrage erforderlich. Hier-
für kämpŌ  die WASG zusammen mit den GewerkschaŌ en, mit ATTAC und 
eben auch der kriƟ schen WissenschaŌ .«30

Zum Dortmunder Parteitag waren über 550 Anträge beim Bundesvor-
stand eingegangen, von denen sich der weitaus größte Teil auf die Satzung 

27 Vgl. Axel Troost: Bericht des Bundesvorstandes [zur Programm-DebaƩ e auf 
dem Parteitag der WASG im Mai 2005 in Dortmund], a.a.O.

28 Vgl. ebenda.
29 Ebenda.
30 Ebenda.



67Von der Gründung der WASG bis zur Bundestagswahl 2005

und die Programm-Diskussion bezog.31 In den DebaƩ en einigten sich die 
rund 400 Delegierten darauf, das im Januar 2005 auf der Gründungsver-
sammlung in Göƫ  ngen verabschiedete Gründungsprogramm der WASG 
zur Grundlage für die weitere Programm-Diskussion zu machen. Alle An-
träge zum Programm wurden an eine zu bildende Programm-Kommission 
überwiesen, in die der Bundesvorstand sechs und die Landesverbände 
je einen Vertreter entsenden sollten. Der Parteitag beschloss außerdem, 
dass der Bundesvorstand eine Satzungskommission zu bilden haƩ e, die aus 
Vertretern aller 16 Landesverbände und zwei Vertretern des Bundesvor-
standes bestehen sollte. An diese Satzungs-Kommission wurden alle nicht 
behandelten Anträge zur Satzung (außer denjenigen zur Beitrags- und Fi-
nanzordnung) zur weiteren Bearbeitung überwiesen. Über den von der 
Programm-Kommission erarbeiteten neuen Programm-Entwurf sollte ein 
WASG-Parteitag im Jahr 2006 befi nden, über die Ergebnisse der Beratung 
der Satzungs-Kommission ein Partei-Konvent im Jahr 2007. Hinsichtlich des 
Verhältnisses der WASG zu anderen Parteien sollten nach dem Willen der 
Delegierten DoppelmitgliedschaŌ en in der WASG und anderen poliƟ schen 
Parteien (mit Ausnahme rechtsradikaler Parteien) für eine Übergangsfrist 
bis zum 31. Dezember 2005 möglich sein.32

Im Rahmen der angenommenen allgemeinen poliƟ schen Anträge und 
IniƟ aƟ vanträge verlangten die Delegierten insbesondere eine Begrenzung 
und Verkürzung der Arbeitszeit und die Rücknahme sämtlicher in den letz-
ten zehn Jahren eingeführten »Lockerungen« des Kündigungsschutzes für 
Arbeitnehmer. Sie sprachen sich dafür aus, die staatliche Einnahmeseite 
vor allem durch Wiedereinführung der Vermögensteuer, durch eine höhere 
Besteuerung großer ErbschaŌ en, durch die Einführung einer Börsenum-
satz- und SpekulaƟ onssteuer und durch eine höhere Besteuerung großer 
Bodenwertsteigerung zu stärken, um so die mit den WASG-Vorschlägen 
verbundenen staatlichen Ausgaben gegenzufi nanzieren. Die Basisvertre-
ter plädierten für einen ökologischen Umbau der WirtschaŌ  miƩ els einer 
ökologischen Steuerreform. Nach ihrer Auff assung sollte dies ZukunŌ sin-
vesƟ Ɵ onen induzieren, mit denen neue Arbeitsplätze geschaff en werden 
könnten. Schließlich setzten sich die Delegierten für mehr direkte Demo-
kraƟ e ein: Durch die Einführung von VolksabsƟ mmungen auf Bundes- und 

31 Vgl. ADS, WASG – 008.
32 Vgl. Bundesparteitag vom 6. bis 8. Mai [2005] in Dortmund. Beschlussfas-

sung über die vorliegenden Anträge [Protokoll des WASG-Bundesparteitages]. In: 
ADS, WASG – 007 e.
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auf EU-Ebene sollten plebiszitäre Möglichkeiten verankert werden.33 Nicht 
zuletzt bekundeten die Delegierten ihre Solidarität mit den streikenden 
Stahlarbeitern.34

Die ReakƟ onen der PDS-PoliƟ ker auf die WASG-Gründung waren keines-
wegs einheitlich. Während weitsichƟ ge PDS-Akteure in der WASG einen 
potenziellen Bündnispartner erblickten, sahen andere in der neuen Par-
tei eine Konkurrenz, die nicht unbedingt ernst zu nehmen war. Stefan Lie-
bich, der Landesvorsitzende der PDS in Berlin, beschimpŌ e die WASG der 
Hauptstadt, die ein Ende der rot-roten KoaliƟ on in Berlin forderte, als »Gur-
kentruppe«.35 Wulf Gallert, FrakƟ onschef der PDS in Sachsen-Anhalt, kriƟ -
sierte, die WahlalternaƟ ve habe auf vielen PoliƟ kfeldern kein Programm.36 
Auch Bodo Ramelow, damals FrakƟ onsvorsitzender der PDS im Thüringer 
Landtag und Wahlkampfchef der Partei der Sozialisten, sah in der WASG 
nur »frustrierte GewerkschaŌ er und spinnerte Linke«37 und sagte noch 
kurz vor der Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen (NRW): »Ich nehme die 
WASG als Gemischtwarenladen wahr, zumal in NRW.«38

Parteichef Lothar Bisky erklärte hingegen bereits Ende Dezember 2004 
in einem Interview, nachdem das Ergebnis der UrabsƟ mmung der WASG-
Mitglieder vorlag: »Ich bleibe dabei: Wir sind off en für Dialog und Koopera-
Ɵ on. Die Linken haben sich gegenseiƟ g und europaweit in den letzten Jah-
ren so kapuƩ  gemacht, dass ich mich daran nicht beteiligen möchte. Wer für 
einen PoliƟ kwechsel zu mehr sozialer GerechƟ gkeit eintriƩ , ist ein poten-
Ɵ eller Partner. Ob es diese BereitschaŌ  auch umgekehrt gibt und wie weit 
es gegenseiƟ g reicht, werden wir erleben. Ich möchte an diese Frage mit 
einem etwas längerem Atem als nur von Wahl zu Wahl herangehen.«39

33 Vgl. ebenda.
34 Vgl. Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-

Ɵ ve (WASG), a.a.O., S. 89.
35 Vgl. DER SPIEGEL, Hamburg, 2005, Nr. 24 (vom 13.6.2005), S. 50.
36 Vgl. Neues Deutschland, 9.6.2005.
37 Zit. in: Manfred Behrend: Eine Geschichte der PDS. Von der zerbröckelnden 

Staatspartei zur Linkspartei, Köln 2006, S. 160.
38 Eine Flasche Rotkäppchen bei 1,5 Prozent. Bodo Ramelow über die Wahlen 

in NRW, den Westauĩ au der PDS und den möglichen Wiedereinzug in den Bun-
destag (Interview). In: Neues Deutschland, 19.5.2005.

39 In der Sozialfrage ist jedes Übel zu groß. PDS-Vorsitzender Lothar Bisky über 
Hartz IV, Föderalismusreform und das Grundgesetz (Interview). In: Neues Deutsch-
land, 27.12.2004.
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André Brie, der Vor- und Querdenker der PDS, hielt schon im März 2005 
das Zusammengehen von WASG und PDS bei der Bundestagswahl 2006 für 
notwendig. Nach seiner Überzeugung sollten DemokraƟ sche Sozialisten 
und WahlalternaƟ ve anstreben, »eine wirklich off ene Liste der PDS zur 
gemeinsamen Plaƪ  orm der demokraƟ schen Linken bei der Bundestags-
wahl 2006 zu machen.« Brie erklärte: »Es gibt in Deutschland keinen Platz 
für zwei linke Parteien, die beide die Fünf-Prozent-Hürde bei Bundestags-
wahlen überwinden könnten.« Bei einer Wahl-KooperaƟ on könnten beide 
Parteien »unterschiedliche, durch die jeweils andere Partei nicht ersetzbare 
Vorteile für die Formierung einer linken poliƟ schen AlternaƟ ve in Deutsch-
land« bündeln. Brie hoŏ  e, dass eine für die WASG off ene PDS-Liste miƩ el-
frisƟ g zu einem »KristallisaƟ onspunkt oder Katalysator für eine über PDS 
und WASG hinausgehende linke Bewegung« werden könnte.40

ChrisƟ an Semler, in den 1970er Jahren Führungsfi gur der maoisƟ schen 
K-Gruppe KPD/AO, kommenƟ erte das Verhältnis von WASG und PDS bzw. 
West- und Ost-Linken in der »taz« zwar wenig schmeichelhaŌ , aber durch-
aus mit einem realisƟ schen Kern: »Bislang haƩ en sich die zur PDS gesto-
ßenen westdeutschen Linken nirgendwo als nützlich erwiesen. Zu groß 
waren die poliƟ schen und kulturellen Diff erenzen zwischen den meist links-
milieugeschädigten, intellektuellen Wessi-Hilfstruppen und den Bieder-
männern aus dem Osten. Jetzt, mit dem AuŌ reten der WASG, hat sich 
die Szenerie grundlegend verändert. Die WASG verfügt in ihrer Führung 
über gestandene GewerkschaŌ skader ohne jeden Ruch des Linksradika-
lismus. Sie verkörpern idealtypisch den Sehnsuchtspartner für die PDS. 
Denn trotz einiger wagemuƟ ger Ausfl üge auf das Terrain jenseits der Tra-
diƟ onslinien, sind die PDSler längst ›klassische‹ Sozialdemokraten, Seelen-
verwandte der WASG.«41

Die Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen im Mai 2005

Am 22. Mai 2005 stand die Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen an, und 
die junge LandesorganisaƟ on der WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale Ge-
rechƟ gkeit brannte darauf, sich als Protestpartei und als AlternaƟ ve zur 

40 André Brie: Die Linke hat kein Recht mehr auf Misserfolg. In: Sozialismus, 
2005, HeŌ  4, S. 14/15.

41 ChrisƟ an Semler: PDS und WASG könnten zur ersten gesamtdeutschen Par-
tei werden. Die neue Linke. In: taz – die tageszeitung, 24.5.2005.
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herrschenden PoliƟ k insbesondere der SPD an dieser Wahl zu beteiligen. 
Der Bundesvorstand der Partei haƩ e dagegen darauf orienƟ ert, zunächst 
die Parteistrukturen aufzubauen, und hielt einen AntriƩ  zur Landtagswahl 
für verfrüht.42 Der NRW-WASG, im November/Dezember 2004 mit rund 
1.200 Mitgliedern die stärkste LandesorganisaƟ on des WASG-Vereins,43 
gelang es dennoch, sich mit ihrem Anliegen durchzusetzen,44 und die Bun-
desdelegiertenkonferenz der WASG in Nürnberg im November 2004 fasste 
einen entsprechenden Beschluss.45 Klaus Ernst erklärte rückblickend: »Ich 
war dagegen, weil ich alles auf die Bundestagswahlen 2006 konzentrieren 
wollte. Das Ergebnis war, dass wir unser ganzes Geld in den NRW-Wahl-
kampf gesteckt haben und danach im Prinzip pleite waren. Ich muss mich 
aber im Nachhinein korrigieren: Der AntriƩ  war richƟ g, der Wahlkampf hat 
uns organisatorisch vorangebracht.«46

Bereits einen Tag nach der Gründungsversammlung der WASG in Göt-
Ɵ ngen wurde am 23. Januar 2005 der Landesverband Nordrhein-Wesƞ a-
len der Partei gegründet – gerade noch rechtzeiƟ g, um die formalen Vo-
raussetzungen für eine Teilnahme an der Landtagswahl im Mai 2005 zu 
erfüllen. Hüseyin Aydin, der rührige Stahlarbeiter, Betriebsrat und Gewerk-
schaŌ ssekretär der IG Metall aus dem RuhrpoƩ ,47 haƩ e mit seinen enga-
gierten Mitstreitern bereits im zweiten Halbjahr 2004 die notwendigen 
Landesstrukturen aufgebaut und fl ächendeckend Kreisverbände geschaf-
fen. So gelang es der nordrhein-wesƞ älischen WASG, in allen 128 Wahl-
kreisen Kandidaten aufzustellen und in jedem dieser Wahlkreise die erfor-
derlichen 100 UnterstützerunterschriŌ en zu sammeln – insgesamt über 
20.000 UnterschriŌ en.48

42 Vgl. Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues, a.a.O., S. 181.
43 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 15.
44 Eine Landesmitgliederversammlung der WASG in Nordrhein-Wesƞ alen be-

schloss, zur Landtagswahl am 22. Mai 2005 in NRW anzutreten. Vgl. Vogel/Kloth/
v. Schack: Die Linkspartei. Rotgesagte leben länger. Eine Erfolgsstory. Verändert 
eine Partei die Republik?, Hamburg 2005, S. 20.

45 Vgl. Neues Deutschland, 22.11.2004.
46 »Es gibt kein Zurück«. Gespräch mit Klaus Ernst. In: Klaus Ernst/Thomas Hän-

del/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt?, a.a.O., S. 53.
47 Vgl. Kürschners Volkshandbuch Deutscher Bundestag, 16. Wahlperiode 

(Stand: 11. Januar 2006), Rheinbreitbach 2006, S. 63.
48 Vgl. Arbeit & soziale GerechƟ gkeit. Zeitung der WahlalternaƟ ve zum 8. Mai 

2005. In: ADS, WASG – 081.
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Die WASG-Mitglieder – vielfach in orangefarbenen T-Shirts mit dem Logo 
»WASG« – stürzten sich begeistert in den Landtagswahlkampf. Sie klebten 
Plakate, verteilten das WASG-Kurzprogramm im handlichen Postkarten-
Format, Flyer mit dem Titel »ASG – Die WahlalternaƟ ve – die Partei für 
Arbeit & soziale GerechƟ gkeit: Eine andere PoliƟ k ist möglich!«, mit dem 
Titel »Parasiten. Aus Opfern sollen Täter werden« und mit den Selbstdar-
stellungen der Bundespartei bzw. der WASG Nordrhein-Wesƞ alen »WASG? 
Wer wir sind und was wir wollen« bzw. »Was ist die WASG?« sowie But-
tons mit dem Slogan »Eine andere PoliƟ k ist möglich. WASG. Die Wahlal-
ternaƟ ve« und Abzeichen »WASG. Die WahlalternaƟ ve«.49

»Die Euphorie bei den Nordrhein-Wesƞ alen war so groß«, erinnerte 
sich Axel Troost später. »Das war ein ganz bunter Haufen. Da waren ge-
standene Handwerker dabei und andere, bei denen ich nie gedacht häƩ e, 
dass die in einem Laden wie unserem akƟ v werden könnten. Es gab viele 
Hürden auf dem Weg zum WahlantriƩ . Wir mussten einen Rechtsstreit 
um den Namen WASG führen und Geld beschaff en. Wir haƩ en eigentlich 
keinen Zweifel daran, dass wir mehr als 1% holen und Anspruch auf Wahl-
kampŅ ostenerstaƩ ung haben würden.« In dieser SituaƟ on übernahm es 
Axel Troost, Darlehen zu beschaff en, weil der Wahlkampf vorfi nanziert 
werden musste. »Ich war in der glücklichen Lage, dass ich durch eine Erb-
schaŌ  genau zu diesem Zeitpunkt einen größeren Betrag zur Verfügung 
stellen konnte. Wir haben dann insgesamt rund 90.000 Euro zusammen-
gekratzt, und das war auch das Minimum, weil wir ja prakƟ sch sonst kein 
Geld für so etwas haƩ en.«50

In ihrem Wahlprogramm konzentrierte sich die nordrhein-wesƞ älische 
WASG auf den Protest gegen die Agenda 2010, wandte sich gegen die 
Hartz-IV-Gesetzgebung und den damit verbundenen Leistungsabbau und 
andere soziale Grausamkeiten.51 Sie erklärte: »Der Sozialstaat muss nicht 
abgeschaŏ  , sondern ausgebaut werden. Die solidarischen Grundlagen 
der Sozialversicherungen müssen erweitert und nicht zugunsten privater 
Vorsorge zerschlagen werden.«52 Die NRW-WASG forderte insbesondere 

49 Vgl. ADS, WASG – 078 und 094.
50 »Alle haben einen Sprung über den eigenen SchaƩ en gemacht«. Gespräch 

mit Axel Troost, a.a.O., S. 127.
51 Vgl. Landtagswahl 2005 Nordrhein-Wesƞ alen. Wahlprogramm der Partei 

Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve (Kurzfassung), o.O. [2005], 
besonders S. 5.

52 Ebenda, S. 3.
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die Einführung der 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich als er-
sten SchriƩ  zu weiterer Arbeitszeitverkürzung, die Senkung der Lebensar-
beitszeit (»Rente ab 60 staƩ  arbeitslos bis 70«), ein öff entliches InvesƟ Ɵ -
onsprogramm zur Verbesserung der Infrastruktur in den Kommunen, die 
Rücknahme der Arbeitszeitverlängerung im öff entlichen Dienst und die 
Schaff ung von einer Million Arbeitsplätzen zu tarifl ichen Bedingungen im 
öff entlichen Dienst.53 Die WASG in Nordrhein-Wesƞ alen machte sich ge-
zielt zum Anwalt der »kleinen Leute«: »Wir sind parteilich auf der Seite de-
rer, die durch eigene Arbeit ihren Lebensunterhalt sicher[n] müssen, par-
teilich auf der Seite der Erwerbslosen, parteilich auf der Seite der Opfer 
des Sozialabbaus.«54

Die WASG nahm sich im Wahlkampf des drängendsten Problems, der 
Massenarbeitslosigkeit, an. Eines ihrer Plakat-MoƟ ve trug die AufschriŌ  »5 
Mio. ohne Job – und was macht Rot/Grün? Eine andere PoliƟ k ist möglich!«. 
Mit dem Plakat »Alles ›Parasiten‹? Mit den Arbeitslosen, Alten, Kranken, 
Armen hat die Regierung kein Erbarmen. Hartz IV muss vom Tisch! Es gibt 
(bessere) AlternaƟ ven: WASG – Die WahlalternaƟ ve« wandte sich die WASG 
gegen die Verunglimpfung der Verlierer der neoliberal geprägten Moder-
nisierung.55 Eines ihrer Plakate warnte vor einer schwarz-roten Regierung 
mit dem Foto einer eindeuƟ gen KonstellaƟ on und den Worten »BiƩ e ver-
hüten!«, ein anderes vor der Fortsetzung von Rot-Grün mit der Abbildung 
einer rot-grünen TableƩ e auf einer Zunge: »Gefährliche Mischung!«.56 Aber 
auch die BildungspoliƟ k spielte eine Rolle. Eine Plakat-AufschriŌ  lautete: 
»PISA ist auch in NRW! Eine andere PoliƟ k ist möglich! 22. Mai: WASG«.57 
Ein Plakat, das eine ältere Dame mit hochkaräƟ ger HalskeƩ e unter dem 
Text »Vermögensteuer tut nicht wirklich weh!« zeigte, untermauerte die 
Forderung nach Umverteilung des gesellschaŌ lichen Reichtums zugunsten 
des abgehängten unteren DriƩ els der GesellschaŌ .58 Da die etablierten Par-
teien das Feld des Sozialen in dieser Form weder besetzen konnten noch 
wollten, vermochte es die NRW-WASG, hier eine in der GesellschaŌ  rele-
vante PosiƟ on einzunehmen.

53 Vgl. ebenda, S. 6.
54 Ebenda, S. 12.
55 Vgl. ADS, WASG – 090.
56 Vgl. Sammlung von Plakaten der WASG zur NRW-Wahl 2005. In: WASG-Ar-

chiv Fürth.
57 Vgl. ADS, WASG – 083 und 084.
58 Vgl. Sammlung von Plakaten der WASG zur NRW-Wahl 2005, a.a.O.
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Mit dem Aufgreifen des Slogans der globalisierungskriƟ schen NGOs 
»Eine andere PoliƟ k ist möglich!« stellte sich die NRW-WASG als einzig re-
levante AlternaƟ ve zu den etablierten Parteien dar. In ihrem Selbstdar-
stellungs-Flyer »Was ist die WASG?« formulierte sie explizit: »Die Parteien 
im Bundestag und im Düsseldorfer Landtag sind sich mit der Bundes- und 
Landesregierung in allen wesentlichen Fragen einig. Eine OpposiƟ on gibt 
es nicht. Widerspruch fi ndet im Parlament nicht staƩ . SPD, Grüne, FDP, 
CDU und CSU sind eine einzige neoliberale Einheitspartei.« Dabei häƩ en 
gerade die letzten Tage gezeigt, dass eine sehr große Mehrheit eine deut-
liche KriƟ k am gegenwärƟ gen Kapitalismus wünsche. »Die WASG steht für 
diese KriƟ k und eine daraus abgeleitete PoliƟ k.«59 Die WASG griff  so die 
weit verbreitete Unzufriedenheit mit der herrschenden neoliberalen Poli-
Ɵ k auf und brachte den Protest der sogenannten Modernisierungsverlie-
rer zum Ausdruck.

59 WASG Nordrhein-Wesƞ alen: Was ist die WASG? (Flyer [2005]). In: ADS, WASG 
– 078.
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Das Ergebnis der Anstrengungen war ein Achtungserfolg. Die WASG er-
reichte 2,2% bzw. rund 182.000 SƟ mmen.60 Ca. 50.000 ehemalige SPD-
Wähler und ungefähr 60.000 bisherige Nichtwähler haƩ en diesmal für die 
WASG voƟ ert.61 Die konkurrierend angetretene PDS erhielt nur 0,9% der 
SƟ mmen gegenüber 1,1% bei der Landtagswahl im Jahr 2000.62 Die Ver-
treter der WASG zeigten sich zufrieden. »Aus dem Stand heraus ein gutes 
Ergebnis«, freute sich Jürgen Klute, langjähriger Sozialpfarrer, der als Spit-
zenkandidat der WahlalternaƟ ve angetreten war. Vor dem Hintergrund 
der kurzen Zeit seit der Gründung der jungen Partei und der geringen fi nan-
ziellen MiƩ el sei das Ergebnis in Nordrhein-Wesƞ alen »ein posiƟ ves Signal 
für die kommenden Bundestagswahlen«.63

Die SPD verlor die Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen mit 37,1% der 
SƟ mmen – einem Minus von 5,7 Prozentpunkten gegenüber der Land-
tagswahl 2000.64 Bundeskanzler Schröder und SPD-Chef Müntefering nah-
men dies zum Anlass, um nach Schließung der Wahllokale in einem hand-
streicharƟ gen Coup vorgezogene Wahlen zum Deutschen Bundestag zu 
verkünden.65

Eine sehr gut besuchte Diskussionsveranstaltung der Berliner Rosa-
Luxemburg-SƟ Ō ung zur Auswertung der Landtagswahl in Nordrhein-West-
falen und zu den zu ziehenden Schlussfolgerungen zwei Tage später gab 
bereits einen Vorgeschmack auf die kommenden DebaƩ en unter den Lin-
ken. Mitglieder und Sympathisanten von PDS einerseits und WASG ande-
rerseits kreuzten die Klingen. Unterschiedliche Kulturen und PoliƟ kvor-
stellungen sƟ eßen aufeinander. Der Journalist Robin Alexander berichtete 
für die Tageszeitung »taz«: »Rasch wurde deutlich: Die WahlalternaƟ ve 
will durch den Einzug in den Bundestag Schwarz-Gelb unmöglich machen, 
stünde aber nicht als Mehrheitsbeschaff erin für Rot-Grün zur Verfügung. 

60 Vgl. Manfred Behrend: Eine Geschichte der PDS, a.a.O., S. 156.
61 Vgl. Janosch Steuwer: Eine neue Partei »links von der SPD«. Überlegungen 

zur Bedeutung nicht-etablierter Kleinparteien im poliƟ schen System Nordrhein-
Wesƞ alens am Beispiel der WASG und der Linkspartei.PDS. In: MiƩ eilungsblaƩ  
des InsƟ tuts für soziale Bewegungen. Forschungen und Forschungsberichte, Es-
sen, Nr. 38/2007, S. 120. – Das waren 27,5% bzw. 33% aller SƟ mmen, die auf die 
WASG enƞ ielen.

62 Vgl. Neues Deutschland, 24.5.2005.
63 Zit. in: ebenda, 23.5.2005.
64 Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2006. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt am 

Main 2005, S. 136.
65 Vgl. ebenda, S. 152.
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Die logisch folgende Große KoaliƟ on will man vor allem außerparlamen-
tarisch bekämpfen. Der alte westdeutsche Traum vom neuen 1968. Damit 
hat die PDS jedoch nichts am Hut. Sie will zurück in den Bundestag und 
dort parlamentarisch alternaƟ ve PoliƟ k durchsetzen: im Idealfall in einer 
KoaliƟ on mit der SPD.«66

Zu einer möglichen Zusammenarbeit beider Parteien erklärte Axel Troost 
von der WahlalternaƟ ve, dass man in seiner Partei auf eine »gemeinsame 
Wahlpartei«, auf eine »driƩ e OpƟ on« setze. Auf off enen Listen der PDS 
wolle man nicht antreten. »Das wäre ein Aff ront gegenüber unseren Mit-
gliedern«,67 sagte der WASG-Vorstand. Bodo Ramelow, der Wahlkampfchef 
der Sozialisten, zeigte sich skepƟ sch, ob die beiden Parteien ihren Mitglie-
dern eine wie auch immer gestaltete Zusammenarbeit überhaupt zumu-
ten könnten. Ein einfaches Zusammengehen, womöglich sogar »auf glei-
cher Augenhöhe – das geht nicht, das gibt ein Kauderwelsch bei unseren 
Mitgliedern«.68 Zwar würden nun alle über die »historische Chance« re-
den, die in einem Zusammengehen von WASG und PDS liege, kommen-
Ɵ erte der Journalist Tom Strohschneider, doch über den Ausgang solcher 
Diskussionen sage die Tatsache, dass sie geführt würden, natürlich noch 
nichts aus. »Und so mischt sich in die erste Euphorie auf den Gängen am 
Berliner Franz-Mehring-Platz auch schon große Vorsicht. Eine Vereinigung 
von PDS und WahlalternaƟ ve scheint weder kurz- noch langfrisƟ g möglich. 
Andere Formen der Zusammenarbeit gelten entweder einer Seite als un-
annehmbar oder stehen jurisƟ sch auf wackeligen Füßen.«69

Das Programm der WASG

Die ProgrammaƟ k der WASG, die auf dem Gründungsparteitag Anfang 
Mai 2005 in Dortmund beschlossen worden war, orienƟ erte sich an der 
»LeiƟ dee der sozialen GerechƟ gkeit«.70 In der Kurzfassung ihres stark von 

66 Robin Alexander: Links und links gesellt sich ungern. In: taz – die tageszei-
tung, Berlin, 26.5.2005.

67 Zit. in: Tom Strohschneider: Der Soundtrack zur DebaƩ e. PDS und WASG se-
hen eine historische Chance für ein Bündnis. Doch auch die Skepsis wächst. In: 
Neues Deutschland, 26.5.2005.

68 Zit. in: ebenda.
69 Ebenda.
70 Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve: Gründungsprogramm 

der ASG, [Fürth 2005], S. 2. In: ADS, WASG – 008. – Vgl. auch Horst Dietzel/Jana 
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linkskeynesianischen Vorstellungen beeinfl ussten Gründungsprogramms 
betonte die WASG: »Wir wollen eine Kehrtwende in der WirtschaŌ s- und 
SozialpoliƟ k: für Arbeit und soziale GerechƟ gkeit! […] Wir wollen verhin-
dern, dass immer mehr Menschen zu Löhnen beschäŌ igt werden, von de-
nen sie nicht leben können. Befristete BeschäŌ igung und Leiharbeit müssen 
wieder zur Ausnahme werden staƩ  immer mehr zur Regel. Den Kündigungs-
schutz wollen wir verbessern, staƩ  immer weiter abbauen. Arbeit muss 
sich lohnen – für alle!«71

Im Programm72 dominierten poliƟ sche Nahziele. Die WASG forderte ei-
nen Mindestlohn von 1.500 € im Monat bzw. von 9 € pro Stunde. Tarifver-
träge müssten geschützt und gestärkt werden. Gesetze und Tarifverträge 
müssten auch da eingehalten werden, wo auswärƟ ge ArbeitskräŌ e ein-
gesetzt würden. Ein Entsendegesetz müsse für alle Branchen vorschrei-
ben, dass die Standards des Arbeitsortes gelten. »Öff entliche AuŌ räge 
dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, die die Tarifverträge ein-
halten.«73 Die Massenarbeitslosigkeit lasse sich nicht mit mehr Wachstum 
allein beseiƟ gen, sondern müsse durch kräŌ ige Arbeitszeitverkürzungen 
in Richtung 30-Stunden-Woche bekämpŌ  werden. In diesem Zusammen-
hang setzte sich die WASG für mehr SelbstbesƟ mmung der BeschäŌ igten 
über die Verteilung ihrer Arbeitszeit ein. Es bedürfe daher einer Reform 
des Arbeitszeitgesetzes mit einer Begrenzung der regelmäßigen Wochen-
arbeitszeit auf höchstens 40 Stunden, einer stärkeren Beschränkung der 
Überstunden, einem Recht von Eltern auf zusätzliche Arbeitszeitverkürzung 
und der bundeseinheitlichen Erhaltung des Ladenschlusses.74 Die WASG 
wollte gleiche Chancen für Männer und Frauen und trat für gleichen Lohn 

Hoff mann/Gerry Woop: Studie zum Vergleich der Parteiprogramme von PDS und 
WASG, Berlin 2005, S. 7.

71 Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve WASG: Programm für 
eine bessere ZukunŌ , Fürth [2005], S. 4.

72 Da das Kurzprogramm mit dem Titel »Programm für eine bessere ZukunŌ « 
die PosiƟ onen der WASG weitaus griffi  ger auf den Punkt brachte als die Langfas-
sung mit dem schlichten Titel »Gründungsprogramm der WASG« und das Kurz-
programm durch seine handliche Form eine weitaus größere Verbreitung fand als 
die Langfassung des Gründungsprogramms, beziehen wir uns bei den folgenden 
Ausführungen zumeist auf das Kurzprogramm.

73 Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve WASG: Programm für 
eine bessere ZukunŌ , a.a.O., S. 4.

74 Vgl. ebenda, S. 4/5.
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für gleichwerƟ ge Arbeit und für ein Gleichstellungsgesetz auch für die Pri-
vatwirtschaŌ  ein.75

Die WahlalternaƟ ve verlangte ein großes öff entliches ZukunŌ sinvesƟ -
Ɵ onsprogramm und den Ausbau öff entlicher und sozialer Dienstleistungen. 
Die PrivaƟ sierung öff entlicher Betriebe und Dienstleistungen lehnte sie 
ab. Sie wollte den Sozialstaat stärken, staƩ  ihn zu demonƟ eren, denn nur 
Reiche könnten sich einen armen Staat leisten. Die WASG forderte daher 
»gerechte Steuern«. Konzerne und andere profi table Unternehmen sollten 
deutlich mehr Steuern zahlen. Steuerschlupfl öcher für Vermögende und 
Großverdiener müssten geschlossen, SpekulaƟ onsgewinne versteuert, der 
Spitzensteuersatz auf mindestens 47% angehoben, eine Vermögensteuer 
eingeführt und die ErbschaŌ steuer für Reiche erhöht werden.76

Erwerbslose sollten solidarisch abgesichert und die Verschlechterungen 
durch die Hartz-Gesetze zurückgenommen werden. Die WASG forderte in 
ihrem Programm »die Rücknahme der verschärŌ en Zumutbarkeitsregeln 
bei Arbeitslosigkeit und die Rücknahme der Kürzungen bei der Arbeitslo-
senunterstützung, die im Zuge der sogenannten Hartz-Gesetze durchge-
setzt worden sind. Wir lehnen die Abschaff ung der bisherigen Arbeitslosen-
hilfe durch das Arbeitslosengeld II (Hartz IV) ab. Dadurch werden Millionen 
Menschen, Langzeiterwerbslose und ihre Familienangehörigen, auf oder 
unter das Niveau der Sozialhilfe, also in die Armut gestoßen.«77 Die Par-
tei forderte staƩ dessen die Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslo-
sengeldes (gestaff elt nach Beitragsjahren) und die Beibehaltung einer an-
schließenden Arbeitslosenhilfe, die am früheren Einkommen ansetzt und 
die durch erheblich großzügigere Regelungen zur Anrechnung von Partner-
einkommen und Vermögen gekennzeichnet ist, als es die Hartz-IV-Gesetz-
gebung vorsehe.78 Zudem müssten die Menschen auch künŌ ig mit spätes-
tens 65 Jahren in Rente gehen können. In diesem Kontext plädierte die 
WASG für eine solidarische Bürgerversicherung für alle.79

Die WahlalternaƟ ve wollte mit öff entlichen und privaten InvesƟ Ɵ onen 
den ökologischen Umbau voranbringen, mit ökologischen Steuern dafür 

75 Vgl. ebenda, S. 14.
76 Vgl. ebenda, S. 6-9 und 15.
77 Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve: Gründungsprogramm 

der ASG, a.a.O., S. 14.
78 Vgl. ebenda.
79 Vgl. Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve WASG: Programm 

für eine bessere ZukunŌ , a.a.O., S. 8/9.
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Anreize setzen und zugleich mehr BeschäŌ igung schaff en. Um die natür-
lichen Lebensgrundlagen zu bewahren, seien der Verbrauch von Rohstoff en 
und Energie und der Ausstoß von Schadstoff en in den kommenden Jahr-
zehnten drasƟ sch zu vermindern. Die WirtschaŌ  der ZukunŌ  müsse auf der 
Nutzung der Sonne und anderer erneuerbarer Energien und Rohstoff e be-
ruhen. Atomenergie sei dagegen unverantwortlich.80

Darüber hinaus setzte sich die WASG für eine gute Bildung und Ausbil-
dung für alle Kinder und für Ganztagsschulen und Tageseinrichtungen für 
Kinder mit kleineren Klassen und Gruppen ein. Sie plädierte für den Aus-
bau der Hochschulen und lehnte Studiengebühren ab.81 Die Wahlalterna-
Ɵ ve machte sich für mehr DemokraƟ e in allen Bereichen der GesellschaŌ , 
darunter insbesondere für die »DemokraƟ sierung der WirtschaŌ «, stark.82 
»Wir wollen mehr DemokraƟ e wagen«,83 hieß es in Anknüpfung an eine For-
derung der SPD der 1970er Jahre unter Willy Brandt. Die WASG plädierte 
für direkte demokraƟ sche Einfl ussnahme, für Volksbegehren und Volksent-
scheide auf allen Ebenen. Sie wollte die Grundrechte sichern und Diskrimi-
nierung bekämpfen, Flüchtlinge schützen und Eingewanderte integrieren. 
Sie striƩ  gegen Nazis und lehnte jede Zusammenarbeit mit neonazisƟ schen 
und anderen rechtsgerichteten Gruppierungen entschieden ab.84

Im außenpoliƟ schen Teil ihres Programms setzte sich die WASG dafür 
ein, dass AußenpoliƟ k FriedenspoliƟ k ist. Sie lehnte die Aufrüstung der 
NATO und der Bundeswehr ab und wandte sich dagegen, dass die Bun-
deswehr für die Durchsetzung wirtschaŌ licher Interessen oder für einen 
»Krieg gegen den Terrorismus« eingesetzt wird. Sie lehnte jegliche Unter-
stützung von Kriegseinsätzen der USA oder anderer Länder »im Irak oder 
anderswo« ab. Die WahlalternaƟ ve trat für eine gerechte WeltwirtschaŌ s-
ordnung, für eine Entschuldung armer Länder und eine Erhöhung der Ent-
wicklungshilfe ein. Sie setzte sich für eine Regulierung der Finanzmärkte, für 
eine Steuer auf DevisenspekulaƟ onen (Tobin-Steuer) und für eine Stärkung 
der UNO ein. Die WASG lehnte den Europäischen Verfassungsentwurf ab 
und forderte eine VolksabsƟ mmung. Die Europäische Union müsse grund-

80 Vgl. ebenda, S. 12.
81 Vgl. ebenda, S. 10.
82 Vgl. ebenda, S. 14.
83 Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve: Gründungsprogramm 

der ASG, a.a.O., S. 17.
84 Vgl. Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve WASG: Programm 

für eine bessere ZukunŌ , a.a.O., S. 14/15.
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legend demokraƟ siert und das Europäische Parlament gestärkt werden.85 
»Wir wollen ein soziales, demokraƟ sches und friedliches Europa. Ein Eu-
ropa der Menschen staƩ  ein Europa der Märkte!«86

In ihrem Kurzprogramm erklärte die WASG, sie wolle den Interessen der 
abhängig Arbeitenden und sozial Benachteiligten wieder eine SƟ mme in 
PoliƟ k und Parlament verschaff en und Partner sozialer und demokraƟ scher 
Bewegungen sein. Sie strebe ein breites Bündnis mit allen Menschen an, die 
mit ihr in dem Gedanken geeint sind, dass eine andere PoliƟ k möglich und 
machbar sei. Die WASG unterstrich: »Wir machen Druck für eine soziale Al-
ternaƟ ve. Wir sind die OpposiƟ on gegen ungerechte PoliƟ k. Wir kämpfen 
für einen grundlegenden PoliƟ kwechsel. Eine solidarische GesellschaŌ  ist 
möglich, wenn die Interessen von Millionen mehr zählen als die der Milli-
onäre, wenn die Menschen besƟ mmen und nicht das Kapital.«87

Das Programm markierte damit insbesondere jene Punkte, in denen die 
WASG-Gründer mit der Schröder-SPD über Kreuz lagen, und haƩ e einen 
»starken, bewussten retro-normaƟ ven Bezug auf den Sozialstaat und die 
PoliƟ k der SPD in den 1960er und 1970er Jahren«.88 Es wies zudem eine 
hohe ÜbereinsƟ mmung mit gewerkschaŌ lichen PosiƟ onen auf.89 Eine eher 
untergeordnete Rolle in diesem Programm mit seinem Schwerpunkt auf 
der Arbeitsmarkt-, der WirtschaŌ s- und der SteuerpoliƟ k spielten Fragen 
der demokraƟ schen Gestaltung und des ökologischen Umbaus der Gesell-
schaŌ , der BildungspoliƟ k oder der Außen- und SicherheitspoliƟ k.

Auch ideologisch aufgeladene Begriff e wie der des »demokraƟ schen 
Sozialismus«, auf den sich sowohl SPD als auch PDS in ihrer Programma-
Ɵ k beriefen, fehlten im WASG-Programm. Nach dem Willen der Gründer-
väter der Partei sollten so ideologische und weltanschauliche Hürden für 
einen BeitriƩ  vermieden werden, um möglichst viele Menschen, die ih-
rem Widerstand gegen den Neoliberalismus prakƟ schen Ausdruck verlei-
hen wollten, für das neue Parteiprojekt zu gewinnen. Axel Troost betonte 
später, dass »zahlreiche WASG-Mitglieder den Neoliberalismus ablehnen 
und sich deshalb engagieren, sich aber nicht unbedingt als AnhängerInnen 

85 Vgl. ebenda, S. 12/13.
86 Ebenda, S. 13.
87 Ebenda, S. 15.
88 Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues, a.a.O., S. 180.
89 Vgl. ChrisƟ an Schiff er: Die Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit (WASG) – 

GewerkschaŌ liche Interessensvertretung oder Partei der neuen poliƟ schen Lin-
ken? Diplomarbeit, München 2007, S. 71.
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eines DemokraƟ schen Sozialismus bezeichnen würden«.90 Dieses Partei-
verständnis formuliert das Gründungsprogramm der WASG wie folgt: Die 
Partei »versteht sich als Sammlungsbewegung für Menschen unterschied-
licher poliƟ scher und sozialer HerkunŌ . Uns führt das gemeinsame Anlie-
gen für eine gerechtere GesellschaŌ  zusammen.«91

In ihrer publizisƟ schen Arbeit war die WASG-Führung bestrebt, die Pro-
gramminhalte zu verƟ efen und in die Breite der MitgliedschaŌ  und des Sym-
pathisanten-Umfeldes zu tragen. WASG-Vorstand Axel Troost aƩ ackierte 
die »AllparteienkoaliƟ on im Bundestag«, die sich auf dem sogenannten 
Job-Gipfel im Frühjahr 2005 »wieder dem Druck des Unternehmerlagers 
gefügt« habe und Unternehmenssteuern weiter senken und Renten weiter 
kürzen wolle. »Damit setzt die Regierung ihre gesamtwirtschaŌ liche Irr-
fahrt fort, als ob durch die Erhöhung der Dosis von falschen Medikamen-
ten eine Krankheit auskuriert werden kann.« Die letzten Jahre häƩ en die 
Idee, Wachstum und BeschäŌ igung einseiƟ g auf dem Wege von Steuer-
senkungen und Sozialabbau zu befördern, zur Genüge widerlegt. Die 5,2 
Millionen Arbeitslosen würden zu Recht erwarten, dass ihre Sorgen und 
Interessen ernst genommen werden. Die WASG plädiere für ein großes, 
auf mindestens zehn Jahre angelegtes öff entliches ZukunŌ sinvesƟ Ɵ ons-
programm für Bildung, Umwelt und zum Auĩ au strukturschwacher Re-
gionen, mit dem viele hunderƩ ausend Arbeitsplätze geschaff en werden 
könnten. Deshalb wolle die WASG die stärkere Besteuerung großer Unter-
nehmen, die Wiedereinführung einer Vermögensteuer, die Reform der Erb-
schaŌ - und Schenkungsteuer sowie einen Spitzensteuersatz von mindes-
tens 47%. »Was Arbeitgeber und Reiche wollen«, so der GeschäŌ sführer 
der Arbeitsgruppe AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k, »ist ein armer Staat. Das 

90 Axel Troost: Nur in Pluralität erfolgreich. In: Neues Deutschland, 
18.8.2006.

91 Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve: Gründungsprogramm 
der ASG, a.a.O., S. 27. Ganz in diesem Sinne haƩ e Ralf Krämer, GewerkschaŌ sse-
kretär bei ver.di in Berlin und einer der strategischen Vordenker der WASG, Anfang 
Februar 2004 in seinem internen Strategie-Papier mit dem Titel »Für eine wahlpo-
liƟ sche AlternaƟ ve 2006« als Ziel umrissen: »Es geht […] in gewissem Maße auch 
um einen linken Populismus, der notwendig ist, um die Massen zu mobilisieren. 
Es geht nicht um eine neue explizit linkssozialisƟ sche Partei.« (Ralf Krämer: Für 
eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006. In: Klaus Ernst, Thomas Händel, Katja Zim-
mermann [Hrsg.]: Was war? Was bleibt? A.a.O., S. 193).
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ist der falsche Weg, und die so geschaff ene Existenzangst und poliƟ sche 
AlternaƟ vlosigkeit ebnet den neuen Rechtsextremen den Weg.«92

Björn Radke und Murat Çakır setzten sich nach den Wahlerfolgen der 
NPD im Saarland und in Sachsen mit Rechtsextremismus und Rassismus 
auseinander. Die Schwäche im Kampf gegen den Rechtsradikalismus, schrie-
ben die beiden Vorstandsmitglieder der WASG, rühre vor allem daher, Ras-
sismus, AnƟ semiƟ smus und Ausländerfeindlichkeit als »Betriebsunfall« im 
Alltag des demokraƟ schen Rechtsstaates zu verstehen. Obwohl die rechts-
radikale Gewalt hauptsächlich gegen Einwanderer und Juden gerichtet sei, 
würden die Opfer der rassisƟ schen Aggression selbst nicht mit in die De-
baƩ e eingebunden. Solange Einwanderer aber nicht als Teil der Bevölke-
rung betrachtet würden, sondern als »Fremde« auf »unserem Territorium«, 
bleibe ein formelhaŌ er »AnƟ faschismus« bzw. »Kampf gegen Rechts« wir-
kungslos. »Gerade jetzt ist es notwendiger denn je, dafür Sorge zu tragen, 
dass alle Mitglieder der GesellschaŌ  gleiche Rechte erhalten.« Der poli-
Ɵ sche Rechtsextremismus, so die beiden Autoren, »ist nur durch geduldige 
Auseinandersetzung vor Ort zurückzudrängen und muss als langfrisƟ g an-
gelegtes Engagement aller Demokraten begriff en werden«.93

Der Beginn der KooperaƟ on der WASG mit der PDS

Zwei Tage nach der Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen trat der frühere 
SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine aus der SozialdemokraƟ schen Partei 
Deutschlands aus und unterbreitete mit feinem Gespür für die historisch 
einmalige SituaƟ on das Angebot, bei der nächsten Bundestagswahl für 

92 Axel Troost: Sozialabbau, die Zerstörung der DemokraƟ e und wirtschaŌ s-
poliƟ sche AlternaƟ ven. In: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit. Zeitung der Wahlalter-
naƟ ve zum 8. Mai 2005, a.a.O.

93 Björn Radke/Murat Çakır: Gegen Rechtsextremismus und Rassismus reichen 
Abwehrrituale nicht aus! In: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit. Zeitung der Wahlal-
ternaƟ ve zum 8. Mai 2005, a.a.O. – Auch das Mitglied des Bundesvorstandes des 
WASG-Vereins, Helge Meves, haƩ e sich bereits kurz nach dem Zusammenschluss 
der beiden IniƟ aƟ ven ASG und WahlalternaƟ ve 2006 publizisƟ sch mit dem Rechts-
extremismus auseinandergesetzt. Vgl. Helge Meves: Es tut sich etwas. In: Jungle 
World, 18.8.2004. URL: hƩ p://jungle-world.com/arƟ kel/2004/34/13513.html (ab-
gerufen am 10.3.2016).
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ein Linksbündnis zu kandidieren.94 Er sagte der Bild-Zeitung: »Sozialdemo-
kraten, GewerkschaŌ er, PDS und WASG müssen sich zu einer neuen Partei 
zusammenschließen und das Kontrastprogramm zur Berliner Allparteien-
KoaliƟ on des Sozialabbaus vertreten […] Wenn es trotz der zur Verfügung 
stehenden kurzen Zeit gelingt, eine linke Sammlungsbewegung ähnlich dem 
Olivenbaum in Italien zu Stande zu bringen, bin ich dabei.«95

Lafontaine konnte zum damaligen Zeitpunkt bereits auf ein reiches po-
liƟ sches Leben verweisen. Der Saarländer, 1943 als Sohn eines Bäckers ge-
boren, der als Soldat im Zweiten Weltkrieg starb, wurde 1976 zum Ober-
bürgermeister von Saarbrücken gewählt und regierte von 1985 bis 1998 als 
Ministerpräsident im Saarland. Am 25. April 1990 wurde er Opfer eines At-
tentats: Bei einem WahlkampfauŌ riƩ  stach ihm eine Frau mit einem Mes-
ser in den Hals. Dennoch trat Lafontaine als Kanzlerkandidat der SPD zur 
Bundestagswahl im Dezember 1990 an, verlor aber die Wahl gegen Hel-
mut Kohl. 1995 eroberte der begnadete Rhetoriker auf dem Mannheimer 
Parteitag der SPD in einer KampŅ andidatur gegen den stets hölzern wir-
kenden Rudolf Scharping den Parteivorsitz. Als Rot-Grün schließlich 1998 
die Bundestagswahl gewann, zog er als Bundesminister der Finanzen ins 
KabineƩ  von Gerhard Schröder ein. Doch im März 1999 trat Lafontaine 
von allen Ämtern zurück.96

Sein einziger RücktriƩ  in seiner gesamten Karriere wurde anschließend 
von seinen poliƟ schen Gegnern und den Mainstream-Medien zum Regel-
fall erklärt – und damit von jenen, die auf seine Demission hingearbeitet 
haƩ en. Bis heute wird der Saarländer als unsicherer Kantonist diff amiert, 
der sich aus der Verantwortung gestohlen habe. Als Bundesfi nanzminister 
plante Lafontaine mit seinem Stab eine Steuerreform. Diese sah einerseits 
eine Senkung der Spitzensteuersätze für Unternehmen vor, aber anderer-
seits sollten im Gegenzug Abschreibungsmöglichkeiten und andere Steu-
ervergünsƟ gungen wegfallen. Großunternehmen liefen dagegen Sturm. 

94 Vgl. Lafontaine kandidiert für Linksbündnis. In: SPIEGEL ONLINE, Hamburg, 
24.05.2005. URL: www.spiegel.de/poliƟ k/deutschland/0,1518,357326,00.html ; 
Lafontaine triƩ  aus der SPD aus. In: SPIEGEL ONLINE, Hamburg, 24.5.2005. URL: 
www.spiegel.de/poliƟ k/deutschland/0,1518,357334,00.html .

95 Zit. in: Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 49. – Lafon-
taine trat allerdings erst am 18. Juni 2005 der WASG bei. Vgl. Andreas M. Vollmer: 
Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve (WASG), a.a.O., S. 127.

96 Vgl. Kürschners Volkshandbuch Deutscher Bundestag, 16. Wahlperiode 
(Stand: 11. Januar 2006), a.a.O., S. 165; Robert Lorenz: Oskar Lafontaine. Porträt 
eines RätselhaŌ en, Münster 2013, besonders S. 8, 33-35 und 39.
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Thyssen-Krupp-Chef Cromme, der Deutsche-Bank-Aufsichtsrat Kopper und 
weitere 20 Spitzenmanager forderten in einem Brief an die Regierung den 
Verzicht auf die Steuerreform. Der nordrhein-wesƞ älische Ministerprä-
sident Wolfgang Clement (SPD), später BundeswirtschaŌ sminister in der 
zweiten rot-grünen Regierung, organisierte zusammen mit den SPD-Mini-
sterpräsidenten Gerhard Glogowski (Niedersachsen) und Kurt Beck (Rhein-
land-Pfalz) die Unterstützung für das Unternehmerlager. Bei Gerhard Schrö-
der, dem »Genossen der Bosse«, und anderen führenden Sozialdemokraten 
auf dem Trip des neoliberalen Zeitgeistes sƟ eßen die WirtschaŌ svertre-
ter und ihre Lobbyisten mit ihrem Anliegen auf off ene Ohren. Lafontaine 
verlor den notwendigen Rückhalt im KabineƩ  und in der Parteiführung.97 
Auf seinen RücktriƩ  reagierte die Börse euphorisch, die AkƟ enkurse gin-
gen um fünf, die Kurse von Allianz, Münchener Rück, RWE und VEBA so-
gar um mehr als elf Prozent nach oben.98

Kurz nachdem Lafontaine sein Angebot, für ein Linksbündnis zu kandidie-
ren, unterbreitet haƩ e, fanden am 30. Mai 2005 erste offi  zielle Gespräche 
zwischen den Bundesvorständen der PDS und der WASG staƩ . Vonseiten 
der WASG nahm mit Klaus Ernst, Thomas Händel, Sabine Lösing und Axel 
Troost der kompleƩ e GeschäŌ sführende Vorstand daran teil, vonseiten 
der PDS kamen der Parteivorsitzende Lothar Bisky, seine Stellvertreterin 
Katja Kipping, BundesgeschäŌ sführer Rolf Kutzmutz, Bundesschatzmei-
ster Uwe Hobler und Wahlkampfl eiter Bodo Ramelow.99 PDS-Chef Lothar 
Bisky sah anschließend ausreichende inhaltliche Gemeinsamkeiten zwi-
schen WASG und PDS für eine Zusammenarbeit: »Das betriŏ   die Agenda 
2010 und Hartz IV, das betriŏ   die Steuerfrage, das betriŏ   unser Engage-
ment gegen das Kartell der sozialen Kälte und Auslandseinsätze der Bun-
deswehr. Sicher muss man auch den Mut haben, den Wählern klar zu sa-
gen, wo Diff erenzen bleiben. Aber die können ja produkƟ v sein.«100

Thomas Händel sagte 2012 rückblickend: »Uns war klar, dass der ge-
meinsame WahlantriƩ  ein Experiment ist. Der HuckepackantriƩ  auf den Li-

97 Vgl. Helge Meves: KneiŌ  Lafontaine, wenn es ernst wird? In: Sächsischer 
Wahlanzeiger, Hrsg.: Landesvorstand der Partei Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die 
WahlalternaƟ ve (WASG), Dresden, September 2005, S. 1. In: ADS, WASG – 127.

98 Vgl. Oliver Nachtwey: Oskar Lafontaine: Der Unvollendete. In: BläƩ er für 
deutsche und internaƟ onale PoliƟ k, Berlin, 2010, Nr. 6, S. 95.

99 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 53.
100 »Wir müssen schnell den Berg hochkleƩ ern«. PDS-Chef Lothar Bisky über 

die Gespräche zwischen Sozialisten und WahlalternaƟ ve (Interview). In: Neues 
Deutschland, Berlin, 1.6.2005.
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sten der umbenannten Linkspartei war riskant, aber notwendig, um zu se-
hen, ob es weitergeht. Ein schwieriger Gang, denn das Projekt WASG war 
ja auch in Abgrenzung zur PDS entstanden. Erst in der Vorbereitung dieses 
gemeinsamen WahlantriƩ s und im Laufe des Wahlkampfs wuchs die Ein-
sicht, über den weiteren Fortgang zu reden.«101

Der Historiker und PoliƟ kwissenschaŌ ler Falk Heunemann machte in 
seiner Analyse grob drei Phasen auf dem Weg der Wahl-KooperaƟ on zwi-
schen WASG und PDS aus, die allerdings nicht trennscharf voneinander zu 
unterscheiden seien: Erstens die Entscheidung, ob überhaupt eine Koopera-
Ɵ on staƪ  inden soll; zweitens die Klärung der Frage, wie sie realisiert wird; 
und schließlich driƩ ens die Umsetzung des gewählten Modells, was auch 
die rechtliche Prüfung und Zulassung durch die Wahlausschüsse beinhal-
tete.102 Insgesamt dominierte von nun an die Frage der Wahlteilnahme die 
AkƟ vitäten der WASG und ließ Themen wie die Konsolidierung der Partei 
oder DebaƩ en zum Programm in den Hintergrund treten.103

Man war sich ziemlich schnell einig, gemeinsam zur Bundestagswahl 
im Herbst 2005 anzutreten, aber total uneinig darüber, wie das gesche-
hen sollte. Während die Vertreter des GeschäŌ sführenden Vorstandes 
der PDS eine gemeinsame Kandidatur auf einer off enen Liste der PDS als 
sichere und »klagefeste« Variante favorisierten, sahen die Vertreter des 
GeschäŌ sführenden Vorstandes der WASG die »einzige Chance« in einer 
neuen Wahlpartei, auf deren Liste auch andere außerparlamentarische 
KräŌ e wie das globalisierungskriƟ sche Netzwerk aƩ ac und Friedensgrup-
pen kandidieren könnten.104

Die WASG-Führung (und wohl auch die Mehrheit der Mitglieder der 
WahlalternaƟ ve) lehnte die Idee der off enen Listen der PDS rundweg ab.105 
WASG-Vorstand Klaus Ernst erklärte apodikƟ sch: »Auf einer Liste der PDS 
können wir nicht kandidieren.« Denn dann sei die WASG im Westen »poli-
Ɵ sch tot«.106 Der Bayer polterte, der Weg der off enen Listen »wird nicht mit 

101 »Niemand wollte es versemmeln«. Gespräch mit Thomas Händel. In: Klaus 
Ernst, Thomas Händel, Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? A.a.O., 
S. 86.

102 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 47.
103 Vgl. Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-

Ɵ ve (WASG), a.a.O., S. 109.
104 Vgl. Neues Deutschland, 31.5.2005.
105 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: NewsleƩ er, Fürth, 2005, Nr. 13, S. 1/2. In: 

ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-7.
106 Zit. in: taz – die tageszeitung, 25.5.2005.
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uns« zu gehen sein. »Die PDS sollte von ihrem hohen Ross herunter kom-
men.«107 Einige Tage später wiederholte der IG Metaller, die WASG »wird 
nicht unter dem PDS-EƟ keƩ  antreten«. Unter diesem Namen sei man im 
Westen nicht wählbar, da viele die Partei dort als reine Ost-FormaƟ on und 
SED-NachfolgeorganisaƟ on sehen würden.108 Die Gegner einer Kandidatur 
von WASG-Mitgliedern auf off enen Listen der PDS machten geltend, dass 
die WASG bei dieser Variante ihre IdenƟ tät weitgehend verlieren würde. 
HäƩ e man sich bei der PDS engagieren wollen, häƩ e man auf die Grün-
dung einer eigenen Partei verzichten können. Nicht wenige AkƟ visten der 
WASG häƩ en die Gründung dieser Partei aber auch als ReakƟ on auf eine 
aus ihrer Sicht falsche PoliƟ k der PDS verstanden.109 WASG-Vorstand Tho-
mas Händel meinte, es sei »schwierig, eine für alle Beteiligten uneinge-
schränkt befriedigende Lösung zu fi nden«. Man sei aber »bereit, alle Vor-
schläge vorurteilsfrei zu prüfen«.110

Der Vorschlag, WASG-Kandidaten auf off enen Listen der PDS antreten 
zu lassen, löste allerdings auch unter PDS-PoliƟ kern ein geteiltes Echo aus. 
Die Vorstellung, die ohnehin raren potenziellen Bundestagsmandate mit 
den Konkurrenten von der WASG teilen zu müssen, wurde keineswegs von 
allen freudig begrüßt, da schon unter den Sozialisten selbst eifrig um aus-
sichtsreiche Listenplätze und Erfolg versprechende Wahlkreise gefeilscht 
wurde. Stefan Liebich wollte Berliner WASG-Leute auf seiner Landesliste 
nur ungern akzepƟ eren: »Wir haben nichts zu verschenken.«111

Die WASG-PosiƟ on, eine neue Wahlpartei aus der Taufe zu heben, sƟ eß 
bei PDS-PoliƟ kern auf keine Gegenliebe. Sie hielten die Zeit, die bis zur Ein-
reichung der Wahlvorschläge zur Bundestagswahl verblieb, für zu kurz, 
um eine neue, gemeinsame Partei zu gründen. Thomas Nord, der Landes-
vorsitzende der PDS Brandenburg, erklärte, eine Parteigründung sei »in 
drei Wochen nicht zu stemmen«.112 PDS-Wahlkampfchef Bodo Ramelow 
erteilte einer schnellen Parteineugründung eine Absage: »Wenn ein Lan-
deswahlleiter sagt, das ist keine neue Partei, weil das nur zur Umgehung 

107 Off ene PDS-Liste: Nicht mit uns. WASG-Bundesvorstand Klaus Ernst über 
ein Wahlbündnis, Gespräche auf Augenhöhe und den kulturellen Graben zwischen 
Ost und West (Interview). In: Neues Deutschland, 30.5.2005.

108 Vgl. Neues Deutschland, 6.6.2005.
109 Vgl. ebenda, 2.6.2005.
110 Zit. in: ebenda, 26.5.2005.
111 Zit. in: DER SPIEGEL, 2005, Nr. 24, S. 50.
112 Vgl. Neues Deutschland, 1.6.2005.
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einer verbotenen Listenverbindung gemacht wurde, haben wir mit Zitro-
nen gehandelt.«113

Arbeitsgruppen wurden eingesetzt und Rechtsgutachten in AuŌ rag ge-
geben.114 Die Gutachter kamen allerdings zu unterschiedlichen Resultaten. 
Der Jurist Detlef Hensche, den die WASG mit einer ExperƟ se beauŌ ragt 
haƩ e, hielt die Neugründung einer Partei als Wahlpartei für rechtlich mach-
bar.115 Auch andere Experten sahen in einer gemeinsamen Wahlpartei einen 
gangbaren Weg. Diese Partei würde speziell für die bevorstehende Bun-
destagswahl gegründet und müsste statuarisch eine DoppelmitgliedschaŌ  
erlauben. Nicht zuletzt müsste sie den Parteienbegriff  nach Paragraph 2 
des Parteiengesetzes erfüllen und häƩ e beispielsweise einen Bundesvor-
stand zu wählen. Für den Bundeswahlleiter müsste also feststehen, dass 
die neue OrganisaƟ on »nach Umfang und FesƟ gkeit« und der Zahl der Mit-
glieder »eine ausreichende Gewähr für die ErnsthaŌ igkeit« bietet, an der 
poliƟ schen Willensbildung auf Bundesebene dauerhaŌ  teilzunehmen.116

Dagegen sah eines der von der PDS in AuŌ rag gegebenen Gutachten 
»gewichƟ ge jurisƟ sche Gründe« dafür, nicht den Weg der Gründung ei-
ner Wahlpartei zu beschreiten, da gerade das letztgenannte Kriterium der 
»DauerhaŌ igkeit« bestriƩ en werden könnte. Denn nach dem Parteienge-
setz gelte eine »Vereinigung von Bürgern« nur dann als Partei, wenn sie 
»dauernd oder für längere Zeit« an der »Vertretung des Volkes« mitwir-
ken wolle. Da aber bei einer Wahlpartei, so das Gutachten, die Mehrzahl 
der Kandidaten den fortbestehenden Parteien WASG und PDS angehören 
würde, könne »nicht ausgeschlossen werden, dass die vorgeschlagene 
KonstrukƟ on als formaler Ersatz einer tatsächlich gewollten Listenverbin-
dung« angesehen werde. Eine solche sei aber nach dem Bundeswahlgesetz 
nicht zulässig.117 Eine off ene Liste einer der beiden Parteien galt nach die-
ser Rechtsauff assung als die »einzige Möglichkeit, die nicht Gefahr läuŌ , 
zu unzulässigen Wahlvorschlägen zu führen«.118

Eines der von der PDS in AuŌ rag gegebenen Gutachten verwies zudem 
auf ganz prakƟ sche Gründe, die dafür sprächen, dass die PDS die off enen 

113 Zit. in: ebenda, 27.5.2005.
114 Vgl. ebenda, 31.5.2005.
115 Vgl. Detlef Hensche: Die Zeit ist reif für eine neue linke Partei. In: Frankfur-

ter Rundschau, 4.6.2005.
116 Vgl. Neues Deutschland, 31.5.2005.
117 Vgl. ebenda, 2.6.2005.
118 Vgl. ebenda.
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Listen einreichen sollte. Nach dem Bundeswahlgesetz häƩ e die WASG für 
die Wahlkreisvorschläge je 200 und für die Landeslisten je 2.000 Unter-
schriŌ en sammeln müssen. Von einem solchen organisatorischen Aufwand 
war die PDS befreit, da sie in mehreren Landtagen mit mindestens fünf Ab-
geordneten vertreten war.119

Der Düsseldorfer Parteienrechtler Prof. Dr. MarƟ n Morlock, der eben-
falls eine Wahlpartei, die nicht mehr als eine DachkonstrukƟ on ist, für un-
denkbar hielt, brachte eine neue Variante ins Spiel: Er nannte eine »Paral-
lelpartei«, bei der beide Parteien bestehen bleiben, ihre Mitglieder jedoch 
in die neue Partei eintreten, eine »pfi ffi  ge Idee«.120 Für einen anderen Düs-
seldorfer Parteienexperten war selbst die Variante der bereits mehrfach 
erprobten off enen Listen der PDS »zumindest problemaƟ sch«. Nach Auf-
fassung von Thilo Streit häƩ e eine off ene PDS-Liste mit vielen WASG-Kan-
didaten durchaus als Versuch bewertet werden können, das Listenverbin-
dungsverbot zu umgehen.121

Inzwischen kündigten sich für einen gemeinsamen WahlantriƩ  von 
WASG und PDS prominente Unterstützer an. Auf einer Pressekonferenz 
am 3. Juni 2005 erklärte Gregor Gysi, der erste Parteivorsitzende der PDS 
und langjährige Chef der PDS im Bundestag, dass er bei der vorgezogenen 
Bundestagswahl »für die PDS – besser noch für ein zu bildendes Links-
bündnis« antreten wolle. Zwar glaube er, »dass die PDS auch alleine die 
Fünf-Prozent-Hürde bei der Bundestagswahl überschreiten wird«, aber 
ein mögliches Linksbündnis könne zur driƩ stärksten poliƟ schen KraŌ  in 
Deutschland werden. »Deshalb begrüßte ich es sehr«, sagte der eloquente 
Politstar, »wenn Oskar Lafontaine und ich zusammen für den Bundestag 
kandidierten, ebenso wie Lothar Bisky und Klaus Ernst.«122

Nahezu zeitgleich wandte sich aus dem Südwesten der Bundesrepu-
blik der baden-würƩ embergische SPD-PoliƟ ker Ulrich Maurer am 30. Mai 
2005 in einem Brandbrief »In Wut und Verzweifl ung« gegen den Kurs sei-
ner Partei auf Neuwahlen mit Gerhard Schröder an der Spitze.123 Das ehe-
malige Mitglied des SPD-Parteipräsidiums zog eine vernichtende Bilanz der 

119 Vgl. ebenda.
120 Vgl. ebenda.
121 Vgl. ebenda, 8.6.2005.
122 Gregor Gysi: »Ich bin bereit, diese Herausforderung anzunehmen!« 

(3.6.2005). URL: hƩ p://sozialisten.de/presse/presseerklaerungen/view_html?zid
=27626&bs=1&n=0 (abgerufen am 3.6.2005).

123 Vgl. Neues Deutschland, 3.6.2005.
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Regierungszeit der SPD: »Fast alle Länder an die Union verloren, 40% der 
WählerschaŌ  von 1998 ins Abseits getrieben, ein Viertel der Mitglieder 
verloren.« Nach fünf Jahren Unterwerfung unter die Dogmen des Neoli-
beralismus seien »die Reichen reicher, die Armen ärmer, die Alten mehr, 
die Kinder weniger geworden. Die Arbeitslosigkeit ist auf Rekordniveau, 
die Staatsfi nanzen ruiniert und hunderƩ ausend kleiner miƩ elständischer 
Existenzen vernichtet.«124

Er könne sich nicht vorstellen, schrieb der ehemalige FrakƟ onschef der 
SPD im baden-würƩ embergischen Landtag an den SPD-Vorstand, »wie ihr 
tolerierend verantworten könnt, was derzeit mit der SozialdemokraƟ schen 
Partei Deutschlands geschieht«.125 Der Kanzler, »der erst sich selbst und 
dann seinen Willen der deutschen SozialdemokraƟ e aufgezwungen hat«, 
vergewalƟ ge mit dem Versuch der vorgezogenen Neuwahl die Partei ein 
letztes Mal.126 Der SPD-Vorstand, so der StuƩ garter Rechtsanwalt, lasse es 
zu, »dass aus der ältesten und größten demokraƟ schen Partei Deutschlands 
ein billiges GefolgschaŌ sverhältnis geworden ist«.127 Wenn die SPD überle-
ben wolle, müsse sie umkehren, »und der Beginn von Umkehr ist die ehr-
liche Bilanz und die Abwahl derer, die eine ganze Partei dem Denken des 
Neoliberalismus« unterworfen häƩ en. Es gebe keinen Bedarf für vier ne-
oliberale Parteien in Deutschland. Wer nicht wolle, dass die Wut der Ver-
lierer ihr VenƟ l bei braunen RaƩ enfängern oder in GewalƩ äƟ gkeit suche, 
der »muss die SPD zur Kursänderung zwingen, oder sie aufgeben und er-
setzen«.128 Dieser endgülƟ gen Abrechnung folgte ein konsequenter SchriƩ : 
Ulrich Maurer trat aus der SPD aus129 und in die WASG ein.130

124 Ulrich Maurer: Putsch von oben. DokumentaƟ on. Brief von Ulrich Maurer, 
ehemaliger FrakƟ onsvorsitzender der baden-würƩ embergischen SPD, an den Bun-
desvorstand seiner Partei [gekürzte Fassung]. In: Freitag, 10.6.2005. URL: www.
freitag.de/autoren/der-freitag/putsch-von-oben (abgerufen am 14.9.2015).

125 Brandbrief [von Ulrich Maurer]: »Wenn die SPD überleben will, muss sie um-
kehren« [gekürzte Fassung]. In: SPIEGEL ONLINE,  1.6.2005. URL: www.spiegel.de/
poliƟ k/deutschland/0,1518,358567,00.html (abgerufen am 2.6.2005).

126 Ulrich Maurer: Putsch von oben, a.a.O.
127 Brandbrief [von Ulrich Maurer]: »Wenn die SPD überleben will, muss sie 

umkehren«, a.a.O.
128 Ulrich Maurer: Putsch von oben, a.a.O.
129 Vgl. Neues Deutschland, Berlin, 29.6.2005.
130 Vgl. Ulrich Maurer/Hans Modrow (Hrsg.): Überholt wird links. Was kann, 

was will, was soll die Linkspartei?, Berlin 2005, S. 1.
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In einer gemeinsamen Presseerklärung konnten Klaus Ernst und Lothar 
Bisky am 10. Juni 2005 miƩ eilen, dass PDS und WASG ihre Sondierungs-
gespräche in Berlin erfolgreich fortgesetzt häƩ en. Die Gesprächsgruppen 
beider Parteien würden ihren Gremien vorschlagen: »1. PDS und WASG 
wollen innerhalb der nächsten zwei Jahre ein neues Projekt der Linken in 
Deutschland auf den Weg bringen. 2. PDS und WASG wollen bei vorgezo-
genen Bundestagswahlen im Jahr 2005 nicht gegeneinander antreten. 3. 
Die PDS wird ihre Listen zur Bundestagswahl auch Mitgliedern der WASG 
öff nen. Um das Neue an dem Projekt zu dokumenƟ eren, wird dem Vor-
stand der PDS vorgeschlagen, eine Namensänderung zu prüfen.«131 Die Er-
gebnisse der Sondierungsgespräche würden dem Parteivorstand der PDS 
und einer Versammlung aller Landesvorstände der WASG zur Beratung und 
Entscheidung vorgelegt. Beide Gremien würden am Wochenende (11./12. 
Juni 2005) tagen.132

Am 11. Juni 2005 bestäƟ gte der Bundesvorstand der PDS das vorläu-
fi ge Ergebnis der Verhandlungen, die Absicht einer Umbenennung der PDS 
und die Kandidatur von Mitgliedern der WASG auf Landeslisten der PDS. 
Einen Tag später, am 12. Juni 2005, bestäƟ gten auch der Bundesvorstand 
und die Landesvorstände der WASG das vorläufi ge Ergebnis der Verhand-
lungen. Da es gegen den Namensvorschlag »DemokraƟ sche Linke – PDS« 
erhebliche Vorbehalte gab, blieb die konkrete Namensgebung des gemein-
samen Wahlbündnisses noch off en.133

In den folgenden Tagen suchte man unter hohem Zeitdruck fi eberhaŌ  
nach einem für WASG wie PDS gleichermaßen akzeptablen Namen für die 
gemeinsamen Listen. Während die PDS – wie schon in den Tagen vor der 
grundsätzlichen Einigung – nicht auf ihren vor allem in Ostdeutschland ein-
geführten Markennamen verzichten wollte, mochte die WASG nicht un-
ter dem Label PDS zur Bundestagswahl antreten. Beide Seiten schlossen 
ein Scheitern des gemeinsamen WahlantriƩ s nicht aus, falls keine befrie-
digende Lösung gefunden würde.134 Allerdings bekannte Axel Troost spä-
ter, dass die Drohungen der WASG in den Gesprächen mit der PDS, alleine 

131 Gespräche zwischen PDS und WASG erfolgreich verlaufen (10.6.
2005). URL: hƩ p://sozialisten.de/presse/presseerklaerungen/view_html?zid=
27710&bs=1&n=0 (abgerufen am 10.6.2005).

132 Vgl. ebenda.
133 Vgl. Neues Deutschland, 13.6.2005.
134 Vgl. ebenda, 13.6.2005 und 14.6.2005; Frankfurter Rundschau, 4.7.2005.
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anzutreten, angesichts der fehlenden Finanzen dafür »reines Pokern« wa-
ren.135

PDS-Chef Lothar Bisky hielt eine Erweiterung des PDS-Parteinamens für 
eine gemeinsame Liste von Sozialisten und WASG für möglich. Das Kür-
zel »PDS« solle aber auf jeden Fall Bestandteil des Namens bleiben. Die 
PDS-Vizevorsitzende, die brandenburgische FrakƟ onschefi n Dagmar Enkel-
mann, verlangte: »Der Name PDS sollte erscheinen.« Und Bodo Ramelow 
assisƟ erte, bei der Namensfi ndung dürfe »unsere IdenƟ tät bei den Wäh-
lern in Ostdeutschland« nicht verloren gehen.136 Rosemarie Hein, die PDS-
Vorsitzende in Sachsen-Anhalt, nannte es gar »abenteuerlich«, zu glau-
ben, die PDS könne ohne ihr Kürzel zur Bundestagswahl antreten, weil dies 
zahlreiche Wähler nicht verstehen würden.137 Die Berliner Sozialsenatorin 
Heidi Knake-Werner setzte noch eins drauf: »Die WASG exisƟ ert seit weni-
gen Monaten, die PDS hat 15 Jahre um ihre Existenz gekämpŌ  und darum, 
dass ihr Name nicht totgeschwiegen wurde. Nun soll sie auf ihren Namen 
verzichten, weil einige Leute immer noch Pickel bekommen, wenn sie der 
drei Buchstaben ansichƟ g werden.«138

Die WASG strebte weiterhin einen Namen ohne das EƟ keƩ  PDS an. »Ich 
häƩ e die PDS gerne nicht im Namen«,139 betonte WASG-Vorstand Thomas 
Händel. Sein Vorstandskollege Murat Çakır erklärte, ein Projekt unter dem 
Titel PDS sei im Westen für viele nicht wählbar.140 »Viele Menschen hoff en 
auf etwas Neues, das muss auch im Namen sichtbar sein«,141 unterstrich 
er. Dass sich die Sozialisten nur »schwer vorstellen können, den Namen zu 
wechseln«, verstand Thomas Händel. Wer aber etwas Neues wolle, sagte 
er bereits wenige Tage vor der Grundsatzeinigung auf off ene Listen, der 
müsse auch BereitschaŌ  zeigen, dafür etwas zu tun.142 Allerdings bemerkte 
er kurz danach, wenn die Gespräche an der Namensfrage scheitern sollten, 
»würde uns jeder in dieser Republik für verrückt halten«. WichƟ ger seien 
die poliƟ schen Inhalte.143

135 Vgl. »Alle haben einen Sprung über den eigenen SchaƩ en gemacht«. Ge-
spräch mit Axel Troost, a.a.O., S. 129.

136 Vgl. Neues Deutschland, 8.6.2005.
137 Vgl. ebenda, 14.6.2005.
138 Vgl. ebenda, 16.6.2005.
139 Zit. in: ebenda, 8.6.2005.
140 Vgl. ebenda.
141 Zit. in: ebenda, 14.6.2005.
142 Vgl. ebenda, 6.6.2005.
143 Vgl. ebenda, 9.6.2005.
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Den Durchbruch im Namensstreit erzielten die Verhandlungsführer von 
WASG und PDS auf einem Treff en am 22. Juni 2005. Der PDS-Vorstand 
würde nach der getroff enen Vereinbarung dem Parteitag der Sozialisten 
am 17. Juli 2005 vorschlagen, den Parteinamen in »Die Linkspartei.« zu än-
dern. Zusätze zu diesem Namen wären auf Beschluss von Landesparteita-
gen möglich, sodass die Partei im Osten mit dem angehängten Kürzel »PDS« 
antreten könnte. Im Westen könnte das Bundesland zum zusätzlichen Be-
standteil des Parteinamens werden.144 Diese Lösung des Problems rekla-
mierte später Bodo Ramelow für sich: Sie sei ihm erst auf dem Weg zur 
Sitzung im Fahrstuhl eingefallen.145 Die Einigung auf einen Namen für das 
gemeinsame Projekt war, so der Göƫ  nger Parteienforscher Felix Butzlaff , 
»eine symbolische Schlüsselfrage und zugleich in den Verhandlungen eine 
takƟ sche Meisterleistung der PDS«,146 insbesondere ihres Unterhändlers 
Bodo Ramelow.

Am 17. Juni 2005 haƩ en Klaus Ernst für die WASG und Lothar Bisky für 
die PDS das später »KooperaƟ onsabkommen I« genannte Gesprächsergeb-
nis unterzeichnet, in dem eine Vereinigung beider Parteien nach spätestens 
zwei Jahren vorgeschlagen wurde. »Die Art der Vereinigung soll wie zwi-
schen den Parteien »Die Grünen« und »Bündnis 90«, wenn auch in umge-
kehrter Hinsicht, erfolgen.«147

Zur Vorbereitung der Vereinigung werde eine gemeinsame Kommission 
gebildet, in die beide Parteien paritäƟ sch Mitglieder entsenden sollten. 
Die Kommission habe die Aufgabe, folgende Dokumente zu erarbeiten: ein 
Parteiprogramm, ein Statut, Namen und Art und Weise der Vereinigung 
der Parteien. Beide Seiten bekräŌ igten, dass der Weg zur Vereinigung der 
beiden Parteien in Form gleichberechƟ gter PartnerschaŌ  erfolgen werde. 
Deshalb werde in der neuen Partei für einen Übergangszeitraum geregelt, 
dass zentrale Gremien paritäƟ sch besetzt sind.148

Gegen einen gemeinsamen WahlantriƩ  mit der PDS haƩ e sich deutlicher 
Unmut vor allem in den ostdeutschen Landesverbänden der WASG, aber 

144 Vgl. ebenda, 23.6.2005 und 25./26.6.2005.
145 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 68.
146 Felix Butzlaff : Als David gegen Goliaths? Der Wahlkampf der Linkspartei zwi-

schen Protest und AlternaƟ ve. In: Tim Spier/Felix Butzlaff /MaƩ hias Micus/Franz 
Walter (Hrsg.): Die Linkspartei, a.a.O., S. 250.

147 Gesprächsergebnis zwischen Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlal-
ternaƟ ve (WASG) und Partei des DemokraƟ schen Sozialismus (PDS) (17.6.2005). 
In: ADS, WASG – 067.

148 Vgl. ebenda.
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auch in Nordrhein-Wesƞ alen geregt. KristallisaƟ onspunkt des Protests 
war dort der Leverkusener Kreis (LVK) um Markus Schlegel149 und MaƩ hias 
Fiege,150 der nach eigenen Angaben rund 300 Mitglieder und 1.500 Inte-
ressenten zählte. In einer »Leverkusener Erklärung« von 40 WASG-Mit-
gliedern aus 15 nordrhein-wesƞ älischen Orts- und Kreisverbänden sowie 
aus dem Kreisverband Aurich-Emden vom 10. Juni 2005 wurden erheb-
liche Bedenken gegen ein Zusammengehen der WASG mit der PDS arƟ -
kuliert: »Wir setzen darauf, langfrisƟ g eine soziale Volkspartei zu werden 
und die etablierten Parteien darin zu beerben und nicht eine PDS-Plus zu 
werden.«151

Der LVK machte sich insbesondere für basisdemokraƟ sche Elemente 
wie die Trennung von Amt und Mandat stark und wandte sich gegen »die 
nicht eben demokraƟ schen PrakƟ ken auf der Vorstandsebene beider Par-
teien«. Markus Schlegel formulierte in einem Interview mit der »taz« di-
plomaƟ sch: »Mit einer PDS, die in Meckpom und Berlin gemeinsam mit der 
SPD in den Landesregierungen an der Umsetzung der Hartz-IV-Grausam-
keiten mitarbeitet, gibt es erheblichen Diskussionsbedarf.«152 Die LVK-AkƟ -
visten sahen sich im Sinne der ursprünglichen WASG-IntenƟ on als Vertre-
ter einer »Sozialstaatspartei«. »Wir wollen eine soziale Partei, aber keine 
sozialisƟ sche«,153 erklärte MaƩ hias Fiege.

In Ostdeutschland trafen sich am 31. Mai 2005 die Landesvorstände 
Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen und Sachsen in Leipzig, um über 
die vom GeschäŌ sführenden Bundesvorstand der WASG mit der PDS ge-
führten Gespräche zu einem Wahlbündnis zur Bundestagswahl im Sep-
tember 2005 zu beraten. In einer gemeinsamen Erklärung konstaƟ erten 
die drei Landesvorstände, dass diese Gespräche »von großen Teilen der 
Parteibasis der WASG mit Skepsis, teils off en ablehnend beobachtet« wür-
den. Der vom GeschäŌ sführenden Bundesvorstand eingeschlagene Weg 
würde die Partei »vor eine Zerreißprobe« stellen und ihre Weiterentwick-

149 Markus Schlegel war Mitglied des Bundesschiedsgerichts der WASG. Vgl. 
ADS, WASG – 007.

150 Gegen Markus Schlegel, MaƩ hias Fiege und andere Mitglieder des LVK wur-
den schließlich Parteiordnungsverfahren eingeleitet. Vgl. taz – die tageszeitung, 
NRW-Ausgabe, 27.9.2005; ADS, WASG – 066, 068 und 114.

151 Leverkusener Erklärung (Leverkusen, 10.6.2005). In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 
2013-004-7.

152 »Die ListenarithmeƟ k stand fest« (Interview mit Markus Schlegel). In: taz – 
die tageszeitung, NRW-Ausgabe, 17.08.2005.

153 Zit. in: DER SPIEGEL, Hamburg, 2005, Nr. 25 (vom 20.6.2005), S. 37.
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lung verhindern. Die drei Landesvorstände forderten eine UrabsƟ mmung 
zur Frage »Soll die WASG zu den Wahlen zum 16. Deutschen Bundestag 
eigenständig kandidieren?« und die unverzügliche Einberufung eines Son-
derparteitages zu dieser ProblemaƟ k.154 Ein Parteitag der WASG Sachsen 
sƟ mmte am 18. Juni 2005 gegen ein Wahlbündnis mit der PDS und dafür, 
bei der Bundestagswahl im September 2005 eigenständig anzutreten.155 
»Wir haƩ en 16 Jahre die Möglichkeit, in die PDS einzutreten, und haben 
das aus guten Gründen nicht getan«156, erklärte das sächsische WASG-Bun-
desvorstandsmitglied Andreas Wagner dazu.157

Der Sonderparteitag der WASG im Juli 2005 in Kassel

Ein Sonderparteitag der WASG am 3. Juli 2005 in Kassel sƟ mmte nach 
kontroverser DebaƩ e per Grundsatzbeschluss der Kandidatur von WASG-
Kandidaten auf off enen PDS-Listen zu und folgte damit dem Leitantrag 
des Bundesvorstandes. In der Mensa der Kasseler Universität beschloss 
er eine UrabsƟ mmung über Kandidaturen der WASG auf den Listen der 
Linkspartei zur Bundestagswahl 2005 und über die Einleitung eines ergeb-
nisoff enen Diskussionsprozesses für die Schaff ung eines breiten demokra-
Ɵ schen Linksbündnisses. Im Leitantrag haƩ e der Bundesvorstand auf die 
Bedeutung der Stunde aufmerksam gemacht: Es gehe um nichts weniger 
als darum, »einen Prozess der Neugruppierung der poliƟ schen Linken ein-

154 Vgl. Erklärung der Landesvorstände Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen 
und Sachsen der WASG zu den Gesprächen über ein Wahlbündnis mit der PDS 
(Leipzig, 31.5.2005). In: ADS, WASG – 126.

155 Vgl. Neues Deutschland, Berlin, 20.6.2005.
156 Zit. in: Dresdner Morgenpost, Dresden, 20.6.2005.
157 Der Landesvorstand Sachsen änderte später seine Haltung. Trotz KriƟ k an 

der Linkspartei.PDS und am »Wie« des Parteineubildungsprozesses erklärte er an-
lässlich der WASG-UrabsƟ mmung im Frühjahr 2006: »Der Landesvorstand Sach-
sen bekräŌ igt sein entschiedenes Votum für einen Parteineubildungsprozess zwi-
schen WASG und Linkspartei.PDS in Sachsen und im Bund unter Einbeziehung der 
sozialen Bewegungen und der GewerkschaŌ en zur Schaff ung einer gemeinsamen 
Neuen Linken.« Er hob aber hervor: »Das Modell PDSplus und eine reine Fusion 
von Linkspartei.PDS und WASG sind zu wenig und gehen am Grundgedanken der 
Parteineubildung vorbei.« (Beschluss des Landesvorstandes der WASG Sachsen 
vom 6.3.2006. In: ADS, WASG – 126). – Andreas Wagner trat Ende April 2006 aus 
der WASG aus und wechselte als sozialpoliƟ scher Berater zur FrakƟ on der rechts-
extremen NPD im Sächsischen Landtag. Vgl. taz – die tageszeitung, 27.4.2006.
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zuleiten«.158 Das gemeinsame AuŌ reten bei der Bundestagswahl sei ein 
wichƟ ger SchriƩ , um in diesem Land gesellschaŌ spoliƟ sche AlternaƟ ven 
zum Neoliberalismus wieder sichtbar zu machen.159

Im Leitantrag hieß es weiter: »Angesichts der großen Gemeinsamkeit 
im Kampf gegen den Neoliberalismus und in Respekt vor den überlieferten 
poliƟ sch-kulturellen Unterschieden und programmaƟ sch[-]theoreƟ schen 
Diff erenzen wollen wir zu den Bundestagswahlen eine Stärkung der linken 
OpposiƟ on durch Unterstützung des Projekts der ›off enen Liste‹ der ›Links-
partei‹ zustande bringen.«160 Darüber hinaus gehe es miƩ elfrisƟ g darum, 
eine starke poliƟ sche KraŌ  mit einer neuen poliƟ schen Kultur zu schaff en, 
in der sowohl die beiden Parteien aufgehoben sein können, die aber auch 
off en für andere KräŌ e und Strömungen sei.161

Als Oskar Lafontaine, Spitzenkandidat der WASG, zu seinem »Impulsrefe-
rat« ans Rednerpult trat, erntete er nicht nur Beifall, sondern auch Buhrufe 
und Pfi ff e. Es gab große Skepsis gegenüber dem prominenten Ex-Sozialde-
mokraten.162 Eine Reihe Delegierte nahm ihm die Verwendung des Begriff s 
»Fremdarbeiter« in einer Rede, die er kurze Zeit zuvor in Chemnitz gehalten 
haƩ e, übel, und der Politprofi  sah sich nun genöƟ gt, darauf einzugehen. Er 
entschuldigte sich nicht ob des NS-Jargons, sondern relaƟ vierte seine Äu-
ßerung, in dem er darauf verwies, dass sich der inkriminierte Begriff  auch 
auf der SPD-Homepage fi nde. Im Übrigen seien die Nazis in erster Linie 
rassisƟ sch, nicht fremdenfeindlich gewesen. Fremde seien im Deutschen 
Reich sehr wohl beschäŌ igt worden, »sofern sie arischer Abstammung wa-
ren«.163 Und dann kam der Satz, der die KriƟ ker mit dem Spitzenkandidaten 
versöhnen sollte: »Ich habe Hemmungen gehabt«, sagte Lafontaine über 
seine Rede vor dem Karl-Marx-Denkmal in Chemnitz, »Menschen, die hier 
in Containern leben müssen und zu Hungerlöhnen arbeiten, als Gastarbei-
ter zu bezeichnen.«164

Gekonnt aƩ ackierte der ehemalige Bundesfi nanzminister die rot-grüne 
Bundesregierung unter Gerhard Schröder und brachte damit die Dele-
gierten im Saal hinter sich. Er bezeichnete deren RentenpoliƟ k als »Irren-

158 Antrag Nr. L – 1 [zum Parteitag der WASG am 3. Juli 2005 in Kassel]. In: ADS, 
WASG – 017.

159 Vgl. ebenda.
160 Ebenda.
161 Vgl. ebenda.
162 Vgl. Felix Butzlaff : Als David gegen Goliaths? A.a.O., S. 260.
163 Vgl. Der Tagesspiegel, 4.7.2005.
164 Zit. in: Neues Deutschland, 4.7.2005.
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haus«, die SozialpoliƟ k der SPD als Schwachsinn und warf Gerhard Schrö-
der »Schönfärberei« vor. Großen Beifall und Bravo-Rufe erntete Lafontaine, 
als er sagte, im Bundestag würden nur noch Agenda-2010- und Hartz-IV-
Parteien sitzen. »Das Volk ist im Parlament gar nicht mehr vertreten.« Der 
Saarländer forderte eine andere FinanzpoliƟ k für die Bundesrepublik, ver-
langte höhere Unternehmenssteuern und eine Stärkung der Binnennach-
frage. Lafontaine betonte, ein erfolgreiches Wahlbündnis habe die Chance, 
die linke Vertretungslücke im Bundestag auszufüllen. Mit dem Blick auf Um-
fragewerte konstaƟ erte der frühere SPD-Vorsitzende, das KooperaƟ ons-
projekt werde bereits von den Wählern angenommen. Angesichts dessen 
gehörten kleinliche Parteiegoismen zurückgestellt.165 »Nichts ist wirkungs-
mächƟ ger als eine Idee, deren Zeit gekommen ist«, rief er zum Schluss in 
den Saal, »in diesem Sinne: Glück auf!«166

Als Gastrednerin forderte die PDS-Vizevorsitzende Katja Kipping die 
mehr als 300 Delegierten dazu auf, ihren Beitrag zu einer Stärkung der 
Linken zu leisten. WASG-Vorstand Axel Troost erklärte, es gebe zu einem 
Bündnis mit der PDS »keine ernst zu nehmende AlternaƟ ve«.167 WASG-Pres-
sesprecher Murat Çakır sagte, die geplante Linkspartei habe eine Dynamik 
enƞ acht, die im Ergebnis die ParteienlandschaŌ  erheblich durcheinander 
wirbeln könne.168 Nur als Linksbündnis werde man der »neoliberalen Ein-
heitspartei Deutschlands« im Parlament einen eigenen PoliƟ kentwurf ent-
gegensetzen können.169 WASG-Vorstand Klaus Ernst warb eindringlich für 
das geplante Linksbündnis seiner Partei mit der PDS. Allein sei die Wahl-
alternaƟ ve weder organisatorisch noch fi nanziell in der Lage, einen wir-
kungsvollen Wahlkampf zu führen.170

In Anträgen an den Parteitag zur poliƟ schen Strategie wurden zum Teil 
erhebliche Vorbehalte gegen die vom Vorstand vereinbarte KooperaƟ on 
der WASG mit der PDS deutlich. Der Antrag L – 8 des Kreisverbandes Soes t 
forderte unmissverständlich: »Keine Zusammenarbeit mit der PDS«. Die 
WASG solle mit eigenem Namen und eigenem Werbematerial an der vor-
gezogenen Bundestagswahl teilnehmen; eine Kandidatur auf off enen Li-

165 Vgl. ebenda.
166 Zit. in: Der Tagesspiegel, 4.7.2005.
167 Vgl. Neues Deutschland, 4.7.2005.
168 Vgl. Parteitag der WASG: Linke AlternaƟ ve zu den »Hartz-IV-Parteien«. In: 

FAZ.NET, 3.7.2005. URL: www.faz.net/aktuell/poliƟ k/parteitag-der-wasg-linke-al-
ternaƟ ve-zu-den-hartz-iv-parteien-1252789.html (abgerufen am 16.9.2015).

169 Vgl. Frankfurter Rundschau, 4.7.2005.
170 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 62.
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sten der PDS sei unakzeptabel. Es gelte die »eigene IdenƟ tät der WASG« 
beizubehalten.171 Auch der Landesverband Sachsen hielt eine KooperaƟ on 
mit der PDS nicht für sinnvoll und beantragte moderater: »Die WASG kan-
didiert mit eigenen Wahlvorschlägen zur Bundestagswahl 2005 und öff -
net ihre Listen für Gleichgesinnte aus IniƟ aƟ ven, GewerkschaŌ en und an-
deren OrganisaƟ onen, die in sozialer oder ökologischer Hinsicht akƟ v sind 
oder sich für Gewalƞ reiheit einsetzen.«172

Die Mehrheit der Anträge war eher von dem Bestreben geprägt, nicht 
zu schnell auf eine Fusion mit der PDS zuzusteuern. In den Anträgen des 
Kreisverbandes Hamburg-MiƩ e (Antrag Nr. L – 9) und des Kreisverbandes 
Köln (Antrag Nr. L – 10) hieß es gleichlautend: »1. Dieser Parteitag beauf-
tragt den Bundesvorstand, weiterhin den Auĩ au der WASG als selbstän-
diger Partei voran zu treiben und dafür die nöƟ gen IniƟ aƟ ven zu ergrei-
fen und poliƟ schen Materialien zur Verfügung zu stellen. 2. Bevor weitere 
SchriƩ e in Richtung einer Vereinigung mit der PDS bzw. Bildung einer neuen 
Linkspartei mit WASG und PDS als konsƟ tuierenden Elementen unternom-
men werden, wird nach den Bundestagswahlen auf allen Ebenen der WASG 
eine ausführliche Diskussion zur ZukunŌ  der Linken organisiert und ermög-
licht.«173 Im Ergebnis der ParteitagsdebaƩ e sƟ mmte dann doch die große 
Mehrheit der Delegierten für den Kurs der Parteiführung.174

WASG-Vorstand Thomas Händel war in seiner Rede zuvor auf die Vor-
behalte eines Teils der Delegierten eingegangen und haƩ e sowohl die Aus-
gangsbeschlusslage und die Überlegungen des Bundesvorstandes zu einem 
gemeinsamen WahlantriƩ  mit der PDS als auch die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen dafür überzeugend dargelegt. Er erinnerte daran, dass es auf 
dem WASG-Parteitag in Dortmund sowohl Anträge für ein breites Links-
bündnis als auch einen Antrag gegeben haƩ e, der sich kategorisch gegen 
jede Zusammenarbeit mit der PDS aussprach. Dann seien die Landtagswahl 
in Nordrhein-Wesƞ alen gekommen, die Ankündigung vorgezogener Neu-
wahlen zum Bundestag und das Angebot von Oskar Lafontaine, dabei für 
ein neues Linksbündnis zu kandidieren. Die bisherige Zeitschiene, die auf 

171 Vgl. Antrag Nr. L – 8 [zum Parteitag der WASG am 3. Juli 2005 in Kassel]. In: 
ADS, WASG – 017.

172 Antrag Nr. L – 13 [zum Parteitag der WASG am 3. Juli 2005 in Kassel]. In: 
ebenda.

173 Antrag Nr. L – 9 bzw. Antrag Nr. L – 10 [zum Parteitag der WASG am 3. Juli 
2005 in Kassel]. In: ebenda.

174 Vgl. Frankfurter Rundschau, 4.7.2005.
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die Bundestagswahl 2006 ausgerichtet war, sei nicht mehr gülƟ g gewesen. 
Der Bundesvorstand habe darüber beraten und sich sehr genau überlegt, 
was zu tun sei: »Wir haben gesagt, wir nehmen Gespräche auf über eine 
KooperaƟ on, und es geht uns um einen gemeinsamen WahlantriƩ  am 18. 
September diesen Jahres. Wir haben zweitens deutlich gesagt, wir kandi-
dieren nicht auf [den] bekannten off enen Listen der PDS unter dem Siegel 
dieser PDS. Wir haben driƩ ens deutlich gemacht, diese Entscheidung triŏ   
nicht der Bundesvorstand, diese Entscheidung wird diskuƟ ert, die Ergeb-
nisse werden breit diskuƟ ert auf den Landesparteitagen, sie stehen dann 
auf diesem Parteitag zur DebaƩ e und wir werden [in] einem driƩ en SchriƩ  
in einer UrabsƟ mmung der Mitglieder ein Meinungsbild einholen.« Vier-
tens sollte ein Prozess eingeleitet werden, der ca. binnen zwei Jahren zu 
einer gesamtdeutschen gemeinsamen Partei links von der SPD führt, die 
in kürzester Zeit mindestens driƩ stärkste Partei im Parlament wird. Dieser 
Prozess solle fünŌ ens auf gleicher Augenhöhe geführt werden. Der Bun-
desvorstand habe sechstens immer betont: »Diese WASG bleibt in diesem 
Prozess eigenständig erkennbar und poliƟ sch handelnd. Weil, und das sage 
ich hier so drasƟ sch, weil wir nichts tun werden, um den Notnagel für ei-
nen misslungenen PDS-Auĩ au im Westen darzustellen.«175

Das GeschäŌ sführende Bundesvorstandsmitglied ging dann auf die 
parteienrechtliche Seite des gemeinsamen WahlantriƩ s von WASG und 
PDS ein. Eine Listenverbindung nach dem Muster des »Olivenbaum-Bünd-
nisses« in Italien war nach dem bundesdeutschen Wahlrecht nicht zulässig. 
Die Gründung einer gemeinsamen Wahlpartei wäre in der Kürze der Zeit 
wohl technisch realisierbar gewesen, aber nicht inhaltlich, und wäre vor 
allem mit erheblichen Folgewirkungen fi nanzieller Art für beide Parteien 
verbunden. Nach intensiven Prüfungen sei nur das Modell der off enen Lis-
ten der PDS übrig geblieben. Das zwinge uns, so Händel, über ein »paar 
Kröten zu diskuƟ eren, die wir zumindest versuchen, über den Weg anzupa-
cken, das[s] wir sagen, nur wenn sich etwas ändert an dieser PDS, an ihrem 
AuŌ riƩ  und an ihrem Namen, ist es für uns überhaupt akzeptabel«. Der er-
ste Punkt sei die Namensänderung, da häƩ e die WASG-Verhandlungsdele-
gaƟ on weitgehend ihre PosiƟ on durchsetzen können. Zweitens gehe es um 
die deutliche Formulierung der poliƟ schen Inhalte der WASG; dazu liege 
dem Parteitag der Entwurf eines eigenständigen »Wahlmanifests« vor. Drit-
tens würden Personen kandidieren, und aus parteirechtlichen und wahl-

175 [Thomas Händel: Rede auf dem Parteitag der WASG am 3. Juli 2005 in Kas-
sel]. In: WASG-Archiv Fürth.
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rechtlichen Gründen könnten diese Personen nur nominiert werden von 
Landesparteitagen oder Landesmitgliederversammlungen der PDS. »Aber 
wir haben keine Veranlassung, uns zu Unterwürfi gkeitsgesten herab zu las-
sen«, hob Thomas Händel hervor. »Wir sind im Westen miƩ lerweile mehr 
als doppelt so stark wie die PDS im Westen«, erklärte er unter Applaus 
und Buhrufen der Delegierten selbstbewusst, »und insofern drängen wir, 
wir biƩ en nicht, wir drängen darauf, dass Menschen von uns repräsentaƟ v 
platziert werden auf diesen Listen, auf gleicher Augenhöhe.«176

»Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Leut, wir haben eine große 
Chance und wir haben bei vielen Menschen eine große Erwartung ge-
weckt«, erinnerte der WASG-Schatzmeister und verglich das gemeinsame 
Wahlprojekt mit einem Schiff , das nun mit Lafontaine und Gysi zwei at-
trakƟ ve Galionsfi guren habe. Wir wollen dieses Schiff  »so weƩ erfest ma-
chen, dass es nicht nur als schmalbrüsƟ ge Protestpartei in der nächsten 
Periode des Bundestags bestehen kann und dann wieder untergeht. Dieses 
Schiff  soll eine soziale Partei werden mit ZukunŌ sorienƟ erung für die Men-
schen«, rief Händel unter dem Applaus der Basisvertreter, »daran lasst 
uns bauen«.177

In dem von den Delegierten in Kassel verabschiedeten »Wahlmanifest« 
erklärte die WASG: »Wir nehmen die poliƟ sche Herausforderung der vorge-
zogenen Bundestagswahlen an.« Und ging dann mit der PoliƟ k der Schröder-
Regierung hart ins Gericht: Die PoliƟ k der »Agenda 2010« sei gescheitert. 
Sie habe nicht zu mehr BeschäŌ igung durch höheres WirtschaŌ swachstum 
geführt, sondern zu einem AnsƟ eg der Arbeitslosigkeit und zu einer Ver-
größerung der KluŌ  zwischen Arm und Reich. Der Grundwert der sozialen 
GerechƟ gkeit sei ausgehebelt worden. Die »Agenda 2010« stehe daher für 
Wahlbetrug und Entsolidarisierung. Aufgabe der WASG sei es nun, die De-
mokraƟ e zu stärken, eine starke KraŌ  für Arbeit und soziale GerechƟ gkeit 
in den Bundestag zu bringen und eine neue poliƟ sche Vertretung der Mehr-
heit der Bevölkerung in Deutschland aufzubauen. Daher rief die WASG ihre 
Mitglieder und alle Bürgerinnen und Bürger auf, »bei der Bundestagswahl 
2005 die KandidaƟ nnen und Kandidaten und die Listen der Linkspartei zu 
wählen. Führen wir gemeinsam einen engagierten Wahlkampf gegen un-
soziale, neoliberale PoliƟ k der etablierten Parteien.«178

176 Ebenda.
177 Ebenda.
178 Wahlmanifest. Partei Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – die WahlalternaƟ ve 

(WASG). In: ADS, WASG – 018 e.
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In der vom Kasseler Parteitag beschlossenen UrabsƟ mmung, die bei ei-
ner Beteiligung von rund 70% der Mitglieder am 15. Juli 2005 abgeschlos-
sen wurde, sƟ mmten 81,01% der WASG-Mitglieder für eine Kandidatur auf 
den off enen Listen einer Linkspartei und 85,26% für die Einleitung eines 
ergebnisoff enen Diskussionsprozesses für die Schaff ung eines breiten de-
mokraƟ schen Linksbündnisses.179 Kurz darauf, am 17. Juli 2005, beschloss 
ein Parteitag der PDS mit 74,6% der DelegiertensƟ mmen die Umbenen-
nung in »Die Linkspartei.PDS« (LP.PDS) – abgekürzt »Die Linke«.180 Inner-
halb von nur sechs Wochen konnten sich WASG und PDS bzw. dann Links-
partei trotz erheblicher Widerstände auf ein Modell sowie einen Zeitplan 
für eine gemeinsame Kandidatur einigen, »welches sich als innerparteilich 
mehrheitsfähig, rechtlich akzepƟ ert von den Wahlausschüssen und dem 
Wähler vermiƩ elbar herausgestellt hat«.181

Der Wahlkampf zur Bundestagswahl 2005

Die überwälƟ gende Mehrheit der WASG-Mitglieder führte einen engagier-
ten Wahlkampf. Im Juni/Juli 2005 erreichte die prospekƟ erte neue Links-
partei in mehreren Meinungsumfragen erstmalig mehr als zehn Prozent 
der WählersƟ mmen.182 Die WASG konnte sich über einen anhaltenden Mit-
gliederzustrom freuen. Von Ende Mai 2005, als Lafontaine seine Kandida-
tur für die Linkspartei ankündigte, bis Anfang September 2005 schlossen 
sich rund 5.000 Menschen der WahlalternaƟ ve an, die damit ca. 10.500 
Mitglieder zählte.183

»Links kommt«, lautete das MoƩ o der Wahlkampagne der Linkspartei, 
die vor allem auf die beiden Spitzenkandidaten Oskar Lafontaine und Gre-
gor Gysi setzte.184 Die beiden PoliƟ ker sorgten in Ost und West dafür, dass 

179 Vgl. Protokoll der UrabsƟ mmung [im Juli 2005 über eine Kandidatur von 
WASG-Mitgliedern auf den Listen der Linkspartei.PDS zur Bundestagswahl 2005 
und über die Einleitung eines ergebnisoff enen Diskussionsprozesses für die Schaf-
fung eines breiten demokraƟ schen Linksbündnisses]. In: ADS, WASG – 117 e.

180 Vgl. Neues Deutschland, 18.7.2005.
181 Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei, a.a.O., S. 2.
182 Vgl. Neues Deutschland, 30.6.2005, 4.7.2005 und 15.7.2005; DER SPIEGEL, 

2005, Nr. 29 (vom 18.7.2005), S. 24.
183 Vgl. Neues Deutschland, 10./11.9.2005.
184 Vgl. DER SPIEGEL, 2005, Nr. 30 (vom 25.7.2005), S. 21.
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die Plätze der WahlkampŅ undgebungen gut gefüllt waren.185 Vor allem 
Lafontaine verstand sich darauf, den Unmut und die Wut breiter Bevölke-
rungsschichten über die RegierungspoliƟ k des KabineƩ s Schröder in starke 
Worte zu kleiden und den poliƟ schen Gegner zu aƩ ackieren. Wie kaum ein 
Zweiter, schrieb der Lafontaine-Biograf Robert Lorenz, arƟ kulierte der Saar-
länder »auf den Marktplätzen und Wahlkampĩ ühnen der Republik die all-
gemeine Unzufriedenheit seines Publikums mit der PoliƟ k«.186 Gysi hinge-
gen präsenƟ erte sich zurückhaltender, beobachtete der Parteienforscher 
Felix Butzlaff . Der eloquente Jurist war mehr der »Anwalt der kleinen und 
anständigen Leute«. Er gab sich »bedacht sachlich und warb stärker mit 
dem Wahlprogramm«.187

Die Themen Arbeit und Soziales standen im Vordergrund des gemein-
samen Wahlkampfes von WASG und Linkspartei. Ihre entscheidenden Bot-
schaŌ en waren: »Wer mehr soziale Sicherheit will, muss DIE LINKE wählen«, 
»Eine starke linke FrakƟ on im Bundestag ist die beste GaranƟ e dafür, dass 
sich das deutsche Parteiensystem gründlich ändern wird«, (gesetzlicher) 
»Mindestlohn für Arbeit, von der man leben kann«, »Grundsicherung für 
ein Leben in Würde und ohne Armut« und »Grundrente für ein selbstbe-
sƟ mmtes Leben im Alter«.188 Der Soziologe Christoph Kowalski analysierte: 
»Die Linkspartei opponierte im Wahlkampf ausdrücklich gegen die PoliƟ k 
der Bundesregierung, vor allem gegen die Agenda 2010 und Hartz IV und 
profi lierte sich damit tatsächlich auf dem wichƟ gsten Gebiet des Wahl-
kampfs als einzige Partei, die die bisherigen Reformen der Regierung rund-
weg ablehnte. Damit rückte das MoƟ v der sozialen GerechƟ gkeit noch stär-
ker in den MiƩ elpunkt […].«189

Mit einer Serie von ArgumentaƟ onsfl yern ging die WASG gegen Be-
hauptungen der Schröder-Regierung, aber auch der Unionsparteien, der 
FDP und der Mainstream-Medien vor – so »Lüge Nr. 1: ›Zur Agenda 2010 
gibt es keine AlternaƟ ve!‹ SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, FDP und 

185 Vgl. ebenda, Nr. 37 (vom 12.9.2005), S. 46.
186 Robert Lorenz: Oskar Lafontaine, a.a.O., S. 67.
187 Felix Butzlaff : Als David gegen Goliaths? A.a.O., S. 266.
188 Vgl. Uwe Backes: Polarisierung aus dem Osten? Linke und rechte Flügel-

parteien bei der Bundestagswahl 2005. In: Eckhard Jesse/Roland Sturm (Hrsg.): 
Bilanz der Bundestagswahl 2005. Voraussetzungen, Ergebnisse, Folgen, Wiesba-
den 2006, S. 165/166.

189 Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bundestagswahl 2005. Eine Ana-
lyse des Einfl usses poliƟ scher Sachfragen und der Spitzenkandidaten auf die Wahl-
absicht, Saarbrücken 2008, S. 20f.
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Arbeitgeber«.190 Andere dieser Flyer gingen mehr ins Detail: »Lüge Nr. 2: 
›Wenn alle mehr arbeiten, geht es uns bald wieder besser!‹ SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU/CSU, FDP und Arbeitgeber«, »Lüge Nr. 4: ›Unser Ge-
sundheitswesen können wir uns nicht mehr leisten!‹ SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU/CSU, FDP und Arbeitgeber« und »Lüge Nr. 5: ›Die Arbeit ist 
zu teuer, die Lohnnebenkosten müssen runter!‹ SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU/CSU, FDP und Arbeitgeber«.191

WASG-AkƟ visten – oŌ  in orangefarbenen T-Shirts mit der AufschriŌ  
»WASG« oder »WASG. Die WahlalternaƟ ve. Eine andere PoliƟ k ist mög-
lich« – verteilten das Wahlmanifest der Partei zur Bundestagswahl 2005, 
den Selbstdarstellungs-Flyer »WASG? Wer wir sind und was wir wollen« 
sowie BuƩ ons, Anstecker, Basecaps und Einkaufsbeutel mit dem WASG-
Logo und zum Teil auch mit dem Slogan »Eine andere PoliƟ k ist möglich«, 
der die Losung der globalisierungskriƟ schen Bewegung »Eine andere Welt 
ist möglich« öff entlichkeitswirksam abwandelte.192 Die WASG Brandenburg 
plakaƟ erte gewissermaßen im Vorgriff  auf die neue Partei: »Die Alterna-
Ɵ ve: Ein Haus für Alle. WASG. Die WahlalternaƟ ve. Wir empfehlen: Zweit-
sƟ mme DIE LINKE.PDS«.193

In dem seit Juni 2005 tobenden Bundestagswahlkampf zeigte das pro-
spekƟ erte Linksbündnis bereits Wirkung. Das Wochenmagazin DER SPIE-
GEL berichtete: »Es ist Wahlkampf in Deutschland, und die Bannerträger 
der Agenda 2010 haben einen neuen poliƟ schen Ton angesƟ mmt. Das Re-
formvokabular ist zur Seite gelegt, wo soeben noch Markt, WeƩ bewerb 
und Anpassungsdruck gepriesen wurden, ploppt nun überall das magische 
Wort ›sozial‹ hoch.«194

Schröder und Merkel plädierten nun für höhere Löhne. SPD und CDU 
redeten über den Mindestlohn. Es wurde laut darüber nachgedacht, das 
Arbeitslosengeld für ältere Arbeitnehmer doch wieder länger zu zahlen. 
Die anderen Parteien übernahmen die Forderung der PDS, das Arbeitslo-
sengeld II in Ost und West anzugleichen. SPD und Grüne sprachen über 
einen höheren Spitzensteuersatz und darüber, Freibeträge bei der Sozi-
alversicherung einzuführen. Schließlich wurde auch über die Notwendig-

190 Vgl. ADS, WASG – 128.
191 Vgl. ebenda, 078.
192 Vgl. ebenda, 078, 094 und 098.
193 Vgl. ebenda, 085.
194 SebasƟ an Fischer/Horand Knaup: DriŌ  nach links. In: DER SPIEGEL, 2005, 

Nr. 26 (vom 27.6.2005), S. 38.
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keit eines Konjunkturprogramms diskuƟ ert.195 Angesichts dessen konsta-
Ɵ erte Oskar Lafontaine in einem Interview: »Noch nie war eine Partei im 
Entstehen so erfolgreich wie die neue Linkspartei.«196

Der Bundestagswahlkampf wurde mit harten Bandagen geführt. Vor 
allem CDU und SPD griff en die LinksformaƟ on und insbesondere deren 
Spitzenkandidaten Oskar Lafontaine und Gregor Gysi an. So verleumdeten 
Sozialdemokraten in Brandenburg Lafontaine als »Hassprediger«, und der 
ehemalige Bundespräsident Roman Herzog (CDU) erklärte in Bezug auf 
das Bündnis aus PDS und WahlalternaƟ ve, man müsse »RaƩ enfängern 
mit Charisma entgegentreten«.197 Das Wochenmagazin DER SPIEGEL dif-
famierte Gysi und Lafontaine als »Illusionskünstler«.198 Die Wahlstrategen 
im Konrad-Adenauer- und im Willy-Brandt-Haus setzten auf Ausgrenzung 
und SƟ gmaƟ sierung. Vor allem die Sozialdemokraten bemühten sich, La-
fontaine und Gysi als populisƟ sche »Exzentriker« darzustellen, die mit un-
haltbaren Versprechungen die Wählerinnen und Wähler verleiten wollten, 
der neuen Linkspartei ihre SƟ mme zu geben.199 Franz Müntefering, der SPD-
Vorsitzende, behauptete: »Das, was die Lafontaines und Gysis da machen, 
ist Demagogie.«200 Lafontaine reagierte auf die Angriff e mit den Worten: 
»Je mehr sie hetzen, je mehr sie geifern, umso sicherer wird unsere An-
hängerschaŌ .«201

Diffi  ziler gingen andere Gegner des gemeinsamen WahlantriƩ s von 
WASG und Linkspartei.PDS vor, indem sie potenƟ elle Linke-Wähler zu ver-
unsichern suchten. Das gemeinsame AuŌ reten von LP.PDS und WASG, 
schrieb DER SPIEGEL, »erweckt immer stärkere rechtliche Bedenken und 
gefährdet möglicherweise sogar die GülƟ gkeit der Bundestagswahl«.202 
Besonders heikel seien insbesondere »Spitzenplatzierungen« für WASG-
Mitglieder und das AuŌ reten »mit unterschiedlicher Parteibezeichnung« 
in verschiedenen Regionen des Wahlgebiets, erklärte der Bonner Wahl-
rechts-Experte Wolfgang Schreiber, Herausgeber des führenden Wahl-

195 Vgl. Neues Deutschland, 29.6.2005.
196 »Wir können uns nur noch selbst ein Bein stellen«. Oskar Lafontaine über 

die Linkspartei, die SPD und die Interessen der Ostdeutschen (Interview). In: Neues 
Deutschland, 29.6.2005.

197 Vgl. Neues Deutschland, 19.7.2005.
198 Vgl. DER SPIEGEL, 2005, Nr. 30 (vom 25.7.2005), S. 18.
199 Vgl. ebenda, S. 22.
200 Zit. in: ebenda.
201 Zit. in: Neues Deutschland, 1.8.2005.
202 DER SPIEGEL, 2005, Nr. 32 (vom 8.8.2005), S. 22.
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rechts-Handbuchs.203 In die gleiche Kerbe schlugen die Professoren und 
früheren Richter des Bundesverfassungsgerichts, Karin Graßhof und Hans 
H. Klein. Sie schrieben Anfang August 2005, dass sich das Zusammenge-
hen von LP.PDS und WASG zwar der Form nach nicht als eine unzulässige 
Listenvereinigung darstelle. »Es soll aber genau das erreicht werden, was 
mit dem Verbot von Listenvereinigungen verhindert werden soll.« Der Miss-
brauch der Gestaltungsmöglichkeiten, die das Wahlrecht eröff ne, sei off en-
kundig. Über die Zulassung der Landeslisten würden die in jedem Land be-
stehenden Landeswahlausschüsse entscheiden. Sie müssten Landeslisten 
zurückweisen, wenn diese den Anforderungen des Bundeswahlgesetzes 
nicht entsprechen würden. »Das ist hier der Fall.«204

Aber auch zwischen WASG und LP.PDS knirschte es immer wieder. So 
entspann sich eine DebaƩ e zwischen PoliƟ kern beider Parteien über die 
Höhe des angestrebten Mindestlohns,205 kriƟ sierten WASG-PoliƟ ker meh-
rere Punkte des Wahlprogramm-Entwurfs der LP.PDS (darunter die man-
gelnde Schärfe der Ablehnung von Hartz IV und die geforderte SubvenƟ o-
nierung von Niedriglohn-BeschäŌ igten),206 und gab es vor allem erheblichen 
Ärger bei der Listenaufstellung.207 So wurde auf dem Landesparteitag der 
Linkspartei.PDS Landesverband Bayern am 24. Juli 2005 zwar WASG-Vor-
stand Klaus Ernst auf den Listenplatz 1 gesetzt. Der Landesvorsitzende der 
bayerischen WASG, Fritz Schmalzbauer, unterlag bei der Listenaufstellung 
ebenso wie die WASG-AkƟ visƟ n Anny Heike den Kandidaten aus den Rei-
hen der bayerischen PDS, was zu erheblicher MisssƟ mmung bei der Wahl-
alternaƟ ve führte.208 In Hamburg gab es Querelen um den Listenplatz 1, die 

203 Vgl. ebenda.
204 Karin Graßhof und Hans H. Klein: Die Wahl wäre ungülƟ g. Der Mißbrauch 

des Wahlrechts durch Linkspartei und WASG. In: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
6.8.2005. – Die »taz« kommenƟ erte: »Linkspartei und WASG haben sich intensiv 
beraten lassen, damit ihre WahlkooperaƟ on nicht am Wahlrecht scheitert. Wer 
jetzt noch ›erhebliche Wahlfehler‹ fi ndet, dem geht es off ensichtlich nicht ums 
Wahlrecht, sondern gegen die Kandidatur der Linken. DemokraƟ e braucht aber 
ein Mindestmaß an Fair Play. Klein und Graßhof lassen das vermissen.« (taz – die 
tageszeitung, 8.8.2005).

205 Vgl. Neues Deutschland, 11.8.2005, 24.8.2005, 29.8.2005 und 5.9.2005.
206 Vgl. ebenda, 10.8.2005.
207 Vgl. Felix Butzlaff : Als David gegen Goliaths? A.a.O., S. 260f.
208 Vgl. taz – die tageszeitung, 26.7.2005; DER SPIEGEL, 2005, Nr. 33 (vom 

15.8.2005), S. 33/34.
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zwar noch vor der Listenaufstellung ausgeräumt werden konnten,209 aber 
– wie immer in solchen Fällen – Missmut erzeugten. In Berlin, wo das Ver-
hältnis zwischen PDS bzw. LP.PDS und WASG aufgrund der GegnerschaŌ  
der Hauptstadt-WahlalternaƟ ve zur PoliƟ k des rot-roten Senats beson-
ders angespannt war, schaŏ  en es später die Vertreter der Wahlalterna-
Ɵ ve nicht, sich gegen den für Listenplatz 4 kandidierenden Vorsitzenden 
der Türkischen Gemeinde in Deutschland, den umstriƩ enen Hakki Keskin, 
durchzusetzen. WASG-Mitbegründer Ralf Krämer gelangte lediglich auf 
den wenig aussichtsreichen Listenplatz 6.210

In dem vom Bundesvorstand der WASG herausgegebenen NewsleƩ er 
16/2005, der MiƩ e Juli 2005 erschien, wurde unter der Headline »Wahlal-
ternaƟ ve und Linkspartei: Das läuŌ  noch nicht rund!« dem Ärger LuŌ  ge-
macht. Die RedakƟ on erinnerte daran, dass der PDS-Vorsitzende Lothar 
Bisky auf dem Sonderparteitag seiner Partei am 17. Juli 2005 seine Ge-
nossen darum gebeten haƩ e, dass die angestrebte BundestagsfrakƟ on 
ein Orchester bilden müsse. Die PDS habe jedoch gegenwärƟ g »zwanzig 
Bewerbungen von ersten Geigern«. Der Bundesvorstand der WASG habe 
den Eindruck, hieß es im NewsleƩ er, »dass unter den zwanzig Geigern et-
liche sind, die dieses Instrument unzureichend beherrschen. In einigen 
Landesverbänden wie Bayern, Berlin, Hamburg, Schleswig-Holstein ist die 
Wahl alternaƟ ve eher mit Trommlern oder Blechbläsern konfronƟ ert. Aus 
unserer Sicht ist der Charakter des Orchesters noch klärungs- und entwick-
lungsbedürŌ ig.«211

Auch über das Spielprogramm herrsche noch starke Verwirrung. Die PDS 
habe ein Wahlprogramm vorgelegt und wolle dafür die ZusƟ mmung und 
Unterstützung der WASG. Dass diese Auff ührung sich gegen den vorherr-
schenden Neoliberalismus wende, sei die große Gemeinsamkeit. »Aber in 
kleineren Stücken der ParƟ tur«, so die RedakƟ on des WASG-NewsleƩ ers, 
»sind durchaus noch Dissonanzen zu hören und daher geht es um Ver-

209 Vgl. Neues Deutschland, 1.8.2005.
210 Vgl. taz – die tageszeitung, 8.8.2005. – Rückblickend bedauerte Klaus Ernst 

in einem Interview, dass bei der Listenaufstellung in den westlichen Bundeslän-
dern – manchmal auch gegen den Willen der LP.PDS-Führung in Berlin – viele fä-
hige WASG-Leute, GewerkschaŌ er und Betriebsräte, die in ihrer Region eine Aus-
strahlung haƩ en, zugunsten unbekannter LP.PDS-Leute »hinten runtergefallen« 
waren, was die Parteibildung im Westen beeinträchƟ gt habe. Vgl. »Es gibt kein 
Zurück«. Gespräch mit Klaus Ernst, a.a.O., S. 54.

211 WahlalternaƟ ve und Linkspartei: Das läuŌ  noch nicht rund! In: WASG: News-
leƩ er, Fürth, 2005, Nr. 16, S. 1. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-7.



105Von der Gründung der WASG bis zur Bundestagswahl 2005

ständigung und GläƩ ung«. Es sei anzuerkennen, dass in dem ursprüng-
lichen Entwurf des Wahlprogramms der PDS eine Reihe von Vorschlägen 
aus der WASG berücksichƟ gt worden seien. Gegenüber früheren Vorschlä-
gen seien deutliche Verbesserungen erkennbar. »Es bleiben allerdings auch 
Diff erenzen und Anforderungen der WASG, die nicht berücksichƟ gt wor-
den sind.«212

Insbesondere fi el der NewsleƩ er-RedakƟ on, bestehend aus Thomas 
Händel, Joachim Bischoff  und Björn Radke, die KriƟ k an den bürgerlichen 
Parteien zu knapp aus. Sie plädierte dafür, das Verhältnis der verschiedenen 
Elemente einer wirtschaŌ s- und beschäŌ igungspoliƟ schen AlternaƟ ve an-
gemessener darzustellen. Sie monierte Details der SteuerpoliƟ k, und sie 
tat sich – wie oben bereits angerissen – schwer mit den Vorschlägen der 
LP.PDS gegen den Niedriglohnbereich. Diese Vorschläge könnten »so ver-
standen werden, dass wir Hartz IV und die Ein-Euro-Jobs im Grundsatz ak-
zepƟ eren und lediglich durch eine veränderte Umsetzung eine gewisse 
Verbesserung der Lage der Betroff enen erreichen wollen«. Das Wahlpro-
gramm müsse widerspiegeln, verlangte die RedakƟ on, »dass es sich hier-
bei um eine WahlkooperaƟ on zwischen Linkspartei und WASG auf Basis 
der Listen der Linkspartei/PDS handelt, um eine starke poliƟ sche KraŌ  mit 
einer neuen poliƟ schen Kultur zu schaff en, in der sowohl die beiden Par-
teien aufgehoben sein können, die aber auch off en für andere KräŌ e und 
Strömungen ist.«213

Den nicht wenigen aufgekommenen IrritaƟ onen und VersƟ mmungen 
konnten die Parteiführungen von WASG und LP.PDS jedoch gegensteuern. 
Am 4. August 2005 schlossen sie das später »KooperaƟ onsabkommen II« 
genannte »KooperaƟ ons- und Fairnessabkommen« zwischen beiden Par-
teien. Die KooperaƟ onspartner stellten fest, »dass in beiden Parteien noch 
viel Unsicherheit und Unkenntnis gegenüber unserem gemeinsamen Pro-
jekt exisƟ eren. Beide Parteivorstände werden deshalb zum maßvollen und 
fairen Umgang miteinander aufrufen, regelmäßig gemeinsame offi  zielle 
Erklärungen über den Stand der Verhandlungen abgeben, eine gemein-
same Clearing-Gruppe einrichten, die mögliche Missverständnisse und 
Konfl ikte ausräumt und gravierende Vorwürfe und Zerwürfnisse mode-
rieren soll.«214

212 Ebenda.
213 Ebenda, S. 1-3.
214 Partei Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Bundesvor-

stand/Die Linkspartei.PDS – Die Linke, Parteivorstand: KooperaƟ ons- und Fairness-
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Beide Seiten betonten: »Konsequente OpposiƟ on gegen die neoliberale 
PoliƟ k und machbare AlternaƟ ven aufzuzeigen, sehen wir als zentrale He-
rausforderung, um die Mehrheit der WählerInnen aus der poliƟ schen Re-
signaƟ on herauszuholen.«215 Die Berliner Republik stecke in ihrer Ɵ efsten 
poliƟ schen Krise seit ihrer Gründung. Da die Parteien der repräsentaƟ ven 
DemokraƟ e immer weniger die Opfer der marktradikalen PoliƟ k vertre-
ten würden, versuchten nun beide Parteien einen Neuanfang: Sie wollten 
eine demokraƟ sche Linke, die nicht nur auf Parlamentsbänken, sondern in 
breiten Schichten und insbesondere bei den Menschen, die auf der Schat-
tenseite der GesellschaŌ  stehen, verankert sei. Sie strebten eine Partei 
an, die Arbeiterinnen und Arbeitern, Angestellten und BeamƟ nnen und 
Beamten, Hartz-IV-Opfern und allen Erwerbslosen, Mini-Jobberinnen und 
Mini-Jobbern, Zeitarbeiterinnen und Zeitarbeitern mit suspendiertem Kün-
digungsschutz, Selbständigen, Freiberufl ern, Gewerbetreibenden und Un-
ternehmern kleiner und miƩ lerer Betriebe, Rentnerinnen und Rentnern 
oder Eltern, die ihre Kinder in baufällige Schulen schicken müssen, eine 
hörbare und nicht zu ignorierende SƟ mme im Parlament und in der Öf-
fentlichkeit gibt.216

Beide KooperaƟ onspartner bekräŌ igten noch einmal, dass zur Bundes-
tagswahl 2005 »Die Linkspartei.PDS« antrete und ihre Listen für Nicht-
Mitglieder, darunter für Mitglieder der WASG, öff nen werde. Die WASG 
werde poliƟ sch den Wahlkampf der Partei »Die Linkspartei.« unterstützen 
und Wählerinnen und Wähler, aber auch die Mitglieder und Anhänger der 
WASG auff ordern, diese Partei zu wählen.217

Die WASG-Vorstandsmitglieder Joachim Bischoff , Murat Çakır, Thomas 
Händel und Björn Radke unterstrichen in einem DebaƩ enbeitrag auf der 
Website der WASG, dass die eigentliche PerspekƟ ve des gemeinsamen Pro-
jekts von WASG und LP.PDS darin liege, »dass die Beteiligten bereit sind, 
über eine kurzfrisƟ g vereinbarte Wahlliste hinaus, ernstlich zu prüfen, ob 
genug Verständigungs- und Veränderungspotenzial vorhanden ist für eine 
gemeinsame neue poliƟ sche FormaƟ on, deren wesentliches Erfolgskrite-
rium es sein muss, für andere linke Strömungen und OrganisaƟ onen off en 

abkommen, Berlin/Fürth, 4. August 2005, S. 1. In: Archiv DemokraƟ scher Sozia-
lismus (ADS), Bestand WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit (WASG) 
– 067.

215 Ebenda, S. 2.
216 Vgl. ebenda, S. 2f.
217 Vgl. ebenda, S. 4.
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zu sein«. Eine solche FormaƟ on könne die KraŌ  entwickeln, unter den Be-
dingungen des Kapitalismus im 21. Jahrhundert und der Verstärkung eines 
neoliberalen Generalangriff s »zum KristallisaƟ onspunkt des gesellschaŌ -
lichen Widerstands zu werden«.218

Oskar Lafontaine und Gregor Gysi stellten am 7. September 2005 in Köln 
das »Programm für die ersten 100 Tage der linken FrakƟ on« im Bundes-
tag der Öff entlichkeit vor. Kernpunkte waren 1. »Weg mit Hartz IV«, 2. So-
forƟ ge Beendigung des Afghanistan-Einsatzes der Bundeswehr, 3. Einfüh-
rung eines Mindestlohnes, 4. »Mehr direkte DemokraƟ e«, 5. BeseiƟ gung 
von Kinderarmut als erster SchriƩ  zur sozialen Grundsicherung, 6. »Für ei-
nen Neuansatz in Ostdeutschland – Fahrplan zur Angleichung der Lebens-
verhältnisse«, 7. SteuergerechƟ gkeit, 8. Einführung einer Ausbildungsplatz-
abgabe und 9. »Bildung – Sicherung gleicher Qualitätsstandards«. Eine der 
ersten IniƟ aƟ ven der FrakƟ on werde ein Gesetzentwurf zur Änderung der 
Hartz-IV-Gesetze sein: »Anhebung des Arbeitslosengeldes II auf 420 Euro 
in Ost und West (zuzüglich Kosten der UnterkunŌ ); höhere Freibeträge für 
Ersparnisse, vor allem zur Alterssicherung; eine deutliche Verbesserung der 
Zuverdienstmöglichkeiten; keine Anrechnung des Kindergeldes bei Bezie-
herinnen und Beziehern von Arbeitslosengeld und Sozialhilfe; Gewährung 
des Krankenversicherungsschutzes für alle; Beendigung der Enteignung äl-
terer Arbeitsloser durch Verlängerung der ALG-I-Bezugsdauer.«219 Die Spit-
zenkandidaten griff en damit die Hauptanliegen der potenziellen Wähler der 
Linkspartei vor allem aus dem unteren DriƩ el der GesellschaŌ  auf.

Unterstützung erhielt die Linkspartei im Wahlkampf durch zwei IniƟ aƟ -
ven aus GewerkschaŌ skreisen, die dazu aufriefen, bei den Neuwahlen zum 
Deutschen Bundestag im Herbst 2005 diese Partei zu wählen. Zu den Un-
terzeichnern der IniƟ aƟ ven gehörte neben Betriebsräten und Vertrauens-
leuten aus Industriebetrieben in Süddeutschland auch eine Reihe promi-
nenter GewerkschaŌ sfunkƟ onäre. Einer der Aufrufe wurde unter anderen 
von dem ehemaligen Vorstandsmitglied der IG Metall, Horst SchmiƩ hen-
ner, dem Leiter der ver.di-Abteilung WirtschaŌ spoliƟ k, Michael Schlecht, 

218 Joachim Bischoff /Murat Çakır/Thomas Händel, Björn Radke: Alltagsbewusst-
sein, gesellschaŌ liches Klima und die Strategie der WASG. URL: hƩ p://wasg.die-
linke.de/1057.html (abgerufen am 29.9.2015).

219 Aus dem »Programm für die ersten 100 Tage der linken FrakƟ on« im Bun-
destag. In: junge Welt, 9.9.2005. URL: www.jungewelt.de/2005/09-09/019.php 
(abgerufen am 9.9.2005).
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und gewerkschaŌ snahen WissenschaŌ lern wie Bodo Zeuner und Richard 
Detje unterschrieben.220

In diesem Aufruf »GewerkschaŌ erinnen und GewerkschaŌ er wählen 
links«, den bis MiƩ e September 2005 rund 2.200 Kolleginnen und Kollegen 
signierten,221 wurde konstaƟ ert, dass die rot-grüne Bundesregierung mit 
der Agenda 2010 und Hartz IV einen bisher beispiellosen Abbau sozialer 
ErrungenschaŌ en durchgesetzt habe. Die SPD habe sich von sozialdemo-
kraƟ schen Grundsätzen verabschiedet. »Für uns ist die PoliƟ k dieser Par-
tei nicht mehr wählbar.« Die Zusammenarbeit von LP.PDS und WASG er-
öff ne dagegen die Chance, die Interessen der abhängig Arbeitenden, der 
Erwerbslosen und sozial Benachteiligten mit neuer Macht in die PoliƟ k zu 
bringen. »Wir wollen deshalb, dass die Linkspartei als starke OpposiƟ on in 
den Bundestag einzieht und Druck für soziale AlternaƟ ven macht.«222

Als im Wahlkampf die SPD, die – wie der Bremer SozialwissenschaŌ -
ler Christoph Spehr beobachtete – als einzige Partei »zugespitzte Posi-
Ɵ onen populär vorbrachte und tatsächlich einen argumentaƟ ven Wahl-
kampf machte«,223 in einer beachtlichen AuĬ oljagd zu den Unionsparteien 
aufschließen konnte, sackte die Linkspartei in der ersten SeptemberhälŌ e 
2005 in den Meinungsumfragen auf Werte zwischen 8 und 9% ab.224 Um 
den NegaƟ vtrend in den Umfragen zu brechen, setzte die Linkspartei in 
der Schlussphase auf einen »48-Stunden-Dauerwahlkampf«. In einem dra-
maƟ schen Appell rief Bodo Ramelow Mitglieder und Sympathisanten auf, 
vom Freitag, dem 16. September 2005, bis zum Wahlsonntag permanent 
Wahlkampf zu führen. Es gelte, so der Wahlkampfchef, »das persönliche Ge-
spräch mit dem Nachbarn« aufzunehmen und potenƟ elle Wähler anzuspre-
chen – sei es im Wartezimmer des Arztes, auf der Straße, in der Bahn oder 
beim Friseur.225 Unterdessen setzten sich zahlreiche Künstler, WissenschaŌ -
ler und Sportler mit einem Aufruf für die Wahl der Linkspartei ein.226

Bei der Bundestagswahl am 18. September 2005 erreichte die LP.PDS 
8,7% der ZweitsƟ mmen und 54 Mandate. 44% ihres Elektorats in den al-

220 Vgl. Neues Deutschland, 11.8.2005.
221 Vgl. ebenda, 14.9.2005.
222 Zit. in: GewerkschaŌ erinnen und GewerkschaŌ er wählen links! In: Neues 

Deutschland, 14.9.2005.
223 Christoph Spehr: Der Schröder in uns. Die Wahl ist so ausgegangen, wie es 

uns geht: relaƟ v unentschieden. In: Neues Deutschland, 19.9.2005.
224 Vgl. Neues Deutschland, 10./11.9.2005.
225 Vgl. DER SPIEGEL, 2005, Nr. 37 (vom 12.9.2005), S. 18.
226 Vgl. Neues Deutschland, 10./11.9.2005.
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ten Bundesländern bildeten ehemalige SPD-Wähler.227 Infratest dimap er-
miƩ elte, dass es der LP.PDS bei dieser Wahl gelang, per Saldo 960.000 bis-
herige SPD-Wähler und 390.000 bisherige Nicht-Wähler für sich zu ge-
winnen.228 Für den Göƫ  nger PoliƟ kwissenschaŌ ler Franz Walter war das 
– wenn man den KonservaƟ smus des deutschen Parteiensystems seit den 
1950er Jahren in Rechnung stellte – »ein bemerkenswerter SchriƩ  in den 
früheren sozialdemokraƟ schen Raum«. Walter idenƟ fi zierte dieses Phäno-
men als »Repräsentanz-Wechsel«, bei dem diese bisherigen sozialdemo-
kraƟ schen Wähler ihrer Lebenswelt, ihren (poliƟ schen) Einstellungen und 
Ritualen treu blieben, aber sich auf der Ebene der poliƟ schen Vertretung 
eine neue Repräsentanz suchten, da ihre alte FormaƟ on »einen Orts- und 
Deutungswechsel in der gesellschaŌ lichen Topografi e und SinnlandschaŌ  
vollzogen« haƩ e. »Kurzum: für einen beachtlichen Teil der Bevölkerung, 
der im emphaƟ schen Sinne an der klassischen gewerkschaŌ lich-sozialde-
mokraƟ schen Defi niƟ on von ›sozialer GerechƟ gkeit‹ orienƟ ert ist, seine 
SozialisaƟ on in den Ausbaujahren sozialdemokraƟ scher Wohlfahrtsstaat-
lichkeit erlebt haƩ e, wurde die Linkspartei mindestens im Jahr 2005 zur 
neuen poliƟ schen Repräsentanz seiner Basismentalität.«229

Allerdings blieb der Spagat zwischen West und Ost bestehen, der schon 
das Elektorat der PDS bei früheren Bundestagswahlen charakterisiert haƩ e. 
In den alten Bundesländern kam die LP.PDS auf 4,9%, auf dem Boden der 
früheren DDR auf 25,3% der ZweitsƟ mmen.230 In drei Berliner Wahlkreisen 
und in zwölf Wahlkreisen in den ostdeutschen Flächenländern erzielte die 
Linkspartei über 27% der ZweitsƟ mmen. Im Wahlkreis Saarbrücken kam 
sie auf 20,9%, im Wahlkreis Homburg (Saarland) auf 18,2%, in den saar-
ländischen Wahlkreisen Saarlouis auf 17,9% und Sankt Wendel auf 16,9% 
der ZweitsƟ mmen. In elf weiteren Wahlkreisen in Westdeutschland fuhr 
sie zwischen 7,1% und 8,8% der ZweitsƟ mmen ein, darunter in Kaisers-
lautern (Rheinland-Pfalz) 8,8%, in Bremen II – Bremerhaven 8,6%, in Bre-
men I 8,0%, in Hamburg-MiƩ e, Duisburg II (NRW) und Gelsenkirchen (NRW) 

227 Vgl. Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bundestagswahl 2005, a.a.O., 
S. 2 und 26.

228 Vgl. DER SPIEGEL Wahl 2005, 19.9.2005, S. 62.
229 Franz Walter: Eliten oder Unterschichten? Die Wähler der Linken. In: Tim 

Spier/Felix Butzlaff /MaƩ hias Micus/Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei, a.a.O., 
S. 331.

230 Vgl. Oskar Niedermayer: Die WählerschaŌ  der Linkspartei.PDS 2005: sozial-
struktureller Wandel bei gleichbleibender poliƟ scher PosiƟ onierung. In: ZeitschriŌ  
für Parlamentsfragen (ZParl), Wiesbaden, 2006, HeŌ  3, S. 524.
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jeweils 7,9%.231 Was die Parteistrategen bisher nicht für möglich gehal-
ten haƩ en, war eingetreten: Im Saarland holte die Linkspartei 18,5%, in 
Rheinland-Pfalz 5,6%, in Hessen 5,3% und im bevölkerungsreichen Nordr-
hein-Wesƞ alen 5,2%.232 Nur in den Flächenstaaten Baden-WürƩ emberg, 
Bay ern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein blieb die Linkspartei unter 
der Fünf-Prozent-Marke.233

Insgesamt also ein großer Erfolg des gemeinsamen WahlantriƩ s von 
WASG und Linkspartei.PDS, aber auch von Lafontaine und Gysi persön-
lich, ohne die die Bewegung, die zum Wahltriumph führte, nicht in Gang 
gekommen wäre. »Wir sind eine neue poliƟ sche KraŌ  links von der SPD – 
in ganz Deutschland«,234 konnte Oskar Lafontaine am Wahlabend verkün-
den. Eine poliƟ sche KraŌ , die das deutsche Vier- in ein Fünf-Parteien-Sys-
tem umkrempelte. Die PoliƟ kwissenschaŌ ler Florian Hartleb und Franz 
Egon Rode konstaƟ erten, dass der Einzug der Linkspartei in den Bundes-
tag »ein Stück Europäisierung des deutschen Parteiensystems« darstellte, 
»da in nahezu allen EU-Mitgliedsstaaten seit längerem neben den großen 
sozial-demokraƟ schen Parteien auch Linksparteien in den Parlamenten 
exisƟ eren«.235 In einer späteren Befragung waren sich die beteiligten Ak-
teure aus beiden Parteien (sowohl der Bundes- wie der Landesebene) des 
einzigarƟ gen »window of opportuniƟ es« bewusst und übereinsƟ mmend 
der Meinung, »dass es zur gemeinsamen Bundestagskandidatur von Links-
partei.PDS und WASG keine AlternaƟ ve gegeben häƩ e«.236

231 Vgl. Neues Deutschland, 21.9.2005.
232 Vgl. DER SPIEGEL Wahl 2005, 19.9.2005, S. 54.
233 Vgl. Harald Schoen/Jürgen W. Falter: Die Linkspartei und ihre Wähler. In: 

Aus PoliƟ k und Zeitgeschichte, Bonn, 2005, Nr. 51-52, S. 34.
234 Zit. in: DER SPIEGEL Wahl 2005, 19.9.2005, S. 54.
235 Florian Hartleb und Franz Egon Rode: Populismus und Kleinparteien. Das 

Beispiel der Linkspartei.PDS und der WASG vor dem Hintergrund der Bundes-
tagswahl 2005. In: Uwe Jun/Henry Kreikenbom/Viola Neu (Hrsg.): Kleine Par-
teien im Aufwind. Zur Veränderung der deutschen ParteienlandschaŌ , Frankfurt 
a.M. 2006, S. 164.

236 Meinhard Meuche-Mäker: Der Blick von Innen. Die Sicht von Akteuren auf 
die Bildung der Partei DIE LINKE. Studie auf Grundlage leiƞ adengestützter Inter-
views mit Akteuren aus Linkspartei.PDS und WASG. In: Michael Brie/Cornelia Hil-
debrandt/Meinhard Meuche-Mäker (Hrsg.): DIE LINKE. Wohin verändert sie die 
Republik?, Berlin 2007, S. 86.



Jochen Weichold
Vom Sieg bei der Bundestagswahl 2005
bis zur Gründung der Partei DIE LINKE

Die BundestagsfrakƟ on aus WASG und Linkspartei.PDS 
als ExperimenƟ erfeld für die neue Linkspartei

Im Ergebnis der Bundestageswahl am 18. September 2005 konnten zwölf 
Mitglieder der WASG auf den Listen der Linkspartei.PDS (LP.PDS) in den 
Bundestag einziehen. Die FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag entwickelte 
sich in der Folgezeit zur parlamentarischen RepräsentaƟ on, zum organi-
satorischen Zentrum und zum Labor der angestrebten neuen Linkspartei 
in Deutschland.1 Für den WASG-Mitbegründer Klaus Ernst war sie ein Re-
ferenzprojekt für die Fusion mit stabilisierender Wirkung.2 Unter Verweis 
auf Oskar Lafontaine sagte Gregor Gysi zum Verständnis der neuen Frak-
Ɵ on: »Wir sind uns einig, dass unsere wichƟ gste Aufgabe ist, beide Par-
teien – PDS und WASG – auf ihre Vereinigung vorzubereiten. Das ist zwar 
nicht die eigentliche FrakƟ onstäƟ gkeit, aber das WichƟ gste für diesen Pro-
zess werden wir in der FrakƟ on leisten müssen: Kriegen wir eine gemein-
same PoliƟ k hin oder nicht?«3

Die neue FrakƟ on, die Ende September 2005 Oskar Lafontaine mit 94,4% 
und Gregor Gysi mit 92,6% der SƟ mmen zu ihren Co-Vorsitzenden wählte,4 
war keineswegs homogen. Roland Claus, der frühere FrakƟ onsvorsitzende 
der PDS im Deutschen Bundestag, ortete zwei Denkschulen in der 54-köp-
fi gen FrakƟ on: Anhänger eines »klassischen Sozialstaats des vorigen Jahr-
hunderts« und Befürworter eines »libertären Sozialismus, der Freiheit nicht 

1 Vgl. Gero Neugebauer: Von der SED/PDS zur Partei DIE LINKE. Oszillieren zwi-
schen DemokraƟ e und Extremismus? In: Ulrich Dovermann (Hrsg.): Linksextre-
mismus in der Bundesrepublik Deutschland, Bonn 2011, S. 101; Jonas Rugenstein: 
Nach der günsƟ gen Gelegenheit. Die Entwicklung der LINKEN in Westdeutschland 
nach 2009, StuƩ gart 2013, S. 65/66.

2 Vgl. »Es gibt kein Zurück«. Gespräch mit Klaus Ernst. In: Klaus Ernst, Thomas 
Händel, Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? Wege in die WASG, 
Wege in DIE LINKE, Hamburg 2012, S. 54.

3 Zit. in: Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-
Ɵ ve (WASG). Entstehung, Geschichte und Bilanz, Baden-Baden 2013, S. 161.

4 Vgl. Neues Deutschland, 24./25.9.2005.
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ausschließt«.5 Dabei war die Heterogenität noch weit größer und speiste 
sich aus unterschiedlichen poliƟ schen SozialisaƟ onen, aus unterschied-
lichen Kulturen und Lebenswelten sowie aus einem unterschiedlichen Par-
teiverständnis. Der WASG-Mitbegründer Thomas Händel, der in den Frak-
Ɵ onsvorstand koopƟ ert worden war, berichtete von »zum Teil heŌ igen 
Auseinandersetzungen« in diesem Gremium: »Ich habe mit Gregor Gysi 
gestriƩ en, weil ich im FrakƟ onsvorstand immer wieder die Beteiligung der 
Parteien eingefordert habe und darauf bestand, dass die FrakƟ on mit ih-
rem Apparat den Parteibildungsprozess unterstützt. Da gab es teilweise 
die Auff assung, dass die Partei Kampagnen und den Bundestagswahlkampf 
zu führen hat und danach Pause hat, dann sollte die Musik in der FrakƟ on 
spielen. Das war nicht mein Bild von Parteientwicklung.«6

Ein erstes Schlaglicht auf kommende Auseinandersetzungen haƩ e die 
nicht abgesƟ mmte Aussage von vier Links-Parlamentariern geworfen, sie 
würden – Flexibilität der SPD vorausgesetzt – Gerhard Schröder erneut zum 
Kanzler mitwählen. Eine Aussage, die bei der Mehrheit der FrakƟ on auf 
scharfe Ablehnung sƟ eß. Wahlkampfchef Bodo Ramelow konterte: »Wir 
werden uns an dem Tanz der Wahlverlierer auf dem Jahrmarkt der Eitel-
keiten nicht beteiligen.«7 Später führten namentlich die Entscheidung des 
Berliner Landesverbandes der WASG, zu den Abgeordnetenhauswahlen 
2006 eigenständig anzutreten, die Frage der Regierungsbeteiligungen der 
LP.PDS und die von ihren Senatoren verantwortete weitgehende Locke-
rung des Ladenschlusses zu Konfl ikten in der FrakƟ on. So diskuƟ erten die 
Bundestagsabgeordneten auf ihrer Klausurtagung im Januar 2007 dreiein-
halb Stunden allein über das rot-rote Bündnis in der Bundeshauptstadt und 
über die Frage, ob die LP.PDS mitregieren darf. Nicht wenigen Mandatsträ-
gern der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag war die Regierungsbeteiligung in 
Berlin suspekt. Sie kriƟ sierten den »puren PragmaƟ smus« der Regierungs-
linken und stellten sie unter neoliberalen Generalverdacht.8

Trotz ihrer Heterogenität fand die neue FrakƟ on rasch zur Sacharbeit, 
die sich vor allem an der sozialökonomischen Konfl iktlinie orienƟ erte. Dazu 

5 Zit. in: DER SPIEGEL, 2005, Nr. 39 (vom 26.9.2005), S. 66.
6 »Niemand wollte es versemmeln«. Gespräch mit Thomas Händel. In: Klaus 

Ernst, Thomas Händel, Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? A.a.O., S. 87.
7 Zit. in: DER SPIEGEL, 2005, Nr. 39 (vom 26.9.2005), S. 66.
8 Vgl. Christoph Seils: Gegen die Wand. In: Zeit online, 17.1.2007. URL: www.

zeit.de/online/2007/03/Linkspartei (abgerufen am 24.6.2015); Der Tagesspiegel, 
11.1.2007.
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trug wesentlich bei, dass Oskar Lafontaine und Gregor Gysi »wie siame-
sische Zwillinge einer einheitlichen OpposiƟ onsführung«9 erschienen. In 
einer Bilanz der ersten 100 Tage des Bestehens der FrakƟ on DIE LINKE. im 
Bundestag konnten die Abgeordneten auf 263 große und kleine Anfragen 
und IniƟ aƟ ven der FrakƟ on verweisen.

Am 24. Februar 2006 veranstaltete die LinksfrakƟ on die bis dahin größte 
öff entliche Veranstaltung einer BundestagsfrakƟ on im Reichstagsgebäude. 
Zu der Anhörung »Für SelbstbesƟ mmung und soziale Sicherheit – Strate-
gien zur Überwindung von Hartz IV« haƩ e die FrakƟ on Betroff ene und Ak-
Ɵ ve aus Verbänden, Bewegungen und Sozialbündnissen aus dem ganzen 
Bundesgebiet eingeladen. Vor den über 450 Teilnehmern bestäƟ gten Spre-
cherinnen und Sprecher der Sozialverbände, dass die Hartz-IV-Regelungen 
den Millionen Betroff enen eine Teilhabe am gesellschaŌ lichen Leben un-
möglich machen. Der Mangel an Arbeitsplätzen – so der Tenor der Veran-
staltung – werde als gesellschaŌ liches Problem bestehen bleiben. Es lasse 
sich weder durch höheren Druck auf die Betroff enen noch durch eine wei-
tere Absenkung des Lohnniveaus lösen.10 Der Co-Vorsitzende der FrakƟ on 
DIE LINKE. im Bundestag, Gregor Gysi, brachte die Erfahrungen seit der 
deutschen Vereinigung 1990 auf den Punkt: »In den neuen Bundeslän-
dern haben wir in einem groß angelegten Experiment gesehen, dass nied-
rige Löhne nicht zu mehr BeschäŌ igung führen – ganz im Gegenteil!«11 Nur 
eine deutliche Reduzierung der durchschniƩ lichen Wochenarbeitszeit und 
ein öff entlicher BeschäŌ igungssektor könnten Wege aus der Massenar-
beitslosigkeit weisen, argumenƟ erten Inge Höger, stellvertretende Vor-
sitzende der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag, und viele andere Teilneh-
mer der Diskussion.12

Die FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag wandte sich im Februar 2006 gegen 
den Vorschlag von Franz Müntefering, damals Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, das RenteneintriƩ salter schriƩ weise auf 67 Jahre heraufzu-
setzen. Nach ihrer Auff assung würde die Erhöhung des RenteneintriƩ sal-
ters einzig dem Ziel dienen, die Auszahlungen der Rentenkasse zu reduzie-
ren. Damit sei die Rente mit 67 nichts weiter als eine Rentensenkung um 

9 Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve 
(WASG), a.a.O., S. 163.

10 Vgl. Axel Troost: Info-Brief No 4. In: Archiv DemokraƟ scher Sozialismus (ADS), 
Bestand WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit (WASG) – 080.

11 Zit. in: ebenda.
12 Vgl. ebenda.
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zwei Jahreszahlbeträge, die den Rentnern durchschniƩ lich 30.000 € weg-
nehme.13 Auf einer Anhörung der FrakƟ on am 30. Januar 2007 zur »Rente 
mit 67« verwies Hans-Jürgen Urban, Leiter der Grundsatz-Abteilung im IG-
Metall-Vorstand, darauf, dass Investoren auf eine Verschärfung der be-
trieblichen Arbeitswelt drängten. Deshalb sei es für die BeschäŌ igten nicht 
auszuhalten, noch zwei Jahre länger zu arbeiten.14

Im ersten Quartal 2006 brachte die FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag 
einen Gesetzentwurf zur Abschaff ung des AnƟ -Streik-Paragrafen ins Par-
lament ein. Gerade im Zeitalter der Globalisierung sei es wichƟ g, so ihre 
Überlegung, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sich in Gewerk-
schaŌ en organisieren und für ihre Rechte streiken können.15

Die LinksfrakƟ on stellte im Herbst 2006 im Deutschen Bundestag ihren 
Antrag »Für einen sozial gerechten Mindestlohn in Deutschland«.16 MiƩ e 
Juni 2007 brachte sie erneut einen Antrag zum Mindestlohn ein – und zwar 
wortgleich mit einem SPD-Aufruf zum Mindestlohn, was die SPD schäumen 
ließ. Derart vorgeführt, sƟ mmten die SPD-Abgeordneten mehrheitlich ge-
gen den Antrag der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag.17

Darüber hinaus sƟ eß die FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag parlamenta-
rische IniƟ aƟ ven an, um Hedgefonds, die die Stabilität der Finanzmärkte 
und damit Wachstum und BeschäŌ igung gefährden, und weƩ bewerbsge-
fährdende Unternehmenszusammenschlüsse, die dem Missbrauch wirt-
schaŌ licher Macht Tür und Tor öff nen, zu verbieten. Die LinksfrakƟ on 
forderte, die Marktmacht der vier großen Energiekonzerne zu brechen, 
und brachte parlamentarische IniƟ aƟ ven im Bundestag ein, in denen sie 
die Bundesregierung auff orderte, die Energiepreise zu regulieren und die 
Stromnetze zu verstaatlichen – beides mit dem Ziel niedrigerer Strompreise 
für die Verbraucher. Sie wandte sich gegen eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer, und mit Gesetzentwürfen zur Abschaff ung der Praxisgebühr und 
für ein Guthabenkonto für Jedermann unternahm die FrakƟ on DIE LINKE. 
im Bundestag wichƟ ge SchriƩ e, um der Ausgrenzung von sozial Schwachen 
zu begegnen. Nicht zuletzt brachte die LinksfrakƟ on eine IniƟ aƟ ve für das 

13 Vgl. Herbert Schui: NewsleƩ er No. 3. In: ADS, WASG – 080.
14 Vgl. Neues Deutschland, 31.1.2007.
15 Vgl. Werner Dreibus: Info-Brief 5. In: ADS, WASG – 080.
16 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 

Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 3, 
S. 3. In: ADS, WASG – 082 e.

17 Vgl. Neues Deutschland, 15.6.2007.
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Recht auf Generalstreik in den Bundestag ein und forderte eine gesetz-
liche Regelung, die es früheren Mitgliedern der Bundesregierung und ih-
ren Staatssekretären untersagt, in den ersten fünf Jahren nach ihrer TäƟ g-
keit in Regierungsverantwortung eine BeschäŌ igung in der PrivatwirtschaŌ  
aufzunehmen, die im Zusammenhang mit ihrer früheren TäƟ gkeit steht.18 
Die BundestagsfrakƟ on, die selbst einen starken GewerkschaŌ sfl ügel be-
saß,19 griff  damit auch eine ganze Reihe gewerkschaŌ licher Forderungen 
auf und erleichterte den Brückenschlag zu den GewerkschaŌ en.

Vor diesem Hintergrund kam es Ende 2005/Anfang 2006 zu einer Annä-
herung zwischen den Spitzen der großen GewerkschaŌ en IG Metall und 
ver.di, Jürgen Peters und Frank Bsirske, und der im Entstehen begriff enen 
neuen linken Partei. Frank Bsirske erschien im Dezember 2005 erstmals auf 
einem Bundesparteitag der Linkspartei.PDS und setzte sich demonstraƟ v 
in die erste Reihe. DGB-Chef Michael Sommer war im Januar 2006 Gast auf 
der Klausurtagung der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag und stellte sich mit 
Oskar Lafontaine und Gregor Gysi zum Gruppen-Foto. Die GewerkschaŌ s-
spitzen nutzten die Annäherung an WASG und LP.PDS, um damit Druck auf 
die SPD auszuüben, von der PoliƟ k des Sozialabbaus abzurücken.20

WichƟ ge SchriƩ e auf dem Weg zur neuen Linkspartei

Nicht nur in der gemeinsamen BundestagsfrakƟ on, sondern auch auf der 
Ebene der beiden Parteiführungen entwickelte sich im Herbst 2005 sach-
bezogen die Zusammenarbeit. Auf der Parteienebene wurde an der Fort-
setzung der KooperaƟ onsabkommen I und II gearbeitet. In einem Son-
dierungsgespräch am 5. Oktober 2005 in Elgersburg, an dem vonseiten 
der WASG Klaus Ernst, Thomas Händel und Axel Troost und vonseiten der 
LP.PDS Lothar Bisky, Katja Kipping, Uwe Hobler, Bodo Ramelow und Georg 
Fehst teilnahmen, sƟ mmten die Gesprächspartner darin überein, »die Fu-
sion von Linkspartei.PDS und WASG zielstrebig voranbringen zu wollen und 

18 Vgl. Oskar Lafontaine: Der Wähler muss wissen, woran er ist. In: neue linke. 
Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, Hrsg.: Arbeit & sozi-
ale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 3, S. 3. In: ADS, WASG – 
082 e; Neues Deutschland, 13.1.2006.

19 Vgl. Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-
Ɵ ve (WASG), a.a.O., S. 164.

20 Vgl. DER SPIEGEL, 2006, Nr. 3 (vom 16.1.2006), S. 41, und Nr. 9 (vom 25.2.2006), 
S. 34-37; taz – die tageszeitung, 25.3.2006.
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spätestens bis Frühjahr/Sommer 2007, also bis zur MiƩ e der laufenden Le-
gislaturperiode des Deutschen Bundestages, abzuschließen. In einem fairen 
demokraƟ schen Prozess soll die erste wirklich gesamtdeutsche Partei ent-
stehen.«21 Der engste Führungszirkel der WASG musste aber zu diesem Zeit-
punkt Teile der eigenen Parteibasis erst noch schriƩ weise und mühselig 
von der RichƟ gkeit einer Fusion mit der LP.PDS überzeugen.

Der WASG-Bundesvorstand holte sich für die VerƟ efung der Zusam-
menarbeit mit der LP.PDS auf den Sitzungen des Länderrates am 9. Okto-
ber 2005 in Bad Wildungen und am 3. Dezember 2005 in Leipzig-Markklee-
berg die ZusƟ mmung dieses gewichƟ gen Parteigremiums. Er brachte in Bad 
Wildungen einen Antrag ein, den Verständigungsprozess über die Bildung 
einer neuen linken Partei nach der Maxime »So schnell wie möglich – so 
langsam, sorgfälƟ g und off en wie nöƟ g« zu führen. Als Prämissen wurden 
hervorgehoben, dass dieser Prozess nicht als Top-Down-Prozess durch Be-
schlüsse der jeweiligen Vorstände zu verordnen sei, dass die Menschen in 
den Ländern und Regionen nicht nur über das Tempo, sondern auch über 
den Erfolg entscheiden, dass historisch-kulturelle Unterschiede und theo-
reƟ sch-programmaƟ sche Diff erenzen nachhalƟ g und dauerhaŌ  bearbeitet 
und überwunden werden müssten und dass die Pateivorstände die Auf-
gabe häƩ en, den Prozess durch die Zurverfügungstellung organisatorischer 
und fi nanzieller MiƩ el zu fördern und zu öff nen, jedoch nicht zu dominie-
ren und zu determinieren. Durch elf inhaltliche Foren von Oktober 2005 
bis Januar 2006 sollte dieser Prozess untersetzt werden.22

21 NoƟ z zu einem Sondierungsgespräch zwischen Linkspartei.PDS und WASG 
am 5. Oktober 2005 in Elgersburg. In: ADS, Ablieferung Ralf Krämer (Krämer) – 
Alt-Sign. 2013-004-9. – Bei diesem Sondierungsgespräch wurde laut NoƟ z be-
reits für Dezember 2005 der Abschluss eines »KooperaƟ onsabkommens III« ins 
Auge gefasst.

22 Vgl. Entwurf für die Beschlussfassung des Länderrats der WASG: »So schnell 
wie möglich – so langsam, sorgfälƟ g und off en wie nöƟ g!« In: ADS, Krämer – Alt-
Sign. 2013-004-9. – Die Themen der vorgesehenen Foren lauteten: 1. Forum: Neu-
erfi ndung des Sozialstaats. Herausforderungen und PerspekƟ ven sozialer Siche-
rung; 2. Forum: Die neue Linkspartei in Deutschland; 3. Forum: PerspekƟ ven der 
Linkspartei; 4. Forum: Die ZukunŌ  der Linken und der demokraƟ sche Sozialismus; 
5. Forum: Bildungsreform und WissensgesellschaŌ ; 6. Forum: Rechtsextremismus, 
soziale Frage und Neoliberalismus; 7. Forum: In der StagnaƟ onsfalle – PerspekƟ ven 
kapitalisƟ scher Entwicklung; 8. Forum: Kultur und WissenschaŌ  im 21. Jahrhun-
dert; 9. Forum: Frauenauĩ ruch – GeschlechterdemokraƟ e als Herausforderung 
des 21. Jahrhunderts; 10. Forum: 100 Tage Merkel-Regierung. Erste Zwischenbi-
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Nachdem der Länderrat in Bad Wildungen den Antrag des Bundesvor-
standes zunächst »als Diskussionsplaƪ  orm für die Partei und als Arbeits-
grundlage für den Bundesvorstand aufgenommen« haƩ e,23 voƟ erte der 
53-köpfi ge Länderrat am 3. Dezember 2005 nach kontroverser DebaƩ e bei 
drei GegensƟ mmen und zwei Enthaltungen für einen leicht veränderten 
Antrag des Bundesvorstandes, in dem unter anderem die Einrichtung ge-
meinsamer Steuerungs- und Programmgruppen von WASG und LP.PDS so-
wie eines Gründungsausschusses vorgesehen war. Ein Sonderparteitag der 
WASG, der sich mit den Plänen für einen Zusammenschluss mit der LP.PDS 
befassen sollte, war für Anfang März 2006 vorgesehen.24

Ausgerüstet mit diesem Votum des Länderrates, beschloss der Bundes-
vorstand der WASG mit dem Vorstand der LP.PDS Anfang Dezember 2005 
im »KooperaƟ onsabkommen III«, bis spätestens 30. Juni 2007 die freie Ver-
einigung der gesellschaŌ lichen Linken in der ersten wirklich gesamtdeut-
schen Partei zu erreichen. Die neue Partei erstrebe eine emanzipatorische, 
demokraƟ sche und soziale, friedliche und ökologisch verträgliche ZukunŌ  
der GesellschaŌ  an, in der die freie Entwicklung einer und eines jeden die 
Bedingung der freien Entwicklung aller ist. In diesem Abkommen fanden 
die Akteure einen Kompromiss zur poliƟ schen Ausrichtung der geplanten 
Partei: »Zur PoliƟ k der neu gebildeten Partei sollen Widerstand und Pro-
test ebenso zählen wie der Anspruch auf Mit- und Umgestaltung und die 
Entwicklung über den Kapitalismus hinausweisender gesellschaŌ licher Al-
ternaƟ ven.«25

Laut »KooperaƟ onsabkommen III« entstehe die geplante neue Partei 
durch den Prozess des Zusammenwachsens von LP.PDS und WASG. Der kon-
krete Rechtsweg, der Name der Partei sowie Satzung und Statuten müssten 
noch gesondert vereinbart und beschlossen werden. »In der pluralisƟ schen 
Partei sollen alle Menschen einen Platz haben, die gegen die gegenwär-
Ɵ gen Verhältnisse in der kapitalisƟ schen GesellschaŌ  Widerstand leisten, 

lanz mit Folgerungen für die parlamentarische und außerparlamentarische Linke; 
11. Forum: PerspekƟ ven des europäischen Sozialmodells. Vgl. ebenda.

23 Vgl. Protokoll der Länderratssitzung am 9.10.2005 in Bad Wildungen. In: 
ADS, WASG – 109 e.

24 Vgl. Protokoll des Länderrates [der WASG] am 3. und 4.12.2005 in Leipzig. 
URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/uploads/media/2005_12_laenderrat_protokoll.pdf 
(abgerufen am 5.6.2015); Neues Deutschland, 5.12.2005.

25 KooperaƟ onsabkommen III. Rahmenvereinbarung zum Parteibildungspro-
zess zwischen Linkspartei.PDS und WASG (Berlin, 6.12.2005), S. 1. In: ADS, WASG 
– 067.
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sie verändern und schriƩ weise überwinden wollen. Die MitgliedschaŌ  ist 
an keine besƟ mmte Weltanschauung, Ideologie oder Religion gebunden.«26 
Mitglied könne nicht sein, wer faschisƟ sches, rechtsextremisƟ sches, rassis-
Ɵ sches oder anƟ semiƟ sches Gedankengut vertriƩ .27

Im »KooperaƟ onsabkommen III« einigten sich WASG und LP.PDS darauf, 
»auf keiner Ebene bei Wahlen konkurrierend anzutreten«.28 Sie vereinbar-
ten, die Möglichkeit von DoppelmitgliedschaŌ en bis zum Abschluss des 
Parteibildungsprozesses zu schaff en.29 Nicht zuletzt sollten im Prozess der 
Parteibildung die Mitglieder beider Parteien auf allen Ebenen gemeinsame 
Diskussionen, Projekte, AkƟ onen und Kampagnen anstreben. In Foren und 
anderen Veranstaltungen sollten die poliƟ schen Gemeinsamkeiten, aber 
auch die historisch-kulturellen Unterschiede und die theoreƟ sch-program-
maƟ schen Diff erenzen erörtert werden. Dazu gehörten das Verhältnis von 
parlamentarischer Arbeit und außerparlamentarischer Bewegung, die Hal-
tung zu Regierungsbeteiligungen, die Geschichte des »realen Sozialismus« 
in der DDR und diejenige der Linken in der alten Bundesrepublik, das Ver-
hältnis zu anderen sich »links« defi nierenden Strömungen und die Frage 
»Was bedeutet ›Links‹ heute und was verbinden wir mit ›DemokraƟ schem 
Sozialismus‹?«30 Damit war bereits die ganze PaleƩ e der Diskussions- und 
Streitpunkte umrissen, die nicht nur in den folgenden anderthalb Jahren 
die DebaƩ en in den beiden fusionswilligen Parteien besƟ mmten, sondern 
die bis in die Gegenwart der neuen Partei DIE LINKE nachwirken.

In der Folgezeit entwickelte eine zwölŅ öpfi ge Autorengruppe mit Mit-
gliedern aus beiden Parteien (»Programmgruppe«)31 Eckpunkte für das 
zukünŌ ige Programm der Partei DIE LINKE, die am 23. Februar 2006 von 
Lothar Bisky und Klaus Ernst gemeinsam vorgestellt wurden. Der GeschäŌ s-
führende WASG-Vorstand betonte, dass trotz kultureller Unterschiede bei-
der Parteien die Gemeinsamkeiten überwögen. »Ich sehe überwälƟ gende 
ÜbereinsƟ mmung«, sagte Ernst. »Die Konfl iktpunkte liegen unter zehn Pro-

26 Ebenda.
27 Vgl. ebenda.
28 Ebenda.
29 Vgl. ebenda.
30 Vgl. ebenda.
31 Im Sondierungsgespräch am 5. Oktober 2005 in Elgersburg war vereinbart 

worden, dass eine Programmgruppe, der von jeder Partei fünf Mitglieder ange-
hören sollten, »umgehend« die Arbeit aufnehmen sollte. Vgl. NoƟ z zu einem Son-
dierungsgespräch zwischen Linkspartei.PDS und WASG am 5. Oktober 2005 in El-
gersburg, a.a.O.
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zent.«32 Der PDS-Chef äußerte sich ähnlich opƟ misƟ sch und sagte, die ge-
meinsame FrakƟ on von LP.PDS und WASG im Deutschen Bundestag könne 
als »Referenzprojekt« dienen. Auch dort exisƟ erten zwar immer wieder 
Meinungsunterschiede, doch seien sie lösbar.33

Die Autoren der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte«, darunter Joachim Bi-
schoff , Ralf Krämer und Axel Troost von der WASG und Michael Brie, Bernd 
Ihme und Dieter Klein von der LP.PDS, schrieben: »Wir stellen uns bewusst 
in die TradiƟ onen der AuŅ lärung und des demokraƟ schen Sozialismus, der 
großen EmanzipaƟ onsbewegungen der Arbeiterinnen und Arbeiter und der 
Frauen, der kolonial und rassisƟ sch unterdrückten Völker. Wir haben aus 
der Geschichte gelernt: Respekt vor Andersdenkenden ist die Vorausset-
zung von Befreiung. Wir lehnen jede Form von Diktatur ab und verurtei-
len den Stalinismus als verbrecherischen Missbrauch des Sozialismus.«34 
Die Verfasser bekannten sich dazu, TradiƟ onen, Erfahrungen und Kompe-
tenzen jener KräŌ e zu bewahren und zu erschließen, die gemeinsam die 
neue Partei bilden würden. Dazu gehörten »radikaldemokraƟ sche, links-
sozialdemokraƟ sche und linke anƟ kapitalisƟ sche PosiƟ onen ebenso wie 
OrienƟ erungen auf die Rechte der Bürgerinnen und Bürger« oder »Er-
kenntnisse aus gewerkschaŌ lichen und von Erwerbslosen getragenen Pro-
testbewegungen gegen den Neoliberalismus«.35

Konkret wandten sich die Autoren gegen eine Arbeitszeitverlängerung 
und forderten die Rücknahme der Verschlechterungen durch die Hartz-IV-
Gesetzgebung, ein Öff entliches InvesƟ Ɵ onsprogramm als zentrales wirt-
schaŌ spoliƟ sches Projekt der neuen Partei und einen gesetzlichen Min-
destlohn, der bei regulärer VollzeitbeschäŌ igung eine Existenz oberhalb 
des Armutsniveaus gewährleisten müsse.36 Die »ProgrammaƟ schen Eck-
punkte« sollten – so die Vorstellung beider Parteiführungen und der Auto-
ren – in den folgenden Monaten von der Basis beider Parteien intensiv dis-

32 Zit. in: Linkspartei und WASG bereiten gemeinsames Programm vor. In: der-
Standard.at, Wien, 28.2.2006. URL: hƩ p://derstandard.at/2355315/Linkspartei-
und-WASG-bereiten-gemeinsames-Programm-vor (abgerufen am 26.5.2015).

33 Vgl. ebenda.
34 ProgrammaƟ sche Eckpunkte auf dem Weg zu einer neuen Linkspartei in 

Deutschland. Diskussionsgrundlage der gemeinsamen Programmkommission von 
Linkspartei.PDS und WASG. In: ADS, WASG – 131 e.

35 Vgl. ebenda.
36 Vgl. ebenda.
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kuƟ ert werden, um durch »die heilsame Wirkung des produkƟ ven Streits« 
(Lothar Bisky) den Parteibildungsprozess inhaltlich voranzutreiben.37

Die Erarbeitung der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte« für die Fusion sei im 
Detail nicht einfach gewesen, erinnerte sich Axel Troost später. »Der Begriff  
Sozialismus hat in der WASG keine Rolle gespielt, bei der PDS gehörte er 
zur IdenƟ tät. Es gab eine Menge Punkte, wo wir lange um Formulierungen 
gerungen haben, aber am Ende ist es uns ganz gut gelungen. Es war auch 
so, dass damals in den Parteien einfach eine SƟ mmung da war, die die Fu-
sion bejaht hat, und das hat auch die Programmarbeit erleichtert.« Es sei 
gelungen, die programmaƟ schen Stärken der beiden Quellparteien in den 
»Eckpunkten« zu bündeln. Aus der WASG »kam eine Menge makroökono-
mische Kompetenz und die OrienƟ erung auf Verteidigung und Ausbau des 
Sozialstaats. Aus der PDS kamen Schwerpunkte wie die strikte Achtung der 
Freiheitsrechte und die Gleichstellung der Geschlechter. Daraus ist dann 
eben wirklich ein brauchbarer Kompromiss geworden.«38

In einem Off enen Brief an die WASG-MitgliedschaŌ  wandte sich Anfang 
März 2006 WASG-Vorstand Thomas Händel gegen Missverständnisse und 
Unterstellungen im Kontext des Parteibildungsprozesses und skizzierte 
den weiteren Weg des neuen Projekts. Er betonte: »Ein Parteibildungspro-
zess lebt von starken und akƟ ven Partnern und selbstbewussten Beteilig-
ten.« Nach wie vor sei es deshalb notwendig, die WASG aufzubauen und 
zu stärken, die Mitgliederwerbung zu intensivieren, damit die materielle 
Lage der Partei zu verbessern und sie so für den Parteibildungsprozess zu 
stärken. Eine starke gesellschaŌ liche OpposiƟ on gegen den aggressiven 
neoliberalen Umbau der GesellschaŌ  sei nöƟ ger denn je. »Um den parla-
mentarischen und außerparlamentarischen Widerstand zu stärken wollen 
wir in den nächsten Monaten eine neue pluralisƟ sche Partei der Linken in 
Deutschland als gesellschaŌ liche AlternaƟ ve entwickeln.« Händel appel-
lierte: »Die Chance ist wirklich historisch und so gut wie nie – wir können 
sie nur selber verspielen.«39

37 Vgl. Neues Deutschland, 24.2.2006.
38 »Alle haben einen Sprung über den eigenen SchaƩ en gemacht«. Gespräch 

mit Axel Troost. In: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was 
war? A.a.O., S. 131.

39 Thomas Händel: Zu Geschichte und Entwicklung des Parteibildungsprozes-
ses – Eine dringende InformaƟ on an die Mitglieder der WASG (Fürth, 1.3.2006). 
In: WASG-Archiv Fürth.
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In einer UrabsƟ mmung vom 6. bis zum 30. März 2006 wurde den Mit-
gliedern der WASG folgender Beschlusstext vorgelegt: »Ich bin dafür, den 
Parteibildungsprozess zwischen WASG und Linkspartei unter Einbeziehung 
der sozialen Bewegungen fortzusetzen. Am Ende dieses Prozesses soll eine 
neue linke gesamtdeutsche Partei stehen. Ich fordere den Bundesvorstand 
auf, bis Herbst 2006 den Mitgliedern Vorschläge für ein Programm, eine 
Satzung und den zeitlichen und organisatorischen Ablauf der Neubildung 
einer linken Partei zur Diskussion vorzulegen.« Die WASG-Mitglieder konn-
ten sich zwischen der Formel »Ich unterstütze diese Forderung und spre-
che mich für ein Votum an den Bundesparteitag aus« und »Ich sƟ mme 
mit Nein« entscheiden.40 78,3% der WASG-Mitglieder voƟ erten bei einer 
Wahlbeteiligung von rund 57% für den Parteibildungsprozess und dafür, 
dass es nur noch um das »Wie«, nicht mehr um das »Ob« gehe. Lediglich 
19,4% der Mitglieder sƟ mmten mit »Nein«.41

Innerparteiliche OpposiƟ on gegen eine Vereinigung 
mit der Linkspartei.PDS

Rund ein FünŌ el der Mitglieder der WASG (darunter namentlich solche 
aus dem trotzkisƟ schen Spektrum) war also nicht bereit, den Weg der Ver-
schmelzung der WASG mit der LP.PDS zur Partei DIE LINKE mitzugehen. Be-
sonders stark war der Widerstand in den WASG-Landesverbänden Berlin, 
Nordrhein-Wesƞ alen, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, Schleswig-
Holstein, Sachsen und Sachsen-Anhalt.

In Sachsen-Anhalt stürzte der fusionskriƟ sche »Bernburger Kreis« auf 
dem Landesparteitag am 21. Januar 2006 in Magdeburg, der unter dem 
vielsagenden MoƩ o »Wir sind noch nicht ferƟ g« konferierte, nach neun-
stündiger DebaƩ e den bisherigen Landesvorstand. Er warf dem alten Vor-
stand einen zu »kuscheligen« Kurs gegenüber der Linkspartei.PDS vor, die 
off en eine Regierungsbeteiligung im »Land der Frühaufsteher« anstrebte. 
Im neuen GeschäŌ sführenden Vorstand, der nach der Entlassung der bis-
herigen Führungsriege gewählt wurde, besetzte der »Bernburger Kreis« 
alle PosiƟ onen. In seinem Sinne verabschiedete der Landesparteitag eine 

40 Vgl. ADS, WASG – 118.
41 Vgl. Harald Bergsdorf/Rudolf van Hüllen: Linksextrem – Deutschlands un-

terschätzte Gefahr? Zwischen Brandanschlag und Bundestagsmandat, Paderborn 
2011, S. 99.
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Entschließung, die vom WASG-Bundesvorstand verlangte, das KooperaƟ -
onsabkommen III mit der LP.PDS aufzukündigen.42

Der Landesparteitag der Berliner WASG beschloss am 25./26. Februar 
2006 mit 91 gegen 39 SƟ mmen, bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
von Berlin am 17. September 2006 eigenständig als WASG anzutreten, und 
begründete dies damit, dass die WASG nicht mit einer Partei zusammen-
gehen dürfe, die – wie die Berliner LP.PDS – eine »neoliberale PoliƟ k« be-
treibe. Bei der UrabsƟ mmung über die Frage »SƟ mmen Sie dem Beschluss 
des WASG-Landesparteitags vom 25./26. Februar 2006 zu, bei den Berliner 
Abgeordnetenhauswahlen am 17. September 2006 als WASG eigenstän-
dig anzutreten?« sƟ mmten 272 von 850 UrabsƟ mmungsberechƟ gten mit 
»Ja«, 245 mit »Nein« und 10 mit »Enthaltung«.43 Joachim Bischoff , ChrisƟ ne 
Buchholz, Murat Çakır, Thomas Händel, Björn Radke und Fritz Schmalzbauer 
werteten diese Entscheidung in einem Papier mit dem Titel »PerspekƟ ven 
der Neuen Linken. Parteibildung und konkurrierender WahlantriƩ «, der in 
der WASG-Zeitung »neue linke« veröff entlicht wurde, als Vorprogrammie-
rung weiterer Belastungsproben für den Parteibildungsprozess einer neuen 
gesamtdeutschen Linken.44

Bereits Ende 2005 haƩ en die Mitglieder des WASG-Landesverbandes 
Mecklenburg-Vorpommern für einen eigenständigen AntriƩ  bei der Land-
tagswahl 2006 voƟ ert, sofern die LP.PDS ihren »neoliberalen Kurs« in der 
Landesregierung fortsetzt. Von den insgesamt 125 Mitgliedern beteiligten 
sich 59 an einer UrabsƟ mmung. Dabei sƟ mmten 45 Mitglieder für einen 
AntriƩ  der WASG als eigenständige Partei.45

Der anhaltende Widerstand in mehreren Landesverbänden der WASG 
gegen ein Zusammengehen mit der Linkspartei.PDS veranlasste den Bun-
desvorstand der Partei, sich insbesondere im Verlauf des Jahres 2006 mehr-
fach mit der Lage in der Gesamtpartei und mit der SituaƟ on in den Lan-
desverbänden Berlin und Mecklenburg-Vorpommern zu beschäŌ igen. Am 
13. Mai 2006 enthob er die Landesvorstände Berlin und Mecklenburg-Vor-

42 Vgl. DER SPIEGEL, 2006, Nr. 5 (vom 30.1.2006), S. 45; Neues Deutschland, 
23.1.2006.

43 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 
Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, März. In: 
ADS, WASG – 082 e; Neues Deutschland, 27.2.2006.

44 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, 
März, a.a.O.

45 Vgl. Neues Deutschland, 3./4.12.2005.
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pommern ihres Amtes und ersetzte sie durch BeauŌ ragte.46 In einer Presse-
erklärung teilte der Bundesvorstand dazu mit: »Seit Monaten ist der Bun-
desvorstand der WASG im Dialog mit den Landesverbänden Berlin und 
Mecklenburg-Vorpommern. Er bedauert, dass das Anliegen der Gesamt-
partei von den Landesverbänden Berlin und Mecklenburg-Vorpommern 
nicht respekƟ ert wurde. Nach Abwägung aller jurisƟ schen und poliƟ schen 
Risiken und Möglichkeiten beschloss der Bundesvorstand, die Vorstände 
beider Länder ihres Amtes zu entheben und durch BeauŌ ragte zu ersetzen, 
die namens der Landesvorstände die bereits eingereichten Wahlbeteili-
gungsanzeigen zurückziehen. Für Berlin sind Hüseyin Aydin, stellvertretend 
Peter VeƩ er, für Mecklenburg-Vorpommern Volker Schneider, stellvertre-
tend Werner Dreibus, eingesetzt. Mit der Umsetzung dieses Beschlusses 
wird entsprechend des Bundesparteitagsbeschlusses in beiden Ländern 
eine Wahlbeteiligung unter dem Namen der WASG nicht staƪ  inden und 
werden gleichzeiƟ g Parteiausschlüsse und eine Aufl ösung der Landesver-
bände in der WASG vermieden.«47

Der Berliner Landesvorstand der WASG klagte allerdings erfolgreich ge-
gen seine Absetzung und wurde per Gerichtsentscheid wieder eingesetzt. 
Das Landgericht Berlin räumte dem Landesvorstand Berlin der WASG im 
einstweiligen Anordnungsverfahren das Recht zur Teilnahme an der Ab-
geordnetenhauswahl im September 2006 ein.48 Der Bundesvorstand be-
schloss, gegen die Entscheidung des Landgerichts Berlin Berufung ein-
zulegen. Allerdings sah er durch den Beschluss des Landgerichts Berlin 
nunmehr den Weg versperrt, durch eine Amtsenthebung des Landesvor-
stands Mecklenburg-Vorpommern den WahlantriƩ  des dorƟ gen Landes-
verbandes zu verhindern.49

Unterstützung erhielt die Berliner WASG im Streit mit dem Bundes-
vorstand von mehreren Gliederungen der WahlalternaƟ ve. Der Landes-
rat der WASG Nordrhein-Wesƞ alen und der Landesrat Schleswig-Holstein 
forderten, »die demokraƟ sch gefällten Entscheidungen der WASG Berlin 
zu respekƟ eren«. Bis Ende März 2006 unterzeichneten zudem mehr als 60 

46 Vgl. ADS, WASG – 053 e, 055 e, 056 e, 057 e, 058 e und 064 e.
47 Keine konkurrierenden WahlantriƩ e in Berlin und Mecklenburg-Vorpom-

mern. Anlage A8 [zum] Protokoll der PV-Sitzung vom 13./14. Mai [2006] in Fürth. 
In: ADS, WASG – 057 e.

48 Vgl. Urteil des Landgerichts Berlin vom 31.5.2006. In: ADS, WASG – 066; 
Harald Bergsdorf: Die neue »Linke«. Partei zwischen KonƟ nuität und Kurswech-
sel, Bonn 2008, S. 65.

49 Vgl. Sitzung des BV am 1./2.7.2006 – Protokoll. In: ADS, WASG – 058 e.
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Mitglieder der WASG, darunter mehrere Landesvorstände, einen »Appell 
zur Unterstützung« des Berliner Landesverbandes.50

Entgegen den Beschlüssen des Ludwigshafener WASG-Parteitags vom 
April 2006 gegen Konkurrenzkandidaturen von Linkspartei.PDS und WASG 
traten am 18. September 2006 bei der Abgeordnetenhauswahl in Berlin 
und bei der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern die dorƟ gen Lan-
desverbände der WASG gegen die LP.PDS an. Sie – aber auch Mitglieder 
aus anderen Landesverbänden der WASG – warfen den realpoliƟ sch ori-
enƟ erten und auf Regierungsbeteiligung setzenden Landesverbänden der 
Linkspartei.PDS vor, eine »neoliberal weichgespülte PoliƟ k«51 zu betreiben. 
»Die Linkspartei.PDS beteiligt sich in Berlin an der Umverteilung von unten 
nach oben«,52 kriƟ sierte die LandesarbeitsgemeinschaŌ  BerlinpoliƟ k der 
WASG. Lucy Redler, die medienkompaƟ ble SpitzenkandidaƟ n der WASG zur 
Abgeordnetenhauswahl in Berlin, spoƩ ete, montags habe die Linkspartei.
PDS gegen Hartz IV demonstriert, dienstags dann bei der Umsetzung ge-
holfen. Die Folge sei: »Berlin ist die Hauptstadt der Arbeitslosen und der 
Armen.«53 Redler wandte sich gegen eine »PoliƟ k des kleineren Übels« und 
behauptete: »Die PoliƟ k der Linkspartei.PDS in den Regierungen in Meck-
lenburg-Vorpommern und Berlin […] verschlechtert die Lage der arbeiten-
den und erwerbslosen Bevölkerung.«54 Die LP.PDS verlor bei der Abgeordne-
tenhauswahl in Berlin rund die HälŌ e ihrer SƟ mmen und erreichte 13,4%. 
Die WASG kam auf 2,9%.55 In Mecklenburg-Vorpommern erhielt die Links-
partei.PDS 16,8% und die WASG lediglich 0,5% der WählersƟ mmen.56

50 Vgl. Neues Deutschland, 27.3.2006.
51 Egbert Scheunemann: Kurzbericht vom Programmkonvent in Hannover, 

2.10.2006. hƩ p://de.groups.yahoo.com/group/WASG-Infos/message/710?var=0 
(abgerufen am 10.4.2012).

52 LandesarbeitsgemeinschaŌ  BerlinpoliƟ k der WASG: Bilanz einer Schiefl age. 
Fehlentscheidungen des Berliner SPD-Linkspartei.PDS-Senats, Berlin 2006, S. 2.

53 Zit. in: Frankfurter Rundschau, 8.9.2006.
54 Lucy Redler: Keine PoliƟ k des kleineren Übels. In: Neues Deutschland, 

5.5.2006.
55 Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2008. Zahlen, Daten, Fakten, Frankfurt a.M. 

2007, S. 131.
56 Vgl. Der Landeswahlleiter des Landes Mecklenburg-Vorpommern: Wahl zum 

Landtag von Mecklenburg-Vorpommern am 17. September 2006. EndgülƟ ges Er-
gebnis. URL: hƩ p://service.mvnet.de/cgi-bin/wahlen/2006_land/wahl2006_anz.
pl?EndguelƟ ge_Ergebnisse_2006xxxL_WK99.htm (abgerufen am 10.5.2015).
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Einige der Parteirebellen leiteten die Gründung neuer poliƟ scher Orga-
nisaƟ onen ein. In diesem Sinne agierten Vertreter des Leverkusener Kreises 
in Nordrhein-Wesƞ alen. MaƩ hias Fiege, einer der Sprecher des Kreises, 
kündigte im September 2005 an, eine neue Partei mit dem Namen Frie-
den und soziale GerechƟ gkeit57 aus der Taufe zu heben, weil sich die west-
deutsche Linke mit der Kandidatur von WASG-Mitgliedern auf den Listen 
der Linkspartei.PDS »an die ostdeutsche [Linke – J.W.] verkauŌ « habe.58 In 
Berlin wurden im Mai 2006 die Vereinigung WahlalternaƟ ve Soziales Ber-
lin (WAS-B) um Birger Scholz und die WahlalternaƟ ve für Arbeitsplätze und 
soziale GerechƟ gkeit Berlin (Berlin WAS Geht) gegründet.59 Fusionsgegner, 
die eine sozialisƟ sche Ausrichtung ablehnten, gründeten später die Sozi-
ale AlternaƟ ve für GerechƟ gkeit (SAG), die in den Bundesländern Berlin, 
Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Wesƞ alen und Rheinland-
Pfalz akƟ v wurde.60 Im Bundesland Brandenburg spaltete sich eine Partei 
für soziale GerechƟ gkeit & Arbeit in Deutschland (PSGAD) mit rund 30 Mit-
gliedern von der dorƟ gen WASG ab.61

Im Frühjahr 2007 sprach sich ein Landesparteitag der WASG mit 62 zu 44 
SƟ mmen »für die Bildung einer RegionalorganisaƟ on in Berlin« aus. Er rief 
»die Mitglieder der WASG auf, bei der bundesweiten UrabsƟ mmung gegen 
die Fusion zu sƟ mmen«.62 Am 1. Mai 2007 gründeten Fusionsgegner um das 
frühere Landesvorstandsmitglied Lucy Redler die auf Berlin beschränkte, 
poliƟ sch heterogene Vereinigung Berliner AlternaƟ ve für Solidarität und 
Gegenwehr (BASG), der rund 100 Mitglieder der WASG beitraten.63

57 Vgl. Falk Heunemann: Die Erfi ndung der Linkspartei. Die KooperaƟ on der PDS 
und der WASG zur Bundestagswahl 2005, Saarbrücken 2008, S. 59.

58 Vgl. DER SPIEGEL Wahl 2005, 19.9.2005, S. 55.
59 Vgl. E-Mail von Helge Meves an die Mitglieder des WASG-Bundesvorstandes 

vom 18.5.2006. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-9.
60 Vgl. Pressemappe von: Partei Soziale AlternaƟ ve für GerechƟ gkeit. URL: 

www.presseanzeiger.de/pressemappe/122251-partei-soziale-alternaƟ ve-fur-
gerechƟ gkeit.php (abgerufen am 10.6.2015); SAG wählt ersten ordentlichen 
Bundesvorstand. URL: www.pressrelaƟ ons.de/new/standard/result_main.
cfm?r=329559&akƟ on=jour_pm (abgerufen am 10.6.2015).

61 Vgl. Neues Deutschland, 14.5.2007 und 24.5.2007.
62 Zit. in: neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-

keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, Nr. 
2. In: ADS, WASG – 082 e.

63 Vgl. Lucy Redler: Das Verschwinden der WASG. Lehren aus drei Jahren WASG 
für die ZukunŌ  der LINKEN, Berlin 2012, S. 45f.; ChrisƟ an Schiff er: Die Partei Arbeit 
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Anderenorts verließen Gegner eines Zusammengehens der WASG mit 
der LP.PDS die Partei, nachdem sie sich – off ensichtlich enƩ äuscht von 
der Entwicklung der WahlalternaƟ ve – bereits seit Längerem von der poli-
Ɵ schen Arbeit zurückgezogen und die Beitragszahlung eingestellt haƩ en. 
Nicht untypisch ist die Begründung, die Ursula Caberta, Spitzenkandida-
Ɵ n der Hamburger Partei bei der Bundestagswahl 2005, für ihren AustriƩ  
aus der WASG im Februar 2007 gab: »Die WASG von heute hat nichts mehr 
mit der WahlalternaƟ ve zu tun, in die ich vor drei Jahren eingetreten bin. 
Wir wollten eine soziale AlternaƟ ve mit basisdemokraƟ schen Strukturen 
und einer engen Anknüpfung an die sozialen Bewegungen auĩ auen. Da-
von ist nichts geblieben. Heute haben wir eine zentralisƟ sche, nur noch 
auf Wahlen und die Fusion mit der PDS fi xierte OrganisaƟ on ohne Boden-
haŌ ung. Das ist für mich die Beerdigung der WASG.«64

Gemeinsame Wahlkämpfe und AkƟ onen gegen die Agenda-PoliƟ k

Trotz dieser innerparteilichen Widerstände und ungeklärter inhaltlicher 
Diff erenzen zwischen WASG und Linkspartei.PDS (vor allem die Frage der 
Regierungsbeteiligungen, die Frage der damit zusammenhängenden Kom-
promisse und die Frage des »demokraƟ schen Sozialismus« als Ziel gesell-
schaŌ licher Veränderungen) waren bereits im Frühjahr 2006 die Weichen 
in Richtung einer gemeinsamen neuen Linkspartei in Deutschland gestellt. 
WASG und LP.PDS bestriƩ en gemeinsam Wahlkämpfe in mehreren Bun-
desländern und Kommunen. Bei den Landtagswahlen am 26. März 2006 
erreichte die WASG in Baden-WürƩ emberg 3,1% der WählersƟ mmen und 
in Rheinland-Pfalz 2,5% und die Linkspartei.PDS in Sachsen-Anhalt 24,1%.65 
Bei den Kommunalwahlen wurden von WASG und LP.PDS in Hessen rund 
120 Mandate errungen.66

und soziale GerechƟ gkeit (WASG) – GewerkschaŌ liche Interessensvertretung oder 
Partei der neuen poliƟ schen Linken? Diplomarbeit, München 2007, S. 69.

64 »Dafür gebe ich mich nicht mehr her«. Ursula Caberta erklärt im Interview, 
warum sie der WASG jetzt den Rücken kehrt. In: taz – die tageszeitung, 16.2.2007, 
Ausgabe taz Nord.

65 Vgl. Benjamin-Immanuel Hoff /Thomas Falkner: Die Wahlergebnisse vom 
26. März 2006 für die Linkspartei.PDS bzw. die WASG. Wahlnacht-Analyse, [Ber-
lin] 2006, S. 4.

66 Vgl. Neues Deutschland, 31.3.2006.
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Die WASG erzielte an diesem Wahl-Sonntag in Rheinland-Pfalz in den 
Wahlkreisen Kusel (6,9%), Kaiserslautern I (5,1%) und Pirmasens (4,8%) gute 
ZweitsƟ mmenergebnisse. In Baden-WürƩ emberg konnte sie vor allem in 
Großstädten punkten, wo sie mit 4,6% deutlich über dem Landesdurch-
schniƩ  lag. Die Südwest-WASG übersprang in Mannheim I (6,9%), in Frei-
burg II (6,9%), in Pforzheim (5,5%) und in Aalen (5,1%) die Fünf-Prozent-
Hürde. In Wahlbezirken mit hoher Arbeitslosigkeit konnte sie ebenso wie 
in Regionen mit hohem Migrantenanteil überdurchschniƩ liche Ergebnisse 
verbuchen.67

Am 9. Mai 2006 wurde (mit Unterstützung von WASG und LP.PDS) der 
erste Bürgermeister der WASG gewählt: Frank Fiebig erzielte bei den Bür-
germeisterwahlen in Gräfenroda (Thüringen) die absolute Mehrheit.68 Bei 
den Kommunalwahlen in Niedersachsen am 18. September 2006 erreich-
ten beide Parteien zusammen über 100 Mandate.69 Am 13. Mai 2007 kam 
DIE LINKE als Bündnis von WASG und LP.PDS bei der BürgerschaŌ swahl in 
Bremen auf 8,4% der SƟ mmen und zog mit 7 Abgeordneten, darunter drei 
Vertreter der WASG, in die Bremer BürgerschaŌ  ein.70 In den Innenstadt-
bezirken der Hansestadt erzielte sie laut StaƟ sƟ schem Landesamt 12,8% 
und in den Arbeitervierteln 9,5% der SƟ mmen.71 Die Forschungsgruppe 
Wahlen e.V. analysierte, dass die Bremer LINKE vor allem bei Arbeitslosen 
(21%) und bei Arbeitern (12%) punkten konnte.72 Thomas Händel vom Ge-
schäŌ sführenden Bundesvorstand der WASG erklärte, mit diesem Wahl-
ergebnis habe die im Entstehen begriff ene Partei DIE LINKE eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt, dass AlternaƟ ven zur herrschenden PoliƟ k auch auf 
Länderebene in poliƟ sche KraŌ  umgesetzt werden könnten: »Soziale Ge-

67 Vgl. ebenda, 28.3.2006.
68 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 

Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, Nr. 1. In: 
ADS, WASG – 082 e.

69 Vgl. ebenda, 2006, Nr. 3. In: ADS, WASG – 082 e.
70 Im Wahlkampf fi rmierten WASG und LP.PDS bereits unter dem für die neue 

gemeinsame Partei vorgesehenen Namen DIE LINKE, obwohl rechtlich gesehen 
die LP.PDS mit einer für WASG-Vertreter off enen Liste kandidierte. Vgl. Andreas 
M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve (WASG), a.a.O., 
S. 183.

71 Vgl. taz – die tageszeitung, 15.5.2007.
72 Vgl. Der Tagesspiegel, 14.5.2007.
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rechƟ gkeit hat wieder eine SƟ mme in der Bremer BürgerschaŌ .«73 Händels 
Vorstandskollege Axel Troost kommenƟ erte das Ergebnis mit den Worten: 
»Mit dem Einzug in die Bremische BürgerschaŌ  ist das poliƟ sche Koordina-
tensystem der Bundesrepublik Deutschland grundlegend verändert wor-
den. Das Wahlergebnis dokumenƟ ert, dass die LINKE auch im Westen an-
genommen wird.«74

WASG und LP.PDS beteiligten sich gemeinsam an der Mobilisierung ge-
gen die Bolkestein-Richtlinie,75 gegen die Rente mit 67 Jahren, gegen den 
Bundeswehreinsatz in Afghanistan und für einen gesetzlichen Mindest-
lohn. Sie unterstützten StreikakƟ onen von BeschäŌ igten wie den Warn-
streik an der Berliner Charité im Dezember 2005 oder den Streik der Tele-
kom-Mitarbeiter im Mai 2007 und übten Solidarität mit BelegschaŌ en, die 
um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze kämpŌ en, wie mit denjenigen des Nürn-
berger AEG-Hausgerätewerkes Ende 2005/Anfang 2006 oder mit denjeni-
gen von BenQ im Oktober 2006.76 Sie nahmen an der Vorbereitung globa-
lisierungskriƟ scher Proteste teil. Im Bündnis zur Vorbereitung der Proteste 
gegen den G8-Gipfel in Heiligendamm im Juni 2007 traten die Vertreter 
beider Parteien gemeinsam auf.77

73 Thomas Händel: WASG und Linkspartei in der Bremer BürgerschaŌ : Sensa-
Ɵ onell gutes Ergebnis. In: WASG: Aktuelles, 13.5.2007. URL: hƩ p://wasg.die-linke.
de/28+m52836ec8411.html (abgerufen am 20.10.2015).

74 Zit. in: Bremer Erfolg guter Startschuss für das Projekt der Partei DIE LINKE 
(15.5.2007). In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

75 Als Bolkestein-Richtlinie wurde die von EU-Binnenmarkt-Kommissar Frits 
Bolkestein als Entwurf Anfang 2004 vorgelegte Richtlinie über Dienstleistungen 
im Binnenmarkt bezeichnet, die auf die weitgehende Liberalisierung dieser Leis-
tungen hinauslief und in der geplanten Form zu einer einschneidenden Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen der in diesem Bereich BeschäŌ igten geführt häƩ e. 
Die heŌ igen europaweiten Proteste bewirkten eine deutliche Abmilderung der 
Richtlinie in ihrer Ende 2006 beschlossenen Fassung.

76 Vgl. Unterstützung für den Warnstreik an der Charité (1.12.2005). In: ADS, 
WASG – Alt-Sign. 2009-003; Länderrat der WASG solidarisch mit Charité Ber-
lin (5.12.2005). In: Ebenda; Solidarität mit den streikenden Telekom-Mitarbei-
tern! (11.5.2007). In: Ebenda; Nürnberger AEG-Werk: Aus Ertragsgier geschlossen 
(18.12.2005). In: Ebenda; Rosen als Zeichen der Solidarität an die BenQ-BelegschaŌ  
verteilt (3.10.2006). In: ebenda.

77 Vgl. Bericht zur Verschmelzung der Parteien »Die Linkspartei.PDS« und »Ar-
beit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve«, Berlin, 10. Dezember 2006, 
S. 4. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-10.
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Die WASG rief mit Info-Material, FlugbläƩ ern und Plakaten zum Wider-
stand gegen die Bolkestein-Richtlinie auf. Axel Troost vom GeschäŌ sfüh-
renden Bundesvorstand der WASG klärte in einem Info-Brief darüber auf, 
dass nach der Bolkestein-Richtlinie künŌ ig Dienstleistungen dem »Her-
kunŌ slandprinzip« unterliegen sollen. »Firmen, die Dienstleistungen in 
einem anderen Land erbringen, sollen nur den gesetzlichen Regelungen 
und Lohnbedingungen des jeweiligen HerkunŌ slandes unterliegen. Tarif-
lich entlohnte Arbeitsplätze könnten so massenhaŌ  durch Billigjobs ersetzt 
werden«,78 warnte Troost. Ein MoƟ v-/Text-Plakat der WASG trug die Auf-
schriŌ  »Die Welt ist keine Ware! Stoppt Bolkestein. Wir fordern von CDU/
CSU und SPD: Taten staƩ  Worte. Ein klares ›Nein‹ zu Bolkestein«.79 Fast 
100.000 Menschen demonstrierten am 11. und am 14. Februar 2006 in 
Berlin und Strasbourg gegen die Bolkestein-Richtlinie. Die massenhaŌ en 
Proteste bewirkten, dass die Richtlinie entschärŌ  wurde.80

Der WASG-Parteitag in Ludwigshafen am 29./30. April 2006 startete eine 
Kampagne für einen gesetzlichen Mindestlohn. Vielerorts gingen am 1. Mai 
2006 Mitglieder von WASG und LP.PDS gemeinsam auf die Straße, um die 
Mindestlohn-Kampagne bekannt zu machen. In Berlin trugen WASG-Mit-
glieder ein großes Transparent mit dem Logo der WASG und der AufschriŌ  
»Zeit für Taten: 8 € Mindestlohn! Gesetzlich garanƟ ert«.81 In der Folgezeit 
beteiligten sich viele hundert Mitglieder und Sympathisanten an der Kam-
pagne. Sie organisierten Konferenzen und Veranstaltungen – so in Hes-
sen und in Mecklenburg-Vorpommern. Sie mobilisierten an Info-Ständen 
und vor Betrieben, die Hungerlöhne zahlten. Sie veranstalteten Fahrrad-
touren – beispielsweise im Saarland und in Thüringen – für die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns von 8 € pro Stunde, denn Arbeit dürfe 
nicht arm machen.82 Für den 14. Oktober 2006 mobilisierte die WASG un-
ter dem MoƩ o »Auf die Straßen, auf die Plätze, vor die Betriebe« zu einem 
AkƟ onstag für den Mindestlohn. GleichzeiƟ g verteilten WASG und LP.PDS 
Postkarten mit der Forderung nach einem gesetzlichen Mindestlohn, die 
an Bundesarbeitsminister Müntefering (SPD) gesendet werden sollten. Und 

78 Axel Troost: Info-Brief No 1. In: ADS, WASG – 080.
79 Vgl. ADS, WASG – 088.
80 Vgl. Herbert Schui: NewsleƩ er No 3. In: ADS, WASG – 080.
81 Vgl. Axel Troost: Info-Brief No 7. In: ADS, WASG – 080.
82 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 

Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 2/
Juli. In: ADS, WASG – 081.
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vor dem Berliner Congress-Centrum, in dem der DGB eine Mobilisierungs-
konferenz abhielt, verteilten AkƟ visƟ nnen und AkƟ visten von WASG und 
LP.PDS Äpfel, hart gekochte Bio-Eier und ein FlugblaƩ  und machten mit die-
ser »Nicht für ’nen Appel und ’n Ei«-AkƟ on auf die Forderung nach Einfüh-
rung eines gesetzlichen Mindestlohns aufmerksam.83 Auch AkƟ onen wie 
1.500 LuŌ ballons für 1.500 € oder der 8-€-Geldschein ließen die Mindest-
lohn-Frage plasƟ sch werden.84

Wie auch in anderen Bundesländern beteiligten sich in Brandenburg 
viele WASG-Mitglieder an den MontagsdemonstraƟ onen gegen Sozial-
abbau, insbesondere gegen die Hartz-IV-Gesetzgebung. Der Landesspre-
cher der Partei, Steff en Hultsch, sprach im ersten Halbjahr 2006 in Pots-
dam, WiƩ stock, Belzig und der Stadt Brandenburg auf Kundgebungen der 
Montagsdemonstranten ebenso wie auf Mai-Kundgebungen in Potsdam 
und Teltow. Mit »WASG-Frühschoppen« erreichte die Landespartei mit ih-
ren Themen Menschen in Falkensee, Luckenwalde, Kyritz und Pritzwalk. Im 
Kampf gegen Sozialabbau kooperierte die Brandenburger WASG mit der 
Sozialen Bewegung Brandenburg, mit dem Verein Potsdamer gegen Hartz 
IV und anderen OrganisaƟ onen und beteiligte sich an der Landesarmuts-
konferenz.85

Die WASG-Führung rief die Mitglieder der Partei auf, an der Demonstra-
Ɵ on von Sozialbündnissen gegen den Sozialabbau der Großen KoaliƟ on am 
3. Juni 2006 in Berlin teilzunehmen. »Durch die aktuellen Angriff e auf ALG-
II-Empfänger bekommt diese DemonstraƟ on eine besondere Bedeutung«,86 
hieß es in einem von Thomas Händel und ChrisƟ ne Buchholz gezeichne-
ten Mitgliederinfo vom 1. Juni 2006. Die ProtestakƟ on, zu der Erwerbslo-
seniniƟ aƟ ven, gewerkschaŌ liche und linke Gruppen aus ganz Deutschland, 
WASG und LP.PDS nach Veranstalterangaben rund 15.000 Teilnehmer auf 
die Straße bringen konnten, wandte sich unter dem MoƩ o »Schluss mit den 
›Reformen‹ gegen uns« gegen eine weitere Verschärfung der Hartz-IV-Re-
gelungen. Auf Schildern und Transparenten der Demonstranten stand un-
ter anderem »Gegen die Ökonomisierung der Grundrechte«, »Hausarrest 

83 Vgl. ebenda, 2006, Nr. 3. In: ADS, WASG – 082 e.
84 Vgl. ebenda, 2007, Nr. 1. In: ADS, WASG – 082 e.
85 Vgl. Steff en Hultsch: Die WASG und Ostdeutschland. Ein kriƟ scher Blick aus 

Brandenburg auf die WahlalternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, Berlin 2013, 
S. 59-61.

86 Demo gegen Sozialabbau. WASG-Mitgliederinfo, Fürth, 1.6.2006. In: ADS, 
Krämer – Alt-Sign. 2013-004-9.
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für Merkel« und »Dieses Land braucht Widerspruch«.87 Auf der Abschluss-
Kundgebung sprachen Vertreter von WASG und LP.PDS.88

WASG und LP.PDS mobilisierten unter der Losung »Not welcome, Mr. 
President!« gegen den Bush-Besuch am 13. Juli 2006 in Stralsund und un-
terstützten entsprechende Proteste. George W. Bush habe gelogen, um 
den Angriff  auf den Irak zu rechƞ erƟ gen. Ihm sei es zuletzt nicht um Mas-
senvernichtungswaff en, DemokraƟ e und Menschenrechte gegangen, argu-
menƟ erte die WASG-Zeitung »neue linke«. »Es ging um die Vormachtstel-
lung der USA im Nahen Osten und um das Öl im Irak.«89 Da nun ein Angriff  
auf den Iran drohe, bedürfe es einer starken AnƟ kriegsbewegung, die die 
Regierenden von ihrem Kriegskurs abbringen könne. »Deshalb sollten wir 
nach Stralsund fahren.«90

Die Bundesvorstände von WASG und LP.PDS forderten zur Teilnahme an 
der Berliner DemonstraƟ on am 12. August 2006 auf, dem internaƟ onalen 
Tag des Protestes und der Solidarität, auf der ein poliƟ sch breites Bündnis 
einen soforƟ gen Waff ensƟ llstand im Libanon verlangte.91 Die WASG Dres-
den rief zu einer »FriedensiniƟ aƟ ve 1. September 2006« auf und erklärte 
in einem Flyer: »Die Herbeiführung und Bewahrung einer friedlichen Welt 
ist ohne Kampf nicht zu erreichen, den gemeinsamen beharrlichen und 
alles umfassenden Kampf aller friedliebenden Menschen, aller Friedens-
bewegungen und FriedensiniƟ aƟ ven, parteiunabhängig und parteiüber-
greifend.«92 Die Dresdener WASG forderte: »Atomwaff en abrüsten – in 

87 Vgl. SPIEGEL ONLINE, 3.6.2006. URL: www.spiegel.de/wirtschaŌ /anƟ -hartz-
iv-demo-rangeleien-zwischen-polizei-und-protesƟ erern-a-419598.html (abgeru-
fen am 1.6.2015).

88 Vgl. 10.000 bei Demo in Berlin gegen Sozialabbau. URL: www.gegen-hartz.
de/nachrichtenueberhartziv/536596984011df501.php (abgerufen am 1.6.2015).

89 neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, Hrsg.: 
Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 2/Juli, a.a.O. 
– Vgl. auch Felicitas Weck: Info Bundesvorstandssitzung 1. und 2. Juli (3.7.2006). 
In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

90 neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 
Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 2/
Juli, a.a.O.

91 Vgl. ebenda, 2006, Nr. 3, a.a.O.
92 WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – was wir wollen: Wir wol-

len ein soziales, demokraƟ sches und friedliches Europa (Flyer), Hrsg.: WASG Dres-
den, Dresden [2006], S. 2.
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Deutschland anfangen!« und »Nie wieder Krieg – Nie wieder Faschismus 
– Neonazis stoppen!«93

Die WASG rief zur Teilnahme an den DGB-DemonstraƟ onen gegen die 
unsoziale PoliƟ k der Großen KoaliƟ on am 21. Oktober 2006 und zur Unter-
stützung der GewerkschaŌ en bei anderen AkƟ onen im »heißen Herbst« 
2006 auf.94 Die mehr als 220.000 DemonstranƟ nnen und Demonstranten 
am 21. Oktober 2006 protesƟ erten vor allem gegen die »Rente mit 67«.95

Die WASG war eine der tragenden Säulen der Kampagnen gegen Woh-
nungsprivaƟ sierungen und gegen Mietwucher. Der Regionalverband Dres-
den der WASG wandte sich im Bundestagswahlkampf 2005 mit einem Flyer 
gegen den damals geplanten Verkauf von 48.000 städƟ schen Wohnungen 
in Dresden und damit gegen die Umverteilung gesellschaŌ lichen Eigen-
tums in private Taschen und forderte: »Keine Verscherbelung städƟ schen 
Eigentums! SoforƟ ger Stopp von PrivaƟ sierungen!«96 Zur Kommunalwahl 
in Hessen am 26. März 2006 plakaƟ erte die WASG »Wohnen in Frankfurt: 
Stoppt Mietwucher! Kein Verkauf städƟ scher Wohnungen! Am 26. März: 
Liste 11. Für Mieterschutz sƟ mmen!«.97

Der WASG-Bundesvorstand unterstützte auf seiner Sitzung am 8. und 9. 
September 2006 ausdrücklich die Proteste der WASG Freiburg, der dorƟ gen 
Linkspartei und anderer Gruppen gegen die geplante WohnungsprivaƟ sie-
rung und erklärte: »Öff entliche Güter dürfen nicht den Rendite-Interessen 
von KapitalgesellschaŌ en untergeordnet werden, sondern gehören unter 
öff entliche Kontrolle.«98 Die Freiburger stoppten am 12. November 2006 
miƩ els Bürgerentscheid den Verkauf von 8.000 städƟ schen Wohnungen, 
die von der CDU und den Grünen im dorƟ gen Gemeinderat betrieben wor-
den war.99 Seit dem Herbst 2006 sammelte die WASG Nordrhein-Wesƞ alen 

93 Ebenda, S. 3 und 5.
94 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-

keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 
3, a.a.O.

95 Vgl. ebenda, 2007, Nr. 1, a.a.O.
96 WASG-Regionalverband Dresden: Für ein lebenswertes Wohnen in Dresden! 

(Flyer), Dresden [2005], S. 1. In: ADS, WASG – 126.
97 Vgl. ADS, WASG – 125.
98 Protokoll zur Sitzung des PV am 8.-9.9.2006. In: ADS, WASG – 059 e.
99 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, 

Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, Nr. 1, 
a.a.O.; Freiburger Erfolg gegen den Verkauf städƟ scher Wohnungen ist auch ein 
bundesweites Signal (13.11.2006). In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.
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zusammen mit den Trägern und Bündnispartnern der VolksiniƟ aƟ ve »Si-
chere Wohnungen und Arbeitsplätze« UnterschriŌ en gegen den von der 
Landesregierung geplanten Verkauf von fast 100.000 Wohnungen. Dabei 
ging es den IniƟ atoren auch darum, rund 1.000 Arbeitsplätze in den Woh-
nungsgesellschaŌ en und den lokalen Handwerks- und Dienstleistungsun-
ternehmen zu sichern.100

Im Dezember 2006 konnte die von der WASG iniƟ ierte UnterschriŌ en-
sammlung »ReƩ et den Bocholter«, bei der mehr als 10.000 UnterschriŌ en 
gesammelt und dem Verkehrsminister von Nordrhein-Wesƞ alen, Oliver 
WiƩ ke, überreicht wurden, einen Erfolg vermelden: Die Nahverkehrsstre-
cke Bocholt – Wesel blieb zunächst für 2007 erhalten.101

Die WASG mobilisierte zum AkƟ onstag des DGB am 26. Februar 2007 
bundesweit gegen die Rente mit 67 Jahren. Auf der Kundgebung in Schwein-
furt sprach der WASG-Vorstand Klaus Ernst zu den Demonstranten. In Ber-
lin striƩ  die gemeinsame BundestagsfrakƟ on aus WASG und LP.PDS an der 
Seite der Kolleginnen und Kollegen gegen die »Rente mit 67« und für das 
Recht auf Generalstreik.102 Thomas Händel vom GeschäŌ sführenden Vor-
stand der WASG erklärte in einer PressemiƩ eilung vom 27. Februar 2007: 
»Die WASG bleibt dabei: Die Erhöhung des RenteneintriƩ salters ist in Wahr-
heit eine große RentenkürzungsakƟ on. Deshalb lehnen wir die Rente mit 
67 weiterhin ab. Die Rente mit 67 ist der Off enbarungseid und ein weiterer 
Wahlbetrug der SPD.«103

Als im März 2007 die BHF-Bank in einer Analyse eine vierprozenƟ ge 
Lohnsteigerung in der Metallbranche für vertretbar hielt und selbst die 
Deutsche Bank und die Allianz einen gewachsenen Verteilungsspielraum 
in der Tarifrunde 2007 sahen, forderte WASG-Vorstand Thomas Händel 
die BelegschaŌ en zu einer off ensiven Beteiligung an dieser Tarifrunde auf: 
»Für Bescheidenheit gibt es längst keinen Anlass mehr. Während die Löhne 

100 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, Nr. 
2, a.a.O.

101 Vgl. ebenda, 2007, Nr. 1, a.a.O.
102 Vgl. Protokoll der Länderratssitzung, 4. Februar 2007 in Kassel. In: ADS, 

WASG – 112 e; neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale Gerech-
Ɵ gkeit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, 
Nr. 2, a.a.O.

103 Thomas Händel: Rente mit 67: SPD-Wahlbetrug. In: WASG: Aktuelles, 
27.2.2007. URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/28+m5349f7c50b7.html (abgerufen am 
20.10.2015).
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seit Jahren real sinken, steigen die Unternehmensgewinne in schwindelnde 
Höhen.«104

Im April 2007 rief die WASG ihre Mitglieder auf, an den Ostermärschen 
teilzunehmen, um gegen die Beteiligung der Bundeswehr am Krieg der 
NATO in Afghanistan zu protesƟ eren: »Wir brauchen keine neuen Waff en 
und zusätzliche Milliarden für Auslandseinsätze. Wir streiten für eine Po-
liƟ k, die Konfl iktursachen beseiƟ gt. Deswegen werben wir auf den Oster-
märschen auch für eine Teilnahme an den Protesten gegen den G8-Gipfel 
in Heiligendamm im Juni 2007. Eine andere Welt ist möglich!«105

10.000 Mitglieder von WASG und LP.PDS beteiligten sich an den Pro-
testen der globalisierungskriƟ schen und anƟ kapitalisƟ schen Bewegungen 
gegen das G8-Treff en im Juni 2007 in Heiligendamm.106 Die Führungen von 
WASG und Linkspartei.PDS haƩ en zu den Protesten mobilisiert, bei denen 
Tausende Menschen gewalƞ rei und erfolgreich die Zufahrtswege um Hei-
ligendamm herum blockierten und 80.000, vor allem junge Menschen an 
der DemonstraƟ on am 2. Juni 2007 in Rostock teilnahmen.107 Im Aufruf zu 
dieser internaƟ onalen GroßdemonstraƟ on forderten die IniƟ atoren ins-
besondere die soforƟ ge Streichung illegiƟ mer Schulden und eine »faire 
Entschuldung« der Länder des globalen Südens, einen schnellen und ra-
dikalen Wechsel zu Erneuerbaren Energien, um dem gefährlichen Klima-
wandel Einhalt zu gebieten und weitere Kriege um Öl- und Gasreserven zu 
verhindern, den soforƟ gen und endgülƟ gen AussƟ eg aus der Atomenergie 
und die vollständige weltweite atomare Abrüstung und ein Ende der mili-
tärischen Durchsetzung wirtschaŌ licher und machtpoliƟ scher Interessen 

104 Thomas Händel: WASG zur Tarifrunde 2007: »Keine falsche Bescheidenheit«. 
In: WASG: Aktuelles, 18.3.2007. URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/28+m5b39795166d.
html (abgerufen am 20.10.2015).

105 Bundeswehr raus aus Afghanistan! – WASG ruŌ  auf zu Ostermärschen 
(5.4.2007). In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

106 Vgl. G8-Demo großer Erfolg – Gewalt geht von G8 aus (3.6.2007). In: ADS, 
WASG – Alt-Sign. 2009-003.

107 Der Bundesvorstand der WASG haƩ e sich auf seinen Sitzungen am 20./21. 
Januar 2006, am 3./4. März 2006, am 13./14. Mai 2006, am 1./2. Juli 2006 und 
am 3. März 2007 mit dem Stand der Vorbereitungen der Kampagne befasst. Vgl. 
ADS, WASG – 050 e, 053 e, 057 e, 058 e und 065 e; Bericht vom WASG-BuVo von 
Lucy Redler (6.3.2007). In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-10.
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durch die G8-Staaten. Nicht zuletzt wandten sie sich gegen den Ausverkauf 
öff entlicher Güter und Dienste.108

Die DebaƩ en auf dem WASG-Parteitag 
in Ludwigshafen im April 2006

Dem WASG-Parteitag in Ludwigshafen am 29. und 30. April 2006 gingen 
Unkenrufe voraus: »Seit Wochen blicken viele FunkƟ onäre der Wahlalter-
naƟ ve [Arbeit und] Soziale GerechƟ gkeit mit Grausen dem Bundespartei-
tag in Ludwigshafen entgegen. Der Streit um die Kandidatur gegen die PDS 
bei der Wahl in Berlin droht die Partei zu sprengen«,109 schrieb die Tages-
zeitung »taz«. Und dann heuerte – eine Katastrophenmeldung mehr – auch 
noch Andreas Wagner, Mitglied des Bundesvorstandes der WASG, wenige 
Tage vor dem Parteikonvent bei der sächsischen NPD an.110

In der Tat haƩ e die Entscheidung des Landesverbandes Berlin, zu den 
anstehenden Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus eigenständig und 
gegen die Linkspartei.PDS anzutreten, innerhalb der WASG sowie in der 
FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag zu einer Verschärfung der Auseinander-
setzungen geführt.111 Der Bundesvorstand der WASG haƩ e am 23. April 
2006 über die poliƟ sche SituaƟ on nach dem Berliner Landesparteitag der 
WASG beraten und mit Mehrheit (acht gegen fünf SƟ mmen) entschieden, 
nicht jurisƟ sch gegen die Wahlbeteiligungsanzeige der Berliner WASG vor-
zugehen, aber zugleich den KonfrontaƟ onskurs der Mehrheit im Landesver-
band Berlin gegen die LP.PDS verurteilt.112 DarauĬ in übten das GeschäŌ s-
führende Bundesvorstandsmitglied Klaus Ernst und die FrakƟ onsspitzen 
Oskar Lafontaine und Ulrich Maurer in öff entlichen ReakƟ onen heŌ ige 
KriƟ k an der Mehrheit des Bundesvorstandes, die nicht bereit war, den 
poliƟ schen Konfl ikt mit formalen Maßnahmen oder Gerichtsprozessen zu 

108 Vgl. G8-Gipfel in Heiligendamm: Aufruf zur InternaƟ onalen Großdemonstra-
Ɵ on in Rostock am Samstag, 2.6.2007: Eine andere Welt ist möglich! In: ADS, Krä-
mer – Alt-Sign. 2013-004-10.

109 taz – die tageszeitung, 26.4.2006.
110 Vgl. ebenda.
111 Vgl. junge Welt, 27.4.2006.
112 Vgl. MedieninformaƟ on des Bundesvorstandes der WASG. In: junge Welt, 

Berlin, 26.4.2006. – Vgl. auch Protokoll Bundesvorstandssitzung vom 28.4.2006. 
In: ADS, WASG – 056 e.
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lösen.113 Anlass für die WASG-Bundesvorstandsmitglieder Sabine Lösing, 
Rainer Spilker und Thies Gleiss sowie die stellvertretende Vorsitzende der 
FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag, Inge Höger, in einer gemeinsamen Erklä-
rung zu fragen: »Wer will die WASG spalten?« Sie betonten: »Die öff entliche 
und zum großen Teil diff amierende Herabsetzung eines demokraƟ schen 
Mehrheitsbeschlusses des Bundesvorstandes durch einzelne Mitglieder 
und bekannte Persönlichkeiten der WASG ist unakzeptabel.«114 Auch ver-
diente Gründungsmitglieder der WASG und FrakƟ onsvorsitzende sollten 
von »billigen Verschwörungstheorien« und »Spaltungsszenarien« Abstand 
nehmen und zu einer realitätstüchƟ gen PoliƟ k zurückkehren.115

Kein Wunder also, dass der Ludwigshafener Parteitag durch hitzige De-
baƩ en gekennzeichnet war. Immer wieder gab es Pfi ff e, Gejohle, Tumulte 
und wütende Proteste, gingen Reden in lauten Buhrufen unter.116 Eine er-
hebliche Minderheit der Delegierten sprach sich gegen das KooperaƟ ons-
abkommen III zwischen WASG und Linkspartei.PDS aus. Es würde de facto 
eine Entscheidung, ob eine gemeinsame FormaƟ on von WASG und LP.PDS 
gebildet würde oder nicht, bereits vorwegnehmen. Das Abkommen nehme 
den Orts-, Kreis- und Landesverbänden der WASG fakƟ sch das Recht, zu-
künŌ ig selbst zu entscheiden, ob sie an Kommunal- oder Landtagswahlen 
teilnehmen oder nicht, und stelle eine Entmündigung der einfachen Mit-
glieder der WASG dar. Das KooperaƟ onsabkommen III, so andere Antrag-
steller, stehe im Widerspruch zum UrabsƟ mmungsbeschluss über die Bil-
dung eines breiten demokraƟ schen Linksbündnisses und entbehre jeglicher 
Angebote und Grundlagen einer gleichberechƟ gten, basisorienƟ erten Ver-

113 Vgl. taz – die tageszeitung, 25.4.2006; junge Welt, 25.4.2006 und 27.4.2006. 
– WASG-Vorstandsmitglied Fritz Schmalzbauer erklärte, die Mehrheit des Bun-
desvorstands habe sich handlungsunfähig gezeigt. Vgl. Neues Deutschland, 
25.4.2006.

114 WASG-Bundesvorstandsmitglieder fragen: »Wer will die WASG spalten?«. 
In: junge Welt, Berlin, 27.4.2006.

115 Vgl. ebenda.
116 Vgl. Berliner Zeitung, Berlin, 2.5.2006. URL: www.berliner-zeitung.de/archiv/

vereinigung---wasg-und-linkspartei-kommen-sich-naeher--kriƟ ker-warnen-aber-
weiter-vor-einer-fusion--und-in-der-hauptstadt-beharren-die-fundis-auf-einer-
eigenen-wasg-liste-fuer-die-wahl-zum-abgeordnetenhaus--vereinigung-in-viel-
falt,10810590,10383108.html (abgerufen am 6.5.2015).



137Vom Sieg bei der Bundestagswahl 2005 ...

handlungsbereitschaŌ . Es stelle ein Konstrukt dar, das nur ein »Aufgehen« 
der WASG in der LP.PDS zulasse.117

Dagegen verlangten andere Antragsteller im Ludwigshafener Pfalzbau, 
die Delegierten sollten das KooperaƟ onsabkommen III inhaltlich bestäƟ -
gen. Das Abkommen habe nach dem erfolgreichen Bundestagswahlkampf 
und der fakƟ schen KooperaƟ on zwischen WASG und LP.PDS in vielen Lan-
desverbänden einen Rahmen geschaff en für die Zusammenarbeit in Wahl-
kämpfen und für die DebaƩ e zwischen den beiden Parteien. Es basiere auf 
dem Ergebnis der UrabsƟ mmung, bei der die überwälƟ gende Mehrheit der 
WASG-Mitglieder dafür gesƟ mmt habe, einen ergebnisoff enen Diskussions-
prozess einzuleiten mit dem Ziel, ein breites demokraƟ sches Linksbündnis 
zu schaff en. Das Abkommen gebe ein klares Bekenntnis zur Neuformierung 
der poliƟ schen Linken und erleichtere die KooperaƟ on vor Ort. Es gehe nun 
darum, das Abkommen über die KooperaƟ on vor Ort und über die inhalt-
liche Auseinandersetzung über Kernthemen mit Leben zu füllen.118

So verlangte der Kreisverband WeƩ erau in seinem Antrag PB 05-031, 
den Fusionsprozess konsequent fortzuführen: »Der Bundesparteitag der 
WASG unterstreicht den Anspruch der WASG, die GesellschaŌ  solidarisch 
zu gestalten, und kämpŌ  darum, soziale UngerechƟ gkeit, Krieg, Raubbau 
an der Natur und Unterdrückung zu beenden. Die gegenwärƟ ge poliƟ sche 
Lage bietet uns eine einmalige Chance, diesen Anspruch miƩ elfrisƟ g auf 
breiter Basis in reale PoliƟ k umzusetzen.« Die Wahlergebnisse der Land-
tagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen und der anschließenden Bundestagswahl 
häƩ en eindeuƟ g gezeigt, dass die Umsetzung gerechter und solidarischer 
PoliƟ k nur dann gelingen könne, wenn die poliƟ sche Linke in Deutschland 
gemeinsam als Bewegung an diesem Ziel arbeite. »Der von den Mitgliedern 
der WASG in einer UrabsƟ mmung beschlossene und vom Bundesvorstand 
durchgeführte Prozeß einer Parteibildung mit der Linkspartei fi ndet daher 
unsere volle Unterstützung.« Zur Fusion von WASG und Linkspartei gebe es 
keine akzeptable AlternaƟ ve. Ein Scheitern des Fusionsprozesses würde be-
deuten, die Linke in Deutschland und in Europa um Jahre zurückzuwerfen, 
und impliziere die Gefahr, »die WASG in die poliƟ sche Bedeutungslosigkeit 
zu katapulƟ eren«. Vom Scheitern würde allein der poliƟ sche Gegner profi -

117 Vgl. WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 3: Parteibildungs-
prozess. In: ADS, WASG – 019.

118 Vgl. ebenda.
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Ɵ eren. »Verlierer wären diejenigen, mit denen und für die wir für eine so-
lidarische GesellschaŌ  kämpfen wollen. Dies gilt es zu verhindern!«119

Auch in der Frage der WahlantriƩ e von WASG-Landesverbänden in Kon-
kurrenz zur LP.PDS schieden sich die Geister. Während eine starke Min-
derheit der Delegierten insbesondere mit Verweis auf die Regierungsbe-
teiligung der LP.PDS in Berlin und ihrer Beteiligung an der Umsetzung der 
unsozialen Hartz-IV-Reformen für eigenständige AntriƩ e plädierte, ver-
langten andere, das Für und Wider von Regierungsbeteiligungen sorgfälƟ g 
abzuwägen und den Parteibildungsprozess nicht durch getrennte Wahlan-
triƩ e zu behindern.120 So plädierte der Kreisverband Köln in seinem Antrag 
B 01-075 dafür, eine getrennte Kandidatur von WASG und LP.PDS in Ber-
lin zu vermeiden, »denn sie würde das Projekt einer vereinten Linkspartei 
entscheidend zurückwerfen und in höchstem Maße gefährden«. Sie würde 
auch »dem Geiste des vorwärts weisenden KooperaƟ onsabkommens III« 
zuwider laufen, in dem beide Parteien vereinbart häƩ en, auf keiner Ebene 
bei Wahlen konkurrierend anzutreten. Nach Auff assung des Kreisverbandes 
Köln könne die Frage, ob eine Regierungsbeteiligung richƟ g oder falsch sei, 
nicht pauschal beantwortet werden, sondern müsse konkret und von Fall 
zu Fall entschieden werden: »Wer sich an der Regierung beteiligt, muss 
den Nachweis antreten, dass sich die Lebenslage gerade der sozial Schwä-
cheren durch diese PoliƟ k nachhalƟ g besser entwickelt hat und ein größe-
rer Beitrag zu einem grundlegenden PoliƟ kwechsel erbracht worden ist, als 
es ohne die Regierungsbeteiligung der Fall gewesen wäre.«121

Nicht wenigen Delegierten ging es nicht nur um inhaltliche Fragen, 
sondern auch um die Form der innerparteilichen Auseinandersetzungen. 
Sie wandten sich dagegen, inhaltliche Diff erenzen wie die Frage der zur 
LP.PDS konkurrierenden WahlantriƩ e durch formale Maßnahmen oder 
auf jurisƟ schem Wege auszuräumen. Sabine Lösing legte dar, dass sie die 
Solo-Kandidatur der hauptstädƟ schen WASG für falsch halte. Sie habe im 
Bundesvorstand jedoch gegen RestrikƟ onen argumenƟ ert, weil sich ein po-
liƟ sches Problem nicht mit administraƟ ven Maßnahmen lösen lasse. Auch 
das Bundesvorstandsmitglied Rainer Spilker unterstrich, man brauche keine 

119 Antrag PB 05-031. In: WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 3: 
Parteibildungsprozess, a.a.O.

120 Vgl. WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 3: Parteibildungs-
prozess, a.a.O.

121 Antrag B 01-075. In: WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 3: 
Parteibildungsprozess, a.a.O.
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»Basta-Partei«.122 Vor diesem Hintergrund scheiterte der bayerische Lan-
desverband kläglich mit einem Antrag, der mit Blick auf die im Berliner Lan-
desverband dominierenden Vertreter der trotzkisƟ schen SozialisƟ schen Al-
ternaƟ ve (SAV) einen Unvereinbarkeitsbeschluss gefordert haƩ e.123

Oskar Lafontaine – obwohl nur Gast – sprach mehrfach zu den über 300 
Delegierten. Zunächst brachte er die Basisvertreter mit Angriff en auf die 
neoliberale PoliƟ k der Bundesregierung und mit der Geißelung des »Raub-
Ɵ erkapitalismus« hinter sich. Dann begründete er vor den Delegierten den 
IniƟ aƟ vantrag zum Parteibildungsprozess und zu Konkurrenzkandidaturen 
IA 05-neu, in dem es hieß, der Bundesparteitag der WASG missbillige in 
Verantwortung vor dem Parteibildungsprozess den Beschluss der Berliner 
WASG, ohne AbsƟ mmung mit der Bundespartei eigenständig und in Kon-
kurrenz zur Linkspartei zur Abgeordnetenhauswahl im Herbst 2006 anzu-
treten. Es werde keinerlei poliƟ sche und fi nanzielle Unterstützung für einen 
eigenständigen WahlantriƩ  gewährt.124 Lafontaine mahnte, »keine unnöƟ -
gen Steine« in den Fusionsprozess mit der Linkspartei zu legen.125 Der Frak-
Ɵ onschef warf sein ganzes Gewicht in die Waagschale und betonte: »Jetzt, 
wo die Linke nach langer Zeit mit dem Rücken zur Wand endlich wieder 
handlungsfähig wird, darf kein Landesverband die gemeinsame Linie ver-
lassen.«126 Er warnte, wenn dem Bundesvorstand keine SankƟ onsmöglich-
keiten in die Hand gegeben würden, »dann sind wir keine Partei, sondern 
nur ein lockerer Verbund von Landesverbänden«.127 Und: »Wir dürfen die, 
die erwartungsvoll auf Deutschland schauen, nicht enƩ äuschen«, sagte er 
schließlich. »Das ist mein Appell.«128

122 Vgl. Neues Deutschland, 2.5.2006.
123 Vgl. Jörg Schindler: WASG-Parteitag: Möhrchen für die Linke. In: Frank-

furter Rundschau online, 2.5.2006. URL: www.fr-aktuell.de/in_und_ausland/
hintergrund/?em_cnt=872801 (abgerufen am 2.5.2006).

124 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: IniƟ aƟ vantrag zum Parteibildungspro-
zeß und zu Konkurrenzkandidaturen. Beschlossen am 29.4.2006 in Ludwigsha-
fen. Antrag IA 05-neu. PressemiƩ eilung, Sonntag, 30. April 2006. In: ADS, WASG 
– 021 e.

125 Vgl. SPIEGEL ONLINE, 29.4.2006. URL: www.spiegel.de/poliƟ k/deutschland/
parteitag-der-wahlalternaƟ ve-wasg-uebt-die-selbstzerfl eischung-a-413880.html 
(abgerufen am 6.5.2015).

126 Zit. in: Neues Deutschland, 2.5.2006.
127 Zit. in: Berliner Zeitung, 2.5.2006, a.a.O.
128 Zit. in: Neues Deutschland, 2.5.2006.
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Klaus Ernst räumte ein, die WASG sei in einer »schwierigen Lage«. Ihr 
derzeiƟ ges Erscheinungsbild sei »nicht besonders publikumswirksam«. Das 
GeschäŌ sführende Bundesvorstandsmitglied appellierte an die Delegier-
ten, gegen den Zustand der Zerrissenheit zu kämpfen.129 Mit dem Blick auf 
die Berliner Abweichler rief er in der turbulenten Aussprache: »Wenn eine 
Partei sagt, sie ist eine Vegetarierpartei«, dann könnten einzelne Landes-
verbände sie nicht einfach »zur Schlachtschüssel einladen«.130

Die Drohungen, Warnungen und Appelle wirkten. Der WASG-Parteitag 
nahm den Leitantrag »Es geht nicht mehr um das Ob, sondern um das Wie! 
– Für eine pluralisƟ sche, gesamtdeutsche Partei der Linken« mit 186 Ja-
SƟ mmen gegen 107 Nein-SƟ mmen bei 6 Enthaltungen an.131 Viel wichƟ ger 
noch: Mit 163 zu 121 SƟ mmen (bei 3 Enthaltungen) wurde der folgende 
Punkt 1 des IniƟ aƟ vantrags zum Parteibildungsprozess und zu Konkurrenz-
kandidaturen verabschiedet:132 Der Bundesparteitag »erwartet von der 
Berliner LandesorganisaƟ on, die Wahlanzeige und die eingereichten Listen 
sofort zurückzuziehen«.133 Mit 150 zu 110 SƟ mmen (bei 7 Enthaltungen)134 
wurde der Bundesvorstand für den Fall, dass die Wahlanzeige nicht zurück-
gezogen würde, von den Basisvertretern ermächƟ gt, »alle Maßnahme zu 
prüfen und ggf. zu ergreifen, um dem Willen des Bundesparteitages Gel-
tung zu verschaff en«. Lediglich »Parteiausschlüsse und die Aufl ösung von 
Landesverbänden sollen vermieden werden«.135 Schließlich wurden auch 
Versuche, das KooperaƟ onsabkommen III zwischen WASG und Linkspar-
tei.PDS durch den Parteitag missbilligen zu lassen, von den Delegierten 
mehrheitlich abgelehnt.136

129 Vgl. Berliner Zeitung, 2.5.2006, a.a.O.
130 Zit. in: Jörg Schindler: WASG-Parteitag: Möhrchen für die Linke, a.a.O.
131 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 

17. Mai 2006). In: ADS, WASG – 019.
132 Vgl. ebenda.
133 WASG – Die WahlalternaƟ ve: IniƟ aƟ vantrag zum Parteibildungsprozeß und 

zu Konkurrenzkandidaturen. Beschlossen am 29.4.2006 in Ludwigshafen. Antrag 
IA 05-neu, a.a.O.

134 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 
17. Mai 2006), a.a.O.

135 WASG – Die WahlalternaƟ ve: IniƟ aƟ vantrag zum Parteibildungsprozeß und 
zu Konkurrenzkandidaturen. Beschlossen am 29.4.2006 in Ludwigshafen. Antrag 
IA 05-neu, a.a.O.

136 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 
17. Mai 2006), a.a.O.
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Doch die Art und Weise, wie die Fusionsstrategen Klaus Ernst und Oskar 
Lafontaine ihre Linie auf dem Parteitag durchdrückten, empörte nicht we-
nige WASG-Mitglieder. Sabine Lösing beschuldigte indirekt Parteichef Klaus 
Ernst und LinksfrakƟ onschef Oskar Lafontaine, das Klima in der Partei ver-
giŌ et zu haben.137 Joachim Bischoff , Mitglied des Bundesvorstandes, warf 
beiden PoliƟ kern »SƟ llosigkeit« vor und warnte: »Das darf nicht [die] po-
liƟ sche Kultur unserer Partei werden.«138 Auch Vorstand Björn Radke ver-
langte, es müssten neue poliƟ sche Umgangsformen für die Linke entste-
hen. Aus Protest traten Lösing, Bischoff , Radke und Murat Çakır aus dem 
Bundesvorstand zurück.139

Anstelle von Sabine Lösing wurde in Ludwigshafen Felicitas Weck in den 
GeschäŌ sführenden Bundesvorstand gewählt. Im Zuge der Nachwahlen 
zum Erweiterten Bundesvorstand zogen Jürgen Klute, Ralf Krämer, Roland 
Hamm, Franz Uphoff , Christel Rajda und Karl Stephan Schulte in dieses 
Gremium ein.140 Sascha Stanicic, Bundessprecher der trotzkisƟ schen SAV, 
fehlten bei diesen Wahlen lediglich neun SƟ mmen für den Einzug in den 
Bundesvorstand141 – ein deutliches Zeichen dafür, dass die Gegner des an-
geblich »autoritären« Lafontaine-Kurses »nicht nur ein paar Spinner aus 
Berlin und der mecklenburgischen Provinz«142 waren. Auch die nahezu 40% 
GegensƟ mmen und Enthaltungen zum Leitantrag konnte die WASG-Füh-
rung nicht auf die leichte Schulter nehmen, sondern waren als Bürde in 
den folgenden Wochen und Monaten abzuarbeiten.

Der Ludwigshafener Parteitag befasste sich nicht nur mit dem Fusions-
prozess mit der LP.PDS, sondern auch mit aktuellen poliƟ schen Fragen. Er 
verabschiedete eine ResoluƟ on für eine Kampagne für einen gesetzlichen 
Mindestlohn, mit der die WASG gemeinsam mit der LP.PDS für einen Lohn 
kämpfen wollte, der Arbeit ohne Armut ermöglichen sollte. Als EinsƟ eg 
forderte sie mindestens 8 Euro bruƩ o pro Arbeitsstunde. In dieser Kam-

137 Vgl. Parteitagsvotum: WASG-Landesverbände bleiben stur. In: Frankfurter 
Rundschau online, 2.5.2006. URL: www.fr-aktuell.de/in_und_ausland/nachrich-
ten/aktuelle_meldungen/?em_cnt=872866 (abgerufen am 2.5.2006).

138 Zit. in: taz – die tageszeitung, 2.5.2006.
139 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 

17. Mai 2006), a.a.O.; taz – die tageszeitung, 2.5.2006.
140 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 

17. Mai 2006), a.a.O.
141 Vgl. ebenda.
142 Astrid Geisler: Triumph im Narrenhaus. In: taz – die tageszeitung, 

2.5.2006.
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pagne wollte sie eng mit den Akteuren der gewerkschaŌ lichen Mindest-
lohnkampagne und weiteren Partnern zusammenarbeiten.143 »Jetzt müs-
sen wir zusammen die Hartz-IV-Regierung unter Druck setzen und einen 
sozial gerechten Mindestlohn erkämpfen«,144 betonte Bundesvorstands-
mitglied Thomas Händel.

Insgesamt zog Thomas Händel ein posiƟ ves Fazit des Ludwigshafener 
Parteitages der WASG. Mit diesem Parteitag gebe es die erforderliche Klar-
heit im Parteibildungsprozess und einen kompleƩ  besetzten und voll hand-
lungsfähigen Bundesvorstand. »Wir haben in einer für alle sehr schwierigen 
SituaƟ on bewiesen, dass die WASG debaƫ  eren, aber auch Entscheidungen 
treff en kann, wenn es erforderlich ist. Die Beschlüsse für die neue Linke 
und gegen die Konkurrenzkandidaturen waren sicher für einige schmerz-
haŌ , aber für die gesamte Partei eminent wichƟ g.«145

Am 2. Juni 2006 stellten die GeschäŌ sführenden Bundesvorstände der 
WASG, Klaus Ernst und Felicitas Weck, der Vorsitzende der LP.PDS Lothar 
Bisky und seine Stellvertreterin Katja Kipping sowie die beiden Vorsitzen-
den der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag, Oskar Lafontaine und Gregor 
Gysi in Berlin einen »Aufruf zur Gründung einer neuen Linken« vor.146 Der 
Aufruf, der auch als »Gründungsmanifest« bezeichnet wurde,147 konsta-
Ɵ erte, dass gegen die Übermacht des Kapitals demokraƟ scher FortschriƩ  
und die Verbesserung der Lebensverhältnisse für eine große Mehrheit nur 
in einem breiten Reformbündnis zu erreichen seien. In der ganzen Welt 
formiere sich Widerstand gegen den enƞ esselten, neoliberalen Kapita-
lismus. »Auch in Deutschland«, hieß es im Text, »sind alle, die ein fried-
licheres, gerechteres, ökologischeres und sozialeres Zusammenleben der 
Menschen wollen, aufgerufen, bei der Gründung der neuen linken Partei 
mitzuarbeiten.«148

143 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: Kampagne für einen gesetzlichen Mindest-
lohn. ResoluƟ on der Parteitage von Linkspartei.PDS und WASG (29./30.4.2006). 
In: ADS, WASG – 019.

144 Zit. in: neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale Gerech-
Ɵ gkeit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, 
Nr. 2/Juli, a.a.O.

145 »Heißer Herbst nach eiskaltem Frühjahr«, Interview mit Thomas Händel, 
Mitglied im geschäŌ sführenden Vorstand der WASG. In: Ebenda.

146 Vgl. Neues Deutschland, 3./4.6.2006.
147 Vgl. junge Welt, 28.6.2006.
148 Aufruf zur Gründung einer neuen Linken. Vorgestellt von den GeschäŌ sfüh-

renden Bundesvorständen der WASG Klaus Ernst und Felicitas Weck, sowie Lothar 
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Thomas Händel bewertete den Aufruf als »einen wichƟ gen Beitrag zur 
ProgrammdebaƩ e der beiden Parteien«. Herausragend sei der profi lierte 
Autorenkreis, der mit diesem Papier in hohem Maße dazu beitrage, die in-
haltliche DebaƩ e verstärkt wieder aufzunehmen. Händel unterstrich: »Wir 
wünschen uns mehr DebaƩ e über die Inhalte der künŌ igen gemeinsamen 
Partei staƩ  klein kariertes Gezänk im SƟ le der Vergangenheit. Schließlich 
wollen die Mitglieder am Ende des Prozesses überzeugende AlternaƟ ven 
zur neoliberalen PoliƟ k formuliert haben und eine starke und geeinte Linke 
sehen, die PoliƟ k dagegen entwickeln kann.«149

Doch der Ablauf und die Art und Weise des Prozesses der Herstellung 
einer neuen linken Partei rief auch immer wieder KriƟ ker auf den Plan. Ak-
Ɵ ve des Netzwerkes Linke OpposiƟ on (NLO) in Nordrhein-Wesƞ alen, die sich 
am 3. September 2006 in Düsseldorf getroff en haƩ en, betonten zwar ei-
nerseits, dass sie den von der WASG beschlossenen ergebnisoff enen Pro-
zess zur Bildung einer vereinigten linken Partei für poliƟ sch sinnvoll hielten, 
kriƟ sierten aber, dass der Parteibildungsprozess nicht dazu geführt habe, 
dass die LP.PDS ihre RegierungspoliƟ k in Berlin und Mecklenburg-Vorpom-
mern verändert oder kriƟ sch refl ekƟ ert häƩ e. Angesichts der ihrer Mei-
nung nach mangelnden Mitwirkungs- und Entscheidungsmöglichkeiten der 
Parteibasis befürchteten sie, dass die poliƟ schen Ziele des Parteibildungs-
prozesses verfehlt werden. Sie betonten: »Die neue Partei entsteht durch 
eine Neugründung, nicht durch eine Fusion, in der die Mitgliederbestände 
automaƟ sch übernommen werden, und schon gar nicht, indem die WASG-
Mitglieder der Linkspartei.PDS beitreten. Jedes Mitglied soll sich durch Bei-
triƩ  für die neue Partei entscheiden, alle Ämter sind neu zu wählen.«150

Jedoch zeigten die Zeichen mit dem Gutachten von Prof. Dr. MarƟ n Mor-
lok bereits in eine andere Richtung: »Verschmelzung durch Aufnahme« 
durch die größere der beiden Parteien.151 Der Länderrat der WASG, der 

Bisky, Vorsitzender der Linkspartei.PDS, Katja Kipping, stellvertretende Parteivor-
sitzende und den Vorsitzenden der BundestagsfrakƟ on DIE LINKE, Oskar Lafon-
taine und Gregor Gysi, am 2. Juni 2006 in Berlin. In: ADS, WASG – 131 e.

149 Zit. in: Aufruf zur Gründung einer neuen Linken vorgestellt (2.6.2006). In: 
ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

150 Netzwerk Linke OpposiƟ on: Für eine glaubwürdige neue linke Partei! Ab-
schlusserklärung des Treff ens von AkƟ ven des Netzwerks Linke OpposiƟ on in NRW 
am 3. September 2006 in Düsseldorf. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-10.

151 Vgl. MarƟ n Morlok: Gutachten zu Fragen einer Fusion zwischen WASG und 
Linkspartei, Düsseldorf, August 2006, S. 67. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-
13. – In einem Anfang November 2006 veröff entlichten Interview begründete Mor-
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am 9. September 2006 in Kassel tagte, nahm nach monatelangen Vorbe-
reitungen einen konkreten Zeitplan für den Vereinigungsprozess von WASG 
und LP.PDS bis MiƩ e 2007 zusƟ mmend zur Kenntnis.152

Im Vorfeld des für Ende September 2006 geplanten Programm-Konvents 
von WASG und LP.PDS konnte Axel Troost als Mitglied der gemeinsamen 
Programmkommission beider Parteien in einem DebaƩ en-Beitrag zunächst 
feststellen, dass diese Kommission sich in den meisten Punkten auf ge-
meinsame Standpunkte zu einigen vermochte. Auch in den striƫ  gen Punk-
ten seien die Diskussionslinien nicht nach dem Muster: hier WASG – dort 
Linkspartei.PDS, sondern quer zu den Parteien verlaufen. Die off enen pro-
grammaƟ schen Fragen seien bereits in den »Eckpunkten« gesondert dar-
gestellt worden, eine Vorgehensweise, die in Diskussionsveranstaltungen 
beider Parteien vielfach sehr posiƟ v aufgenommen worden sei, häƩ e sie 
doch den off enen Charakter der Diskussion betont.153

Troost umriss dann die striƫ  gen Programm-Fragen und legte dar, wie 
aus seiner Sicht damit umzugehen sei. Der erste Block betreff e vor allem 
Fragen der Kommunal- und LandespoliƟ k, konkret die Verschuldung von 
Kommunen und Bundesländern. Striƫ  g sei, welche Stellung die Konsoli-
dierung der öff entlichen Haushalte zur Rückgewinnung poliƟ scher Gestal-
tungsräume in linker PoliƟ k haben sollte. Eng verbunden hiermit sei die 
Frage der PrivaƟ sierung öff entlichen Eigentums und öff entlicher/kommu-

lok noch einmal sein jurisƟ sches Plädoyer für einen BeitriƩ  der WASG zur LP.PDS. 
Die AlternaƟ ve dazu bestünde gedanklich darin, dass sich beide Parteien aufl ösen 
und eine gemeinsame neue Partei aufmachen würden. Eine solche Vorgehens-
weise berge aber das Risiko, dass die bisherigen ErrungenschaŌ en (insbesondere 
diejenigen der bereits länger exisƟ erenden LP.PDS) dann verloren wären. Morlok 
verwies darauf, dass die Parteien vom Staat Geld für die bisher bei den letzten 
Bundestags-, Landtags- und Europa-Wahlen erworbenen WählersƟ mmen erhal-
ten würden. »Wenn nun die völlige Neugründung einer Partei vorliegt, bekommt 
diese zunächst kein staatliches Geld, weil dann das sogenannte WählersƟ mmen-
konto bei Null beginnt. Es empfi ehlt sich, so vorzugehen, dass auf alle Fälle die 
ErrungenschaŌ en erhalten bleiben. Auch der Auĩ au einer neuen ParteisƟ Ō ung 
würde Verluste bedeuten und viele Jahre dauern.« (Die WASG muss die Kröte 
schlucken [Interview mit MarƟ n Morlok]. In: Freitag, 3.11.2006.)

152 Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2006, Nr. 
3, a.a.O.

153 Vgl. Axel Troost: Zum Umgang mit striƫ  gen Programm- und Satzungsfra-
gen (22.8.2006). URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/uploads/media/20060822_troost.
pdf (abgerufen am 11.10.2015).
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naler Unternehmen. Ein zweiter Block betreff e die Frage des gesellschaŌ -
lichen Ziels und SchriƩ e zu seiner Realisierung. Konkret gehe es um die 
Frage der VergesellschaŌ ung der Schlüsselindustrien, um aktuelle Forde-
rungen in diese Richtung und um das gesellschaŌ spoliƟ sche Ziel des »de-
mokraƟ schen Sozialismus«. Unstriƫ  g sei, dass dieses Ziel im Gründungs-
programm genannt wird, striƫ  g sei, in welcher Form und KonkreƟ sierung. 
Der driƩ e Block betreff e vor allem die Frage, ob die Forderung nach Er-
werbsarbeit für alle Arbeitssuchenden noch ein realisƟ sches und zentrales 
Ziel alternaƟ ver PoliƟ k sein könne. Hiermit verbunden sei der Streit: be-
dingungsloses individuelles Grundeinkommen versus bedarfsorienƟ erte 
Grundsicherung.154

Die Aufzählung der striƫ  gen Punkte, so das WASG-Vorstandsmitglied, 
werfe nun die Frage auf, wie mit ihnen umzugehen sei, zumal in den nächs-
ten Wochen nicht mehr »ProgrammaƟ sche Eckpunkte« diskuƟ ert würden, 
sondern das Gründungsprogramm einer neuen Partei. Aber es sei eben ein 
Gründungsprogramm. Das Parteiprogramm solle erst von der neuen Par-
tei nach einer längeren Diskussion an der Basis entwickelt werden. Des-
halb müssten im Gründungsprogramm Formulierungen gefunden werden, 
mit denen alle leben könnten. Diese konsensuale Herangehensweise be-
deute nicht Beliebigkeit, sondern das Bestreben, dass das Gründungspro-
gramm von möglichst vielen Mitgliedern der neuen linken Partei getra-
gen werden könne.155

Bei allem Verständnis für die Finanznöte ostdeutscher KommunalpoliƟ -
ker müsse das Gründungsprogramm deutlich machen, dass die neue Par-
tei klar auf der Seite der BeschäŌ igten des öff entlichen Dienstes stehe. 
»Es sollte deutlich machen, dass PrivaƟ sierung nicht die Auslieferung öf-
fentlichen Eigentums an Hedge-Fonds bedeuten kann; die Rolle von Ge-
nossenschaŌ en sollte genauer defi niert werden.«156 Nach Auff assung von 
Axel Troost sollte die Forderung eines »demokraƟ schen Sozialismus« Be-
standteil eines Gründungsprogramms sein: »Die KonkreƟ sierung dieser 
Forderung sollte ebenso wie Diskussionen über Verstaatlichung/Verge-
sellschaŌ ung etc. Ergebnis eines längeren Diskussionsprozesses nach der 
Parteigründung sein. Allerdings sollte auch deutlich gemacht werden, dass 
Menschen, die einen demokraƟ schen Sozialismus nicht als ihr Ziel defi nie-

154 Vgl. ebenda.
155 Vgl. ebenda.
156 Ebenda.
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ren, einen gleichberechƟ gen Platz in der neuen linken Partei haben.«157 Die 
Diskussion über bedarfsorienƟ erte Grundsicherung versus bedingungs-
loses Grundeinkommen benöƟ ge ebenso weitere Zeit. Sie sollte in einem 
Gründungsprogramm nicht entschieden werden.158

Eine OrienƟ erung auf den Konsens, mit dem sowohl große Gruppen von 
Mitgliedern der WASG als auch der Linkspartei.PDS leben könnten, würde 
auch bedeuten, dass auf den WASG-Parteitagen im November 2006 und 
März 2007 keine »Klärung« der striƫ  gen Punkte erreicht werden könne. 
Die Diskussionen müssten weitergeführt werden. »Konsensuale Herange-
hensweise bedeutet aber natürlich auch«, betonte Axel Troost, »dass das 
Gründungsprogramm nicht gegen substanƟ elle Vorstellungen der WASG 
verstoßen darf.«159

Am 30. September 2006, einem spätsommerlichen Samstag, befasste 
sich dann der Programm-Konvent in Hannover mit dem Selbstverständ-
nis der neuen Linkspartei, aber auch mit den Problemen der Fusion. »Wir 
müssen aufpassen, dass wir die ostdeutsche Seele nicht vergrätzen, und 
die westdeutsche gewinnen«, sagte Klaus Ernst. »Wenn die Partei im Wes-
ten wahrgenommen wird als Westausdehnung der PDS, dann ist das Pro-
jekt tot.«160 Ebenso wenig dürfe bei ostdeutschen Linken der Eindruck ei-
ner Übernahme durch den Westen entstehen. Im Ricklinger Freizeitheim, 
einem Betonklotz mit dem Charme der 1970er Jahre, warnte Axel Troost 
vor dem Wunsch, das Ziel der gemeinsamen Reise zu stark festzulegen. In-
nerhalb von WASG und LP.PDS werde schon jetzt nicht mehr entlang der 
Parteilinie diskuƟ ert, sondern off en.161

Troost unterstrich, dass sich das Gründungsprogramm der neuen Par-
tei »an die interessierte poliƟ sche Öff entlichkeit unseres Landes in seiner 
ganzen Breite« richte. Deshalb müssten seine Aussagen »einerseits ausrei-
chend genau und andererseits ausreichend verständlich sein«.162 Das Mit-
glied des Bundesvorstandes der WASG betonte, die neue Linkspartei solle 
eine »linke Sammlungspartei« werden, in der der Kommunist ebenso wie 

157 Ebenda.
158 Vgl. ebenda.
159 Ebenda.
160 Zit. in: Märkische Oderzeitung, Frankfurt/Oder, 2.10.2006.
161 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2.10.2006; Neues Deutschland, 

2.10.2006.
162 Vgl. [Axel Troost: Redemanuskript zum Programm-Konvent am 30. Septem-

ber 2006 in Hannover], S. 3. In: WASG-Archiv Fürth.
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der Vertreter der katholischen Soziallehre seinen Platz fi nden müsse.163 
Troost verdeutlichte, dass dies auch Probleme berge: Die Bürgermeisterin 
aus Mecklenburg-Vorpommern treff e auf den kampferprobten Betriebs-
ratsvorsitzenden aus Hessen, »unterschiedliche ideologische Wurzeln und 
kulturelle Milieus treff en zusammen. Dies führt auch zu inhaltlichem Dis-
sens.« So sei – wie Troost bereits in dem oben skizzierten DebaƩ en-Bei-
trag dargestellt haƩ e – einer der umstriƩ enen Punkte die Benennung eines 
gesellschaŌ lichen Ziels in Gestalt des demokraƟ schen Sozialismus. Ein ge-
wisser Charme der ersten Eckpunkte habe darin bestanden, dass klar und 
deutlich im Text »benannt wurde, wo wir uns noch nicht einig sind. Dieser 
Dissens ist auch in der zweiten Version nicht aufgehoben, hier allerdings 
mehr in den Text integriert.«164

Der vorgelegte zweite Entwurf der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte« 
trage die HandschriŌ  beider Parteien. Dabei konstaƟ erte der WASG-Mit-
begründer zufrieden: »Wir glauben, dass wir als WASG unsere Kompetenz 
in der WirtschaŌ s- und SozialpoliƟ k einbringen konnten.«165 Aber auch der 
zweite Entwurf der Eckpunkte sei lediglich »der momentane Diskussions-
stand der Kommission«. Axel Troost machte deutlich, dass die Eckpunkte 
am Anfang der gemeinsamen Partei stünden und nicht etwa das Ende der 
Programmarbeit bilden würden: »Ein Gründungsprogramm hat einen be-
sonderen Charakter. Es soll bewusst nicht das neue Parteiprogramm sein, 
denn dies muss sich die neue Partei selbst erarbeiten, soll aber schon hin-
reichend deutlich machen, was die neue Partei inhaltlich ausmacht. Ein 
Gründungsprogramm kann sich aber noch Kompromisse erlauben, weil die 
Diskussion um das künŌ ige Parteiprogramm mehr Zeit zur Klärung strit-
Ɵ ger Fragen bieten wird.«166

Auch der Vorsitzende der LP.PDS, Lothar Bisky, erklärte: »Ein analyƟ sch 
gearbeitetes Programm kann sich erst die neue Partei geben. Wir sind hier 
bei den Vorarbeiten.«167 Bisky konstaƟ erte, dass in den Eckpunkten eine 
»Dominanz linkskeynesianischen Denkens« nicht zu übersehen sei. Das 
könne nicht falsch sein, ob ein ökonomisƟ scher Ansatz aber ausreiche, 
um gesellschaŌ liche Veränderungen zu begreifen, sei zu bezweifeln. Der 
Parteichef bedauerte, dass die Theorie der Freiheitsgüter, die das Chem-

163 Vgl. ebenda, S. 3f.
164 Ebenda, S. 4.
165 Ebenda, S. 2.
166 Ebenda, S. 2.
167 Zit. in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2.10.2006.
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nitzer Parteiprogramm der PDS prägte, keinen Eingang in die »Program-
maƟ schen Eckpunkte« gefunden habe. Das sei ein »Verzicht auf ein gan-
zes Theoriegebäude«.168

Zu Beginn der zweiten TageshälŌ e teilte sich der Hannoveraner Pro-
gramm-Konvent in Arbeitsgruppen auf. In ihnen wurde über Krieg und Frie-
den, über WirtschaŌ  und Arbeitsmarkt, über Geschlechterverhältnisse, 
über Kapitalismus und zeitgemäßes Sozialismus-Verständnis und nicht zu-
letzt darüber diskuƟ ert, was für eine Partei die neue Linkspartei sein soll. 
In der Diskussion traten die poliƟ schen und kulturellen Unterschiede zwi-
schen beiden bestehenden Parteien deutlich zutage. Teilnehmer aus Krei-
sen der LP.PDS, mehrheitlich Mandatsträger oder Mitarbeiter, bezogen 
sich zumeist präzise auf die unterbreiteten Papiere und regten die eine 
oder andere fachliche Veränderung an. Die bekennenden WASG-Mitglieder 
neigten dagegen dazu, ihre poliƟ schen Erfahrungen mit allgemeineren Er-
wägungen zu verknüpfen. Zum Teil war die DebaƩ e von scharfen Unter-
tönen und von Zwischenrufen begleitet. Vertreter vor allem der Berliner 
WASG ließen nichts Gutes an der Regierungsbeteiligung der Linkspartei, 
mahnten PrinzipienfesƟ gkeit an und forderten, die »HandschriŌ « der Lin-
ken müsse erkennbar bleiben. Andere warfen den KriƟ kern eines allmäch-
Ɵ gen (Sozial-)Staates vor, bei Milton Friedman, dem TheoreƟ ker des Neo-
liberalismus, abgeschrieben zu haben. Auch die PrivaƟ sierungspoliƟ k, die 
Forderung nach VollbeschäŌ igung und die Besetzung der gemeinsamen 
Gremien in der künŌ igen Partei bildeten Konfl ikt-Themen.169

In einem DebaƩ en-Beitrag im Herbst 2006 stellte WASG-Vorstand Axel 
Troost zur Programm-DebaƩ e fest, dass sich WASG und Linkspartei.PDS 
in den allermeisten Punkten einig seien: in der Ablehnung des Neolibera-
lismus, in der BildungspoliƟ k, in der AnƟ kriegspoliƟ k, sodass eine breite 
Basis für gemeinsames Handeln vorhanden sei. »Dass sich jetzt verstärkt 
und parteiübergreifend poliƟ sche Strömungen zu Wort melden, anƟ kapi-
talisƟ sche Linke, emanzipatorische Linke und Linke, die eine Wiederkehr 
fürchten, ist zu begrüßen. Ein Parteibildungsprozess, der sich an poliƟ schen 
Inhalten orienƟ ert, ist einem Prozess, der in Machtzirkeln und Küchenka-

168 Vgl. ebenda; Neues Deutschland, 2.10.2006.
169 Vgl. junge Welt, 2.10.2006; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2.10.2006; 

Neues Deutschland, 2.10.2006; Ablauf Konvent Auf dem Weg zur neuen Linkspar-
tei in Deutschland. ProgrammKonvent. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-3.
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bineƩ en entschieden wird, entschieden vorzuziehen.«170 Generell sei fest-
zuhalten, dass eine neue Linke nur in Pluralität erfolgreich sein könne. Zu 
ihr müssten alle gehören, die AnƟ kapitalisƟ n bzw. der AnƟ kapitalist und 
die Reformerin bzw. der Reformer, die/der ehemalige LPG-Vorsitzende aus 
dem Osten und das enƩ äusche CDA-Mitglied aus dem Westen.171

Auf einer gemeinsamen Tagung am 22. Oktober 2006 in Erfurt172 verab-
schiedeten die Vorstände von WASG und Linkspartei.PDS einen weiteren 
Entwurf der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte auf dem Weg zu einer neuen 
Linkspartei in Deutschland« und andere »Gründungsdokumente« der ge-
planten Linkspartei, die den Namen DIE LINKE tragen sollte.173 Ziel des Han-
delns – hieß es in dem Entwurf in Anlehnung an das »Manifest der Kom-
munisƟ schen Partei« von 1848 – sei eine GesellschaŌ , »in der die freie 
Entwicklung einer und eines jeden zur Bedingung der freien Entwicklung 
aller wird«, eine GesellschaŌ , die über den Kapitalismus hinausweise und 
die ihn in einem transformatorischen Prozess überwinde. Die AlternaƟ ve, 
die sich die neue Partei auf die Fahnen schreibe, sei eine soziale, demokra-
Ɵ sche und friedliche TransformaƟ on staƩ  des enƞ esselten Kapitalismus.174 
Bei dieser OrienƟ erung wolle man sich »von Werten leiten« lassen, »die 
den SchriƩ en zu einer gerechten GesellschaŌ  Zusammenhang und Orien-
Ɵ erung geben: Freiheit, Gleichheit und Solidarität bilden den Inhalt der 
GerechƟ gkeit, die wir anstreben. Gleichheit ohne individuelle Freiheit ver-
schwindet in Entmündigung und FremdbesƟ mmung. Freiheit ohne Gleich-
heit ist nur die Freiheit für die Reichen.«175

Auf den Begriff  des »demokraƟ schen Sozialismus« wurde in diesem 
Kontext allerdings verzichtet, da er – so Klaus Ernst – »schwierig« sei, weil 

170 Axel Troost: Die Bildung der neuen linken Partei – Zwischenbilanz und Aus-
blick. URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/1311.html (abgerufen am 29.9.2015).

171 Vgl. ebenda.
172 Für jede der beiden Parteien standen für diese geschlossene Sitzung 24 

Plätze am TagungsƟ sch für den Vorstand und weitere vom Vorstand eingeladene 
Personen und acht Plätze für Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter zur Verfügung. 
Vgl. Gemeinsame PV-Sitzung von Linkspartei.PDS und WASG am Sonntag, dem 22. 
Oktober 2006, in Erfurt. In: ADS, WASG – 062.

173 Vgl. Neues Deutschland, 23.10.2006.
174 Vgl. ProgrammaƟ sche Eckpunkte auf dem Weg zu einer neuen Linkspar-

tei in Deutschland. Auf der gemeinsamen Sitzung der Vorstände von Linkspartei.
PDS und WASG am 22. Oktober 2006 in Erfurt verabschiedeter Entwurf. In: Neues 
Deutschland, 28./29.10.2006, Beilage, S. 3/4.

175 Ebenda, S. 3.
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sich viele WASG-Mitglieder nicht als Sozialisten fühlten.176 Es hieß ledig-
lich, Freiheit, Gleichheit, Solidarität seien mit Frieden, Bewahrung der Na-
tur und EmanzipaƟ on untrennbar verbunden. »Viele von uns bezeichnen 
diesen Zusammenhang von Ziel, Weg und Wertesystem als demokraƟ schen 
Sozialismus.«177

Die vorgelegten Eckpunkte seien ein Programm des Richtungswechsels 
der PoliƟ k und der Erneuerung der DemokraƟ e. Zu den in fünf Punkten 
zusammengefassten Zielen dieses Programms gehörten eine Demokra-
Ɵ sierung der GesellschaŌ  (einschließlich des Kampfes gegen patriarchale 
Unterdrückung, gegen alle Formen von Rassismus, AnƟ semiƟ smus und 
Rechtsextremismus) und eine soziale Gestaltung von Arbeit und WirtschaŌ , 
die jeder und jedem die Möglichkeit zur Teilhabe an ErwerbstäƟ gkeit und 
an deren sozialer Gestaltung geben solle. Weitere Ziele waren eine Wirt-
schaŌ sdemokraƟ e, die alle Formen des Eigentums sozialen Kriterien un-
terwerfen sollte, eine neue Solidarität auf der Basis moderner öff entlicher 
Dienstleistungen, solidarischer Sicherungssysteme und des ökologischen 
Umbaus der GesellschaŌ  als Grundlage eines selbstbesƟ mmten Lebens in 
Sicherheit und eine internaƟ onale Ordnung des Friedens, der kollekƟ ven 
Sicherheit und einer solidarischen Entwicklung sowie eine veränderte Eu-
ropäische Union.178

Am Ende des Entwurfs der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte« wurden 
elf Punkte als off ene Fragen deklariert, bei denen bis dahin kein Kompro-
miss zwischen WASG und LP.PDS zustande gekommen war. Dazu gehörten 
das Verhältnis von ZivilgesellschaŌ , MarktregulaƟ on, naƟ onalem Sozial-
staat und internaƟ onalen InsƟ tuƟ onen, die Frage bedarfsorienƟ erte sozi-
ale Grundsicherung oder bedingungsloses individuelles Grundeinkommen, 
das Verhältnis von sozialen und individuellen Bürgerrechten und nicht zu-
letzt die Frage internaƟ onaler Militäreinsätze.179 Diese Frage lautete: »Kön-
nen internaƟ onale Militäreinsätze im AuŌ rag und unter Kontrolle der UN 
in regionalen Kriegs- und BürgerkriegskonstellaƟ onen zu einer Rückkehr 

176 Vgl. Neues Deutschland, 24.10.2006.
177 ProgrammaƟ sche Eckpunkte auf dem Weg zu einer neuen Linkspartei in 

Deutschland. Auf der gemeinsamen Sitzung der Vorstände von Linkspartei.PDS 
und WASG am 22. Oktober 2006 in Erfurt verabschiedeter Entwurf, a.a.O., S. 3.

178 Vgl. ebenda, S. 4.
179 Vgl. ebenda, S. 8.
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zu einer friedlichen Entwicklung beitragen? Wäre diese Frage zu bejahen: 
Unter welchen Bedingungen? Wie verhalten wir uns dann dazu?«180

Es dauerte nur wenige Tage, dann lagen die ersten ablehnenden Stel-
lungnahmen zu den »Gründungsdokumenten« vor. Die KriƟ ker schossen 
sich vor allem auf den Entwurf der »ProgrammaƟ schen Eckpunkte« ein. Sie 
seien ein RückschriƩ  hinter das »Gründungsmanifest«, meinte die AnƟ ka-
pitalisƟ sche Linke. In einem PosiƟ onspapier, zu deren Autoren das frühere 
Bundesvorstandsmitglied der WASG, Sabine Lösing, gehörte, wurden die 
»unscharfe KapitalismuskriƟ k« und die »Abkehr vom Ziel des Sozialismus« 
kriƟ siert. Zudem sei die »AnƟ kriegsposiƟ on aufgeweicht« worden.181 Das 
Netzwerk Linke OpposiƟ on aus KriƟ kern der WASG-Vorstandsmehrheit er-
blickte in den »ProgrammaƟ schen Eckpunkten« gar den »vorläufi gen Tief-
punkt auf dem Weg zu einer neuen Partei«.182 Ralf Krämer von der Sozialis-
Ɵ schen Linken hielt das Dokument zwar für eine »brauchbare Grundlage«, 
kriƟ sierte aber gleichwohl, dass viele Punkte »unbefriedigend, einige auch 
ärgerlich« seien. So würde beispielsweise die PosiƟ on der Linken seiner Auf-
fassung nach »zu sehr mit abstrakten WertorienƟ erungen« und »zu wenig 
klassenpoliƟ sch« begründet.183

Die Unzufriedenheit mit dem Entwurf der »ProgrammaƟ schen Eck-
punkte« bei einem Teil der WASG-Mitglieder schlug sich auch in entspre-
chenden Anträgen an den bevorstehenden Bundesparteitag in Geseke nie-
der. In diesen Anträgen wurde verlangt, die »Eckpunkte« zu überarbeiten, 
da sie in der vorliegenden Fassung nicht geeignet seien, als Grundlage einer 
starken linken Partei zu dienen. Änderungen seien insbesondere angesichts 
des bisher fehlenden gesellschaŌ spoliƟ schen Ziels einer sozialisƟ schen Ge-
sellschaŌ , der »UneindeuƟ gkeit« bei friedenspoliƟ schen Grundsätzen, dem 
zögerlichen Umgang bei der Eigentumsfrage und dem Verzicht auf Min-
destbedingungen für Regierungsbeteiligungen erforderlich. UN-manda-
Ɵ erte Kampfeinsätze unter Berufung auf Kapital VII der UN-Charta seien 

180 Ebenda.
181 Vgl. Sahra Wagenknecht/Nele Hirsch/Ulla Jelpke/Sabine Lösing: Kehrtwende 

nach rechts. In: junge Welt, 28.10.2006.
182 Vgl. Neues Deutschland, 17.11.2006. – Vgl. auch Günter Rexilius: Diesem Pro-

grammentwurf fehlt eine radikale PerspekƟ ve. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-
004-3. – In seinem Text ziƟ erte Günter Rexilius Edith Bartelmus-Scholich, die in 
einem ArƟ kel schrieb, im Eckpunktepapier habe sich »das neoliberale Machtkar-
tell der Reformlinken aus der Linkspartei.PDS« durchgesetzt.

183 Vgl. Ralf Krämer: ProgrammaƟ sche Eckpunkte III – brauchbare Grundlage 
für die Parteibildung der Linken. In: ADS, Krämer – Alt-Sign. 2013-004-3.
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klar und deutlich abzulehnen. Schlüsselbereiche der WirtschaŌ  müssten in 
öff entliche Eigentumsformen überführt werden. An Mindestbedingungen 
für Regierungsbeteiligungen sei festzulegen, dass Einrichtungen der öff ent-
lichen Daseinsvorsorge nicht privaƟ siert werden dürfen, dass der Perso-
nalabbau in Bund, Ländern und Gemeinden generell gestoppt werden und 
ebenso die Kürzung sozialer Leistungen verhindert werden muss, dass für 
die Verteidigung von Freiheits-, Arbeits- und sozialen Rechten, für eine 
stärkere Belastung großer Einkommen und Unternehmen (Einführung ei-
ner Vermögensteuer, Anhebung des Spitzensteuersatzes) und für die För-
derung von Konfl iktprävenƟ on und für Konversionsprogramme eingetre-
ten werden muss.184

MiƩ e November 2006 konstaƟ erte die WASG, dass nach den Erfolgen 
der Partei in der Anfangszeit »die letzten Monate oŌ  von einer starken In-
nenwendung und schwierigen Diskussionen über die Entwicklung der Partei 
und die Formierung der neuen Linken geprägt« waren. Die Schwierigkeiten 
der Aushandlungsprozesse im Parteibildungsprozess, die beiden Seiten da-
bei abgeforderten Zumutungen und Kompromisse seien oŌ  schwer zu ver-
arbeiten und häƩ en viele potenzielle Mitglieder veranlasst, zu warten, bis 
die neue Linkspartei Realität sei.185

Insgesamt war 2006 der Zustrom an neuen Mitgliedern im Vergleich 
zum Vorjahr deutlich geringer geworden. Der erhoŏ  e Mitgliederstrom aus 
den GewerkschaŌ en und dem linken Flügel der SPD war ausgeblieben, und 
bei den Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz und Baden-WürƩ emberg Ende 
März 2006 ließen sich die Ergebnisse der Bundestagswahl 2005 nicht halten 
– von einem Einzug in die beiden Landesparlamente ganz zu schweigen. Die 
(damaligen) Bundesvorstandsmitglieder Joachim Bischoff  und Björn Radke 
analysierten bereits Ende April 2006 kurz vor dem Ludwigshafener Partei-
tag: »Seit längerem ist die Erweiterung der Mitgliederbasis der WASG und 
der Ausbau unseres poliƟ schen Einzugsfeldes fakƟ sch gestoppt. Dies hat 
auch mit unseren eigenen programmaƟ sch-organisatorischen Schwächen 
zu tun. Wir haben keineswegs mit den weiteren SchriƩ en der ›großen Ko-
aliƟ on‹ mithalten können. Unsere GegenposiƟ onen zum Umbau des Ren-
tensystems, dem Systemwechsel in der gesetzlichen Krankenversicherung 

184 Vgl. Änderungsanträge zum Leitantrag des Bundesvorstandes zum Partei-
tag der WASG am 18./19. November 2006. In: ADS, WASG – 023 e.

185 Vgl. WASG-Parteitag, 18./19. November 2006. Antragsblock 3: Parteibil-
dung: Beschluss [vorläufi ge Fassung vom 19.11.2006]. Für eine vereinte Partei der 
Linken – gemeinsam gegen Neoliberalismus. In: ADS, WASG – 024 e.
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oder beim ALG II sind noch zu unscharf. Außerdem überschreiten sie selten 
die Ebene des Parlaments oder der innerparteilichen DebaƩ e.«186

Die Diskussionen auf dem WASG-Parteitag 
in Geseke im November 2006

»Es kracht zwischen den beiden Parteien, die eigentlich bald eine sein wol-
len: Linkspartei und WASG belauern sich gegenseiƟ g«, vermeldete das 
Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) kurz vor dem Parteitag der WASG in Ge-
seke bei Paderborn am 18. und 19. November 2006. »Die WASG befürch-
tet, von der Linkspartei geschluckt zu werden. Dagegen hat die Linkspartei 
Bedenken, dass die WASG aufgrund von Quotenregelungen überrepräsen-
Ɵ ert sein wird.«187 Aus Finanznot musste die WASG auf das abgelegene Ta-
gungszentrum »Dicke Birken« ausweichen, und bezahlen mussten die Dele-
gierten das meiste auch noch aus ihrer eigenen Tasche.188 Keine besonders 
guten Voraussetzungen für einen Parteitag, der dicke BreƩ er zu bohren 
haƩ e: DebaƩ e zum schwierigen Parteibildungsprozess, Umfi rmierung der 
WASG in einen rechtsfähigen Verein, Neuwahlen zum Bundesvorstand, 
zur Schiedskommission und zur Revisionskommission, Abarbeiten zurück-
gestellter Anträge des vorangegangenen Parteitages.189

In der DebaƩ e über den Parteineubildungsprozess standen die Grün-
dungsdokumente im MiƩ elpunkt. Zu Beginn präsenƟ erte Klaus Ernst als 
Mitglied des GeschäŌ sführenden Bundesvorstandes den aktuellen Stand 
dieses Prozesses: Mit der LP.PDS strebe man für 2007 eine »poliƟ sche Neu-
bildung« an.190 Ernst sparte dennoch nicht an klaren Worten in Richtung 
der Berliner Linkspartei: »Wenn man als rot-roter Senat als ersten Akt den 

186 Joachim Bischoff  und Björn Radke: KapitulaƟ on vor den Gegnern des Partei-
bildungsprozesses? (26.4.2006). In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

187 Die Linke sieht rot: Linkspartei und WASG haben Fusionsprobleme. In: ZDF.
de, 16.11.2006. URL: www.zdf.de/ZDFde/inhalt/7/0,1872,4071431,00.html (ab-
gerufen am 17.11.2006).

188 Vgl. Tom Strohschneider: Vor dem Bundesparteitag der WahlalternaƟ ve: 
Leere Kasse, volles Programm. In: Neues Deutschland, 17.11.2006.

189 Vgl. Tagesordnung [des WASG-Parteitages 2006 in Geseke]. In: ADS, WASG 
– 025.

190 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: WASG-Bundesparteitag eröff net. Erste 
Reden von Klaus Ernst, Thomas Händel, Oskar Lafontaine und Gregor Gysi. Pres-
semiƩ eilung, Sonnabend, 18. November 2006. In: ADS, WASG – 024 e.
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Ladenschluss öff net, schlimmer als in jedem Bundesland, dann hat man 
nicht alle Tassen im Schrank«,191 so der IG-Metall-BevollmächƟ gte. Gleich-
wohl baute er emoƟ onal Druck für die geplante Fusion mit der LP.PDS auf: 
»Wenn wir jetzt das Projekt vergeigen, haben alle, die hier sitzen, versagt; 
dann ist Friedhofsruhe in Deutschland.«192

Der GeschäŌ sführende Vorstand Thomas Händel referierte den Ge-
schäŌ sbericht der WASG.193 Im Angesicht der schwierigen FinanzsituaƟ on 
der WASG ziƟ erte er Karl Marx: »Das Ökonomische ist letztendlich besƟ m-
mendes Element. Das gilt auch für Parteien.«194

Oskar Lafontaine plädierte für die Fusion der WASG mit der Linkspartei.
PDS und betonte: »Wir brauchen eine Linke, die die Rechte blockt. Das ist 
die historische Aufgabe der Linken.«195 In diesem Kontext bezeichnete er 
die neue Linke als eine »demokraƟ sche Erneuerungsbewegung«. Zur De-
baƩ e um den Entwurf des rot-roten KoaliƟ onsvertrages in Berlin erklärte 
der Co-Chef der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag, es handele sich um eine 
»Fehlentwicklung«, die die Glaubwürdigkeit der Linken gefährde.196 »Die 
Frage der PrivaƟ sierung der Sparkasse Berlin ist der Lackmustest für den 
KoaliƟ onsvertrag.«197 Die Linke müsse ihre Glaubwürdigkeit zurück erkämp-
fen, wozu auch die innerparteiliche DemokraƟ e gehöre: »Die Mitgliederbe-
fragung in Parteien ist die organische Fortsetzung von Volksbefragungen 
und poliƟ schem Streik.«198 Mit dem Blick auf die BürgerschaŌ swahl 2007 
in Bremen warb Lafontaine dafür, alle KräŌ e auf Bremen zu konzentrieren, 
um nicht nur im Osten, sondern auch im Westen in einem Landtag vertre-
ten zu sein. Wie auch der nach ihm redende Gregor Gysi forderte Lafon-
taine: »Hartz IV muss weg!«199

191 Zit. in: Ebenda.
192 Zit. in: Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalter-

naƟ ve (WASG), a.a.O., S. 248.
193 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: WASG-Bundesparteitag eröff net, a.a.O.
194 Zit. in: Ebenda.
195 Zit. in: Frankfurter Rundschau. FR-online.de, 19.11.2006. URL: www.

fr-aktuell/in_und_ausland/poliƟ k/aktuell/?em_cnt=1012664 (abgerufen am 
20.11.2006).

196 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20.11.2006.
197 Zit. in: WASG – Die WahlalternaƟ ve: WASG-Bundesparteitag eröff net, 

a.a.O.
198 Zit. in: Ebenda.
199 Vgl. ebenda.
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Thema Gysis war die Entstehung einer gesamtdeutschen Linken. Der 
Gastredner unterstützte den Fusionswillen, denn man dürfe von einer so-
zial gerechten PoliƟ k nicht nur träumen.200 Die SPD Gerhard Schröders habe 
»die paritäƟ sche Finanzierung des Sozialstaates abgeschaŏ  , die Bismarck 
noch eingeführt haƩ e, um die SozialdemokraƟ e zurückzudrängen«.201 Links 
sein heiße im Kern – so Gysi – »die soziale Frage zu stellen«. Vor dem Hin-
tergrund seiner Erfahrungen mit der deutschen Einheit 1990, die nie eine 
Vereinigung gewesen sei, plädierte der Co-Vorsitzende der FrakƟ on DIE 
LINKE. im Bundestag nachdrücklich für eine echte Vereinigung zwischen 
WASG und LP.PDS.202

In der DebaƩ e blieben jene Delegierten in der Minderheit, denen die 
bisherigen Verhandlungsergebnisse der WASG-Führung um Klaus Ernst 
mit der LP.PDS nicht weit genug gingen und die durch Nachverhandlungen 
eine Schärfung des linken Profi ls forderten. Sie verlangten unter anderem, 
dass sich die neue Partei nicht an Regierungen beteiligen dürfe, die Be-
reiche der öff entlichen Daseinsvorsorge privaƟ sieren oder weitere Stellen 
im Öff entlichen Dienst abbauen würde. Diese Delegierten haƩ en erheb-
liche Probleme damit, dass die geplante neue vereinigte Linke nicht durch 
eine tatsächliche – auch jurisƟ sche – Neugründung »auf Augenhöhe« reali-
siert werden sollte, sondern durch einen kollekƟ ven BeitriƩ  der WASG zur 
LP.PDS. Doch die Mehrheit der Delegierten sah in den Forderungen nach 
Nachverhandlungen lediglich den Versuch, das Projekt DIE LINKE doch noch 
durch die Hintertür zu verhindern. So war die Niederlage der auf funda-
mentalisƟ schen PosiƟ onen stehenden KräŌ e wie der um die Berliner Trotz-
kisƟ n Lucy Redler vorherbesƟ mmt.203

Der Parteitag in Geseke wandelte die WASG in einen »eingetragenen 
Verein« um, um die jurisƟ schen Anforderungen an den Parteineubildungs-
prozess zu erfüllen,204 und nahm den Leitantrag »Für eine vereinte Partei 
der Linken – gemeinsam gegen Neoliberalismus« an. In ihm bekräŌ igten 
die Delegierten das Ziel, »gemeinsam mit der Linkspartei.PDS und unter 
Einbeziehung weiterer KräŌ e der Linken, aus GewerkschaŌ en, sozialen Be-

200 Vgl. Frankfurter Rundschau. FR-online.de, 19.11.2006, a.a.O.
201 Zit. in: WASG – Die WahlalternaƟ ve: WASG-Bundesparteitag eröff net, 

a.a.O.
202 Vgl. ebenda.
203 Vgl. taz – die tageszeitung, 20.11.2006; junge Welt, 22.11.2006.
204 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: Wir sind Verein. WASG erhält Zusatz e.V. 

PressemiƩ eilung, Sonnabend, 18. November 2006. In: ADS, WASG – 024 e.
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wegungen und der WissenschaŌ , eine neue geeinte Partei der Linken in 
Deutschland zu schaff en«. Gemeinsam wolle man dem Klassenkampf von 
oben entschieden entgegentreten. Dies erfordere klare inhaltliche Posi-
Ɵ onen in der Auseinandersetzung mit dem Neoliberalismus und den An-
griff en des Kapitals. Die neoliberale PoliƟ k treff e nicht nur die auf Sozial-
leistungen angewiesenen Menschen, sondern auch die BeschäŌ igten: »Sie 
sollen durch den Abbau sozialer Rechte und die Schwächung der Gewerk-
schaŌ en gefügig gemacht, die disziplinierende Wirkung der Massenarbeits-
losigkeit damit verschärŌ  werden.«205

Durch PrivaƟ sierung vormals öff entlicher Dienstleistungen und öff ent-
lichen Eigentums würden demokraƟ sche und soziale Gestaltungsmöglich-
keiten abgebaut und privaten Konzernen neue Verwertungsmöglichkeiten 
erschlossen. Die HerrschaŌ  des Kapitals solle gestärkt und eine nachhal-
Ɵ ge Steigerung der Profi te auch bei schwachem Wachstum sichergestellt 
werden. Um diesem Klassenkampf von oben zu begegnen, bedürfe es au-
ßerparlamentarischer Mobilisierung und einer starken linken Partei, die 
auch in den Parlamenten vertreten sei. Die Aufgabe dieser linken Partei 
sei es, sich der Sorgen und Ängste der Menschen anzunehmen, der neo-
liberalen PoliƟ k soziale AlternaƟ ven entgegenzusetzen, die Forderungen 
der sozialen Bewegungen und der GewerkschaŌ en in die Parlamente zu 
tragen und für veränderte gesellschaŌ liche und poliƟ sche KräŌ everhält-
nisse und Mehrheiten zu ihrer Durchsetzung zu kämpfen. Insbesondere die 
Frage der Regierungsbeteiligung müsse im Einzelfall danach beurteilt wer-
den, ob sie dazu beitrage, die Lebenslage der Lohnabhängigen und sozial 
Benachteilig ten nachhalƟ g zu verbessern und die KräŌ everhältnisse nach 
links zu verschieben. »Wir wollen einen poliƟ schen Richtungswechsel in 
Deutschland und Europa, für eine linke AlternaƟ ve.«206

In dem Dokument wurde konstaƟ ert, dass nicht alle Diff erenzen inner-
halb der Linken vor der Bildung einer gemeinsamen Partei abschließend 
geklärt werden könnten. »Wir müssen die Partei ausgehend von den Kräf-
ten auĩ auen, die in der Realität vorhanden und dazu bereit sind. Und wir 
müssen anerkennen, dass es unterschiedliche Erwartungen und keinen 
Königsweg für die PoliƟ k der Linken unter den gegebenen Bedingungen 
gibt.« Deshalb sei es falsch, die Bedingung zu stellen, dass die LP.PDS vor 

205 WASG-Parteitag, 18./19. November 2006. Antragsblock 3: Parteibildung: 
Beschluss [vorläufi ge Fassung vom 19.11.2006]. Für eine vereinte Partei der Lin-
ken – gemeinsam gegen Neoliberalismus, a.a.O.

206 Ebenda.
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einer Vereinigung mit der WASG aus Regierungen austreten müsse – un-
geachtet dessen, wie man zur RegierungspoliƟ k stehe. Damit sei aber die 
DebaƩ e nicht beendet. Es werde notwendig sein, poliƟ sche Konfl ikte auch 
zukünŌ ig auszutragen, aber raƟ onal, solidarisch und konstrukƟ v im Rah-
men einer gemeinsamen linken Partei.207

Mit sehr großer Mehrheit wurde ein vom Bundesvorstand den Delegier-
ten zur AbsƟ mmung vorgelegter ResoluƟ onstext angenommen, in dem die 
WASG den Berliner KoaliƟ onsvertrag als »keine tragfähige Basis für eine 
glaubwürdige linke PoliƟ k in der Regierung« bewertete. Der KoaliƟ onsver-
trag weise an vielen Stellen halbherzige Formulierungen auf und stelle wich-
Ɵ ge Forderungen der Linken unter Finanzierungsvorbehalt. Die WASG kriƟ -
sierte vor allem die Ausweitung des Ladenschlusses und die Erhöhung der 
Grundsteuer bei gleichzeiƟ gem Verzicht auf eine Erhöhung der Gewerbe-
steuer. Sie forderte die Verhinderung des Verkaufs der Berliner Sparkasse 
an Privatbanken, den Ausschluss von PrivaƟ sierungen von Betrieben der 
Öff entlichen Daseinsvorsorge und eine Rückkehr in den Tarifvertrag des 
Öff entlichen Dienstes. Die im Rahmen der Einführung eines Öff entlichen 
BeschäŌ igungssektors (ÖBS) vorgesehenen 2.500 Stellen müssten sozial-
versicherungspfl ichƟ g und tarifvertraglich abgesichert geschaff en werden. 
Die WASG warnte, eine Fortsetzung der KoaliƟ on mit der SPD werde Ein-
fl uss auf den Gründungsprozess der neuen bundesweiten Partei haben. 
Dies könne zu einer Belastung des Parteibildungsprozesses werden. »Wir 
als WASG könnten dem bisherigen KoaliƟ onsvertrag so nicht zusƟ mmen 
und erwarten von der Linkspartei in den von uns kriƟ sierten Punkten eine 
Nachverhandlung.« Zugleich wies die ResoluƟ on Forderungen aus den Rei-
hen der WASG zurück, die Parteibildung von einem AussƟ eg der LP.PDS aus 
der Berliner KoaliƟ on abhängig zu machen.208

Der WASG-Parteitag in Geseke beschloss hinsichtlich der Berliner Par-
teirebellen um Lucy Redler, die Ordnungsmaßnahmen gegen den Landes-
verband Berlin gemäß des Beschlusses des Bundesvorstandes der WASG 
vom 13. Mai 2006, die das Landgericht Berlin außer Vollzug gesetzt haƩ e, 

207 Vgl. ebenda.
208 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: Beschluss des Bundesparteitages der 

WASG vom 18.11.2006; angenommen mit sehr großer Mehrheit: KoaliƟ onsver-
trag für Berlin – Keine Stärkung für die Linke. PressemiƩ eilung, Sonnabend, 18. 
November 2006. In: ADS, WASG – 024 e.
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zu bestäƟ gen.209 In einer KampfabsƟ mmung konnten sich die Befürworter 
einer Verlängerung der Übergangsregelungen für die Vereinbarkeit von 
Amt und Mandat knapp durchsetzen, sodass Parteivorstände bis zur Ver-
schmelzung mit der LP.PDS Abgeordnetenmandate ausüben durŌ en. Da-
mit konnten sich die beiden GeschäŌ sführenden Vorstände Klaus Ernst und 
Axel Troost erneut zur Wahl für den Bundesvorstand stellen.210

Der Bundesparteitag der WASG bestäƟ gte in den Wahlen zum Bundes-
vorstand den bisherigen GeschäŌ sführenden Bundesvorstand, bestehend 
aus Thomas Händel, Klaus Ernst, Axel Troost und Felicitas Weck, im Amt. 
In den Erweiterten Bundesvorstand wurden im ersten Wahlgang ChrisƟ ne 
Buchholz, Ralf Krämer, MarƟ na Sacher, Heidi Scharf, Michael Schlecht und 
Ulrike Zerhau direkt gewählt. Im Ergebnis des zweiten Wahlgangs kamen 
Thiess Gleis, Christel Rajda, Lucy Redler, Fritz Schmalzbauer und Thomas 
Waldheim in den Erweiterten Bundesvorstand. Mit Lucy Redler gelangte 
die trotzkisƟ sche SpitzenpoliƟ kerin des rebellischen Berliner Landesver-
bandes in das Führungsgremium der WASG.211

Der Journalist Pascal Beucker kommenƟ erte den WASG-Parteitag in Ge-
seke mit den Worten: »Mit keiner großen, aber einer stabilen Mehrheit 
haben sich die ›Realos‹ in allen zentralen Fragen des ›Parteibildungspro-
zesses‹ durchgesetzt. KriƟ kern und Bremsern wurde eine klare Absage er-
teilt. Das ist besonders bemerkenswert, weil bei vielen an der Basis durch-
aus ein Murren deutlich vernehmbar ist.«212

Kurz nach dem Parteitag der WASG hakte Oskar Lafontaine in Sachen 
Berliner KoaliƟ onsvertrag nach. »Was die Regierungsbeteiligung angeht, 
so erinnere ich an den Satz, dass sich viele an der Macht glauben, aber nur 
an der Regierung sind«, sagte Lafontaine. Vor allem die Berliner PDS habe 

209 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: Beschluss des Bundesparteitages der 
WASG vom 19.11.2006; gemäß § 7, Abs. 3 der Satzung, angenommen mit deut-
licher Mehrheit bei wenigen Enthaltungen: BestäƟ gung der Ordnungsmaßnahme 
gegen den Landesverband Berlin. PressemiƩ eilung, Sonnabend, 18. November 
2006 [richƟ g müsste es heißen: Sonntag, 19. November 2006 – J.W.]. In: ADS, 
WASG – 024 e.

210 Vgl. Frankfurter Rundschau. FR-online.de, 19.11.2006, a.a.O.
211 Vgl. WASG – Die WahlalternaƟ ve: Beschluss des Bundesparteitages der 

WASG vom 18.11.2006; Wahlergebnisse zum Bundesvorstand: KonƟ nuität in der 
poliƟ schen Führung der WASG – KonƟ nuität im Parteibildungsprozess. Pressemit-
teilung, Sonnabend, 18. November 2006. In: ADS, WASG – 024 e.

212 Pascal Beucker: Der traurige Zustand der WASG. In: taz – die tageszeitung, 
20.11.2006.
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ihre Seele an Klaus Wowereit, den Regierenden Bürgermeister von der SPD, 
verkauŌ . Nicht die sogenannten »Alt-Kader« der »SED-Nachfolgepartei« 
bereiteten Lafontaine Kopfzerbrechen, sondern die ehrgeizigen jüngeren 
Führungsleute der LP.PDS wie der Berliner WirtschaŌ ssenator Harald Wolf. 
Die DDR-Nostalgiker würden im Westen völlig überschätzt. »Aber bei der 
Linkspartei.PDS machen manche unter dem Deckmantel des PragmaƟ smus 
eine PoliƟ k, die der neoliberalen Agenda der SPD sehr nahe kommt. So geht 
die Linie der linken PoliƟ k verloren. Das bereitet mir im Hinblick auf die Fu-
sion von WASG und Linkspartei Sorgen«,213 betonte Lafontaine.

Am 10. Dezember 2006 beschloss eine gemeinsame Bundesvorstands-
sitzung von Linkspartei.PDS und WASG die Gründungsdokumente der ge-
planten Partei DIE LINKE als Anträge an die parallelen Bundesparteitage 
beider Parteien im März 2007 in Dortmund. Die LP.PDS kam der WASG ins-
besondere in zwei Punkten entgegen: in der starken ÜberrepräsentaƟ on 
der West-Delegierten auf den Parteitagen der neuen Partei in den Jahren 
2008 bis 2012 und in der Frage der Trennung von Amt und Mandat, sodass 
künŌ ige Bundes- und Landesvorstände der neuen Partei maximal zur HälŌ e 
mit Ministern oder Abgeordneten besetzt werden durŌ en.214

Die Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS 
in Dortmund im März 2007

In Dortmund kamen am 24. und 25. März 2007 die jeweils rund 400 Dele-
gierten von Linkspartei.PDS und WASG zu getrennten Parteitagen zusam-
men. Die Leitungen der beiden Parteitage saßen Rücken an Rücken – nur 
durch eine Mauer zwischen Saal 2 und Saal 3 der Wesƞ alenhalle getrennt. 
Allen Unkenrufen zum Trotz, dass in den DebaƩ en erneut viel von den alt-
bekannten Vorbehalten hervorgekramt würde, übten sich nicht nur das 
Führungspersonal, sondern auch viele »einfache« Basisvertreter in über-
raschender Selbstdisziplin, um die als wichƟ gste Weichenstellung für die 
neue gesamtdeutsche Linke apostrophierte Veranstaltung nicht zu gefähr-
den. Immer wieder liefen Mitglieder der Führungen beider Parteien wie 
Delegierte von einem Saal zum anderen, um sich über den jeweils neues-
ten Stand der Dinge zu informieren.215

213 Zit. in: Rheinischer Merkur, 23.11.2006.
214 Vgl. taz – die tageszeitung, 12.12.2006.
215 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
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Auf dem WASG-Parteitag aƩ ackierte Klaus Ernst die Große KoaliƟ on: 
»Die Mehrheit im Bundestag beschließt die Rente mit 67, die Gesundheits-
reform und den Einsatz von Tornados in Afghanistan – obwohl die Bevölke-
rung dagegen ist. In Berlin wird gegen das Volk regiert, und das müssen wir 
ändern.«216 Der GeschäŌ sführende Bundesvorstand versicherte den Dele-
gierten, dass man zu Hoff nungsträgern bei all jenen geworden sei, die sich 
von der etablierten PoliƟ k getäuscht und verraten fühlen. Der Mehrheit der 
Bevölkerung eine starke Vertretung zu geben – das sei der Sinn der WASG. 
An die Adresse zahlreicher Bedenkenträger in den eigenen Reihen gerich-
tet, erklärte Ernst, das künŌ ige Zusammengehen mit der LP.PDS sei nicht 
das Ende der WASG, sondern das Aufgehen deren poliƟ scher Idee Arbeit 
und soziale GerechƟ gkeit in einer starken Linken.217 »Wir können uns nur 
noch selbst stoppen«, mahnte das GeschäŌ sführende Vorstandsmitglied, 
»die anderen können es jedenfalls nicht mehr.«218

Auch Oskar Lafontaine hielt den Delegierten die »einmalige SituaƟ on« 
vor Augen: »Es geht um Millionen von Menschen, die auf eine neue poli-
Ɵ sche KraŌ  warten. Lasst uns diese KraŌ  sein.«219 Der Vorsitzende der Frak-
Ɵ on DIE LINKE. im Bundestag betonte in seiner Rede, nach dem Zusammen-
gehen beider Parteien gebe es »nur eins: den Auĩ au West«. Deutschland 
brauche eine demokraƟ sche Erneuerung, und die Linke verbinde als ein-
zige Partei die Frage der DemokraƟ e mit der sozialen Frage. Sie sei die ein-
zige Partei, die die Systemfrage stelle. Die zu konstaƟ erende VerfesƟ gung 
der Armut bedeute im Kern massiven DemokraƟ e-Abbau. In diesem Kon-
text warf der Vorsitzende der FrakƟ on DIE LINKE. im Bundestag der SPD 
eine »perverse ArbeitsmarktpoliƟ k« vor.220 Die Große KoaliƟ on aus CDU/
CSU und SPD in Berlin ignoriere mit ihren Beschlüssen zur Gesundheitsre-
form, zur Rentenanpassung und zu den Kriegseinsätzen die Meinung der 
Mehrheit der Bevölkerung, sagte Lafontaine und sprach sich für den poli-
Ɵ schen Massenstreik als GegenmiƩ el aus.221

Thomas Händel erinnerte die Delegierten daran, dass es noch keine drei 
Jahre her sei, »dass wir als IniƟ aƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit am 

216 Zit. in: WASG-Bundesvorstand entlastet – O-Töne aus den RechenschaŌ s-
berichten (24.3.2007). In: ADS, WASG – Alt-Sign. 2009-003.

217 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
218 Zit. in: taz – die tageszeitung, 26.3.2007.
219 Zit. in: Ebenda.
220 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
221 Vgl. FOCUS-Online, 25.3.2007. URL: www.focus.de/poliƟ k/deutschland/par-

teitagsvotum_aid_51663.html (abgerufen am 26.3.2007).
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19. März 2004 auf einer Pressekonferenz den Grundstein für die Neufor-
mierung der Linken, besonders in Westdeutschland, gelegt haben. Heute 
hat die WASG 11.606 Mitglieder in 280 Kreisverbänden und ist in 16 Bun-
desländern vertreten.« Der Bundesschatzmeister war sich sicher, dass der 
Kapitalismus nie seinen Frieden mit den Menschen machen werde. Des-
wegen »werden wir nie Frieden mit diesem Kapitalismus machen«. Händel 
rief die Basisvertreter auf: »Lasst uns das Stärkste sein, was die Schwachen 
haben.«222

Vor den Delegierten stapelten sich rund 250 Änderungsanträge und IniƟ -
aƟ vanträge, deren Anliegen die kontroversen, aber um gemeinsamen Erfolg 
bemühten DebaƩ en besƟ mmten. Bemühungen, das Fusionsprojekt noch zu 
verhindern, gab es nur vereinzelt – so der Antrag PB 1-118 des Berliner Be-
zirksverbandes Steglitz-Zehlendorf, der »Bundesparteitag möge beschlie-
ßen, die Fusion mit der Partei LP.PDS sofort zu stoppen«.223 Der größte Teil 
der Änderungsanträge bezog sich auf die »ProgrammaƟ schen Eckpunkte«. 
Schwerpunkte waren dabei der Kampf gegen Hartz IV und Fragen einer Be-
darfsorienƟ erten Grundsicherung, die Bekämpfung von Neonazismus und 
Rechtsradikalismus, die Haltung zu UN-Kampfeinsätzen und in besonde-
rem Maße die Bedingungen für Regierungsbeteiligungen.224 

LebhaŌ  ging es bei der Diskussion zu UN-Kampfeinsätzen zu. Eine De-
legierte verwies auf das Beispiel der Grünen und argumenƟ erte, schon 
das Nachdenken darüber, unter welchen Umständen Militäreinsätzen zu-
gesƟ mmt werden könne, führe »auf die schiefe Ebene«. Es gebe »keinen 
neutralen Einsatz«, es stünden immer wirtschaŌ liche und poliƟ sche Inte-
ressen dahinter. Ein Freiburger Delegierter vertrat die PosiƟ on, die Linke 
müsse »klare AnƟ kriegspartei« sein. Da dürfe es »keine RelaƟ vierungen« 
geben. Die UNO werde von den Großmächten dominiert. Sie habe unter 
deren Regie »dazu beigetragen, die Welt kriegerischer zu machen«. Auch 
Sabine Lösung wollte »keine Hintertür off en« halten: Jede ZusƟ mmung zu 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr würde die Linke diskrediƟ eren. Dem-
gegenüber schlug Bundesvorstandsmitglied Fritz Schmalzbauer einen an-

222 Zit. in: WASG-Bundesvorstand entlastet – O-Töne aus den RechenschaŌ s-
berichten (24.3.2007), a.a.O.

223 WASG-Parteitag, 24./25. März [2007], Dortmund. Antragsblock 7: Parteibil-
dung, Antrag PB 1-118. In: ADS, WASG – 031 e.

224 Vgl. Protokoll des 5. Parteitages der Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
keit – Die WahlalternaƟ ve (WASG) vom 24. und 25. März [2007] in Dortmund. In: 
ADS, WASG – 026.
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deren Ton an. Als Kriegsdienstverweigerer würde er den Thesen widerspre-
chen, dass es »gerechte« Kriege oder Militäreinsätze gebe. Doch müsse 
darüber nachgedacht werden, wie man Menschen, die sich in SituaƟ onen 
befi nden, in denen sie bedrängt, bedroht und getötet würden, mit UN-
Mandatseinsätzen helfen könne.225

Die Frage der Regierungsbeteiligungen erregte erneut die Gemüter. Lucy 
Redler lief hier zu großer Form auf: »Mitmachen, das Schlimmste verhin-
dern, als FeigenblaƩ  der SPD das kleinere Übel spielen, den Kapitalismus 
letztendlich akzepƟ eren« – das sei die Logik der Linkspartei, weƩ erte sie. 
Vor diesem Hintergrund sei es »eine Zumutung, in die neue Linke einzu-
treten«.226 Man müsse gegen kapitalisƟ sche Sachzwänge kämpfen, staƩ  
sich ihnen zu beugen, verlangte Redler.227 Sie nannte die Zugeständnisse 
der LP.PDS rein verbal und beschwor die WASG-Basisvertreter, standhaŌ  
zu bleiben:228 »Wir wollen etwas grundsätzlich anderes sein als die SPD der 
90er Jahre.«229 Auch andere Delegierte beklagten, dass die LP.PDS mög-
lichst wenige Mindestbedingungen für das Mitregieren akzepƟ eren wolle. 
Wer etwa Sozialkürzungen »nach KräŌ en« verhindern wolle, begnüge sich 
mit wenig und versuche dann, »die Ornamente am Hungertuch als Erfolg 
zu verkaufen«.230

Vielen Delegierten reichte es keineswegs aus, dass in den »Program-
maƟ schen Eckpunkten« fi xiert war, die Linke werde in Regierungen dafür 
eintreten, die öff entliche Daseinsvorsorge vor PrivaƟ sierungen zu bewah-
ren, öff entliche Dienstleistungen nicht zu verschlechtern und Sozialabbau 
zu verhindern. Sie forderten mit überwälƟ gender Mehrheit, sich darü-
ber hinaus für ein striktes PrivaƟ sierungsverbot öff entlichen Eigentums, 
für einen Stopp des Personalabbaus im Öff entlichen Dienst, für die stär-
kere Belastung großer Einkommen und von Unternehmen, für die sofor-
Ɵ ge Einführung von VolksabsƟ mmungen auf Bundesebene und gegen völ-
kerrechtswidrige Militäreinsätze einzusetzen.231

225 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
226 Zit. in: Ebenda.
227 Vgl. ebenda.
228 Vgl. SPIEGEL ONLINE, 25.3.2007. URL: www.spiegel.de/poliƟ k/deutsch-

land/0,1518,473753,00.html (abgerufen am 26.3.2007).
229 Zit. in: junge Welt, 26.3.2007.
230 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
231 Vgl. WASG-Parteitag, 24./25. März [2007], Dortmund. Antragsblock 2: Pro-

grammaƟ sche Eckpunkte, Antrag PE 113-018. In: ADS, WASG – 032 e. – Der An-
trag PE 113-018 wurde »bei wenigen Gegen-SƟ mmen und Enthaltungen angenom-
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Am Ende mussten jedoch Kompromisse mit den Basisvertretern der 
LP.PDS zu den Gründungsdokumenten der neuen Partei gefunden wer-
den – ein schwieriger Prozess mit Missverständnissen auf beiden Seiten, 
AuŅ lärungsversuchen, Sitzungsunterbrechungen und labyrinthischen Ab-
sƟ mmungen. Im Zuge dieser »Bereinigungsarbeit« setzte sich bei der Frage 
der UN-Kampfeinsätze die von der Linkspartei.PDS beschlossene Fassung 
durch: »Aufgrund vielfälƟ ger Erfahrungen ist die Frage, ob internaƟ onale 
Militäreinsätze im AuŌ rag und unter Kontrolle der UN – wenn es sich um 
Kampfeinsätze mit Berufung auf Kapitel VII der UN-Charta handelt – unter 
den gegenwärƟ gen Bedingungen in regionalen Kriegs- und Bürgerkriegs-
konstellaƟ onen zu einer Rückkehr in eine friedliche Entwicklung beitragen, 
zu verneinen.«232 Die vordem im Text enthaltenen relaƟ vierenden Worte 
»im Wesentlichen« waren gestrichen. Hinsichtlich der Bedingungen für Re-
gierungsbeteiligungen blieben nur ein PrivaƟ sierungsverbot für die öff ent-
liche Daseinsvorsorge und das Bekenntnis, öff entliche Dienstleistungen 
nicht durch Personalabbau zu verschlechtern und Kürzungen im Sozialbe-
reich »nach KräŌ en« zu verhindern,233 was der WASG-Konvent mit Pfi ff en 
und Buhrufen quiƫ  erte.234

Schließlich fand auch der lange umstriƩ ene Begriff  des »demokra-
Ɵ schen Sozialismus« Eingang in die Endfassung der »ProgrammaƟ schen 
Eckpunkte«. Die Delegierten akzepƟ erten den Satz: »Die Ideen des demo-
kraƟ schen Sozialismus stellen zentrale Leitvorstellungen für die Entwick-
lung der poliƟ schen Ziele der Linken dar.«235

Die Delegierten der WASG beschlossen – ebenso wie diejenigen der 
LP.PDS – mit der nöƟ gen Zwei-DriƩ el-Mehrheit die »ProgrammaƟ schen 
Eckpunkte«, die Bundessatzung, die Finanz- und die Schiedsordnung. Für 

men«. Vgl. Protokoll des 5. Parteitages der Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit 
– Die WahlalternaƟ ve (WASG) vom 24. und 25. März [2007] in Dortmund, a.a.O. 
– Vgl. auch Neues Deutschland, 26.3.2007.

232 ProgrammaƟ sche Eckpunkte – ProgrammaƟ sches Gründungsdokument der 
Partei DIE LINKE. Beschluss der Parteitage von WASG und Linkspartei.PDS am 
24. und 25. März 2007 in Dortmund. In: Neues Deutschland, 14./15.4.2007, Bei-
lage, S. 8.

233 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
234 Vgl. SPIEGEL ONLINE, 25.3.2007, a.a.O.
235 ProgrammaƟ sche Eckpunkte – ProgrammaƟ sches Gründungsdokument der 

Partei DIE LINKE, a.a.O., S. 3.
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den Verschmelzungsvertrag von WASG und LP.PDS236 sƟ mmten 96,9% der 
Basisvertreter der LP.PDS237 und 86,7% der WASG-Delegierten (314 Ja-SƟ m-
men, 44 Nein-SƟ mmen und 4 Enthaltungen).238 Linkspartei.PDS und WASG 
ebneten damit den Weg für die neue linke Partei.

Der Dortmunder Parteitag der WASG nahm zudem IniƟ aƟ vanträge für 
eine soforƟ ge Beendigung des Bundeswehreinsatzes in Afghanistan, ge-
gen den Verkauf der Berliner Sparkasse, gegen Lohndumping in der Me-
dienbranche und für den Einblick der Krankenkassen in Behandlungsun-
terlagen sowie einen Antrag auf MitgliedschaŌ  in der Europäischen Linken 
an. Die Delegierten wählten an Stelle der im Januar 2007 zurückgetre-
tenen Felicitas Weck das Mitglied der trotzkisƟ schen Gruppierung Links-
ruck, ChrisƟ ne Buchholz, in den GeschäŌ sführenden Bundesvorstand und 
die StudenƟ n und aƩ ac-AkƟ visƟ n Sophie Dieckmann in den Erweiterten 
Bundesvorstand nach.239

Vor dem Hintergrund des klaren AbsƟ mmungsergebnisses auf dem 
WASG-Parteitag in Dortmund warb der GeschäŌ sführende Bundesvor-
stand der WASG im Anschreiben an die WASG-Mitglieder zu der nun an-
stehenden UrabsƟ mmung vom 30. März bis zum 18. Mai 2007 über die 
Gründung der neuen Partei um ZusƟ mmung: »Der Parteibildungsprozess 
hat längst begonnen […]. Die Parteien wachsen auf allen Ebenen zusam-
men. […] Es geht voran! Deshalb werben wir – auf Basis des eindeuƟ gen Auf-
trags unseres Bundesparteitages – für Deine ZusƟ mmung zur Verschmel-
zung von WASG und Linkspartei.PDS auf der Grundlage der beschlossenen 
Gründungsdokumente. Deshalb biƩ en wir Dich, an dieser UrabsƟ mmung 
teilzunehmen und mit JA zu sƟ mmen.«240

236 Im Verschmelzungsvertrag fi rmiert die Linkspartei.PDS als »Die Linkspartei 
e.V.«. Vgl. Verschmelzungsvertrag. In: ADS, WASG – 039.

237 Vgl. Neues Deutschland, 26.3.2007.
238 Vgl. Protokoll des 5. Parteitages der Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit 

– Die WahlalternaƟ ve (WASG) vom 24. und 25. März [2007] in Dortmund, a.a.O.
239 Vgl. ebenda; Neues Deutschland, 27.3.2007. – Die trotzkisƟ sche Gruppierung 

Linksruck löste sich im Mai 2007 auf. Viele ihrer Mitglieder planten damals, in der 
neuen Partei DIE LINKE mitzuarbeiten. Vgl. taz – die tageszeitung, 30.5.2007. – Ehe-
malige Linksruck-AkƟ visten arbeiten heute in der Partei DIE LINKE als Netzwerk 
marx21 zusammen. Vgl. Armin Pfahl-Traughber: Linksextremismus in Deutsch-
land. Eine kriƟ sche Bestandsaufnahme, Wiesbaden 2014, S. 116f.

240 Vgl. ADS, WASG – 120. – Ähnlich warb Schatzmeister Thomas Händel in ei-
ner Kolumne in der Mitgliederzeitung »neue linke« für ein JA bei der UrabsƟ m-
mung. Vgl. neue linke. Zeitung der WASG – Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
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Dagegen forderte das Netzwerk Linke OpposiƟ on, das über Landesver-
bände in Nordrhein-Wesƞ alen, Baden-WürƩ emberg, Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern, Hessen, Hamburg, Bremen und Brandenburg verfügte, dazu 
auf, mit »Nein« zu sƟ mmen: »Wir rufen Euch auf: Sagt Nein zur Fusion, die 
bürokraƟ sch von Oben durchgezogen wird. Sagt NEIN zur Schaff ung einer 
neuen alten reformisƟ schen Apparat- und Wahlmaschine!«241 Ein Aufruf, 
der am Missmut und an EnƩ äuschungen nicht weniger WASG-Mitglieder 
über den Verlauf des Fusionsprozesses ansetzte und der nicht ohne Wir-
kung blieb.242 An dieser driƩ en UrabsƟ mmung in der kurzen Geschichte der 
WASG beteiligten sich dann lediglich 49,8% der Mitglieder. Aber eine deut-
liche Mehrheit von 83,9% der WASG-Mitglieder sprach sich für die Grün-
dung der Partei DIE LINKE aus.243 Thomas Händel vom GeschäŌ sführenden 
Bundesvorstand der WASG erklärte dazu: »Das Ergebnis ist eine überzeu-
gende ZusƟ mmung zum Projekt Neue Linke.«244

Sowohl in der WASG als auch in der LP.PDS gab es unterschiedliche Vor-
stellungen hinsichtlich der Frage, ob die geplante Partei DIE LINKE mehr 
auf SachpoliƟ k oder mehr auf Protest setzen sollte.245 Die Diff erenzen hin-
sichtlich der poliƟ schen Ausrichtung der neuen Partei führten bereits im 
Vorfeld des Gründungsparteitags der Partei DIE LINKE am 16. Juni 2007 

keit, Hrsg.: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Fürth, 2007, Nr. 
3, S. 2. In: WASG-Archiv Fürth.

241 Zit. in: Steff en Hultsch: Die WASG und Ostdeutschland, a.a.O., S. 109. 
242 Vgl. ebenda, S. 109/110.
243 Vgl. Der Fischer Weltalmanach 2008, a.a.O., S. 155.
244 Thomas Händel: WASG UrabsƟ mmung: 84% der Mitglieder für DIE LINKE. 

In: WASG: Aktuelles, 19.5.2007. URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/28+m56f1de8ae1b.
html (abgerufen am 20.10.2015).

245 WASG-Vorstand Murat Çakır sah in diesem Sinne hinter der DebaƩ e um 
Regierungsbeteiligungen zwei unterschiedliche PoliƟ kkonzepte und PoliƟ kver-
ständnisse. Auf der einen Seite stünden diejenigen, die linke Regierungsverant-
wortung prinzipiell ablehnen und die »Partei« nur »als ein MiƩ el zur Stärkung 
der außerparlamentarischen OpposiƟ on begreifen«. Die Vertreter der Gegen-
posiƟ on, zu denen sich Çakır rechnete, drängten hingegen darauf, »die bisherige 
PoliƟ k der Linken grundsätzlich zu überdenken und mit Selbstbewusstsein sowie 
im Wissen, dass die Ausgangslage und die Voraussetzungen nicht besser wer-
den, poliƟ sche Gestaltungsaufgaben zu übernehmen und die Verantwortung auf 
kommunaler, Landes- und Bundesebene nicht den Neoliberalen zu überlassen«. 
Vgl. Murat Çakır: Zur DebaƩ e um die Regierungsbeteiligung (Kassel, 14. Dezem-
ber 2005) (import_temp_9ob3ba). URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/1161.html (ab-
gerufen am 29.9.2015).
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zur KonsƟ tuierung innerparteilicher pressure groups aus Mitgliedern so-
wohl der LP.PDS als auch der WASG. Dazu gehörten die AnƟ kapitalisƟ sche 
Linke (AKL) um Sahra Wagenknecht, Ulla Jelpke, Cornelia Hirsch (alle drei 
LP.PDS), Thies Gleiss und Sabine Lösung (beide WASG), die sich im März 
2006 formierte, und die SozialisƟ sche Linke (SL) um Ralf Krämer, ChrisƟ ne 
Buchholz (beide WASG), Wolfgang Gehrcke und Ulla Lötzer (beide LP.PDS), 
die im August 2006 entstand. Die reformorienƟ erten KräŌ e in der PDS bzw. 
der LP.PDS um die Berliner »Regierungslinken« (Stefan Liebich, Harald Wolf, 
Klaus Lederer) haƩ en sich dagegen im Forum DemokraƟ scher Sozialismus 
(FDS) zusammengeschlossen.246

Der Außerordentliche Parteitag der WASG und der Vereinigungs-
parteitag mit der Linkspartei.PDS zur Partei DIE LINKE im Juni 2007

Ein Außerordentlicher Parteitag der WASG am 15. Juni 2007, der über das 
Personaltableau der WASG in der Führung der neuen Partei DIE LINKE ab-
sƟ mmte, machte schließlich endgülƟ g den Weg frei für die Gründung der 
neuen Partei am 16. Juni 2007 in Berlin.247 Am 15. Juni 2007 tagten WASG 
und LP.PDS in getrennten Sälen im Kongresszentrum des Hotels Estrel in 
Berlin. Die Agenda des WASG-Parteitags sah die Befassung mit dem Stand 
des Parteibildungsprozesses, die Erstellung eines Personalvorschlags der 
WASG für den Parteivorstand der Partei DIE LINKE, die Wahl der Kandida-
Ɵ nnen und Kandidaten der WASG für die Bundesschiedskommission und 
für die Finanzrevisionskommission der Partei DIE LINKE und die Behand-
lung weiterer Anträge vor. Beim Personalvorschlag der WASG für den Par-
teivorstand der Partei DIE LINKE ging es um die Wahl von sechs Kandida-
Ɵ nnen und Kandidaten für den GeschäŌ sführenden Parteivorstand (ein 
Parteivorsitzender bzw. eine Parteivorsitzende, zwei stellvertretende Vor-
sitzende und drei weitere GeschäŌ sführende Vorstandsmitglieder) und um 
die Wahl von 16 weiteren KandidaƟ nnen und Kandidaten für den Erwei-
terten Parteivorstand.248

246 Vgl. Eckhard Jesse/Jürgen P. Lang: DIE LINKE – der smarte Extremismus ei-
ner deutschen Partei, München 2008, S. 101-105.

247 Rechtlich war die Verschmelzung von WASG und Linkspartei.PDS ein Bei-
triƩ  der WASG zur Linkspartei.PDS.

248 Vgl. Einladung der Partei Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-
Ɵ ve [zum Parteitag der WASG am 15. Juni 2007 in Berlin]. In: ADS, WASG – 38.
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Selbstbewusst erklärte Klaus Ernst im »Bericht des Bundesvorstands«, 
ohne uns – die WASG – »wäre die Linke eine Regionalpartei im Osten«, 
und es würde eine neue Linke heute nicht geben. Und er listete die MitgiŌ  
auf, die die WASG in den Vereinigungsprozess einbringe: »Wir bringen den 
Westen in die neue Partei ein, den Zugang zu den GewerkschaŌ en und die 
Akzeptanz der sozialen Bewegungen«.249 

Satzungsfragen sorgten sowohl auf dem letzten WASG-Parteitag selbst 
als auch hinter den Kulissen noch einmal für Wirbel. Die Verhandlungs-
gruppen von WASG und LP.PDS haƩ en für den Bundesvorstand der neuen 
Partei eine Mandatsträgerhöchstquote von 50% vereinbart. Zu hoch, wie 
eine Reihe Basisvertreter der WASG meinte. Sie haƩ en Anträge gestellt, 
die Quote für den GeschäŌ sführenden Vorstand noch herabzusetzen,250 

249 Zit. in: Neues Deutschland, 16./17.6.2007.
250 In getrennten Anträge verlangten der Landesvorstand Nordrhein-Wesƞ alen, 

der Landesvorstand Baden-WürƩ emberg und der Landesvorstand Niedersachsen, 
bei den Wahlen sowohl für die Vorschläge der sechs KandidaƟ nnen und Kandi-
daten für den GeschäŌ sführenden Parteivorstand als auch für diejenigen für den 
weiteren Parteivorstand jeweils einen Anteil von höchstens einem DriƩ el Man-
datsträgerinnen und Mandatsträgern im Sinne der Satzung der Partei DIE LINKE 



168 Jochen Weichold

schließlich war in WASG-Kreisen Ämterhäufung von Beginn an verpönt. Wä-
ren diese Anträge angenommen worden, häƩ en sie Klaus Ernst den Weg 
in die neue Parteispitze verbauen können.251

Der Bayer verfi el auf ein takƟ sches Manöver und schrieb einen Brief an 
Lothar Bisky. In diesem Brief, der kurz darauf unter den WASG-Delegier-
ten zirkulierte, beschwerte sich der IG-Metaller darüber, dass die LP.PDS 
seiner Meinung nach plane, die vereinbarte Mandatsträgerhöchstquote 
von 50% nicht einzuhalten, sondern sie bewusst zu überschreiten. Und in 
der Tat, auf der Vorschlagsliste der WASG für den neuen Parteivorstand 
standen sechs Mandatsträger, auf derjenigen der LP.PDS 16. Aber Mit-
glieder der Verhandlungsgruppen zeigten sich von Ernsts Vorstoß über-
rascht: Der Inhalt des Schreibens entspreche nicht dem Stand der Ver-
handlungen. Es sei immer klar gewesen, dass mehr als elf Mandatsträger 
von der LP.PDS kommen würden, hieß es aus diesen Kreisen.252 Doch letz-
ten Endes war das Manöver für Klaus Ernst erfolgreich: die besagten An-
träge waren vom Tisch.

Am 16. Juni 2007 war die Trennwand vom Vortag zwischen den beiden 
Sälen geöff net, die Delegierten der Gründungsparteien tagten gemeinsam. 
Für Gregor Gysi vollendete sich mit diesem Parteitag die deutsche Einheit. 
Auf Parteienebene sei dies die erste Fusion auf gleicher Augenhöhe, unter-
strich er. »Wir stellen die soziale Frage, stellen sie weltweit und in unserer 
GesellschaŌ . Wir brauchen mehr soziale GerechƟ gkeit, weil wir anders 
Hunger und Elend nicht überwinden können«, betonte Gysi. »Wir wollen 
die Einheit von Freiheit und sozialer GerechƟ gkeit, die Einheit von Freiheit 
und sozialer Sicherheit. Gerade das haben wir doch aus dem Niedergang 
des Staatssozialismus gelernt – ohne Freiheit geht es nicht! Aber ich sage 
den Kapitalismus-Anhängern auch: Ohne soziale GerechƟ gkeit geht es auch 
nicht! Und deshalb wollen wir die Einheit.« Und dann äußerte Gysi eine 
große BiƩ e: »Wir brauchen 80% PoliƟ k und nur noch 20% SelbstbeschäŌ i-
gung. Und nach einem Jahr bringen wir das Verhältnis auf 90% PoliƟ k und 
nur 10% SelbstbeschäŌ igung. Das muss zur Normalität werden!«253

sicherzustellen. Vgl. WASG-Parteitag, 15. Juni 2007. Anträge, Anträge 01 bis 03. 
In: ADS, WASG – 39.

251 Vgl. Neues Deutschland, 16./17.6.2007.
252 Vgl. ebenda.
253 Gregor Gysi: Wir sind jetzt Mitglieder der Partei DIE LINKE! Eröff nungsrede. 

URL: www.die-linke.de/partei/organe/parteitage/archiv/gruendungsparteitag/re-
den/gregor-gysi/ (abgerufen am 4.6.2015).
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Lothar Bisky beschrieb die VielgestalƟ gkeit der neuen Partei und hoŏ  e, 
dass die neue LINKE »für andere Menschen nachvollziehbar den Lebensge-
nuss vor den Besserwisser-Frust« zu stellen lerne. Nach seiner Auff assung 
habe die deutsche Linke nur eine Chance, »wenn sie eine europäische Linke 
ist! Die europäische IntegraƟ on – bei all ihren Problemen – ist immer noch 
eine Bedingung der strukturellen Kriegsunfähigkeit dieses KonƟ nents. Sie 
muss weiterhin ein posiƟ ver Bezugspunkt unserer PoliƟ k sein.« Der lang-
jährige Parteivorsitzende der PDS betonte: »Wir gründen heute die neue 
LINKE. Das ist eine Herausforderung für uns, die wir aus der Linkspartei.PDS 
und aus der WASG kommen. Das ist eine Herausforderung für die Gesell-
schaŌ , denn wir wollen nicht mehr und nicht weniger als eine gerechtere 
GesellschaŌ , und wir bestehen darauf, eine friedliche GesellschaŌ !«254

Dem Vorgang sein eigenes geschichtliches Gewicht verleihend, berief 
sich Oskar Lafontaine »als ehemaliger Vorsitzender der Sozialdemokra-
Ɵ schen Partei Deutschlands« auf die TradiƟ on der Arbeiterbewegung und 
benannte als historische Leiƞ iguren der neuen Partei sowohl Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht als auch Willy Brandt, damit die SPD herausfor-
dernd und deren unzufriedene Mitglieder zum Überlaufen auff ordernd. 
Er lud »all diejenigen ein, die am Auĩ au des demokraƟ schen Sozialismus 
mitwirken wollen. Jawohl, es heißt nicht Freiheit staƩ  Sozialismus, es heißt 
Freiheit und Sozialismus, besser noch: Freiheit durch Sozialismus! Das ist 
die Formel, hinter der wir uns versammeln!« DIE LINKE sei die Partei der 
ökologischen Erneuerung, führte Lafontaine aus, auch »wenn das den ei-
nen oder anderen Beobachter überraschen« würde. »Ein System, das nur 
auf Mehrverbrauch, Umsatz- und Gewinnsteigerung orienƟ ert ist, kann die 
ökologische Frage nicht lösen. Deshalb ist die grüne Formel von der öko-
logischen MarktwirtschaŌ  ein Placebo. Nein, die Systemfrage wird durch 
die Umwelƞ rage gestellt. Das wissen wir, DIE LINKE. Die anderen wissen es 
nicht.« Am Ende seines furiosen AuŌ riƩ s forderte Lafontaine, Glaubwür-
digkeit müsse »zum Markenzeichen der neuen Linken« werden.255

254 Lothar Bisky: Wir gründen heute die neue LINKE. URL: www.die-linke.de/
partei/organe/parteitage/archiv/gruendungsparteitag/reden/lothar-bisky/ (ab-
gerufen am 6.6.2015).

255 Oskar Lafontaine: Wir dürfen die Hoff nung von Millionen Wählerinnen und 
Wählern nicht enƩ äuschen. URL: www.die-linke.de/partei/organe/parteitage/ar-
chiv/gruendungsparteitag/reden/oskar-lafontaine/ (abgerufen am 11.5.2015). – 
Vgl. auch Neues Deutschland, 18.6.2007.
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Die hohen Erwartungen der europäischen linken KräŌ e an die neue Par-
tei in Deutschland brachten insbesondere die Chefs der Konföderalen Frak-
Ɵ on Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL), Fran-
cis Wurtz, und der Partei der Europäischen Linken, Fausto BerƟ noƫ  , zum 
Ausdruck. BerƟ noƫ   bezeichnete die Gründung einer gesamtdeutschen 
linken Partei als »großen Tag für Europa«. Er verwies auf die gefährlicher 
werdenden RechtskräŌ e in den europäischen Ländern, die die Ängste der 
Völker vor dem Verlust von Sicherheit und Bürgerrechten für sich zu nutzen 
verstünden und die um die gesellschaŌ liche Hegemonie kämpŌ en. »Ohne 
starke Linke«, mahnte BerƟ noƫ  , »riskiert die Welt, in eine Katastrophe zu 
geraten.« Francis Wurtz forderte, die mit der Gründung einer geeinten Lin-
ken angenommenen komplexen und ambiƟ onierten Herausforderungen 
müssten rasch in prakƟ sche PoliƟ k und konkrete Projekte umgesetzt wer-
den. Die geeinte linke Partei in Deutschland müsse und könne in den eu-
ropäischen Gremien dazu beitragen, dass die exisƟ erende Große KoaliƟ on 
der freien MarktwirtschaŌ , die den poliƟ schen Fatalismus in Europa gera-
dezu kulƟ viere, überwunden werde. »BiƩ e enƩ äuscht uns nicht.«256

Obwohl längst nicht alle inhaltlichen Fragen geklärt und keineswegs 
alle Diff erenzen ausgeräumt waren, beschlossen die fast 800 Delegierten 
schließlich am 16. Juni 2007 bei nur einer GegensƟ mme und zwei Enthal-
tungen die Vereinigung beider Parteien.257 »Riesige rote LuŌ ballons fallen 
über die rhythmisch klatschende Versammlung her, irrlichternde Lichtke-
gel, Musikstampfen bringen noch nicht die Verhältnisse, aber die Leute […] 
zum Tanzen. Die Partei ist gegründet«,258 beschrieb ein Reporter die eu-
phorische Szenerie. Die Basisvertreter erkoren dann den bisherigen Chef 
der LP.PDS, Lothar Bisky, mit 83,6% der SƟ mmen und den ehemaligen Vor-
sitzenden der SPD, Oskar Lafontaine, mit 87,9% der SƟ mmen zu Co-Vor-
sitzenden der neuen Partei DIE LINKE. Der Vereinigungsparteitag wählte 
einen 44-köpfi gen Vorstand, der sich paritäƟ sch aus Mitgliedern der bei-

256 Vgl. Neues Deutschland, 18.6.2007.
257 Vgl. ebenda. – Bis zum 31. Oktober 2007 waren entsprechend des verein-

barten Ablaufs der Parteineubildung auf Landes- und Kreisebene Landesparteitage 
zur KonsƟ tuierung der Landesverbände der Partei DIE LINKE durchzuführen und 
damit die bestehenden Strukturen von WASG und LP.PDS abzulösen. Vgl. Anlage 
Nummer 11 zum Verschmelzungsvertrag: Ablauf der Parteineubildung auf Landes- 
und Kreisebene der Linkspartei.PDS und der WASG. In: ADS, WASG – 122.

258 Uwe Kalbe: Tanzen auf dem Sonnendeck. Die neue Partei ist auf dem 
Weg, über den endgülƟ gen Kurs wird später befunden. In: Neues Deutschland, 
18.6.2007.
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den Gründungsparteien zusammensetzte. Am gleichen Tage konsƟ tuierte 
sich auf der ersten Sitzung dieses Gremiums der zwölŅ öpfi ge GeschäŌ s-
führende Vorstand. Ihm gehörten neben den beiden Co-Vorsitzenden als 
Stellvertreter Katja Kipping, KaƟ na Schubert (beide aus der LP.PDS), Ulrike 
Zerhau und Klaus Ernst (beide aus der WASG) an. BundesgeschäŌ sführer 
wurde Dietmar Bartsch, Schatzmeister Karl Holluba (beide aus der LP.PDS). 
Als FinanzbeauŌ ragte für den Westen zogen Christel Rajda und als Beauf-
tragter für den Parteiauĩ au in den alten Bundesländern Ulrich Maurer 
(beide aus der WASG) in das Gremium ein. Darüber hinaus gehörten Chri-
sƟ ne Buchholz (aus der WASG) und Angelika Gramkow (aus der LP.PDS) 
dem GeschäŌ sführenden Bundesvorstand an.259

In den Erweiterten Parteivorstand der LINKEN wurden folgende 16 Mit-
glieder aus den Reihen der WASG gewählt: Sophie Dieckmann, Peter Er-
lanson, Thies Gleiss, Anny Heike, Jürgen Klute, Ralf Krämer, Sabine Lö-
sing, Marc Mulia, BrigiƩ e Ostmeyer, BriƩ a Pietsch, Heidi Scharf, Michael 
Schlecht, Fritz Schmalzbauer, Elke Theisinger-Hinkel, Axel Troost und Ja-
nine Wissler.260

In einem Beschluss »Wir sind gekommen, um zu bleiben! Mit der LINKEN 
für Arbeit, soziale GerechƟ gkeit und Frieden« bekräŌ igte der Parteitag die 
Forderungen nach einem gesetzlichen Mindestlohn in Höhe von 8 Euro, 
nach Abschaff ung der Hartz-IV-Gesetzgebung, nach einer Rücknahme der 
Rente erst mit 67 Jahren und nach Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan. 
Die Basisvertreter verlangten eine bedarfsorienƟ erte und repressionsfreie 
Grundsicherung, die Wiedereinführung des Zumutbarkeitsschutzes und 
tarifl ich bezahlte Arbeitsangebote, die die Qualifi kaƟ on berücksichƟ gen. 
Sie wollten einen Rechtsanspruch auf einen gebührenfreien Platz in einer 
KindertagesstäƩ e für Kinder aller Altersgruppen. Sie geißelten den PrivaƟ -
sierungswahn und wandten sich gegen Börsengang und PrivaƟ sierung der 
Deutschen Bahn. Sie erklärten, für all diejenigen off en zu sein, »die mit uns 
für unsere Forderungen kämpfen wollen – gemeinsam gegen Sozialabbau, 
Lohndumping und Krieg, für Arbeit, soziale GerechƟ gkeit und Frieden!«261 

259 Vgl. Neues Deutschland, 18.6.2007.
260 Vgl. ebenda.
261 Vgl. Wir sind gekommen, um zu bleiben! Mit der LINKEN für Arbeit, sozi-

ale GerechƟ gkeit und Frieden. Beschluss des Gründungsparteitags der Partei DIE 
LINKE am 16. Juni 2007. URL: www.die-linke.de/partei/organe/parteitage/archiv/
gruendungsparteitag/beschluesse/wir-sind-gekommen-um-zu-bleiben-mit-der-
linken-fuer-arbeit-soziale-gerechƟ gkeit-und-frieden/ (abgerufen am 13.5.2015).
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In weiteren Beschlüssen wandte sich der Gründungsparteitag der LINKEN 
unter anderem gegen Studiengebühren und forderte die »Rückführung« 
der Energiekonzerne in öff entliches Eigentum.262 In den Monaten nach dem 
Gründungsparteitag in Berlin vollzog sich dann auch die Fusion von WASG 
und LP.PDS auf Landes- und Kreisebene.

Die Geschichte der TransformaƟ on der PDS und der WASG in die neue 
Linkspartei kann nach Auff assung der PoliƟ kwissenschaŌ ler Dan Hough, 
Michael Koß und Jonathan Olsen in drei Entwicklungsstufen unterteilt wer-
den: »eine IniƟ al-Periode des gegenseiƟ gen SkepƟ zismus und einer Haltung 
des Abwartens auf Seiten der Mitglieder und Führer beider Parteien; eine 
spätere Periode der Euphorie und des guten Willens, als die neue Wahlalli-
anz gestaltet wurde, um die Bundestagswahl 2005 zu bestreiten; und eine 
(noch unbeendete) Periode der nüchternen Auseinandersetzung mit Heraus-
forderungen, der KonfrontaƟ on mit EnƩ äuschungen und des nachdrücklichen 
Arbeitens, um den Fusionsprozess zur Reife zu bringen«.263

Insgesamt war die Geschichte der WASG, die in die neue Partei DIE 
LINKE mündete, ein Erfolgsprojekt. Der zu den kriƟ schen Beobachtern der 
WASG gehörende PoliƟ kwissenschaŌ ler Andreas M. Vollmer konstaƟ erte 
zu Recht: »Der Zusammenschluss beider Parteien ist als Erfolg eines pro-
fessionellen Managements zweier Parteiführungen im Zusammenspiel mit 
wichƟ gen Akteuren der gemeinsamen LinksfrakƟ on im Deutschen Bundes-
tag zu sehen. Dieser konnte gelingen, weil sich in einer AusnahmesituaƟ on 
links von der in Regierungsarbeit verschlissenen SPD ein AkƟ onsraum für 
eine weitere linke KraŌ  auŌ at, den die WASG wie die Linkspartei.PDS ge-
meinsam und richƟ g genutzt haƩ en.«264

262 Vgl. Nein zu Studiengebühren – Solidarität mit den KommilitonInnen des Ge-
bührenboykoƩ s. Beschluss des Gründungsparteitags der Partei DIE LINKE am 16. 
Juni 2007. URL: www.die-linke.de/partei/organe/parteitage/archiv/gruendungs-
parteitag/beschluesse/nein-zu-studiengebuehren-solidaritaet-mit-den-kommi-
litoninnen-des-gebuehrenboykoƩ s/ (abgerufen am 13.5.2015); Rückführung der 
Energiekonzerne in öff entliches Eigentum. Beschluss des Gründungsparteitags der 
Partei DIE LINKE am 16. Juni 2007. URL: www.die-linke.de/partei/organe/partei-
tage/archiv/gruendungsparteitag/beschluesse/rueckfuehrung-der-energiekon-
zerne-in-oeff entliches-eigentum/ (abgerufen am 13.5.2015).

263 Dan Hough/Michael Koß/Jonathan Olsen: The LeŌ  Party in Contemporary 
German PoliƟ cs, Hampshire 2007, S. 151f.

264 Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve 
(WASG), a.a.O., S. 416.



Jochen Weichold
Zur OrganisaƟ onsfrage, zur Mitglieder-
entwicklung und -struktur der WASG 
und zu ihrer Wählerstruktur

Zur OrganisaƟ onsfrage als poliƟ sch-strategisches Konzept

Die OrganisaƟ onsfrage ist eine doppelte Frage: nämlich wer soll wie or-
ganisiert werden? Off ensichtlich gab es bei den WASG-GründermüƩ ern 
und -vätern hinsichtlich des Wer unterschiedliche parteipoliƟ sche Vorstel-
lungen. Wie die PoliƟ kwissenschaŌ ler Eckhard Jesse, Jürgen P. Lang und 
andere Autoren herausarbeiten, soll die süddeutsche Gruppe um Klaus 
Ernst das Konzept einer »Sozialstaatspartei« bzw. »GewerkschaŌ spartei« 
vertreten haben, die norddeutsche Gruppe um Joachim Bischoff  das Kon-
zept einer neuen (breiteren) linken Sammlungspartei, die auch die außer-
halb des gewerkschaŌ lichen Milieus exisƟ erenden kapitalismuskriƟ schen 
Strömungen einschließen sollte.1

1 Vgl. Eckhard Jesse/Jürgen P. Lang: DIE LINKE – der smarte Extremismus einer 
deutschen Partei, München 2008, S. 77/78. – Ähnlich ChrisƟ an Schiff er: Die Par-
tei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit (WASG) – GewerkschaŌ liche Interessensver-
tretung oder Partei der neuen poliƟ schen Linken? Diplomarbeit, München 2007, 
S. 23 und 26. – Bei der Vorstellung der Kandidatur von Klaus Ernst zum GeschäŌ s-
führenden Bundesvorstand der WASG auf dem Gründungsparteitag Anfang Mai 
2005 in Dortmund wurde hervorgehoben, dass Ernst besonderen Wert darauf 
lege, dass die WASG »als Sozialstaatspartei wahrgenommen wird«. Vgl. NewsleƩ er 
[der WASG], Fürth, Sonderausgabe 1, 29.04.2005, S. 2. In: Archiv DemokraƟ scher 
Sozialismus (ADS), Ablieferung Ralf Krämer (Krämer) – Alt-Sign. 2013-004-7. – Die 
Unterschiede im Wer in der OrganisaƟ onsfrage waren off ensichtlich mit den Un-
terschieden im PoliƟ kverständnis zwischen der eher gewerkschaŌ lich geprägten 
süddeutschen IniƟ aƟ ve ASG und der eher strömungslinken Vernetzung um die 
RedakƟ on der ZeitschriŌ  »Sozialismus« und ver.di-Kollegen in Norddeutschland 
verwoben. Der Journalist Tom Strohschneider erinnerte angesichts des Streits im 
Bundesvorstand der WASG unmiƩ elbar vor dem Ludwigshafener Parteitag Ende 
April 2006 über die Frage, wie hinsichtlich des abtrünnigen Berliner Landesver-
bandes der WASG umzugehen sei, an die AusgangssituaƟ on vor der Vereinigung 
der beiden IniƟ aƟ ven Anfang Juli 2004. In ihren poliƟ schen Zielen seien beide 
IniƟ aƟ ven kaum voneinander enƞ ernt gewesen, auch wenn zur WASG-Vereins-
gründung noch zwei konkurrierende Programm-Papiere vorlagen. »Viel stärkere 
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In der Tat gab es hier deutlich unterschiedliche Akzentsetzungen, je-
doch keineswegs eine Ɵ efe KluŌ .2 Der zur norddeutschen Gruppe gehö-
rende Ralf Krämer, GewerkschaŌ ssekretär bei ver.di in Berlin und einer der 
strategischen Vordenker der WASG, schrieb in seinem internen Strategie-
Papier mit dem Titel »Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006« Anfang 
Februar 2004, es gehe »um eine breite Sammlung bzw. ein Bündnis, das 
niemanden ausschließt (außer Rechten), aber auch keine Dominanz einer 
besƟ mmten Gruppierung oder Strömung zulässt. Das Spektrum sollte rei-
chen von Kommunisten über Sozialisten bis zu SozialstaatskonservaƟ ven 
(SoVD, VDK) und sozial orienƟ erten Christen und ein möglichst breites 
Spektrum von AkƟ ven aus GewerkschaŌ en, Bewegungen und von Orga-
nisaƟ onen und IniƟ aƟ ven aus verschiedensten Bereichen einschließen. Es 
muss ein für alle, die die grundsätzlichen Ziele teilen, off enes Angebot für 
Unterstützung und Mitmachen sein.«3

Die soziale AlternaƟ ve müsse – so die Idee von Ralf Krämer – vor allem 
neue AkƟ ve und Menschen aus Bewegungen gewinnen und dürfe nicht 
»Sammelbecken der Übriggebliebenen altbekannter linker Kleinorgani-
saƟ onen sein«.4 Die WahlalternaƟ ve sollte keine Partei im tradiƟ onellen 
und exklusiven Sinne, sondern off en sein auch für die Mitarbeit und Un-

Unterschiede exisƟ erten im PoliƟ kverständnis, was sich erst nach der Euphorie 
der ersten Monate zeigen sollte.« Am deutlichsten komme dies im Konfl ikt um 
den Alleingang der Berliner WASG zum Ausdruck: »Auf der einen Seite stehen im 
Vorstand jene, die die Einheit der WASG nicht kurz vor einem wichƟ gen Partei-
tag durch Strafen gegen die Hauptstädter gefährden wollen. […] Auf der anderen 
Seite die, die dies als Führungsschwäche kriƟ sieren und aus parteipoliƟ scher RaƟ o 
sogar die Spaltung für einen zwar schlechten, aber gangbaren Weg halten.« (Tom 
Strohschneider: Zum möglichen Ende auf Anfang zurück. Der Streit im WASG-Bun-
desvorstand spiegelt auch die GründungssituaƟ on der WahlalternaƟ ve wider. In: 
Neues Deutschland, 29./30.4.2006).

2 ChrisƟ ne Buchholz erklärte dazu 2012 rückblickend, »die PosiƟ onen lagen 
nicht so weit auseinander, wie es in der Gegenüberstellung klingt«. »Gespaltene 
Linke haƩ en wir schon genug«. Gespräch mit ChrisƟ ne Buchholz. In: Klaus Ernst, 
Thomas Händel, Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? Wege in die 
WASG, Wege in DIE LINKE, Hamburg 2012, S. 37.

3 Ralf Krämer: Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006 (Erweiterter Entwurf, 
Stand vom 5.2.2004). In: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): 
Was war? A.a.O., S. 194/195.

4 Ebenda, S. 199.



175OrganisaƟ onsfrage, Mitglieder und Wähler der WASG

terstützung von Menschen, die zu dieser Zeit in verschiedenen anderen 
Parteien Mitglied waren.5

Für die süddeutsche Gruppe betonte Gerd Lobodda, 1. BevollmächƟ g-
ter der IG Metall Nürnberg und Mitbegründer der IniƟ aƟ ve Arbeit & sozi-
ale GerechƟ gkeit (ASG), in einem Interview MiƩ e Juni 2004: »Unser Wille 
ist es, jenen enƩ äuschten Wählern eine WahlalternaƟ ve anzubieten, die 
das Sozialstaatsprinzip vertreten. Ob man dies nun ›links‹ nennt, ist eine In-
terpretaƟ onsfrage. […] Ein Sozialstaat braucht einen ökonomisch vernünf-
Ɵ gen Unterbau, und unser Prinzip ist es, die Gemeinwohlverpfl ichtung wie-
der in den MiƩ elpunkt der PoliƟ k [zu] stellen.«6 Auf die Nachfrage, ob die 
ASG auch für Bestrebungen off en stehe, die auf einen emanzipatorischen 
GesellschaŌ sentwurf mit der PerspekƟ ve einer sozialisƟ schen und später 
kommunisƟ schen GesellschaŌ  orienƟ eren, antwortete Lobodda: »Das ist 
nicht unsere Absicht. Wir wollen beispielsweise nichts mit der PDS zu tun 
haben. Wir wollen genau die Wähler gewinnen, die das Sozialstaatsprinzip 
vertreten. Wir wollen nicht den Anschein erwecken, als stünden wir auch 
für linkssekƟ ererische Kreise off en.«7 Befragt nach dem Verhältnis zu au-
ßerparlamentarischen Bewegungen wie aƩ ac, betonte er allerdings, grund-
sätzlich gelte, dass eine Parteigründung langfrisƟ g nur Chancen habe, wenn 
sie aus einer gesellschaŌ lichen Bewegung entstünde.8

Hinsichtlich des Wie waren sich die Nord- und die Süddeutschen für 
die Startphase des Projekts ziemlich einig. Der Ansatz für die Bildung der 
dann WASG genannten sozialen AlternaƟ ve sollte von der Bundesebene 
ausgehen und war (in der ersten Etappe) als Top-Down-Projekt konzipiert, 

5 Vgl. ebenda, S. 197.
6 Gerd Lobodda. Aufstand gegen Schröders SozialdemokraƟ e: Wie »links« 

soll mögliche »Linkspartei« sein? (Interview mit Gerd Lobodda). In: junge Welt, 
12./13.6.2004. – Ähnlich argumenƟ erte ASG-Mitbegründer Thomas Händel in 
einem Interview im Januar 2005 auf die Frage »Was heißt links für Sie?«: »Eine 
GesellschaŌ  zu schaff en, in deren MiƩ elpunkt der Mensch steht, die seine freie 
Enƞ altung fördert, die wirkliche Chancengleichheit herstellt, in der die Würde al-
ler Menschen geachtet wird. Wenn heute derjenige, der für den Erhalt des Sozi-
alstaates eintriƩ , schon als Betonkopf bezeichnet wird und der Sozialstaat etwas 
ganz Linkes und Verwerfl iches ist, dann sind wir ein linkes Projekt.« (Hilfsbremser 
sind wir nicht [Interview mit Thomas Händel]. In: Freitag, 21.1.2005.)

7 Gerd Lobodda. Aufstand gegen Schröders SozialdemokraƟ e, a.a.O.
8 Vgl. ebenda.
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bis eine ›kriƟ sche Masse‹ an relevanten Personen und Gruppierungen«9 
gesammelt sei. Ralf Krämer noƟ erte in diesem Sinne: »Die Organisierung 
muss ausgehend von einem Zentrum stufenweise sich erweiternd erfol-
gen, indem Leute gezielt angesprochen werden und diese dann ebenso 
gezielt weitere ansprechen. So ist auch auf Länder- und regionaler Ebene 
zu verfahren.«10

Äußerungen von Klaus Ernst werden in der poliƟ kwissenschaŌ lichen 
Literatur vorwiegend so interpreƟ ert, dass es ihm darum gegangen sei, 
»die WASG als GewerkschaŌ spartei zu etablieren«11 bzw. »eine straff  ge-
führte Sozialstaatspartei aufzubauen«.12 In einem Interview sagte Klaus 
Ernst 2012 rückblickend dazu, dass er zunächst »einen OrganisaƟ onskern 
aus akƟ ven GewerkschaŌ ern« auĩ auen wollte: »Meine Idee war einfach. 
Die GewerkschaŌ en haƩ en eine fl ächendeckende OrganisaƟ on: In jeder 
Region und in jeder Stadt gibt es damit mindestens ein, zwei vernünŌ ige 
Leute, die dem [Anliegen der IniƟ aƟ ve ASG – J.W.] aufgeschlossen gegen-
überstehen sollten. Wenn man die zum Mitmachen überzeugt, dann hat 

9 Ralf Krämer: Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006, a.a.O., S. 200. – Auch 
Axel Troost erklärte rückblickend die WASG-Gründung zur »reinen Kopfgeburt«, 
zu einer »Gründung von oben«: »Die WASG war eine Kopfgründung.« (»Alle haben 
einen Sprung über den eigenen SchaƩ en gemacht.« Gespräch mit Axel Troost. In: 
Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann [Hrsg.]: Was war? A.a.O., S. 123 
und 125).

10 Ralf Krämer: Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006, a.a.O., S. 204.
11 Marian Künzel: Die Gründungsphase der Partei Die Linke – eine Partei neuen 

Typs?, Berlin 2012, S. 52. – Vgl. auch Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues. Die 
Entstehung der WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit. In: Tim Spier/Fe-
lix Butzlaff /MaƩ hias Micus/Franz Walter (Hrsg.): Die Linkspartei. Zeitgemäße Idee 
oder Bündnis ohne ZukunŌ ?, Wiesbaden 2007, S. 169 und 177.

12 Marian Künzel: Die Gründungsphase der Partei Die Linke – eine Partei neuen 
Typs? A.a.O., S. 64/65. – MiƩ e Juli 2004 verkündete in diesem Geiste Klaus Ernst 
den IniƟ atoren der Berliner WahlalternaƟ ve, dass ein Landesverband erst gegrün-
det werden dürfe, wenn es 1.000 bis 2.000 Mitglieder in Berlin gebe. Bis dahin 
werde die Berliner WahlalternaƟ ve von einem vom Bundesvorstand der WASG 
eingesetzten Landeskoordinator geleitet. Vgl. junge Welt, Berlin, 26.7.2004. – In 
einer Erklärung forderten Berliner WASG-Mitglieder darauf hin, mehr Demokra-
Ɵ e zu wagen, und schrieben: »Mit der Ernennung eines Landesleiters orienƟ ert 
sich der Bundesvorstand der WahlalternaƟ ve ohne Not an den autoritären Antei-
len der deutschen GewerkschaŌ stradiƟ on.« (Mehr DemokraƟ e wagen! Erklärung 
zur Einsetzung eines Berliner Landeskoordinators durch den Bundesvorstand der 
WahlalternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit [WASG]. In: ADS, Krämer – Alt-
Sign. 2013-004-5).
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man auf einen Schlag eine bundesweite OrganisaƟ on. So war die Idee. Mit 
dem Aufruf wollten wir an die rankommen und erst dann, mit einer ge-
wissen SchlagkraŌ , nach außen gehen.«13 Die süddeutsche Gruppe wollte 
also ihr gewerkschaŌ liches Netzwerk nutzen, um die neue OrganisaƟ on 
fl ächendeckend zu etablieren.14

In der Praxis waren in der Anfangsphase des Auĩ aus der neuen Or-
ganisaƟ on GewerkschaŌ sfunkƟ onäre, die vielfach als Regionalkoordina-
toren täƟ g waren, die tragende Stütze.15 Gerd Lobodda berichtete ganz 
in diesem Sinne in dem schon erwähnten Interview, dass die ASG-Grün-
der dabei seien, ihre IniƟ aƟ ve »auf stabile Beine« zu stellen: »Wir haben 
fl ächendeckend in allen Bundesländern Regionalgruppen gegründet und 
Sprecherkreise gewählt.«16 Der nächste SchriƩ  würde am 3. Juli 2004 die 
Gründung eines Vereins sein, in dem sich die ASG und die WahlalternaƟ ve 
zusammenschließen.17

Nach den Vorstellungen von Ralf Krämer musste das oben skizzierte 
breite Bündnis ein Zentrum haben, das die grundlegenden PosiƟ onen und 
Herangehensweisen in besonderer Weise tragen und dafür sorgen sollte, 
dass sie sich durchsetzen. »Dieses Zentrum kann nur eine nichtsekƟ ere-
rische (überwiegend in der alten BRD geprägte) Linke mit starker gewerk-
schaŌ licher Verankerung und starken Verbindungen in linke WissenschaŌ s-, 
Bewegungs- und Kulturszenen bilden, die nicht primär auf besƟ mmte po-
liƟ sche Gruppen oder Parteien orienƟ ert ist und die in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten genügend gemeinsame Erfahrungen gemacht und bünd-
nisfähige PosiƟ onen und Praxis entwickelt und alte Spaltungen hinreichend 
überwunden hat, um diese Rolle wahrzunehmen. Mit anderen Worten, im 
weiteren Sinne ›wir‹.«18

Krämer sah gute Gründe und Vorteile, die für einen von der Bundes-
ebene ausgehenden organisatorischen Ansatz sprachen. Zum einen wür-

13 »Es gibt kein Zurück«. Gespräch mit Klaus Ernst. In: Klaus Ernst/Thomas Hän-
del/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? A.a.O., S. 50 und 51.

14 Vgl. Rudolf Speth: Navigieren ohne Kompass. Strategiebildung in Parteien 
und NGOs, Düsseldorf 2006, S. 65.

15 Vgl. Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues, a.a.O., S. 176; Jonas Rugenstein: 
Nach der günsƟ gen Gelegenheit. Die Entwicklung der LINKEN in Westdeutschland 
nach 2009, StuƩ gart 2013, S. 63; Eckhard Jesse/Jürgen P. Lang: DIE LINKE – eine 
gescheiterte Partei?, München 2012, S. 84.

16 Gerd Lobodda. Aufstand gegen Schröders SozialdemokraƟ e, a.a.O.
17 Vgl. ebenda.
18 Ralf Krämer: Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006, a.a.O., S. 195.
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den die PoliƟ kfelder, an denen sich die OpposiƟ on kristallisiere, und vor 
allem die Kompetenzen, die für die Durchsetzung der AlternaƟ vkonzepƟ -
onen und Forderungen notwendig wären, ganz überwiegend auf der bun-
despoliƟ schen Ebene, zum Teil auf europäischer und internaƟ onaler Ebene, 
liegen, auf die auch im Wesentlichen über die Bundesebene einzuwirken 
sei.19 Zum anderen bot nach seiner Auff assung der Top-Down-Prozess am 
ehesten die Gewähr dafür, eine »ChaoƟ sierung oder UsurpaƟ on durch 
destrukƟ ve KräŌ e« auszuschließen, die das Projekt »durch Abschreckung 
vieler VernünŌ iger« ruinieren würden.20 Es galt in diesem Prozess dafür zu 
sorgen, »dass sowohl Opportunismus wie SekƟ erertum vermieden wer-
den und vernünŌ ige Konsense oder MehrheitsposiƟ onen formuliert wer-
den, ohne konstrukƟ ve Minderheiten auszugrenzen«21.

Für die künŌ ige organisaƟ onspoliƟ sche Ausrichtung konstaƟ erte der In-
sider Helge Meves allerdings unterschiedliche Auff assungen: »Diese bewe-
gen sich zwischen zentralisƟ sch-personalisierten Konzepten der PoliƟ kver-
miƩ lung, die sich eher an tradierten Vorstellungen in der SPD und einem 
Teil der GewerkschaŌ en orienƟ eren, und off en-beweglicheren Ansätzen.«22 
Im Sinne letzterer sollte es nach den Auff assungen von Ralf Krämer bei der 
WahlalternaƟ ve nicht darum gehen, ein tradiƟ onelles »Parteileben« mit 
regelmäßigen Mitgliederversammlungen, Vorstandssitzungen usw. zu be-
treiben, »sondern zu besƟ mmten Zwecken und AkƟ vitäten die Leute und 
die der WahlalternaƟ ve assoziierten OrganisaƟ onen mobilisieren zu kön-
nen und sie ansonsten locker zusammenzuhalten«.23 Dazu seien sie in Da-
teien zu erfassen und zu informieren. Es müsste ihnen die Möglichkeit 
gegeben werden, sich elektronisch oder persönlich auszutauschen. Die 
WahlalternaƟ ve müsste die dazu notwendige Infrastruktur organisieren 
und aktuell halten. Wie eine OrganisaƟ onsstruktur gestaltet sein müsste, 
die das eff ekƟ v und demokraƟ sch realisieren könnte, müsste unter Beach-
tung der Vorgaben des Parteiengesetzes und der Wahlgesetze noch dis-
kuƟ ert werden.24

19 Vgl. ebenda, S. 200.
20 Vgl. ebenda, S. 204.
21 Vgl. ebenda.
22 Helge Meves: Die WahlalternaƟ ve – Eine andere PoliƟ k ist möglich. In: Mi-

chael Brie (Hrsg.): Die Linkspartei. Ursprünge, Ziele, Erwartungen, Berlin 2005, 
S. 29.

23 Ralf Krämer: Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006, a.a.O., S. 203.
24 Vgl. ebenda.
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In eine derarƟ ge Richtung dachte auch Axel Troost. In einem Interview 
im Mai 2004 betonte er: »Wir wollen als WahlalternaƟ ve keine Partei alten 
Typs sein. Es wird vielmehr um eine Verbindung von sozialer Bewegung, 
außerparlamentarischer OpposiƟ on sowie Vertreterinnen und Vertretern 
in den Parlamenten angestrebt.«25

Off ensichtlich konnten sich in den Diskussionsprozessen, die der Grün-
dung der WASG vorausgingen, und in der poliƟ schen Praxis jene PosiƟ onen 
durchsetzen, die auf eine breite (linke) Sammlungspartei orienƟ erten.26 In 
einer Antwort auf einen Off enen Brief von Klaus Ernst vom 16. Februar 
2005, in dem der IG-Metall-FunkƟ onär für den Auĩ au einer »Sozialstaats-
partei« warb,27 schrieben die WASG-Gründungsmitglieder Hüseyin Aydin, 
Joachim Bischoff , Murat Çakır, Werner Dreibus, Thomas Händel, Sabine 
Lösing, Björn Radke und Axel Troost am 18. Februar 2005: »Den Gegen-
satz zwischen ›Sozialstaatspartei‹ und ›linker Sammlungsbewegung‹ gibt 
es in der poliƟ schen Realität nicht. Der Sozialstaat ist ein Projekt der Zivili-
sierung des Kapitalismus. Den Sozialstaat zu verteidigen, zu erneuern und 
auszubauen heißt eindeuƟ g, Partei zu ergreifen gegen die ›Ökonomisie-
rung‹ aller gesellschaŌ lichen Lebensbereiche. Welche Meinungsumfragen 
auch immer herangezogen werden: Dieser Sozialstaat wird von der Mehr-
heit der Bevölkerung als ›linkes Projekt‹ wahrgenommen und als solches 
posiƟ v bewertet. Eine poliƟ sche Sammlungsbewegung zu schaff en, die sich 
die Bewahrung der historischen ErrungenschaŌ en der Arbeiterbewegung 
zum Ziel setzt, ist die Aufgabe aller in der ASG.«28

25 »Wir wollen keine Partei alten Typs sein.« Axel Troost über das Projekt Wahlal-
ternaƟ ve, den DGB, schlechte Erfahrungen mit den Grünen und die Systemfrage. In: 
neues-deutschland.de, 1.5.2004. URL: www.neues-deutschland.de/arƟ kel/52448.
wir-wollen-keine-partei-alten-typs-sein.html (abgerufen am 10.2.2016).

26 Vgl. Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues, a.a.O., S. 177.
27 Klaus Ernst warnte in diesem Brief zum künŌ igen Profi l der ASG davor, die 

OrganisaƟ on zu einem »Zusammenschluss von marginalisierten linken SpliƩ er-
gruppen« zu machen und schrieb, dass »die Einbeziehung des äußerst linken Spek-
trums« notwendige Mitglieder und Wähler verprelle und AkƟ ve zum Rückzug 
veranlasse. Das Ende der Sammlungsbewegung sei nahe, »wenn ihr viele, und 
besonders viele GewerkschaŌ er, nicht beitreten wollen, weil sie sehen, dass sich 
bei der ASG SpliƩ er- und poliƟ sche Randgruppen breit machen«. Ernst drohte mit 
seinem Rückzug, wenn sich die WASG nicht von »Sektenkriegern« verabschieden 
sollte. Denn dann würde für ihn »der alte Indianerspruch« gelten: »Wenn du auf 
einem toten Pferd reitest, steig ab.« ([Off ener Brief von Klaus Ernst an den Vor-
stand der ASG, Schweinfurt, 16.2.2005]. In: WASG-Archiv Fürth.)

28 Zit. in: Helge Meves: Die WahlalternaƟ ve, a.a.O., S. 29/30.
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Zur OrganisaƟ onsfrage als Satzungsfrage

In der Praxis sollte sich zeigen, dass die Gründung der OrganisaƟ on als Top-
Down-Projekt, bei dem die IniƟ atoren aus den oben genannten guten Grün-
den alle Fäden in der Hand behalten wollten, ziemlich schnell in ein starkes 
Spannungsverhältnis zur Entwicklung der innerorganisatorischen Demokra-
Ɵ e und einer sehr selbstbewussten Parteibasis geriet. Mit der Wahl von 
Vorständen in den Ländern entwickelten die LandesorganisaƟ onen rasch 
eine eigene Autonomie,29 und die Mitglieder meldeten verstärkt ParƟ zi-
paƟ onsansprüche an.30 Das neue Projekt enƞ altete ein Eigenleben, das in 
besonderem Maße in den DebaƩ en zu Satzungsfragen sowohl des WASG-
Vereins als auch der WASG-Partei deutlich wurde.

(1) Zur Entwicklung der Satzung des Vereins WASG: Die auf der Grün-
dungsversammlung des WASG-Vereins am 3. Juli 2004 in Berlin beschlos-
sene Satzung, die dann auf der Bundesdelegiertenkonferenz (BDK) der 
WASG am 20./21. November 2004 in Nürnberg mit deutlicher Mehrheit 
bestäƟ gt wurde, defi nierte in Paragraph 6 als Organe des Vereins den Bun-
desvorstand, den Länderrat, die Landesmitgliederversammlungen, die Lan-
desvorstände und die Bundesdelegiertenkonferenz. Der Bundesvorstand 
bestand nach Paragraph 7 aus vier GeschäŌ sführenden und zehn weiteren 
Vorstandsmitgliedern, der GeschäŌ sführende Vorstand aus vier gleichbe-
rechƟ gten Sprecher*innen. Durch jeweils zwei GeschäŌ sführende Vor-
standsmitglieder gemeinsam wurde der Verein im Sinne des Paragraphen 
26 BGB nach innen und nach außen vertreten. Dem Vorstand oblag die Lei-
tung des Vereins und die Führung seiner GeschäŌ e sowie nach Paragraph 3 
die Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder. Nach Paragraph 9 
setzte der Bundesvorstand (bis zur Wahl durch Landesmitgliederversamm-
lungen) kommissarisch die Landesleitungen ein.31

Auf der BDK 2004 in Nürnberg wurde auf Antrag des Bundesvorstandes 
der bisherige Paragraph 8, der Zusammensetzung und Befugnisse des Län-
derrates regelte, gestrichen und durch eine Neuformulierung ersetzt, die 
den Länderrrat aufwertete.32 Danach war der Länderrat das oberste be-

29 Vgl. Oliver Nachtwey: Im Westen was Neues, a.a.O., S. 177.
30 Vgl. Rudolf Speth: Navigieren ohne Kompass, a.a.O., S. 74.
31 Vgl. WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit: Satzung. In: ADS, Bestand 

WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit (WASG) – 003.
32 Der Länderrat bestand nach der im Juli 2004 beschlossenen Fassung aus dem 

Bundesvorstand sowie mindestens weiteren 16 Personen. Im Länderrat sollte je-
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schlussfassende Gremium zwischen den Bundesdelegiertenkonferenzen, 
das die Richtlinien der PoliƟ k zwischen den BDKs beschloss und sich mit 
allen Angelegenheiten befasste, die die BDK an ihn delegierte. Dem Län-
derrat gehörten die Mitglieder des Bundesvorstandes, je zwei Delegierte 
pro Landesverband (davon ein Mitglied des Landesvorstands) und weitere 
Delegierte aus den Landesverbänden nach einem Mitgliederschlüssel an. 
Der Länderrat sollte in der Regel zweimal jährlich tagen. Seine Amtszeit 
betrug ein Jahr.33

Die Rechte der Bundesdelegiertenkonferenz wurden erst im Para-
graphen 10 und damit nachrangig behandelt. Die BDK, die mindestens 
einmal jährlich staƪ  inden sollte, wählte den Bundesvorstand für die Dauer 
von einem Jahr.34 Sie haƩ e den Jahresbericht des Vorstandes entgegen-
zunehmen, die Revisoren zu benennen und über die Entlastung des Vor-
standes zu entscheiden. Sie konnte Richtlinien zur weiteren TäƟ gkeit des 
Vereins beschließen und Beschlüsse über die Satzung und über die Aufl ö-
sung des Vereins fassen.35

Nach Paragraph 12 konnten Bundes- und Landesvorstände Gruppen- 
und themenbezogene ArbeitsgemeinschaŌ en bzw. Beiräte bilden. Vereins-
mitglieder konnten nach Pragraph 11 hingegen lediglich lokale und regio-
nale Gruppen bilden, die sich an den Grenzen der GebietskörperschaŌ en 
orienƟ erten und der ZusƟ mmung des jeweiligen Landesvorstandes be-
durŌ en. Paragraph 15 regelte die Parteigründung: Nach entsprechender 
Beschlussfassung durch die BDK war in einer UrabsƟ mmung unter den 
Mitgliedern darüber zu entscheiden, ob die angestrebte Parteigründung 
vollzogen wurde oder nicht. Für die Parteigründung war die ZusƟ mmung 
von mindestens zwei DriƩ eln der abgegebenen SƟ mmen zum entspre-
chenden Antrag erforderlich.36

des Bundesland mit mindestens einem Mitglied vertreten sein. Der Länderrat 
konnte – mit einfacher Mehrheit – zu allen Fragen der Vereinsführung Beschlüsse 
fassen, die im Binnenverhältnis für den Vorstand bindend waren, sofern sie nicht 
gegen Gesetz oder Satzung versƟ eßen.

33 Vgl. WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit. Anträge zur Bundes-
delegiertenkonferenz am 20./21. November 2004 in Nürnberg. Bereich VI – Ver-
einssatzung. In: ADS, WASG – 003.

34 Der erste Bundesvorstand der WASG wurde durch die Gründungsversamm-
lung für ein halbes Jahr gewählt. Seine Amtszeit endete mit der ersten BDK.

35 Vgl. WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit: Satzung, a.a.O.
36 Vgl. ebenda.
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Der PoliƟ kwissenschaŌ ler Marian Künzel schreibt, dass die Vereinssat-
zung durch Regelungen zur Einsetzung von zunächst nicht gewählten regi-
onalen Koordinatoren (kommissarischen Landesleitungen) und miƩ els der 
Steuerung durch den Länderrat »die hierarchischen Vorstellungen der Ge-
werkschaŌ er« belege: »Die beschlossenen Satzungsrichtlinien erscheinen 
für die Einbindung von AkƟ visten sozialer Bewegungen nicht geeignet.«37 
Gleichwohl kam es nach der Gründung des WASG-Vereins zur IntegraƟ on 
von Mitgliedern anderer linker OrganisaƟ onen.38

Gegen die von den Gründungsvätern und -müƩ ern favorisierte Vorge-
hensweise regte sich bald Widerstand. Auf der Bundesdelegiertenkonfe-
renz der WASG am 20./21. November 2004 in Nürnberg brachte der Lan-
desverband Nordrhein-Wesƞ alen einen Antrag »Willensbildung von unten 
nach oben« ein, in dem gefordert wurde, baldmöglichst in der Bundessat-
zung explizit zu erwähnen, »dass innerhalb des Vereins die Willensbildung 
von unten nach oben verläuŌ «.39 In diesem Sinne seien die Regionalgrup-
pen die erste Ebene der Willensbildung.40

Andere Änderungsanträge zielten sowohl auf eine Öff nung des WASG-
Vereins für AkƟ visten sozialer Bewegungen als auch auf die Verlagerung 
von Entscheidungen von der Bundes- auf die Landes- oder Regional-Ebene 
und auf eine Stärkung der BasisdemokraƟ e. In einem alternaƟ ven Satzungs-
entwurf des Regionalverbandes Main/Rhön, der sich auf der BDK in Nürn-
berg 2004 nicht durchsetzen konnte, hieß es: »Der Verein wird sich um Zu-
sammenarbeit mit anderen Vereinen, Verbänden, IniƟ aƟ ven, Bewegungen 
und Projekten bemühen, soweit dies dem vorgenannten Vereinszweck 
entspricht. Diese Zusammenarbeit soll auch Mitwirkungsrechte beinhal-
ten. Über den Umfang der Mitwirkungsrechte entscheiden die Landesmit-
gliederversammlungen.«41 Die Antragsteller wollten zudem den Bundes-
vorstand explizit an die Beschlüsse der BDK binden und – wie die Autoren 
weiterer Anträge – die Entscheidung über die Aufnahme eines neuen Mit-

37 Marian Künzel: Die Gründungsphase der Partei Die Linke – eine Partei neuen 
Typs? A.a.O., S. 80/81.

38 Vgl. ebenda, S. 80.
39 WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit. Anträge zur Bundesdele-

giertenkonferenz am 20./21. November 2004 in Nürnberg. Bereich VI – Vereins-
satzung. In: ADS, WASG – 003.

40 Vgl. ebenda.
41 Vgl. ebenda.
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glieds nicht dem Bundesvorstand überlassen, sondern in die Hand des Vor-
stands der jeweiligen regionalen Untergliederung legen.42

Und in der Begründung eines Antrags der Landesmitgliederversammlung 
Hessen wurde gefordert, dass sich der allseits beteuerte Wille, keine Par-
tei »alten SƟ ls« sein zu wollen, in den satzungsmäßig festgelegten Struk-
turen von Anfang an klar ausdrücken müsse. Die Vorstände aller Ebenen 
müssten sich an die Rolle ausführender Organe gewöhnen. KriƟ siert wurde, 
dass die im Juli 2004 beschlossene Satzung den Vorständen das Privileg 
der vorgeferƟ gten programmaƟ schen IniƟ aƟ ve gebe. Die grundlegende 
»Gesetzgebung«, das Programm und die Erteilung strategischer AuŌ räge 
müsse jedoch der MitgliedschaŌ  insgesamt und ihren direkt gewählten 
Delegierten obliegen.43

(2) Zur Entwicklung der Satzung der Partei WASG: Auf der BDK der WASG 
im November 2004 in Nürnberg ging es nicht nur um die Satzung des WASG-
Vereins, sondern auch bereits um die Satzung der WASG-Partei. Auch hier 
wurden von einer Minderheit der Delegierten stärkere basisdemokraƟ sche 
Elemente eingefordert. Während der Antrag des Bundesvorstandes vor-
sah, dass der Bundesvorstand auf der Grundlage der bisher aus den Lan-
desverbänden vorliegenden Gestaltungsvorschläge und Anträge zur BDK 
einen ersten Entwurf für eine Parteisatzung erarbeiten sollte, verlangten 
andere Anträge die Einsetzung einer Arbeitsgruppe, die mit jeweils einer 
Person von Bundesvorstand und jedem Bundesland paritäƟ sch zu besetzen 
sei. Das Protokoll der BDK im November 2004 in Nürnberg vermerkt aller-
dings, dass der Antrag des Bundesvorstandes zur Erarbeitung der Partei-
satzung »bei wenigen GegensƟ mmen mit deutlicher Mehrheit angenom-
men« wurde.44

In verschiedenen Anträgen zu diesem Tagesordnungspunkt ging es zu-
dem nicht mehr nur um die Frage, wie die Parteisatzung zu erarbeiten sei, 
sondern bereits um konkrete Inhalte. Die Regionalgruppe Heidelberg ver-
langte beispielsweise: »Es soll von Anfang an in der zu gründenden Partei 
an basidemokraƟ schen Instrumenten und Strukturen gearbeitet werden, 
die Transparenz und die Rückbindung der Delegierten an die innerpartei-
liche Basis in den Orts- und Regionalgruppen gewährleisten. Die den Mit-
giedern der WahlalternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit aus ande-

42 Vgl. ebenda.
43 Vgl. ebenda.
44 Vgl. 1. Bundesdelegiertenkonferenz der WASG in Nürnberg, 20. und 21. No-

vember 2004. Protokoll des Präsidiums. In: ADS, WASG – 003.
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ren Parteien und OrganisaƟ onen bekannten Strukturen sollen nicht vor-
behalt- und kriƟ klos auf die neue Partei übertragen werden, sondern im 
gemeinsamen Diskurs frei verhandelt werden.«45 Die Regionalgruppe En-
nepe-Ruhr/WiƩ en warnte: »Die WASG wird ihre Basis genauso schnell ver-
lieren, wie sie sie gewonnen hat, wenn sie sich nicht hinsichtlich der inne-
ren DemokraƟ e deutlich und wohltuend von den etabierten Parteien und 
GewerkschaŌ en unterscheidet.«46

Die Gründungsversammlung der Partei WASG am 22. Januar 2005 in Göt-
Ɵ ngen beschloss mit 48 Ja-SƟ mmen gegen 5 Nein-SƟ mmen und ohne Ent-
haltungen die Satzung der Partei und mit 51 Ja-SƟ mmen gegen eine Nein-
SƟ mme bei einer Enthaltung eine Übergangsregelung zu dieser Satzung.47 
Nach Paragraph 3 der Übergangsregelung konnte der Gründungsvorstand 
der WASG kommissarische Landesvorstände der Partei ernennen. Nach Pa-
ragraph 6 haƩ e er unter Beteiligung der zuständigen Landesvorstände bis 
zum 1. Parteitag die Aufnahme von Mitgliedern vorzunehmen. Die Über-
gangsregelung besƟ mmte zudem in Paragraph 9, dass die Regelungen der 
Parteisatzung zur Ämterhäufung und zur Trennung von Amt und Mandat 
erst ab dem ordentlichen Parteitag im Jahre 2007 gelten sollten.48

Dem Bundesparteitag der WASG im Mai 2005 in Dortmund lagen über 
600 Anträge zur Satzung vor. Da absehbar war, dass diese nicht alle auf dem 
Parteikonvent behandelt werden konnten, entschloss sich die Antragskom-
mission, zunächst diejenigen Anträge zur AbsƟ mmung zu stellen, die sich 
auf die Wahlen, auf rechtlich notwendige Satzungsänderungen und auf ei-
nige zentrale Themenbereiche bezogen. Der Parteitag beschloss, eine Sat-
zungskommission zu bilden. Ihr wurden alle nicht behandeten Satzungsan-

45 WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit. Anträge zur Bundesdele-
giertenkonferenz am 20./21. November 2004 in Nürnberg. Bereich II – Parteisat-
zung. In: ADS, WASG – 003.

46 Ebenda.
47 Vgl. Protokoll der Gründungsversammlung der Partei »Arbeit & soziale Ge-

rechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« (ASG) am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen. In: ADS, 
WASG – 006, Bl. 002.

48 Vgl. Übergangsregelung zur Satzung der Partei Arbeit & soziale GerechƟ g-
keit – Die WahlalternaƟ ve. In: ADS, WASG – 006, Bl. 013.
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träge (außer Beitrags- und Finanzordnung)49 zur Behandlung überwiesen.50 
Zu den Satzungsänderungen, die die Delegierten in Dortmund beschlossen, 
gehörte eine Regelung, die eine DoppelmitgliedschaŌ  in der WASG und 
anderen poliƟ schen Parteien (mit Ausnahme rechtsradikaler Parteien) für 
eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2005 möglich machte.51 Diese 
Regelung sollte jenen, die noch zögern, ihre alte OrganisaƟ on zu verlas-
sen, den Weg in die WASG ebnen.52

Die in Göƫ  ngen beschlossene WASG-Satzung sah nach Paragraph 3 
vor, dass derjenige, der einer OrganisaƟ on angehört, deren Ziele im Wi-
derspruch zu den Zielen der WASG stehen, nicht Mitglied der Partei wer-
den könne: »Die Feststellung der Unvereinbarkeit«, legte die Satzung fest, 
»triŏ   der Bundesvorstand im Einvernehmen mit dem Länderrat.«53 In Dort-
mund schleiŌ en die Delegierten im Sinne der BasisdemokraƟ e diese Befug-
nis des Bundesvorstandes und beschlossen: »Die Feststellung der Unver-
einbarkeit triŏ   der Parteitag. Wenn der Parteitag nicht in angemessener 
Frist entscheiden kann, triŏ   diese Feststellung der Bundesvorstand im Ein-
vernehmen mit dem Länderrat. Eine solche Feststellung ist dann auf dem 
nächsten Parteitag zur AbsƟ mmung vorzulegen.«54

49 Alle Anträge zur Beitrags- und Finanzordnung wurden an den Bundesfi nanz-
rat zur weiteren Bearbeitung überwiesen. Vgl. [WASG-]Bundesparteitag vom 6. 
bis 8. Mai 2005 in Dortmund. Beschlussfassung über die vorliegenden Anträge. 
In: ADS, WASG – 007 e.

50 Vgl. ebenda.
51 Vgl. ebenda. – Auf dem WASG-Parteitag im April 2006 in Ludwigshafen wurde 

diese Übergangsfrist auf Antrag des Bundesvorstandes, der damit vielen entspre-
chenden Anträgen aus der Parteibasis entgegenkam, bis zum 31. Dezember 2007 
verlängert. Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete 
Fassung, 17. Mai 2006); WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 2: Sat-
zung, Antrag S 01-282. In: ADS, WASG – 019.

52 So sinngemäß die Begründung des Antrags der Bezirksgruppe Berlin-Neu-
kölln der WASG zur Zulassung von DoppelmitgliedschaŌ en. Vgl. Anträge zum Bun-
desparteitag [der WASG] vom 6. bis 8. Mai [2005] in Dortmund. Block II – Anträge 
zur Satzung (S), Anträge zur Beitrags- und Kassenordnung (SB), Anträge zur Über-
gangsregelung (SÜ), Antrag zur Wahlordnung, [Antrag] Nr.: S 03 – 244. In: ADS, 
WASG – 008.

53 Satzung der Partei »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« 
(ASG) [beschlossen am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen]. In: ADS, WASG – 006, Bl. 
006.

54 [WASG-]Bundesparteitag vom 6. bis 8. Mai 2005 in Dortmund. Beschluss-
fassung über die vorliegenden Anträge, a.a.O.
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Auf dem Parteitag der WASG im April 2006 in Ludwigshafen wurden 
erneut Satzungsfragen behandelt. Es ging wiederum um die Frage der 
DoppelmitgliedschaŌ en, um die Trennung von Amt und Mandat, um die 
Vermeidung der Ämterhäufung, um Minderheitenrechte und um die Zu-
sammensetzung und die Befugnisse des Länderrates.55 Im Länderrat behielt 
nur der GeschäŌ sführende Bundesvorstand sein SƟ mmrecht. Die anderen 
Mitglieder des Bundesvorstandes verloren ihr SƟ mmrecht. Durch die He-
rabsetzung der erforderlichen Mitgliederzahl für die über die Grundman-
date hinausgehenden Sitze im Länderrat von 1.000 auf 250 Mitglieder 
waren vor allem die mitgliederstarken Landesverbände Nordrhein-West-
falen, Baden-WürƩ emberg, Bayern, Niedersachsen und Hessen in diesem 
Gremium stärker vertreten als bisher. Im Ergebnis wurde damit die Stel-
lung des Bundesvorstandes im Länderrat geschwächt und die Stellung der 
Vertreter aus den Ländern gestärkt. Insgesamt liefen also die innerpar-
teilichen DebaƩ en den Bestrebungen der Gründerväter und -müƩ er der 
WASG, durch eine straff e OrganisaƟ on und durch die KonzentraƟ on mög-
lichst vieler Befugnisse beim Bundesvorstand das HeŌ  des Handelns in der 
Hand zu behalten, schriƩ weise entgegen und auf eine Stärkung der Eigen-
ständigkeit der Landes-, Regional- und OrtsorganisaƟ onen im Sinne der 
BasisdemokraƟ e hinaus.

Auĩ au und Struktur der Partei WASG wiesen kaum signifi kante Un-
terschiede zu den etablierten bundesrepublikanischen Parteien auf. Die 
WASG, die im gesamten Bundesgebiet akƟ v war, gliederte sich in Landes-
verbände und diese in Kreis- und Ortsverbände. Höchstes Beschluss fas-
sendes Gremium der Partei war laut Satzung der Bundesparteitag, dem die 
Wahl des GeschäŌ sführenden und des Erweiterten Bundesvorstandes und 
die Wahl der Mitglieder des Bundesschiedsgerichts oblag. Der Bundespar-
teitag konnte auch über die Aufl ösung der WASG oder über die Verschmel-
zung der WASG mit einer anderen Partei entscheiden.56

Im Unterschied zu den Bundestagsparteien bestand die Führungsspitze 
der WASG nicht aus einem oder aus zwei (gleichberechƟ gten) Vorsitzen-
den, sondern aus vier GeschäŌ sführenden Vorstandsmitgliedern, zu de-
nen auch der Schatzmeister bzw. die Schatzmeisterin der Partei gehörte. 

55 Vgl. Protokoll BPT Ludwigshafen, 29./30. April 2006 (überarbeitete Fassung, 
17. Mai 2006); WASG-Parteitag, 29./30. April 2006. Antragsblock 2: Satzung. In: 
ADS, WASG – 019.

56 Vgl. Satzung der Partei »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« 
(ASG) [beschlossen am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen], a.a.O., Bl. 006 und 007.
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Insgesamt setzte sich der Bundesvorstand aus 16 Mitgliedern zusammen. 
Zu seinen Aufgaben gehörten insbesondere die laufende GeschäŌ sführung 
der Partei und ihre Darstellung in der Öff entlichkeit, die Vorbereitung und 
Einberufung von Parteitagen, die Koordinierung der poliƟ schen Ausrich-
tung, der Programmarbeit bzw. der poliƟ schen Sacharbeit und die Vorbe-
reitung von Wahlen.57

Als oberstes Beschluss fassendes Gremium der WASG zwischen den Par-
teitagen fungierte der Länderrat, der über die Richtlinien der PoliƟ k zwi-
schen den Parteitagen zu beschließen haƩ e.58 Dem Länderrat gehörten 
(nach der geänderten Satzung vom 30. April 2006) erstens die Mitglieder 
des GeschäŌ sführenden Bundesvorstandes (mit SƟ mmrecht) und zweitens 
je zwei Delegierte pro Landesverband (als Grundmandate) sowie weitere 
Delegierte der Landesverbände in Abhängigkeit von deren jeweiliger Mit-
gliederzahl an. Der Länderrat sollte zwischen den Parteitagen in der Re-
gel halbjährlich tagen. An seinen Sitzungen nahmen die Mitglieder des Er-
weiterten Bundesvorstandes mit beratender SƟ mme teil. Die Amtszeit der 
Mitglieder des Länderrates betrug maximal zwei Jahre.59

Weitere Gremien der WASG auf Bundesebene waren das Bundesschieds-
gericht und der Bundesfi nanzrat. Der Bundesfi nanzrat setzte sich aus dem 
Bundesschatzmeister und den Landesschatzmeistern zusammen und sollte 
die Partei in allen Finanzfragen beraten. Er trat in der Regel halbjährlich 
zusammen.60 Das fünŅ öpfi ge Bundesschiedsgericht haƩ e auf Antrag vor 
allem über Beschwerden gegen Entscheidungen der Landesschiedsge-
richte, über Auseinandersetzungen zwischen der Bundesparteiebene und 
Gebietsverbänden, über Auseinandersetzungen zwischen Landesverbän-

57 Vgl. ebenda, Bl. 007.
58 Vgl. ebenda, Bl. 008.
59 Vgl. Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve: Satzung [in der 

Fassung vom 30. April 2006]. In: ADS, WASG – 069 e. – Nach der auf der Grün-
dungsversammlung der WASG am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen beschlossenen 
Fassung der Satzung gehörten dem Länderrat erstens die Mitglieder des Bundes-
vorstandes und zweitens je zwei Delegierte pro Landesverband (als Grundman-
date) an. Je 1.000 Mitglieder stand einem Landesverband ein weiteres Mandat 
im Länderrat zu. Der Länderrat sollte zwischen den Parteitagen in der Regel drei-
mal jährlich tagen. Seine Amtszeit betrug zwei Jahre. Vgl. Satzung der Partei »Ar-
beit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve« (ASG) [beschlossen am 22. Ja-
nuar 2005 in Göƫ  ngen], a.a.O., Bl. 008.

60 Vgl. Satzung der Partei »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalterna-
Ɵ ve« (ASG) [beschlossen am 22. Januar 2005 in Göƫ  ngen], a.a.O., Bl. 008.
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den, über die Anfechtung von Wahlen und Entscheidungen der Bundesor-
gane, über Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder aus unterschiedlichen 
Landesverbänden, über Ordnungsmaßnahmen gegen Organe auf Bundes-
ebene sowie über die Aufl ösung von Landesverbänden zu entscheiden. 
Das Bundesschiedsgericht haƩ e zudem bei StreiƟ gkeiten über die Ausle-
gung und Anwendung der Satzung und von nachrangigen Ordnungen wie 
Wahlordnungen, Finanzordnungen und GeschäŌ sordnungen zu urteilen, 
die Wahlen, OrganisaƟ ons- und Verfahrensfragen betrafen.61

Zentraler organisatorischer Knotenpunkt der WASG war die Bundesge-
schäŌ sstelle in Fürth, die im April 2004 zunächst als OrganisaƟ onsraum 
der IniƟ aƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit eröff net wurde. Von hier wur-
den Parteitage und Gremiensitzungen organisiert und Hotelzimmer ge-
bucht. Hier wurden die Buchhaltung der Parteigliederungen zusammen-
geführt und die Finanzen der GesamtorganisaƟ on verwaltet, PublikaƟ onen 
gestaltet und technisch abgewickelt und der Datenaustausch zwischen der 
Bundes- und der Länderebene organisiert.62 Hier wurden per Datenbank 
die Mitgliederkarteien geführt und die Parteibeiträge registriert. Die un-
terschiedliche Zahlungsmoral der Mitglieder erforderte zudem den Auĩ au 
eines Mahnwesens. Als die erste Abkürzung »ASG« aus urheberrechtlichen 
Gründen in »WASG« geändert werden musste, bedurŌ e es eines neuen 
Logos und neuen Briefpapiers mit dem geänderten Kopf usw. Im Rennen 
der Parteigründung waren prakƟ sch die Pferde zu wechseln – eine Meis-
terleistung der BundesgeschäŌ sstelle.

Spätestens nachdem das private Fax-Gerät als erste Anlaufadresse we-
gen Überlastung qualmend seinen Geist aufgegeben haƩ e, war den Grün-
dern der neuen OrganisaƟ on klar geworden, dass es einer professionell 
geführten GeschäŌ sstelle bedurŌ e, um die überhandnehmenden orga-
nisatorisch-technischen Aufgaben zu bewälƟ gen. »Am Anfang haƩ en wir 
gar keine Struktur«, erinnerte sich Anny Heike, die einzige Frau unter den 
ASG-Gründern, »da hieß es Mitglieder einƟ ppen, dann mussten wir als ASG 
einen Verein gründen, um Geld, das uns per Briefumschlag zugeschickt 
wurde, zu verwalten. Es mussten Telefonate geführt werden, Sitzungen 

61 Vgl. Schiedsordnung [der WASG, beschlossen als Bestandteil der Satzung der 
WASG auf der Gründungsversammlung der Partei am 22. Januar 2005 in Göƫ  n-
gen]. In: ADS, WASG – 006, Bl. 010.

62 Vgl. BundesgeschäŌ sstelle der WASG. In: WASG-Archiv Fürth.
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einberufen werden. Das alles am Laufen zu halten, war im Prinzip meine 
Aufgabe.«63

Die OrganisaƟ onserfahrung einer gestandenen GewerkschaŌ sfunkƟ o-
närin war dabei das Plus von Anny Heike, die sich zunächst bei verschie-
denen Frauenprojekten in Fürth engagierte, lange Sprecherin des Fürther 
Friedenskomitees war und für die damalige ÖTV ehrenamtlich Gewerk-
schaŌ sarbeit machte, ehe sie hauptamtlich zur IG Metall Fürth ging. Und 
trotzdem war viel ImprovisaƟ on erforderlich, um die neue OrganisaƟ on zu 
managen. Nach der üblichen Arbeitszeit waren Sitzungen vorzubereiten, 
Telefonkonferenzen durchzuführen und Interviews zu planen. Ein Kollege 
übernahm ehrenamtlich die Pressearbeit, »sonst häƩ en allein die Anfragen 
die Arbeit in unserem Büro lahmgelegt«.64 Ohne Gisela Kessler, der ehe-
maligen stellvertretenden Vorsitzenden der IG Druck und Papier, die sich 
mit ihrer überragenden OrganisaƟ onserfahrung schon in den ersten Mo-
naten für die Leitung der GeschäŌ sstelle zur Verfügung stellte, wäre der 
stürmische Prozess aber nicht zu bewälƟ gen gewesen.

Eine besondere logisƟ sche Herausforderung stellten die Vorbereitung 
und Durchführung der Parteitage und insbesondere der Bundesdelegier-
tenkonferenz der WASG im November 2004 in Nürnberg dar. Es musste an 
so viel gedacht werden, sagte Anny Heike rückblickend in einem Interview: 
»Vom Raum bis zur Lautsprecheranlage, die musste so gut sein, dass Frauen 
nicht hysterisch rüberkamen, wenn sie mal lauter redeten. Du brauchst 
ein Präsidium, du brauchst Leute, die vor Ort helfen. Antragskommission, 
Mandatsprüfung, SƟ mmkarten, alles musste geklärt werden. Dann musste 
es auch was zu Essen und zu Trinken geben, viele von denen, die kamen, 
haƩ en ja nicht viel Geld.«65 Die Nürnberger und die Fürther Kollegen und 
Freunde häƩ en sich um das Essen gekümmert. Sie brachten Suppe und Ku-
chen. Das habe es dann für 50 Cents gegeben. »Es gab Spenden von Bä-
ckereien, Privatpersonen und Freunden.«66 Getränke mussten herbeige-
schaŏ  , Übernachtungen geklärt, mit Hotels Preisverhandlungen geführt, 
Privat übernachtungen organisiert, Fahrkostenabrechnungen erstellt wer-
den. Es galt nicht zuletzt eine Parteifarbe zu fi nden, die poliƟ sch noch nicht 

63 »Es war eine Familie, weil wir alle dasselbe wollten«. Gespräch mit Anny 
Heike. In: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? A.a.O., 
S. 111.

64 Ebenda.
65 Ebenda, S. 111f.
66 Ebenda, S. 112.
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besetzt war und mit der die neue OrganisaƟ on über die Medien idenƟ fi -
ziert werden konnte. Man habe sich für Orange, eine sehr beruhigende und 
warme Farbe, entschieden, das zum damaligen Zeitpunkt noch niemand 
haƩ e. Der Mann einer Freundin, ein Messebauer, erstellte eine entspre-
chende Bühnen-DekoraƟ on, die sowohl auf der BDK in Nürnberg, als auch 
vom ersten bis zum letzten Parteitag der WASG benutzt wurde.67

Schon diese erste Tagung in Nürnberg sei eine denkwürdige Veranstal-
tung gewesen. »Es gab kein Buch, in dem wir das nachlesen konnten. Spä-
ter habe ich dann eine Checkliste gehabt, am Anfang natürlich nicht. Und 
ohne die Erfahrung aus der GewerkschaŌ sarbeit häƩ e ich das nie machen 
können. Die erste Tagung habe ich auch noch fast allein organisiert, dann 
haƩ en wir ein Team.«68 Während sich die Männer in den Medien vorge-
drängt häƩ en, habe sie sich an die OrganisaƟ on gemacht. »Und«, so Anny 
Heike, »ich habe so viel Selbstbewusstsein, zu sagen, ohne die Organisa-
Ɵ on häƩ e es die Partei nicht gegeben.«69

Ende 2005 wurde das Berliner Büro der WASG eröff net, um nach der er-
folgreichen Bundestagswahl die Partei auch in der Hauptstadt handlungsfä-
higer zu machen und den Austausch zwischen Partei und Bundestagsfrak-
Ɵ on vor Ort zu unterstützen. In diesem Büro wurde die tägliche Presseschau 
der WASG erstellt. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Berlin unter-
stützten die Arbeit des Bundesvorstandes und des Bundesschiedsgerichts 
und standen bei allen Fragen rund um die KoordinaƟ on der Bundes- und 
Länderebene helfend zur Seite. Anfragen und E-Mails an die Bundes-WASG 
wurden von hier aus beantwortet bzw. weitergeleitet. Auch das Sekreta-
riat des Bundesschiedsgerichts befand sich am Berliner Standort.70

Die Mitgliederentwicklung der WASG

Im ersten halben Jahr nach der Parteigründung in der zweiten Januar-HälŌ e 
2005 sƟ eg die Mitgliederzahl der WASG stark an. Doch schon im Spätsom-
mer des Jahres war die Entwicklungsdynamik der WASG als Mitglieder-
partei aufgebraucht. Von der Zeit nach der Bundestagswahl 2005 bis zum 
Frühjahr 2007 stagnierten die Werte zwischen 11.000 und 12.000 Mitglie-

67 Vgl. ebenda, S. 112f.
68 Ebenda, S. 112.
69 Ebenda, S. 114.
70 Vgl. BundesgeschäŌ sstelle der WASG. In: WASG-Archiv Fürth.
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dern, und EintriƩ e und AustriƩ e hielten sich auf relaƟ v niedrigem Niveau 
die Waage (siehe Abbildung 1).

Die mitgliederstärksten Landesverbände waren diejenigen in Nord rhein-
Wesƞ alen, in Baden-WürƩ emberg, in Niedersachsen und in Bayern. Die 
WASG haƩ e 86% ihrer Mitglieder in Westdeutschland und nur 14% in Ost-
deutschland (einschließlich Berlin). Betrachtet man wegen der Spezifi k 
Berlins als West-Ost-Stadt bzw. -Land nur die fünf ostdeutschen Flächen-
länder, dann fällt der Unterschied zu den alten Bundesländern noch gra-
vierender aus: In Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-An-
halt, Sachsen und Thüringen waren lediglich gut 7% der WASG-Mitglieder 
beheimatet (siehe Abbildung 2).

Abbildung 1: Mitgliederentwicklung der WASG im Bundesgebiet

Stand: 20.3.2007. Quelle: ADS, WASG – 071 e. – Die von der WASG für Ende 2006 mit 
11.746 angegebene Mitgliederzahl der Partei musste nachträglich im September 2007 
auf 8.944 Mitglieder nach unten korrigiert werden. Vgl. www.die-linke.de/index.
php?id=55&no_cache=1&tx_Ʃ news%5BbackPid%5D=9&tx_Ʃ news%5BƩ _news%5D=629 
(abgerufen am 1.5.2015). Das legt den Schluss nahe, dass wahrscheinlich auch die ande-
ren in der Grafi k enthaltenen Mitgliederzahlen, die von der WASG angegeben worden 
waren, überhöht sind. Schlussendlich wäre die Mitgliederzahl der WASG im Zeitraum 
von Herbst 2005 bis Frühjahr 2007 auf Werte zwischen 8.000 und 10.000 Mitglieder an-
zusetzen.
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Aufgrund ihrer geringen zahlenmäßigen Stärke spielten die WASG-Lan-
desverbände in Ostdeutschland im WASG-Gesamtverband nur eine unter-
geordnete Rolle, wurde ihnen »keine besondere Bedeutung« eingeräumt, 
wie Steff en Hultsch, der Sprecher des Brandenburgischen WASG-Landes-
verbandes, in seinen Erinnerungen beklagt. Auf zentraler Ebene sei »kaum 
zur Kenntnis genommen« worden, dass es »auch im Osten eine WASG gab«. 
Das »Übersehen« der Ost-Landesverbände war »aus unserer Sicht äußerst 

Abbildung 2: Mitgliederentwicklung der WASG nach Bundesländern1

Bundesland Anzahl der Mitglieder
per 31.12.2005 per 9.11.2006 per 20.3.2007

Baden-WürƩ emberg 1.246 1.330 1.314
Bayern 1.220 1.172 1.146
Berlin 803 849 840
Brandenburg 186 199 195
Bremen 178 216 212
Hamburg 424 421 407
Hessen 1.053 1.190 1.037
Mecklenburg-Vorpommern 127 125 107
Niedersachsen 1.239 1.190 1.150
Nordrhein-Wesƞ alen 3.031 3.009 2.916
Rheinland-Pfalz 690 771 749
Saarland 541 616 644
Sachsen 266 257 267
Sachsen-Anhalt 150 141 127
Schleswig-Holstein 360 368 344
Thüringen 133 145 142
bundesunmiƩ elbar u.ä. – – 17
gesamt 11.647 11.999 11.614
davon West 9.982 10.283 9.919
bzw. Ost 1.665 1.716 1.678
West (in %) 86 86 86
Ost (in %) 14 14 14

1 Vgl. ADS, WASG – 035 e und 071 e. – Die Gesamt-Mitgliederzahl, die von der Bundes-
geschäŌ sstelle der WASG für die Zusammensetzung nach Bundesländern zum 20. März 
2007 ermiƩ elt worden war, diff eriert zur Gesamt-Mitgliederzahl, die sie für die Zusam-
mensetzung der WASG nach Altersgruppen zum gleichen Zeitpunkt ausgewiesen haƩ e.
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kontraprodukƟ v«, da es gerade in den ostdeutschen Flächenländern »ei-
ner besonderen Betonung der eigenen Zielvorstellungen gegenüber der 
PDS« bedurŌ  häƩ e. Unterstützung und Anleitung durch den Bundesvor-
stand häƩ en diese Landesverbände »kaum erfahren«, moniert Hultsch.71 
Auch aus diesem Blickwinkel war die WASG eher ein West-Projekt als ein 
gesamtdeutsches Ereignis.

Während die Mitgliederentwicklung der WASG seit dem Herbst 2005 sta-
gnierte, strahlte im Unterschied dazu die PerspekƟ ve einer neuen gesamt-
deutschen linken Partei auf die Wählerinnen und Wähler großen Charme 
aus. Das äußerte sich in guten Ergebnissen bei der Bundestagswahl 2005 
und zumeist bei jenen nachfolgenden Landtags- und Kommunalwahlen, 
bei denen beide poliƟ sche FormaƟ onen gemeinsam antraten. Als der Ver-
schmelzungsprozess von WASG und LP.PDS zur Partei DIE LINKE im Juni 2007 
vollzogen worden war, konnte sich die neue Partei auch über einen Zustrom 
neuer Mitglieder freuen. Allein in den ersten drei Tagen nach der Gründung 
am 16. Juni 2007 gingen rund 1.500 Anträge auf MitgliedschaŌ  ein, darun-
ter 800 in der Berliner Parteizentrale im Karl-Liebknecht-Haus.72

Zur Mitgliederstruktur der WASG

Soziologisch gesehen war die WASG das Projekt einer GeneraƟ on. Das ty-
pische WASG-Mitglied war männlich, haƩ e einen linkssozialdemokraƟ sch-
gewerkschaŌ lichen Hintergrund, war in den westdeutschen Bundesländern 
beheimatet und zwischen 41 und 60 Jahre alt. Starkes Indiz dafür war die 
Zusammensetzung des im Mai 2005 gewählten ersten Erweiterten Bundes-
vorstandes der WASG, von dessen 16 Mitgliedern zehn haupt- oder ehren-
amtlich für die GewerkschaŌ en akƟ v waren.73 In einem Interview erklärte 
Ralf Krämer rückblickend, dass die GewerkschaŌ en für die WASG real eine 

71 Vgl. Steff en Hultsch: Die WASG und Ostdeutschland. Ein kriƟ scher Blick aus 
Brandenburg auf die WahlalternaƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit, Berlin 2013, 
S. 46 und 82. – Eine ReakƟ on auf das »Übersehen« der ostdeutschen Landesver-
bände der WASG durch die Bundesspitze war die Gründung des Osƞ orums der 
WASG im Sommer 2006. Vgl. ebenda, S. 84.

72 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.6.2007.
73 Vgl. ChrisƟ an Schiff er: Die Partei Arbeit und soziale GerechƟ gkeit (WASG), 

a.a.O., S. 54. – Von den Erstunterzeichnern des Aufrufs »Für Arbeit und soziale Ge-
rechƟ gkeit« kamen – bis auf Herbert Schui – alle aus der bayerischen IG Metall. 
Vgl. »Es gibt kein Zurück.« Gespräch mit Klaus Ernst, a.a.O., S. 49.
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wichƟ ge Rolle gespielt und viele GewerkschaŌ er durch ihr Engagement für 
das neue Projekt einen großen Einfl uss ausgeübt häƩ en. »Das betraf in allen 
GewerkschaŌ en eher die untere und miƩ lere Ebene. Die OrganisaƟ onen 
als solche haben den Auĩ au der WASG nicht unterstützt, aber eben auch 
nicht versucht, zu verhindern. Das war wichƟ g.«74 Und ChrisƟ ne Buchholz 
betonte: »Die Ɵ efe Verankerung in den GewerkschaŌ en war eine Beson-
derheit und eine Leistung der WASG.«75 Der PoliƟ kwissenschaŌ ler Herbert 
Hönigsberger kam 2008 sogar zu dem Schluss, dass keine Partei »von den 
Daten, der Entstehungsgeschichte und dem Selbstverständnis her in einem 
so eigentlichen Sinn ›GewerkschaŌ spartei‹ [ist] wie die WASG«.76

Jeweils 29% der Mitglieder der WASG enƞ ielen auf die Alterskohorten 
41 bis 50 Jahre und 51 bis 60 Jahre. Lediglich 15% der Mitglieder waren 31 
bis 40 Jahre alt, 10% waren der Alterskohorte 21 bis 30 Jahre zuzurechnen, 
und alle anderen Altersgruppen umfassten weit weniger als 10% der Mit-

74 »… die soziale Frage von links und populär wieder ins Spiel bringen«. Ge-
spräch mit Ralf Krämer. In: Klaus Ernst/Thomas Händel/Katja Zimmermann (Hrsg.): 
Was war? A.a.O., S. 71.

75 »Gespaltene Linke haƩ en wir schon genug«. Gespräch mit ChrisƟ ne Buch-
holz, a.a.O., S. 37.

76 Herbert Hönigsberger: Der parlamentarische Arm. GewerkschaŌ er im Bun-
destag zwischen poliƟ scher Logik und Interessenvertretung (Forschung aus der 
Hans-Böckler-SƟ Ō ung, Nr. 95), Berlin 2008, S. 61.

Abbildung 3: Altersstruktur der Mitglieder der WASG im Bundesgebiet1

Altersgruppe Mitglieder 
insgesamt

Männliche 
Mitglieder

Weibliche 
Mitglieder

unbekannt 314 242 72
bis 20 Jahre 279 178 101
21 bis 30 Jahre 1.134 872 262
31 bis 40 Jahre 1.757 1.374 383
41 bis 50 Jahre 3.297 2.428 869
51 bis 60 Jahre 3.327 2.614 713
61 bis 66 Jahre 830 696 134
über 66 Jahre 531 405 126
insgesamt 11.469 8.809 2.660

1 Stand: 20.3.2007. Vgl. ADS, WASG – 071 e.
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glieder. Mehr als drei Viertel der WASG-Mitglieder waren männlich. Frauen 
waren also unter den WASG-Mitgliedern deutlich in der Minderheit.

Die UnterrepräsentaƟ on von Frauen in der MitgliedschaŌ  der Wahlal-
ternaƟ ve wurde in der Führungsetage der Partei off ensichtlich durchaus 
kriƟ sch refl ekƟ ert. Anny Heike und Heidi Scharf versuchten deshalb deut-
lich zu machen, dass sich die WASG für die Rechte der Frauen engagiert: 
»WASG-Frauen fordern weiterhin mehr Gleichstellung in Betrieb und Ge-
sellschaŌ , bessere familiengerechte Arbeitszeiten, Gleichstellung in der 
Sozialversicherung, der SteuerpoliƟ k und vor allen Dingen in der Arbeits-
welt. Auch eine kostenlose, qualifi zierte und fl ächendeckende Ganztages-
Kinderbetreuung ist endlich einzuführen.« Frauen seien nicht nur MüƩ er, 
sondern eigenständige Individuen. Deshalb sei die Gleichstellung von Män-
nern und Frauen nicht nur FamilienpoliƟ k. »Frauen lassen sich nicht mehr 
auf Kinder und Küche reduzieren. Frauen wollen gut ausgebildet einen Be-
ruf ausüben, Karriere machen, ihr eigenes Geld verdienen. Frauen sind die 
HälŌ e der Menschheit und wollen zur HälŌ e auch am Wohlstand der Ge-
sellschaŌ  beteiligt werden.«77

Zu dem oben skizzierten vorherrschenden Typ der MitgliedschaŌ  ka-
men AkƟ visten sozialer Bewegungen wie AƩ ac, kriƟ sche WissenschaŌ ler, 
linke Publizisten, Anhänger der christlichen Soziallehre und unterschied-
liche Personen, die in der aufstrebenden neuen Partei die Chance sahen, 
für ihre poliƟ schen Vorstellungen einen neuen Resonanz-Boden zu fi n-
den. Namentlich trotzkisƟ sche KräŌ e aus der SAV, der internaƟ onalen so-
zialisƟ schen linken (isl) und dem Linksruck, aber auch von der PDS abge-
stoßene Linksradikale oder von dieser Partei enƩ äuschte Mitglieder traten 
der WASG bei und strebten in FührungsposiƟ onen.78 Die PoliƟ kwissen-
schaŌ ler Franz Walter und Tim Spier haƩ en frühzeiƟ g auf die aus dieser 
Heterogenität resulƟ erenden Probleme hingewiesen: »Es bleibt schwer 
vorstellbar, wie langbärƟ ge kommunisƟ sche Altkader, linkskeynesianische 
WirtschaŌ sprofessoren, junge AƩ ac-AkƟ visten, tradiƟ onsorienƟ erte Ge-

77 Anny Heike und Heidi Scharf: Eine Bundeskanzlerin macht noch keine 
Gleichstellung (PressemiƩ eilung, 7.3.2006). URL: hƩ p://wasg.die-linke.de/
28+m51e10b22fe1.html (abgerufen am 14.10.2015).

78 ChrisƟ ne Buchholz, Mitglied der »Linksruck«-Bundesleitung, ließ sich im Mai 
2005 in den Erweiterten Bundesvorstand der WASG wählen. Im März 2007 schaŏ  e 
sie den Sprung in den GeschäŌ sführenden Bundesvorstand. In Berlin wurde die 
SAV um Lucy Redler entrisƟ sch in der WASG akƟ v, und es gelang ihr, den Landes-
verband der WASG zu dominieren. Vgl. Eckhard Jesse/Jürgen P. Lang: DIE LINKE – 
der smarte Extremismus einer deutschen Partei, a.a.O., S. 80.
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werkschaŌ sfunkƟ onäre, sozial engagierte, aber doch zuƟ efst bürgerliche 
Kirchenlaien, arbeitslose Metallarbeiter und unqualifi zierte Jungarbeiter 
auf einen gemeinsamen Nenner kommen sollen.«79

Auch Ulrich Maurer konstaƟ erte verschiedene Kulturen in der WASG: 
»Südlich der Main-Linie fi ndet sich eine gewerkschaŌ lich geprägte WASG, 
diszipliniert, pragmaƟ sch, erfolgsorienƟ ert. Nördlich davon ist es ganz bunt, 
sehr sponƟ haŌ , viele waren hier auch schon in anderen Parteien. Die west-
deutsche Linke besteht aus Strömungen – irgendwie unter einem Dach, 
locker und lose, und dann strömt es so dahin.« Maurer kriƟ sierte, es sei 
»kein Ausdruck von BasisdemokraƟ e, wenn jeder Landesverband macht, 
was er will«.80

Aus dieser Heterogenität resulƟ erten nicht wenige Konfl ikte, die die 
Existenz der WASG begleiteten und namentlich das Bundesschiedsgericht 
der Partei beschäŌ igten.81 Das betraf unterschiedliche OrganisaƟ onsvor-
stellungen (basisdemokraƟ sches versus verƟ kal ausgerichtetes OrganisaƟ -
onsverständnis) ebenso wie die KooperaƟ on bzw. den Verschmelzungspro-
zess mit der PDS bzw. LP.PDS – vielfach kulminierend im Für und Wider zu 
Regierungsbeteiligungen. Damit verbunden waren unterschiedliche Ant-
worten auf die Frage, ob die neue Partei mehr auf SachpoliƟ k oder mehr 
auf Protest setzen sollte.

Zur Wählerstruktur der WASG

Bei der Bundestagswahl am 18. September 2005 erreichte die Linkspartei.
PDS – wie bereits im zweiten Kapitel ausgeführt – 8,7% der WählersƟ mmen 
und 54 Mandate. Weit überdurchschniƩ liche Ergebnisse erzielte die LP.PDS 
mit 16% der SƟ mmen bei den Arbeitern und mit 19% der SƟ mmen bei den 
Arbeitslosen.82 Auch das Wahlergebnis bei den GewerkschaŌ smitgliedern 
lag mit 14% deutlich über dem Gesamtergebnis für die LP.PDS.

79 Franz Walter/Tim Spier: Viel Lärm um nichts? Zu den Erfolgsaussichten einer 
neuen Linkspartei. In: GewerkschaŌ liche MonatsheŌ e, Berlin/Düsseldorf/Wies-
baden, 2004, HeŌ  6, S. 336.

80 Ulrich Maurer in: Die Schwierigkeiten kommen erst noch (Doppelinterview 
mit Ulrich Maurer und Dietmar Bartsch). In: Neues Deutschland, 29./30.4.2006.

81 Vgl. ADS, WASG – 113 bis 116.
82 Diese Werte ermiƩ elten Infratest dimap und Forsa übereinsƟ mmend. Vgl. 

Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bundestagswahl 2005. Eine Analyse des 
Einfl usses poliƟ scher Sachfragen und der Spitzenkandidaten auf die Wahlabsicht, 
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Während die PDS über mehrere Bundestagswahlen hinweg bevorzugt 
von Menschen mit hoher formaler Bildung, Beamten, Angestellten und Ar-
beitslosen gewählt worden war, sƟ mmten 2005 Menschen mit formal nied-
riger Bildung, Arbeiter und – noch stärker als früher – Arbeitslose über-
durchschniƩ lich häufi g für die Linkspartei. Durch das Zusammengehen von 
LP.PDS und WASG gelang es somit, verstärkt in soziale Gruppen vorzudrin-
gen, die der PDS vorher eher fern gestanden haƩ en.83 Die PoliƟ kwissen-
schaŌ ler Harald Schoen und Klaus W. Falter konstaƟ erten in diesem Kon-
text: »Gemessen an ihrer AƩ rakƟ vität in verschiedenen sozialen Gruppen, 
hat sie (die Linkspartei – J. W.) sich – überspitzt formuliert – von einer Eli-
tenpartei in Richtung einer Unterschichtpartei entwickelt.«84 Auch der Po-
liƟ kwissenschaŌ ler Oskar Niedermayer kam zu einem ähnlichen Schluss: 
»Durch die Veränderungen in Ostdeutschland und vor allem durch das Vor-
dringen in eine neue Wählerschicht im Westen hat sich das gesamtdeut-
sche Sozialprofi l in Richtung einer Partei der sozial Schwachen und Mo-
dernisierungsverlierer verschoben.«85 (Siehe Abbildung 4) Man kann also 
davon ausgehen, dass das Image der WASG als den Protest gegen Hartz IV 
bündelnde »Sozialstaatspartei« für den Wahlerfolg im klassischen Arbei-
termilieu ursächlich war.

Indirekt bestäƟ gte das Ralf Krämer in einem Interview, in dem er kon-
staƟ erte, dass der gewerkschaŌ liche oder klassenorienƟ erte Ansatz in der 
PDS keine große Rolle gespielt habe: »Das starke soziale und arbeitnehmer-
orienƟ erte Profi l und die starke gewerkschaŌ liche Verankerung der LIN-
KEN ist vor allem ein Erbe der WASG.«86 Die WASG habe sich gegenüber 

Saarbrücken 2008, S. 28; DER SPIEGEL Wahl 2005, 19.9.2005, S. 62. – Stark abwei-
chende Ergebnisse, die allerdings gleichfalls deutlich über dem DurchschniƩ ser-
gebnis der LP.PDS lagen, ermiƩ elte die Forschungsgruppe Wahlen: 12% bei Arbei-
tern und 25% bei Arbeitslosen. Vgl. Viola Neu: Analyse der Bundestagswahl 2005 
(Arbeitspapier Nr. 157/2006), herausgegeben von der Konrad-Adenauer-SƟ Ō ung, 
Sankt AugusƟ n/Berlin, März 2006, S. 29.

83 Vgl. Harald Schoen/Jürgen W. Falter: Die Linkspartei und ihre Wähler. In: Aus 
PoliƟ k und Zeitgeschichte, Bonn, 2005, Nr. 51-52, S. 37/38.

84 Ebenda, S. 38. – Vgl. auch Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bun-
destagswahl 2005, a.a.O., S. 27-29.

85 Oskar Niedermayer: Die WählerschaŌ  der Linkspartei.PDS 2005: sozialstruk-
tureller Wandel bei gleich bleibender poliƟ scher PosiƟ onierung. In: ZeitschriŌ  für 
Parlamentsfragen (ZParl), Wiesbaden, 2006, HeŌ  3, S. 528.

86 »… die soziale Frage von links und populär wieder ins Spiel bringen«. Ge-
spräch mit Ralf Krämer, a.a.O., S.72.
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der PDS durch eine erheblich stärkere und kämpferischere Bewegungsori-
enƟ erung ausgezeichnet und sei im Kern für Arbeitnehmerinteressen und 
VerteilungsgerechƟ gkeit eingetreten.87 Dies korrespondiert mit den The-
men, die für die Wählerinnen und Wähler des Bündnisses aus WASG und 
LP.PDS wahlentscheidend waren: Die Themen »Soziale GerechƟ gkeit« und 
»ArbeitsmarktpoliƟ k« rangierten nach der Wahltagbefragung von Infratest 
dimap mit 60 bzw. 42% deutlich vor den nachfolgenden Themen »Wirt-
schaŌ spoliƟ k« und »SteuerpoliƟ k« mit 23 bzw. 17%. Dagegen ließen sich 
für die Wählerinnen und Wähler der LP.PDS hinsichtlich der Themen »Si-
cherheitspoliƟ k« oder »UmweltpoliƟ k« keine Werte ermiƩ eln.88 Der Sozio-
loge Christoph Kowals ki kam in seiner Analyse des Elektorats der LP.PDS zu 
dem Ergebnis, dass die Ablehnung der sogenannten Sozialreformen der rot-
grünen Bundesregierung »die Wahlentscheidung für die Linkspartei maß-
geblich mitbesƟ mmt« habe. Er charakterisiert dies als »raƟ onales Protest-
verhalten«. Es handele sich bei den Linkspartei-Wählern »nicht zuletzt um 

87 Vgl ebenda, S. 73f.
88 Vgl. DER SPIEGEL Wahl 2005, a.a.O., S. 62.

Abbildung 4: Modernisierungsverlierer unter den ParteiwählerschaŌ en 2005 
(Angaben in %)

gesamt Ostdeutschland Westdeutschland
Alle 10 16 8
CDU 6 10 5
CSU 3* – 2*
SPD 10 12 9
FDP 4 10* 3*
Linkspartei 21 19 23
Grüne 7 5* 7
NPD 31 41 23*

* = geringe Fallzahlen (N < 5)
Oskar Niedermayer: Die WählerschaŌ  der Linkspartei.PDS 2005: sozialstruktureller Wan-
del bei gleich bleibender poliƟ scher PosiƟ onierung. In: ZeitschriŌ  für Parlamentsfragen 
(ZParl), Wiesbaden, 2006, HeŌ  3, S. 527. – Die Daten für diese Tabelle stammen aus dem 
von Oskar Niedermayer zusammen mit Beƫ  na Westle und Steff en Kühnel geleiteten 
DFG-Projekt »Bürger und Parteien«, in dessen Rahmen vom 23. September bis zum 13. 
Oktober 2005 eine Nachwahlbefragung zur Bundestagswahl 2005 unter der wahlberech-
Ɵ gten Bevölkerung durchgeführt wurde (DatenerhebungsinsƟ tut: Infratest dimap, N = 
2.540). Vgl. ebenda.
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Sozialreform- oder Liberalisierungsverlierer«.89 Der Parteienforscher Oskar 
Niedermayer fasst unter dem Begriff  der »Modernisierungsverlierer« Ar-
beitslose, Arbeiter, einfache Angestellte und Beamte im einfachen Dienst, 
deren NeƩ o-Haushaltseinkommen im unteren DriƩ el der gesamtdeutschen 
Einkommenspyramide liegt und damit 2005 unter 1.500 Euro pro Monat 
betrug. Bei der wahlberechƟ gten Bevölkerung in der gesamten Bundesre-
publik traf dies zum Zeitpunkt der hier untersuchten Bundestagswahl auf 
jeden Zehnten zu, wobei der Anteil in Ostdeutschland mit 16% doppelt so 
hoch war wie in Westdeutschland mit 8% (siehe Abbildung 5).90

Bei der Bundestagswahl 2005 gab es unter der gesamtdeutschen Wäh-
lerschaŌ  der Linkspartei mehr als doppelt so viele Modernisierungsverlierer 
wie in der Bevölkerung insgesamt. Während diese Gruppe in Ostdeutsch-
land gegenüber dem Bevölkerungsanteil nur leicht überrepräsenƟ ert war, 
exisƟ erten unter der westdeutschen WählerschaŌ  der LP.PDS fast drei-
mal so viele Modernisierungsverlierer wie in der wahlberechƟ gten Bevöl-
kerung. 

»Das Gewicht der westdeutschen WählerschaŌ  der Linkspartei.PDS 
gegenüber der WählerschaŌ  der früheren PDS wird deutlich«, schrieb Nie-
dermayer, »wenn man staƩ  der Prozentanteile in beiden Landesteilen die 
absoluten Wählerzahlen miteinander vergleicht: Betrug das Ost/West-Ver-
hältnis in der PDS-WählerschaŌ  bei der Bundestagswahl 2002 noch 3,3 zu 
1, so liegt es 2005 nur noch bei 1,2 zu 1, das heißt von den absoluten Zah-
len ihrer WählerschaŌ  her ist die Linkspartei.PDS keine ostdeutsche Regi-
onalpartei, sondern eine gesamtdeutsche Partei.«91

Bemerkenswert sind noch zwei andere Daten aus der Wahlanalyse. Ers-
tens: Während das Verhältnis zwischen männlichen und weiblichen PDS-
Wählern 2002 mit 4% ausgewogen war, verschob es sich 2005 nach der 
Wahltagbefragung von Infratest dimap deutlich zu den männlichen Wäh-
lern (Männer: 9%; Frauen: 7%).92 Zweitens: Während das Wahlergebnis 
der PDS 2002 in allen Alterskohorten ab 35 Jahren bei jeweils 4% lag, ver-
schob es sich nun zugunsten der Alterskohorte 45 bis 59 Jahre (10% nach 

89 Vgl. Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bundestagswahl 2005, a.a.O., 
S. 62.

90 Vgl. Oskar Niedermayer: Die WählerschaŌ  der Linkspartei.PDS 2005: sozi-
alstruktureller Wandel bei gleich bleibender poliƟ scher PosiƟ onierung, a.a.O., 
S. 527.

91 Ebenda.
92 Vgl. DER SPIEGEL Wahl 2005, a.a.O., S. 62.
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ErmiƩ lungen von Infratest dimap und 11% nach denen der Forschungs-
gruppe Wahlen).93

Beide Momente im Wahlverhalten verfesƟ gten sich in den nachfol-
genden Jahren. Eine Sekundäranalyse von Daten, die TNS Emnid im Juni 
2007 (also zum Zeitpunkt des Zusammenschlusses von WASG und LP.PDS 
zur Partei DIE LINKE) erhoben haƩ e, erbrachte hinsichtlich der Sonntags-
frage, dass die WählerschaŌ  der LINKEN zu 58% Männer und nur zu 42% 
Frauen umfasste.94 Bei dieser Untersuchung machten die Alterskohorte 

93 Vgl. ebenda; Viola Neu: Analyse der Bundestagswahl 2005, a.a.O., S. 27.
94 Vgl. Dietmar Wiƫ  ch: Wählerinnen und Wähler. In: Michael Brie/Cornelia Hil-

debrandt/Meinhard Meuche-Mäker (Hrsg.): DIE LINKE. Wohin verändert sie die 

Abbildung 5: Wahlentscheidung in sozialen Gruppen für die Linkspartei.PDS bei 
der Bundestagswahl 2005 im Vergleich zur PDS bei der Bundestagswahl 2002

(a) Nach Beruf und GewerkschaŌ szugehörigkeit1

Bundes-
tagswahl 2002

Bundestagswahl 2005
BRD gesamt alte Bun-

desländer
neue Bun-
desländer

Beruf
Arbeiter 4 16 12 30
Angestellte 4 10 5 26
Beamte 3 7 7 -
Selbständige, 
Freiberufl er

3 8 4 21

Arbeitslose 10 19 7 41
Rentner 5 7 3 23
GewerkschaŌ 
Mitglied 5 14 11 29
Nicht-Mitglied 4 8 3 25
Gesamt (Wahlergeb-
nis, ZweitsƟ mmen)

4,0 8,7 4,9 25,3

Anmerkung: Die in der Tabelle verwendeten Daten zur Bundestagswahl 2002 wurden 
von der Forschungsgruppe Wahlen e.V. erhoben, diejenigen zur Bundestagswahl 2005 
von Forsa.
1 Vgl. www.bundestag.de/dokumente/datenhandbuch/01/01_11/01_11_01.html (abge-
rufen am 26.4.2012); Christoph Kowalski: Die Linkspartei bei der Bundestagswahl 2005, 
a.a.O., S. 3 und 28.
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41 bis 55 Jahre mit 24% und die Alterskohorte 56 bis 70 Jahre mit 28% der 
Wählerinnen und Wähler der Partei DIE LINKE die stärksten Wählergrup-
pen aus. Dagegen enƞ ielen auf die Alterskohorte bis 25 Jahre lediglich 
15%, auf die Alterskohorte 26 bis 40 Jahre 18% und auf die Alterskohorte 
über 70 Jahre 15% des Elektorats der LINKEN.95 Die ermiƩ elten Daten le-
gen mithin eine hohe ÜbereinsƟ mmung der WASG-WählerschaŌ  mit den 
typischen WASG-Mitgliedern nahe.

Republik?, Berlin 2007, S. 222.
95 Vgl. ebenda.

(b) Nach Alter und Bildung1

Bundestags wahl 2002 Bundestags wahl 2005 Diff erenz
Alter
18 bis 24 4 8 + 4
25 bis 34 3 8 + 5
35 bis 44 4 9 + 5
45 bis 59 4 11 + 7
60 und älter 4 7 + 3
Bildung
hoch 6 9 + 3
miƩ el 4 10 + 6
niedrig 3 8 + 5
Gesamt (Wahlergeb-
nis, ZweitsƟ mmen)

4,0 8,7 + 4,7

Anmerkung zu Bildung: hoch: Abitur/Hochschule/Universität; miƩ el: MiƩ el-/Real-
schule; niedrig: kein Abschluss/Volks-/Hauptschule
1 Vgl. Viola Neu: Die Wahl extremisƟ scher Parteien. In: Extremismus in Deutschland – 
Schwerpunkte, PerspekƟ ven, Vergleich (PoliƟ sche Studien, ThemenheŌ  1/2007), Mün-
chen 2007, S. 78/79.



Paul Lucardie
Die WASG im europäischen Kontext: die vierte 
GeneraƟ on der sozialisƟ schen Parteienfamilie?

Die WASG stand nicht allein in Europa. Sie gehörte zur vierten GeneraƟ on 
der sozialisƟ schen Parteienfamilie, so könnte man behaupten. Die erste 
GeneraƟ on entstand im späten 19. Jahrhundert, als die Vorläufer der heu-
Ɵ gen sozialisƟ schen Massenparteien – wie die SPD – gegründet wurden. 
Die Russische RevoluƟ on und die teilweise von ihr inspirierten RevoluƟ ons-
versuche in Deutschland, Italien und Ungarn zeiƟ gten eine zweite Genera-
Ɵ on: Die sozialisƟ schen Massenparteien spalteten sich in kommunisƟ sche 
Parteien, die diese RevoluƟ on unterstützten, und sozialdemokraƟ sche Par-
teien, die die »bürgerliche DemokraƟ e« gegenüber dem Sowjetsystem be-
vorzugten. Diese Spaltung wurde im Kalten Krieg gefesƟ gt und intensiviert, 
führte aber auch zur Genese der Neuen Linken, die sich gegen den Kalten 
Krieg wehrte. Die Neue Linke versuchte darüber hinaus, den Sozialismus 
zu erneuern und mit neuen Themen wie Ökologie und EmanzipaƟ on zu be-
reichern; deswegen könnte man sie als driƩ e GeneraƟ on betrachten. Der 
Zusammenbruch des Sowjetsystems und die neoliberale PoliƟ k der sozial-
demokraƟ schen Parteien im Kontext der Globalisierung und europäischen 
IntegraƟ on schufen wiederum die Bedingungen für eine neue, also vierte 
GeneraƟ on der sozialisƟ schen Familie. 

Zur vierten GeneraƟ on gehören wohl nicht nur linke Abspaltungen von 
den sozialdemokraƟ schen Parteien wie die WASG in Deutschland und die 
ParƟ  de Gauche in Frankreich, sondern auch Neugründungen wie Podemos 
in Spanien und SYRIZA in Griechenland. Wahrscheinlich sollte man dazu auch 
etwas ältere Parteien wie die dänische Einheitsliste und die niederländische 
SozialisƟ sche Partei rechnen, weil sie ihre Ideologie wesentlich geändert ha-
ben und mit den neuen Parteien oŌ  eng zusammenarbeiten, etwa in der Frak-
Ɵ on Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke im Europäischen Par-
lament oder in der Partei der Europäischen Linken. Dieser Partei und dieser 
FrakƟ on sind auch kommunisƟ sche und post-kommunisƟ sche Parteien aus 
Frankreich, Italien, Schweden und der Tschechischen Republik beigetreten, 
die eigentlich zur zweiten GeneraƟ on der sozialisƟ schen Parteienfamilie ge-
hören, aber sich den neuen Bedingungen angepasst haben dürŌ en.

Aus prakƟ schen Gründen werde ich mich im Folgenden auf fünf Parteien 
beschränken: die dänische Rot-Grüne Einheitsliste (Enhedslisten – De Rød-
Grønne), die französische Linkspartei (ParƟ  de Gauche), die spanische Po-
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demos, die niederländische SozialisƟ sche Partei (SocialisƟ sche ParƟ j, SP) 
und die griechische SYRIZA. In den folgenden vier AbschniƩ en werden die 
Entstehungsgeschichten, die ProgrammaƟ k, die Wahlergebnisse und die 
PosiƟ onen im Parteiensystem dieser Parteien miteinander verglichen.

Entstehungsgeschichte von fünf Schwesterparteien der WASG

Die Genese einer Partei wirkt weitgehend auf ihren Charakter und ihre 
Entwicklung ein, wie der italienische Politologe Angelo Panebianco gezeigt 
hat.1 Die Entstehungsgeschichten der fünf Schwesterparteien der WASG 
werden hier kurz rekonstruiert.
■ Die Enhedsliste entstand 1989 zuerst als Wahlbündnis der Dänischen 

KommunisƟ schen Partei, der Linkssozialisten und einer trotzkisƟ schen 
Partei.2 Die Grünen nahmen an den Verhandlungen teil, zogen sich aber 
später zurück, weil die Zusammenarbeit mit den drei sozialisƟ schen Par-
teien allzu großen Widerstand in ihrer Partei erregte. Das Wahlbünd-
nis gewann 1990 keine Mandate, aber wuchs innerhalb von zwei Jahren 
dennoch zur Partei zusammen. Bei der nächsten Wahl, im Jahr 1994, trat 
die Enhedslisten – De Rød-Grønne mit sechs Mandaten ins Parlament 
ein.3

■ Die französische Linkspartei (ParƟ  de Gauche, PG) entstand 2009, als 
der von Jean-Luc Mélenchon und Marc Dolez geführte linke Flügel der 
SozialisƟ schen Partei (ParƟ  Socialiste, PS) sich nach einer schweren Nie-

1 Angelo Panebianco, Modelli di parƟ to. Organizzazione e potere nei parƟ Ɵ  
poliƟ ci, Bologna: Il Mulino, 1982, S. 103-134.

2 Inger V. Johansen, Denmark – The Social and PoliƟ cal LeŌ , in: Cornelia Hil-
debrandt/Birgit Daiber (Hrsg.), The LeŌ  in Europe. PoliƟ cal ParƟ es and Party Alli-
ances between Norway and Turkey, Brüssel: Rosa Luxemburg SƟ Ō ung, 2009, 49-
59; Svante Ersson, Kommunismus und linke Strömungen in Skandinavien nach 
1989: Niedergang, Wiederbelebung oder Schwankungen ohne zugrundeliegende 
Tendenz?, in: Patrick Moreau/Marc Lazar/Gerhard Hirscher (Hrsg.), Der Kommu-
nismus in Westeuropa: Niedergang oder MutaƟ on? Landsberg am Lech: Olzog, 
1998, 423-452; Thomas Clausen, Enhedslistens historie. Fonyelse af venstrefl øjen, 
hƩ ps://enhedslisten.dk/parƟ /historie  (16.10.2015).

3 Ersson, S. 427, 436; Johansen, S. 51; ein Teil der Kommunisten machte nicht 
mit und gründete 1990 eine neue KommunisƟ sche Partei (Ersson, S. 436).
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derlage auf dem Parteitag im November 2008 abspaltete.4 Der Senator 
Mélenchon haƩ e schon im Jahr 2005 gegen die Mehrheit der PS den 
Vertrag über eine Verfassung für Europa abgelehnt. Er meinte, dass die 
PS wie die deutsche SPD und die briƟ sche Labour Party nicht länger zur 
sozialdemokraƟ schen Parteienfamilie gehörten, weil sie den von den 
Sozialdemokraten aufgebauten Sozialstaat nunmehr abzubauen ver-
suchten.5 Inspiriert durch das Vorbild der deutschen Partei DIE LINKE, 
bildete die PG zusammen mit der KommunisƟ schen Partei Frankreichs 
und vier kleineren linken Gruppen die Linksfront (Front de Gauche), die 
mit einer gemeinsamen Kandidatenliste und einem gemeinsamen Pro-
gramm an den Parlamentswahlen 2012 und auch mit einem gemein-
samen Kandidaten – Mélenchon – an den PräsidentschaŌ swahlen im 
gleichen Jahr teilnahm.6 Mélenchon häƩ e das Wahlbündnis gerne zu ei-
ner Partei verschmelzen lassen, wie die Einheitsliste in Dänemark oder 
SYRIZA in Griechenland, aber die Kommunisten ließen sich dazu nicht 
überreden.7

■ Podemos (»wir können« auf Spanisch) entstand aus der Protestbewe-
gung der Indignados (»Empörten«), die erstmals am 15. Mai 2011 in Ma-
drid und vielen anderen spanischen Städten Kundgebungen für direkte 
DemokraƟ e und gegen die fi nanzielle und poliƟ sche Elite, die Banken 
und die ParteienherrschaŌ  von Sozialdemokraten und KonservaƟ ven 
organisierten. Dazu kamen Proteste zur Verteidigung des Gesundheits- 
und Bildungswesens und gegen Zwangsräumungen in der WirtschaŌ s-
krise. Die Gründer der Partei haƩ en vorher in einem DebaƩ enkreis von 
PoliƟ kwissenschaŌ lern der Universität Complutense in Madrid, im alter-
naƟ ven Fernsehsender La Tuerka, in der Bewegung »AnƟ kapitalisƟ sche 
Linke« und in der Vereinigten Linken (Izquierda Unida) Erfahrungen ge-
sammelt.8 Die Vereinigte Linke haƩ e in ihren Augen aber versagt, indem 

4 Cornelia Hildebrandt, Protests in the Streets of France, in: Hildebrandt/Daiber, 
The LeŌ  in Europe, a.a.O., S. 16-27.

5 Jean-Luc Mélenchon, La fi n de la social-démocraƟ e‹, www.jean-luc-melen-
chon.fr/brochures/la-fi n-de-la-social-democraƟ e.pdf (18.10.2015), ursprünglich 
erschienen in der ZeitschriŌ  Regards, 2013.

6 Kate Hudson, The New European LeŌ . A Socialism for the Twenty-First cen-
tury? London: Palgrave Macmillan, 2012, S. 127-130.

7 Luke March, Radical LeŌ  ParƟ es in Europe, London: Routledge, 2011, S. 67-
69.

8 Raul Zelik, »Das Verrückte an Podemos war, dass es von der Bevölkerung so-
fort überrannt wurde«. Miguel Urbán über massenhaŌ e SelbstorganisaƟ on in der 
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sie sich nicht den Protestbewegungen anschloss und  (eher) eine klein-
karierte staatstragende Partei geworden war. Der erste Kongress von 
Podemos fand im Januar 2014 staƩ , formal wurde die Partei aber erst 
im November 2014 gegründet, nachdem sie erfolgreich an den Europa-
wahlen teilgenommen haƩ e.9

■ Die SozialisƟ sche Partei (SocialisƟ sche ParƟ j, SP) wurde 1971 gegründet 
als KommunisƟ sche Partei der Niederlande (MarxisƟ sch-LeninisƟ sch), 
änderte aber schon nach einem Jahr ihren Namen.10 Ihre Mitglieder wa-
ren zum Teil radikalisierte Studenten und zum Teil ältere Kommunisten 
aus der KommunisƟ schen Partei der Niederlande, die in deren Augen 
reformisƟ sch und revisionisƟ sch geworden war. Ende der 70er Jahre be-
gann die SP sich vom Maoismus zu lösen, zehn Jahre später schüƩ elte 
sie auch den Leninismus ab und 1999 verschwand sogar der Marxismus 
prakƟ sch aus ihrem Grundsatzprogramm.11 Allerdings blieb die SP dabei, 
die »neoliberale« PoliƟ k der niederländischen SozialdemokraƟ e (ParƟ j 
van de Arbeid, PvdA) zu bekämpfen.

■ Die Allianz der Radikalen Linken (Synaspismos RizospasƟ kis Aristeras, SY-
RIZA) wurde erst 2012/2013 als Partei gegründet, trat aber seit 2004 als 
Wahlbündnis von mehreren linken OrganisaƟ onen an.12 Die bei weitem 
größte OrganisaƟ on war die Allianz der Linken und des FortschriƩ s (Sy-

MediendemokraƟ e, die DebaƩ en der spanischen Linken und die SYRIZA-geführte 
Regierung in Griechenland‹, Neues Deutschland, 20.6.2015, S. 18; Raul Zelik, The-
sen zu Podemos und der »demokraƟ schen RevoluƟ on« in Spanien, Luxemburg on-
line Dezember 2014, www.raulzelik.net, (30.10.2015).

9 Pablo Iglesias, Understanding Podemos, New LeŌ  Review, 93 (Mai/Juni 2015), 
S. 7-22.

10 Gerrit Voerman, Das Gespenst des Kommunismus – eine verblassende Er-
scheinung. Gegenwart und Vergangenheit des Kommunismus in den Niederlan-
den‹, in: Moreau/Lazar/Hirscher (Hrsg.), Der Kommunismus in Westeuropa, a.a.O., 
S. 498-523; dazu auch: Gerrit Voerman, De »Rode Jehova’s«. Een geschiedenis van 
de SocialisƟ sche ParƟ j, in: Ruud A. Koole (Hrsg.), Jaarboek 1986 DocumentaƟ e-
centrum Nederlandse PoliƟ eke ParƟ jen, Groningen: Universiteitsdrukkerij, 1987, 
S. 124-150.

11 Gerrit Voerman, Linkspopulismus im Vergleich. Die niederländische Socialis-
Ɵ sche ParƟ j (SP) und die deutsche Linke, in: Friso Wielenga/Florian Hartleb (Hrsg.), 
Populismus in der modernen DemokraƟ e. Die Niederlande und Deutschland im 
Vergleich, Münster: Waxmann, 2011, S. 179-204, hier S. 184-186. 

12 Harris Mylonas, Greece, European Journal of PoliƟ cal Research, 52: 1 (2014), 
S. 140-147, hier S. 141; Michalis Spourdalakis, The Miraculous Rise of the »Pheno-
menon SYRIZA«, InternaƟ onal CriƟ cal Thought, 4: 3 (2014), S. 354-366.
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naspismos Ɵ s Aristeras kai Ɵ s Proodou), die eigentlich den gleichen Weg 
wie SYRIZA verfolgt haƩ e: 1989 als Wahlbündnis von mehreren sozialis-
Ɵ schen und kommunisƟ schen Parteien entstanden, transformierte sie 
sich 1992 zur gemeinsamen Partei – nachdem allerdings die orthodox-
kommunisƟ sche Partei Griechenlands (KommounisƟ ko Komma Elladas, 
KKE) sich von dem Wahlbündnis gelöst haƩ e.13 Den Kern dieser Allianz 
bildeten die sogenannten Eurokommunisten, die sich 1968 von der KKE 
getrennt haƩ en.14 Als die SYRIZA radikaler wurde und viele neue Mit-
glieder aus den neuen Protestbewegungen rekruƟ erte, zog sich eine 
größere Gruppe dieser Eurokommunisten zurück und gründete im Jahr 
2010 die DemokraƟ sche Linke (DimokraƟ ki Aristera, DIMAR).15

Die WASG und ihre Schwesterparteien zeigen also verschiedene Entste-
hungsgeschichten auf: Die PG hat sich wie die WASG von einer sozialde-
mokraƟ schen Massenpartei abgespalten, die dänische Einheitsliste und 
SYRIZA entstanden aus Verschmelzungen von mehreren kommunisƟ schen 
und sozialisƟ schen Gruppen, die SP transformierte sich von einer maois-
Ɵ schen SpliƩ ergruppe (zum Teil abgespalten von der KP der Niederlande) 
zur linkssozialisƟ schen Partei, und Podemos entstand aus der neueren spa-
nischen Protestbewegung. 

ProgrammaƟ scher Vergleich

Ein programmaƟ scher Vergleich der fünf linkssozialisƟ schen Parteien wird 
einigermaßen erschwert durch die VerschiedenarƟ gkeit ihrer Programme. 
Während die WASG, die Enhedsliste und die SP mehr oder wenig kohärente 
Grundsatzprogramme verabschiedet haben, veröff entlichten Podemos und 
SYRIZA bis jetzt nur Wahlprogramme unterschiedlicher Länge. Und die PG 

13 Die Allianz änderte ihren Namen später in Allianz der Linken, der Ökologie 
und der Sozialen Bewegungen; Heinz A. Richter, Die Entwicklung der griechischen 
Linken 1918-1996, in: Moreau/Lazar/Hirscher (Hrsg.), Der Kommunismus in West-
europa, a.a.O., S. 131-166; dazu auch: Spourdalakis, S. 355-360; Giorgos Katzam-
bekis, The Rise of the Greek Radical LeŌ  to Power. Notes on Syriza’s Discourse and 
Strategy, Linea Sur, 9 (2015) S. 152-161.

14 Richter, S. 156-159.
15 Spourdalakis, S. 354, 356.
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hat kein eigenes Programm hervorgebracht, sondern lediglich das gemein-
same Wahlprogramm der Linksfront unterschrieben.16 

Das Grundsatzprogramm der Enhedsliste enthält eine knappe marxi-
sƟ sche Analyse der dänischen GesellschaŌ : Kapitalistenklasse und Arbei-
terklasse stehen einander gegenüber, obwohl beide relaƟ v divers sind.17 
Der Sozialstaat ist durch Klassenkampf erkämpŌ  worden und kann nur 
durch Klassenkampf erhalten bleiben. Das Endziel der Partei ist eine sozi-
alisƟ sche DemokraƟ e, demokraƟ sche Planung der WirtschaŌ  und direkte 
DemokraƟ e in Betrieben, KörperschaŌ en und Wohnvierteln. StaƩ  Wirt-
schaŌ swachstum und Profi t sollte man die Befriedigung menschlicher Be-
dürfnisse und ein ökologisches Gleichgewicht (»sustainability«) anstre-
ben. In der Europäischen Union sei das unmöglich, Dänemark sollte also 
schnellstens austreten. KurzfrisƟ g will die Partei den Sozialstaat gegen Ab-
bau und PrivaƟ sierung verteidigen, Arbeit besser verteilen, die Einkom-
mensungleichheit verringern, die Vermögensteuer erhöhen und die Ein-
wanderung liberalisieren.18

Die französische Linksfront bietet kaum eine GesellschaŌ sanalyse, setzt 
aber voraus, dass es einen Konfl ikt zwischen einer fi nanziellen Oligarchie 
und dem Volk oder den »Volksklassen« (classes populaires) gibt.19 Die Links-
front will den Volksklassen ihre Macht zurückgeben miƩ els einer Verfas-
sungsänderung: Das präsidenƟ elle Regime der FünŌ en Republik soll ab-
gelöst werden durch eine Sechste Republik, in der das Parlament und das 
Volk die Macht ausüben – durch Proporzwahlrecht, VolksiniƟ aƟ ven und 
Bürgerhaushalte. Die Linksfront möchte außerdem die WirtschaŌ  demo-
kraƟ sieren, »relokalisieren« und ökologisch planen, und konkret die Pri-
vaƟ sierung der öff entlichen Betriebe und Dienstleistungen zurückdrehen, 
die Arbeitszeit verkürzen, die Ungleichheit der Einkommen und Vermögen 

16 Die dänische Einheitsliste, Podemos und SYRIZA stellten eine englische Über-
setzung ihres Grundsatzprogramms bzw. ihrer Wahlprogramme zur Verfügung; 
von Linksfront, Podemos und SP wird der französische, bzw. spanische bzw. nie-
derländische Originaltext benutzt. Die WASG gründete sich zunächst als Verein 
mit einem Grundsatzprogramm.

17 Programme of the Red-Green Alliance‹ (2014), hƩ ps://enhedslisten.dk/en-
glish/programme-red-green-alliance (13.10.2015). 

18 Solidarity Works, hƩ ps://enhedslisten.dk/english/solidarity-works 
(10.11.2015). 

19 »L’humain d’abord.« Le programme du Front de Gauche et de son candidat 
commun Jean-Luc Mélenchon, www.leparƟ degauche.fr/system/documents/docs-
pg-humain_dabord.pdf (13.10.2015).
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reduzieren und Einwanderung erleichtern. Frankreich sollte aus der NATO, 
aber nicht aus der EU austreten. Das Europäische Parlament und die Euro-
päische Zentralbank sollten mehr Befugnisse bekommen, damit sie eine 
demokraƟ sche und soziale staƩ  eine neoliberale PoliƟ k betreiben kön-
nen. Mélenchon, PräsidentschaŌ skandidat und Parteioberhaupt der PG, 
bezieht sich zum Teil auf Marx, aber auch auf den Ökosozialismus, und ar-
gumenƟ ert populisƟ sch.20

Podemos hat im Jahr 2015 für die Regionalwahlen und die NaƟ onal-
wahlen Wahlprogramme veröff entlicht. Beide Programme enthalten viele 
konkrete Maßnahmen, aber kaum Grundsätze oder GesellschaŌ sanalyse. 
Das Hauptziel sei die Wiederherstellung der DemokraƟ e und Volkssouve-
ränität.21 Dazu möchte die Partei Bürgerbeteiligung in der Gesetzgebung 
(durch VolksiniƟ aƟ ven und Volksbegehren und Absetzbarkeit der Volksver-
treter) und Verwaltung (Bürgerräte und Beobachter), aber auch in der JusƟ z 
(Wahl eines Aufsichtsrates), in Schulen und Universitäten, in der Kulturpo-
liƟ k, beim Umweltschutz und in der AußenpoliƟ k einführen.22 Auch bei der 
Bekämpfung von KorrupƟ on und Betrug – ein zweites Hauptziel der Partei 
– sollten Bürger sich beteiligen können, etwa miƩ els eines »Büros für Bür-
gerkontrolle« (Ofi cina Ciudadana de Control).23 Podemos will auch die Ge-
sellschaŌ  demokraƟ sieren und weiter säkularisieren (keine Privilegien für 
die katholische Kirche), die Ungleichheit reduzieren, u.a. durch öff entliche 
Kontrolle der Banken, progressive Vermögensteuer und Einkommensteuer, 
Arbeitszeitverkürzung und Zurücknahme der PrivaƟ sierungen im Gesund-
heitswesen und bei sonsƟ gen Dienstleistungen durchsetzen. Letztendlich 
strebt die Partei ein »neues ProdukƟ onsmodell« an, u.a. durch Ökosteuer, 

20 Mélenchon, La fi n de la social-démocraƟ e, S. 5; Ders., Nous sommes la 
force nouvelle, la nouvelle gauche, Rue89 (28.11.2012), www.jean-luc-melen-
chon.fr/2012/12/06/nous-sommes-la-force-nouvelle-la-nouvelle-gauche.pdf 
(18.10.2015); Pierre Birnbaum, La parabole de M. Mélenchon, CriƟ que, 776/777 
(2012), S. 110-118.

21 Auf spanisch: »recuperar la democracia, la soberania y el senƟ do úlƟ mo de 
la democracia«; Podemos, »El programa del cambio. 215 medidas para un pro-
yecto de pais«, S. 13. hƩ p://podemos.info/wp-content/uploads/2015/05/pro-
grama_marco_podemos.pdf (23.11.2015).

22 Podemos, Queremos, sabemos, podemos. Un programma para cambiar 
nuestro país, hƩ p://unpaisconƟ go.es/wp-content/plugins/programa/data/pro-
grama-es.pdf (15.12.2015).

23 Ebenda, S. 109-110, 170; El programa del cambio, S. 63-70.
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Förderung von GenossenschaŌ en und von öff entlichen VerkehrsmiƩ eln.24 
Die Partei verwendet oŌ  einen populisƟ schen SƟ l, spricht aber in ihrem 
Programm nicht vom »Volk« (pueblo), sondern von den »Bürgern« (ciuda-
danos) oder »den Leuten« (la gente). Sie äußert sich weder naƟ onalisƟ sch 
noch euroskepƟ sch, fordert aber mehr DemokraƟ e auf europäischer Ebene 
und mehr Autonomie für die Mitglieder der NATO.25

Die niederländische SP hat 1999 ein neues Grundsatzprogramm verab-
schiedet. Sozialismus wird jetzt in abstrakten, moralischen Begriff en ge-
fasst: Menschenwürde, GleichwerƟ gkeit, Solidarität.26 Kapitalismus und 
Neoliberalismus sind noch immer die Haupƞ einde, sollten aber nicht durch 
Sozialisierung der ProdukƟ onsmiƩ el radikal abgeschaŏ  , sondern durch Re-
gulierung und DemokraƟ sierung von WirtschaŌ  und GesellschaŌ  gezähmt 
und gebändigt werden. MiƩ els VolksiniƟ aƟ ven und Referenden soll auch 
der Staat demokraƟ siert werden. Im Wahlprogramm 2012 ruŌ  die Par-
tei auf zur Verteidigung des Sozialstaates gegen PrivaƟ sierung und Kür-
zungen, sie fordert progressivere Einkommen- und Vermögensteuern und 
eine etwas liberalere EinwanderungspoliƟ k.27 Die EU soll sozialer werden, 
aber keine neuen Befugnisse bekommen. Im Grundsatzprogramm ver-
langte die SP, dass die Niederlande aus der NATO austreten sollen, wäh-
rend dies im Wahlprogramm kein Thema ist. Der Historiker Gerrit Voer-
man betrachtet die SP heute als (radikale) sozialdemokraƟ sche Partei mit 
populisƟ schen Zügen.28

Das Wahlprogramm, das SYRIZA 2014 in Thessaloniki beschlossen hat, 
ist relaƟ v kurz und konkret. Das Hauptziel sei die Wiederherstellung des 

24 El programa del cambio, S. 23-42; dazu auch: Raul Zelik, Thesen zu Podemos 
und der »demokraƟ schen RevoluƟ on« in Spanien.

25 Queremos, sabemos, podemos, S. 59-60, 223-224.
26 SocialisƟ sche ParƟ j, Heel de mens. Kernvisie van de SP, RoƩ erdam: Socia-

lisƟ sche ParƟ j, 2000, S. 7.
27 SocialisƟ sche ParƟ j, »Nieuw vertrouwen. Verkiezingsprogramma SP 2013-

2017«, in: Huib Pellikaan/Joop van Holsteyn/Rozemarijn Lubbe/Gerrit Voerman 
(Hrsg.), Verkiezing van de Tweede Kamer 12 september 2012, Amsterdam: Ro-
zenberg, 2012, S. 175-212.

28 Voerman, Linkspopulismus im Vergleich. Die niederländische SocialisƟ sche 
ParƟ j (SP) und die deutsche Linke, S. 195-201; dazu auch: Dan Keith, Ready to Get 
Their hands Dirty: The Socialist Party and GroenLinks in the Netherlands, in: Jo-
nathan Olsen/Michael Koß/Dan Hough (Hrsg.), LeŌ  ParƟ es in NaƟ onal Govern-
ments, Houndmills: Palgrave Macmillan, 2010, S. 155-172.
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Sozialstaates und des Rechtsstaates.29 Die Partei will durch eine keynesi-
anische WirtschaŌ spoliƟ k die Nachfrage fördern und durch eine progres-
sive SteuerpoliƟ k die Ungleichheit verringern. Die Bürger sollen miƩ els 
Volksbegehren und VolksiniƟ aƟ ven mehr Macht erwerben. In ihren Wahl-
plakaten und Wahllosungen idenƟ fi zierte sich die Partei mit dem Volk im 
Kampf gegen die Oligarchie, »wir« gegen »sie«, in einem klassischen po-
pulisƟ schen SƟ l.30

Auf den ersten Blick sind die programmaƟ schen Unterschiede zwischen 
den Parteien ziemlich groß. Vergleicht man aber die konkreten Maßnah-
men, dann fallen vielmehr die Gemeinsamkeiten auf: Alle bekämpfen Pri-
vaƟ sierung und sonsƟ ge neoliberale Reformen, alle möchten die Ungleich-
heit verringern und die DemokraƟ e ausbauen. Das traf auch auf die WASG 
zu.31 Wie seinerzeit die WASG stehen alle ihre fünf Schwesterparteien der 
EU kriƟ sch gegenüber, möchten aber nicht austreten – ausgenommen die 
dänische Enhedslisten. Die dänische Partei unterscheidet sich von den an-
deren Parteien (wenigstens in ihrem Grundsatzprogramm) auch durch ihre 
klassisch marxisƟ sche GesellschaŌ sanalyse und ihr Beharren auf Soziali-
sierung und PlanwirtschaŌ .

Wahlergebnisse

Die Elektorate der fünf Parteien weisen sehr verschiedene Entwicklungs-
muster auf (Tabelle 1). Die WählerschaŌ  der dänischen Einheitsliste und 
der niederländischen SP ist langsam gewachsen, von 1,7% bzw. 0,3% beim 
ersten Versuch (1990 bzw. 1977) auf 7,8% bzw. 9,7% bei der letzten Wahl 
(2015 bzw. 2012). SYRIZA fi ng mit 3,3% im Jahr 2004 auch bescheiden an, 
wuchs nach 2009 aber explosiv und wurde 2015 sogar die größte Partei 
im griechischen Parlament. Die französische ParƟ  de Gauche hat nur im 
Wahlbündnis Mandate erringen können. Podemos gewann bei der Wahl 

29 SYRIZA, »The Thessaloniki Programme«, www.syriza.gr/arƟ cle/id/59907/SY-
RIZA-THE-THESSALONIKI-PROGRAMME.html (13.10.2015).

30 Yannis Stavrakakis/Giorgos Katzambekis, LeŌ -wing populism in the Euro-
pean periphery: the case of SYRIZA, Journal of PoliƟ cal Ideologies, 19: 2, 2014, 
S. 119-142.

31 »Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve, Programm für eine 
bessere ZukunŌ «, Fürth: WASG, 2005.
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des spanischen Parlaments im Dezember 2015 auf Anhieb fast 21% der 
WählersƟ mmen.32 

Eine Erklärung dieser Unterschiede kann hier nur ansatzweise geboten 
werden. Aus einer vergleichenden Analyse von Wahlergebnissen in 34 eu-
ropäischen Staaten ergibt sich, dass linkssozialisƟ sche Parteien besser ab-
schneiden, wenn die Arbeitslosigkeit hoch ist, wenn EuroskepƟ zismus sich 
in der öff entlichen Meinung verbreitet hat und wenn es schon eine ausge-
prägte linkssozialisƟ sche TradiƟ on in den jeweiligen Ländern gibt.33 Außer-
dem wirken auch das Wahlsystem und der WeƩ bewerb mit grünen und na-
Ɵ onalpopulisƟ schen Parteien auf die Wahlergebnisse dieser Parteien ein. 
Die Forscher Luke March und CharloƩ e Rommelskirchen bezogen die Po-
siƟ onen der sozialdemokraƟ schen Parteien nicht in ihre Analyse ein. An-
drea Volkens hat allerdings gezeigt, dass linkssozialisƟ sche Parteien in Dä-
nemark, Deutschland, Frankreich und Griechenland in den 1990er Jahren 
zugelegt haben, wenn die sozialdemokraƟ schen Parteien sich program-
maƟ sch nach rechts bewegten.34 In anderen Ländern wie in den Nieder-
landen und in Spanien traf diese sogenannte Vakuum-These damals aller-
dings nicht zu.

PosiƟ onen im Parteiensystem

Die Schwesterparteien der WASG haben verschiedenarƟ ge PosiƟ onen in 
ihrem Parteiensystem inne. 

Das dänische Parteiensystem ist ziemlich fragmenƟ ert, ideologisch ge-
mäßigt polarisiert und in zwei Blöcke gespalten. Die Regierung wird entwe-
der vom bürgerlichen oder vom sozialisƟ schen Block gebildet, obwohl die 
Blockgrenzen in den 1990er Jahren ab und zu durchbrochen wurden.35 Im-

32 www.resultados.elpais.com/elecciones/generales.html (21.12.2015).
33 Luke March/CharloƩ e Rommelskirchen, Out of leŌ  fi eld? Explaining the vari-

able electoral success of European radical leŌ  parƟ es, Party PoliƟ cs, 21: 1 (2015), 
S. 40-53.

34 Andrea Volkens, DriƩ e Wege in Europa – Chancen für linkssozialisƟ sche Par-
teien?, in: Michael Brie/Rudolf Woderich (Hrsg.), Die PDS im Parteiensystem, Ber-
lin: Dietz, 2000, S. 119-137.

35 ChrisƟ an Steff en, Die Parteiensysteme Dänemarks, Norwegens und Schwe-
dens, in: Oskar Niedermayer/Richard Stöss/Melanie Haas (Hrsg.), Die Parteien-
systeme Westeuropas, Wiesbaden: VS Verlag für SozialwissenschaŌ en, 2006, 
S. 67-108.
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merhin gewährt die Regierung der OpposiƟ on vielfälƟ ge Möglichkeiten der 
Einfl ussnahme, etwa in den parlamentarischen Ausschüssen.36 Wenngleich 
die Einheitsliste als eine Art Linksaußen im dänischen Parteiensystem be-
trachtet werden könnte, ist sie also nicht völlig wirkungslos. Außerdem wird 
sie bisweilen zur Unterstützung einer sozialisƟ schen Minderheitsregierung 
gebraucht, wie etwa 2011-2015, obwohl diese Regierung zudem öŌ er mit 
den bürgerlichen Parteien (also mit Liberalen und KonservaƟ ven) verhan-
delte, wenn sie sich nicht mit der Einheitsliste einigen konnte.37

Das französische Parteiensystem war seit Anfang der FünŌ en Republik 
(vor allem seit 1962) bipolar: Die Gaullisten und ihre Bündnispartner stan-
den den Sozialisten und Kommunisten gegenüber.38 Obwohl das absolute 
Mehrheitswahlsystem und der PräsidenƟ alismus die Polarisierung und Kon-
zentraƟ on des Parteiensystems förderten, nahm allmählich doch die Frag-
menƟ erung zu. Im 2012 gewählten Parlament gab es mehr als elf Parteien 
(zum Teil miteinander in Wahlallianzen verbunden).39 Linke und rechte Re-
gierungen wechselten einander ab. Die ParƟ  de Gauche und ihre Verbün-
deten in der Linksfront blieben 2012 außerhalb der von Sozialdemokraten, 
Grünen und Radikalen (d.h. Linksliberalen) gebildeten Regierung.40 Als (re-
laƟ v kleine) OpposiƟ onspartei wird sie im französischen System wenig Ein-
fl uss ausüben können – es sei denn, sie würde in ZukunŌ  eine akƟ vere Rolle 
in der außerparlamentarischen OpposiƟ on spielen.

Das spanische Parteiensystem war (bis 2015) auch bipolar strukturiert, 
obwohl eine Vielzahl von regionalisƟ schen Parteien die ideologische Kon-
fl iktlinie zwischen Sozialdemokraten und KonservaƟ ven durchkreuzte.41 

36 Ebenda, S. 70.
37 Lars Bille, Denmark, European Journal for PoliƟ cal Research, 51: 1 (2012), 

S. 82-89, besonders S. 89; ebenso Lars Bille, Denmark, European Journal for Poli-
Ɵ cal Research, 52: 1 (2013), S. 56-60, und Lars Bille, Denmark, European Journal 
for PoliƟ cal Research, 53: 1 (2014), S. 104-110. 

38 Roland Höhne, Das Parteiensystem Frankreichs, in: Oskar Niedermayer/
Richard Stöss/Melanie Haas (Hrsg.), Die Parteiensysteme Westeuropas, Wiesba-
den: VS Verlag für SozialwissenschaŌ en, 2006, S. 161-187.

39 Résultats des élecƟ ons législaƟ ves 2012, www.interieur.gouv.fr/ElecƟ ons/
les-resultats/legislaƟ ves/elecresult_LG2012/(path)/LG2012/FE.html, abgerufen 
6.10.2015.

40 Nick StarƟ n, France, European Journal for PoliƟ cal Research, 52: 1 (2013), 
S. 70-82.

41 Melanie Haas, Das Parteiensystem Spaniens, in: Oskar Niedermayer/Richard 
Stöss/Melanie Haas (Hrsg.), Die Parteiensysteme Westeuropas, Wiesbaden: VS 
Verlag für SozialwissenschaŌ en, 2006, S. 421-452.
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Der ideologische Unterschied zwischen der sozialdemokraƟ schen Arbei-
terpartei (ParƟ do Socialista Obrero Español, PSOE) und der konservaƟ ven 
Volkspartei (ParƟ do Popular, PP) war übrigens relaƟ v klein geworden, nach-
dem die PSOE die kapitalisƟ schen Verhältnisse und später sogar den Neo-
liberalismus akzepƟ ert haƩ e.42 PSOE und PP wechselten einander an der 
Regierung ab. Der Durchbruch von Podemos (und Ciudadanos, Die Bür-
ger: die andere neue Partei) im Jahr 2015 wird dieses Muster wahrschein-
lich ändern. Podemos möchte die PSOE als dominante Partei auf der lin-
ken Seite ersetzen.43 

Das niederländische Parteiensystem ist stark fragmenƟ ert, aber weniger 
polarisiert als die sonsƟ gen hier untersuchten Systeme. Mit einiger Schwie-
rigkeit könnte man zwar auch hier einen linken und einen rechten Block 
unterscheiden, aber die Blockgrenzen werden oŌ  durchbrochen, wenn Re-
gierungskoaliƟ onen gebildet werden.44 Die Parteien der Linken haben noch 
nie eine Mehrheit im Parlament erringen können. Die sozialdemokraƟ sche 
Partei der Arbeit (ParƟ j van de Arbeid, PvdA) regiert oŌ  mit den Christde-
mokraten und seit 2012 sogar mit der konservaƟ v-liberalen Volkspartei 
(VolksparƟ j voor Vrijheid en DemocraƟ e, VVD). Die SP hat noch nie an ei-
ner Regierung teilnehmen können.

Das griechische Parteiensystem hat sich in der Krise – die nicht nur Wirt-
schaŌ skrise, sondern auch eine soziale und poliƟ sche Krise ist – maßgeblich 
verändert. Zwischen dem Ende der Militärdiktatur (1974) und 2012 wurde es 
von zwei Parteien dominiert, der konservaƟ ven Partei Neue DemokraƟ e (Néa 
DimokraƟ a, ND) und der Panhellenischen SozialisƟ schen Bewegung (Panel-
linio SosialisƟ kó Kinima, PASOK), die abwechselnd das Land regierten.45 Die 
von der Familie Papandreou geführte PASOK entwickelte sich allmählich von 
einer marxisƟ sch-sozialisƟ schen und euroskepƟ schen Partei der Neuen Lin-
ken zur »modernen«, allerdings auch klientelisƟ schen sozialdemokraƟ schen 
Partei: Es entwickelte sich eine »zunehmende programmaƟ sche Konvergenz 
zwischen beiden Volksparteien auf Kosten der rhetorischen Polarisierungs-

42 Haas, ebd., S. 437; dazu auch David Sassoon, One Hundred Years of Socia-
lism. The West European LeŌ  in the TwenƟ eth Century, London/New York: I.B. 
Tauris, 1996, S. 747-748.

43 Iglesias, Understanding Podemos, S. 21.
44 Paul Lucardie, Das Parteiensystem der Niederlande, in: Niedermayer/Stöss/

Haas (Hrsg.), Die Parteiensysteme Westeuropas, a.a.O., S. 332-350.
45 Peter Zervakis, Das Parteiensystem Griechenlands, in: Niedermayer/Stöss/

Haas (Hrsg.), Die Parteiensysteme Westeuropas, a.a.O., S. 189-211.
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strategie«, wie Peter Zervakis bemerkt.46 In der Parlamentswahl im Mai 2012 
stürzte PASOK von 44% auf 13% ab, wohingegen ihr konservaƟ ver Gegen-
spieler ND von 33% auf 19% abrutschte. Seitdem hat die ND sich nur leicht 
erholen können, während PASOK weitere Verluste einstecken musste. Die 
linke Seite des Parteienspektrums wird jetzt von SYRIZA dominiert, die 2015 
auch eine RegierungskoaliƟ on bilden konnte (zusammen mit der kleineren, 
naƟ onalisƟ schen Partei der Unabhängigen Griechen). Laut EŌ ichia Tepero-
glou und Emmanouil Tstatsanis gibt es im neuen Parteiensystem drei Blö-
cke: die euroskepƟ sche radikale Linke (SYRIZA und KKE), das pro-europäische 
Zentrum (PASOK und ND) und die (relaƟ v kleinere) anƟ -europäische und xe-
nophobe extreme Rechte.47 Allerdings wird sich SYRIZA als Regierungspartei 
möglicherweise auch »sozialdemokraƟ sieren«, ähnlich wie es bei PASOK in 
den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts zu beobachten war.

Auf der einen Seite sieht man also eine dominante Regierungspartei, 
SYRIZA, auf der anderen Seite permanente OpposiƟ onsparteien wie die 
SP und die Einheitsliste (schon etwas einfl ussreicher, wenn es eine linke 
Minderheitsregierung gibt); die Rolle der neueren Parteien, Podemos und 
ParƟ  de Gauche, ist zur Zeit noch ziemlich unklar.

Fazit

Gehörte die WASG und gehören ihre Schwesterparteien zur vierten Gene-
raƟ on der sozialisƟ schen Familie? Es ist noch etwas zu früh, um die Frage 
ohne Vorbehalt bejahen zu können, aber es gibt schon klare Ansätze dazu, 
wie programmaƟ sche Konvergenz, elektoraler AufsƟ eg und Zusammenar-
beit auf europäischer Ebene.

46 Ebenda, S. 209. Dazu auch Sassoon, S. 631-642.
47 EŌ ichia Teperoglou/Emmanouil Tstatsanis, Dealignment, De-legiƟ maƟ on 

and the Implosion of the Two-Party System in Greece: The Earthquake ElecƟ on of 
6 May 2012, Journal of ElecƟ ons, Public Opinion and ParƟ es, 24: 2 (2014), S. 222-
242; dazu auch: Katzambekis, The Rise of the Greek Radical LeŌ  to Power.
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Tabelle 1: Wahlergebnisse der PDS/DIE LINKE, Einheitsliste, PG/Front de Gau-
che, Podemos, SP und SYRIZA (Parlamentswahlen 1989-2015, Angaben in %)

Wahljahr PDS/DIE LINKE Einheitsliste PG/Front de 
Gauche

Podemos SP SYRIZA

1989 0,4
1990 2,4 1,7
1991
1992
1993
1994 4,4 3,1 1,3
1995
1996
1997
1998 5,1 2,7 3,5
1999
2000
2001 2,4
2002 4,0 5,9
2003 6,3
2004 3,3
2005 8,7 3,4
2006 16,6
2007 2,2
2008
2009 11,9 4,6
2010 9,8
2011 6,7
2012 6,91 9,7 16,8

26,9
2013 8,6
2014
2015 7,8 20,7 36,3

35,5

1 Im ersten Wahlgang; im zweiten nur 1,1%.
Quellen: www.bundeswahlleiter.de; www.dst.dk/valg; www.interieur.gouv.fr/ElecƟ ons/
les_resultats; www.resultados.elpais.com/elecciones/generales.html; www.verkiezing-
suitslagen.nl; www.hellenicparliament.gr/en.
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1. ZeiƩ afel zur Geschichte der WASG1

2004
2. März Erste Vorabberichte in der Presse über die geheimen Gründungs-

akƟ vitäten der IniƟ aƟ ven.
5. März Erstes Treff en der IniƟ aƟ ve »WahlalternaƟ ve « in Berlin.
10. März Bayerische IG-Metall-FunkƟ onäre um Klaus Ernst und Thomas Hän-

del starten eine Internet-IniƟ aƟ ve für »Arbeit & soziale GerechƟ g-
keit« (ASG).

15. März Veröff entlichung des Aufrufes »Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve«.
19. März Erste Pressekonferenz und Vorstellung der IniƟ aƟ ve »Arbeit & soziale 

GerechƟ gkeit« in Fürth.
3. April Europäischer AkƟ onstag gegen Sozialabbau mit bundesweit etwa 

500.000 Teilnehmern.
8./9. Mai Erstes gemeinsames Treff en von IniƟ atoren und Regionalkoordina-

toren beider IniƟ aƟ ven mit der Vereinbarung, die künŌ igen Struk-
turen gemeinsam aufzubauen.

15. Juni Klaus Ernst und Thomas Händel werden aus der SPD ausgeschlossen.
20. Juni Konferenz »Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve« in der Humboldt-

Universität zu Berlin mit ca. 700 Teilnehmern.
3./4. Juli Vereinigung beider IniƟ aƟ ven in dem Verein »WahlalternaƟ ve Arbeit 

& soziale GerechƟ gkeit«.
11. Juli Bei einer Umfrage von TNS Emnid kommt die WASG auf 11%.
2. Oktober Bundesweite Montags-DemonstraƟ on in Berlin.
20./21. 
November 

Bundesdelegiertenkonferenz der WASG in Nürnberg; Beschlüsse über 
die Einleitung der UrabsƟ mmung zur Parteigründung und den AntriƩ  
der WASG zur Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen im Jahr 2005.

19. 
Dezember 

In einer UrabsƟ mmung entscheiden sich die WASG-Mitglieder mit 
96,07% für die Parteigründung; Berliner Erklärung der WASG.

1 Die ZeiƩ afel stellt eine Erweiterung und Ergänzung der von Ruben Lehnert erarbei-
teten Chronologie dar. Vgl. Ruben Lehnert: Chronologie einer erfolgreichen Parteigrün-
dung. In: Archiv DemokraƟ scher Sozialismus (ADS), Bestand WahlalternaƟ ve Arbeit und So-
ziale GerechƟ gkeit (WASG) – 129e. – Erweiterungen und Ergänzungen basieren vor allem 
auf: ADS, WASG – 067 und 078; ChrisƟ an Schiff er: Die Partei Arbeit und soziale GerechƟ g-
keit (WASG) – GewerkschaŌ liche Interessensvertretung oder Partei der neuen poliƟ schen 
Linken? Diplomarbeit, München 2007; Helge Meves: Die Chronologie der WASG und ihrer 
KooperaƟ on mit der Linkspartei.PDS. In: Michael Brie (Hrsg.): Die Linkspartei. Ursprünge, 
Ziele, Erwartungen, Berlin 2005, S. 31-32; Chronologie. In: Falk Heunemann: Die Erfi ndung 
der Linkspartei. Die KooperaƟ on der PDS und der WASG zur Bundestagswahl, Saarbrü-
cken 2008, S. 107-109.
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2005
22. Januar Gründung der Partei »Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahlalter-

naƟ ve« in Göƫ  ngen.
23. Januar Gründung des Landesverbandes NRW der WASG.
12. April Saarbrücker ResoluƟ on.
6.-8. Mai Gründungsparteitag der WASG in Dortmund.
22. Mai Die WASG erreicht bei der Landtagswahl in Nordrhein-Wesƞ alen 

2,2%, die PDS 0,9% der SƟ mmen. Die SPD erleidet eine deutliche 
Wahlniederlage (minus 5,7% der SƟ mmen; Verlust der Regierung). 
Bundeskanzler Schröder verkündet vorgezogene Wahlen zum Deut-
schen Bundestag.

24. Mai AustriƩ  von Oskar Lafontaine aus der SPD und Angebot einer Kandi-
datur für ein Linksbündnis bei der nächsten Bundestagswahl.

30. Mai Brandbrief von Ulrich Maurer: »Wenn die SPD überleben will, muss 
sie umkehren.«

30. Mai Erste offi  zielle Gespräche zwischen den Bundesvorständen der PDS 
und WASG.

10. Juni »Leverkusener Erklärung« von 40 WASG-Mitgliedern aus 15 nord-
rhein-wesƞ älischen Orts- und Kreisverbänden sowie aus dem Kreis-
verband Aurich-Emden, in der erhebliche Bedenken gegen ein Zusam-
mengehen der WASG mit der PDS arƟ kuliert werden.

11. Juni Der Bundesvorstand der PDS bestäƟ gt das vorläufi ge Ergebnis der 
Verhandlungen, die Absicht einer Umbenennung der PDS und die 
Kandidatur von Mitgliedern der WASG auf Landeslisten der PDS.

12. Juni Der Bundesvorstand und die Landesvorstände der WASG bestäƟ gen 
das vorläufi ge Ergebnis der Verhandlungen.

17. Juni Klaus Ernst und Lothar Bisky unterzeichnen das KooperaƟ onsabkom-
men I zwischen WASG und PDS, in dem eine Vereinigung beider Par-
teien nach spätestens zwei Jahren vorgeschlagen wird.

Juni/Juli Die Linkspartei erreicht in mehreren Umfragen erstmalig mehr als 
10%.

3. Juli Parteitag der WASG in Kassel. Beschlossen wird eine UrabsƟ mmung 
über Kandidaturen der WASG auf den Listen der Linkspartei zur Bun-
destagswahl  und über die Einleitung eines ergebnisoff enen Diskussi-
onsprozesses für die Schaff ung eines breiten demokraƟ schen Links-
bündnisses.

15. Juli Abschluss der WASG-UrabsƟ mmung: 81,8% der WASG-Mitglieder 
sƟ mmen für eine Kandidatur auf den off enen Listen einer Linkspar-
tei, 85,3% für die Einleitung eines ergebnisoff enen Diskussionspro-
zesses für die Schaff ung eines breiten demokraƟ schen Linksbünd-
nisses (Wahlbeteiligung: 70%).

ZeiƩ afel zur Geschichte der WASG
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17. Juli Ein Parteitag der PDS beschließt mit 74,6% der DelegiertensƟ mmen 
die Umbenennung der PDS in Linkspartei.PDS.

4. August Abschluss des KooperaƟ onsabkommens II zwischen WASG und Links-
partei.PDS.

18. Sep-
tember 

Bei der Bundestagswahl erreicht die Linkspartei.PDS 8,7% der Wäh-
lersƟ mmen; 12 Mitglieder der WASG ziehen auf ihren Listen in den 
Bundestag ein.

3./4. 
Dezember 

Die Vorstände beider Parteien beschließen im »KooperaƟ onsabkom-
men III«, bis spätestens 30. Juni 2007 die freie Vereinigung der gesell-
schaŌ lichen Linken in der ersten wirklich gesamtdeutschen Partei zu 
erreichen.

2006
WASG und Linkspartei.PDS bestreiten gemeinsam Wahlkämpfe in 
mehreren Bundesländern und Kommunen und beteiligen sich ge-
meinsam an der Mobilisierung gegen die Bolkestein-Richtlinie, gegen 
die Rente mit 67, gegen den Bundeswehreinsatz in Afghanistan, für 
einen gesetzlichen Mindestlohn u.v.m.

23. Fe-
bruar 

Gemeinsame Vorstellung der Eckpunkte für das zukünŌ ige Programm 
der Partei DIE LINKE.

März Abschluss der WASG-UrabsƟ mmung: 78,3% der WASG-Mitglieder 
sƟ mmen für den Parteibildungsprozess und dafür, dass es nur noch 
um das »Wie«, nicht mehr um das »Ob« geht (Wahlbeteiligung: 57%).

26. März Bei den Landtagswahlen in Baden-WürƩ emberg erreichen WASG und 
Linkspartei.PDS 3,1% der WählersƟ mmen, in Rheinland-Pfalz 2,5% 
und in Sachsen-Anhalt die Linkspartei.PDS 24,1%. Bei den Kommunal-
wahlen werden in Hessen über 100 Mandate errungen.

29./30. 
April 

Der WASG-Parteitag in Ludwigshafen startet eine Kampagne für ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn. Annahme des Leitantrags »Es geht 
nicht mehr um das Ob, sondern um das Wie! – Für eine pluralisƟ sche, 
gesamtdeutsche Partei der Linken« und Beschlüsse gegen Konkur-
renzkandidaturen von Linkspartei.PDS und WASG (RaƟ fi zierung des 
KooperaƟ onsabkommens III zwischen WASG und Linkspartei.PDS).

9. Mai Erster Bürgermeister der WASG gewählt: Frank Fiebig erzielt bei den 
Bürgermeisterwahlen in Gräfenroda (Thüringen) die absolute Mehr-
heit.

18. Sep-
tember 

Bei der Abgeordnetenhauswahl in Berlin und bei der Landtagswahl in 
Mecklenburg-Vorpommern triƩ  die WASG gegen die Linkspartei.PDS 
an. Die Linkspartei.PDS verliert in Berlin die HälŌ e ihrer SƟ mmen und 
erreicht 13,4%. Die WASG kommt auf 2,9%. In Mecklenburg-Vorpom-
mern erreicht die Linkspartei.PDS 16,8 und die WASG 0,5% der Wäh-
lersƟ mmen. Bei den Kommunalwahlen in Niedersachsen erreichen 
beide Parteien zusammen über 100 Mandate.
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30. Sep-
tember 

Programm-Konvent von WASG und Linkspartei.PDS in Hannover.

22. Okto-
ber 

Gemeinsame Tagung der Vorstände von WASG und Linkspartei.PDS 
in Erfurt.

November Freiburg stoppt miƩ els Bürgerentscheid den Verkauf von 8.000 städ-
Ɵ schen Wohnungen. Die WASG ist eine der tragenden Säulen dieser 
Kampagne.

18./19. 
November 

WASG-Parteitag in Geseke mit Neuwahlen zum Bundesvorstand und 
Umwandlung zum e.V., um die jurisƟ schen Anforderungen an den 
Parteineubildungsprozess zu erfüllen. Annahme des Leitantrags »Für 
eine vereinte Partei der Linken – gemeinsam gegen Neoliberalismus.«

Dezember Die von der WASG iniƟ ierte UnterschriŌ ensammlung »ReƩ et den 
Bocholter« hat Erfolg: Die Nahverkehrsstrecke in Nordrhein-Wesƞ a-
len bleibt erhalten.

10. 
Dezember 

Eine gemeinsame Bundesvorstandssitzung von Linkspartei.PDS und 
WASG beschließt die Gründungsdokumente als Anträge an die paral-
lelen Bundesparteitage im März 2007 in Dortmund.

2007
Februar Die WASG mobilisiert bundesweit gegen die Rente mit 67 Jahren.
24./25. 
März 

Auf getrennten Parteitagen machen Linkspartei.PDS und WASG in 
Dortmund den Weg frei für die neue linke Partei. Die Delegierten der 
WASG beschließen die ProgrammaƟ schen Eckpunkte, die Bundessat-
zung und weitere Gründungsdokumente für die zukünŌ ige Partei DIE 
LINKE. Dem Verschmelzungsvertrag sƟ mmen die WASG-Delegierten 
mit 86,7% der SƟ mmen zu.

30. März 
bis 18. Mai 

UrabsƟ mmung über die Gründung der Partei DIE LINKE: 83,9% der 
WASG-Mitglieder voƟ eren für die Fusion mit der Linkspartei (Wahlbe-
teiligung: 49,8%).

15. Juni Ein außerordentlicher Parteitag der WASG in Berlin sƟ mmt über das 
Personaltableau der WASG in der Führung der neuen Partei DIE LINKE 
ab.

16. Juni Gründungsparteitag der Partei DIE LINKE in Berlin.

ZeiƩ afel zur Geschichte der WASG
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2. Bundesdelegiertenkonferenz (BDK) des Vereins WahlalternaƟ ve 
Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit (WASG)
■ BDK am 20./21. November 2004 in Nürnberg

3. Parteitage der WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit 
(WASG)
■ 1. Parteitag vom 6. bis 8. Mai  2005 in Dortmund (Gründungsparteitag)
■ 2. Parteitag am 3. Juli  2005 in Kassel (Sonderparteitag)
■ 3. Parteitag am 29./30. April 2006 in Ludwigshafen2

■ 4. Parteitag am 18./19. November 2006 in Geseke
■ 5. Parteitag am 24./25. März 2007 in Dortmund
■ 6. Parteitag am 15. Juni 2007 in Berlin (Außerordentlicher Parteitag)

4. Zusammensetzung des Bundesvorstandes des Vereins WASG

4.1 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl auf 
der Vereinigungsversammlung der IniƟ aƟ ve ASG und der Wahlalterna-
 ve 2006 in Berlin im Juli 20043

■ Aydin, Hüseyin (Duisburg)
■ Bischoff , Joachim (Hamburg)
■ Çakır, Murat (Kassel)
■ Dreibus, Werner (Off enbach)
■ Ernst, Klaus (Schweinfurt)
■ Händel, Thomas (Fürth)
■ Hensberg, Petra (Wuppertal)
■ Lösing, Sabine (Göƫ  ngen)
■ Meves, Helge (Berlin)
■ Radke, Björn (Bahrenhof)
■ Scharf, Heidi (Schwäbisch Hall)
■ Schmalzbauer, Fritz (München)
■ Troost, Axel (Bremen)
■ VeƩ er, Peter (Frankfurt)
Sprecherkreis: Sabine Lösing (Göƫ  ngen), Thomas Händel (Fürth), Axel Troost (Bre-
men), Klaus Ernst (Schweinfurt)

2 Dieser Parteitag war zunächst für den 3. und 4. März  2006 in Frankenthal geplant. 
Die Anträge an den Ludwigshafener Parteitag tragen daher zumeist im Kopf die Bezeich-
nung »Antrag zum Sonderparteitag der Partei ›Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahl-
alternaƟ ve‹ in Frankenthal vom 3. bis 4. März«.

3 Vgl. WahlalternaƟ ve Arbeit & soziale GerechƟ gkeit: Bundesvorstand[,] gewählt am 
03. Juli 2004. In: WASG-Archiv Fürth.
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4.2 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl auf 
der Bundesdelegiertenkonferenz in Nürnberg im November 20044

■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Vorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Vorstand)
■ Lösing, Sabine (GeschäŌ sführender Vorstand)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Vorstand)
■ Aydin, Hüseyin
■ Bischoff , Joachim
■ Buchholz, ChrisƟ ne
■ Çakır, Murat
■ Dreibus, Werner
■ Halbgebauer, BrigiƩ e
■ Radke, Björn
■ Scharf, Heidi
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Ulrich, Alexander

5. Zusammensetzung des Bundesvorstandes der Partei WASG

5.1 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl auf 
der Gründungsversammlung in Göƫ  ngen im Januar 20055

■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Lösing, Sabine (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Aydin, Hüseyin
■ Bischoff , Joachim
■ Buchholz, ChrisƟ ne
■ Çakır, Murat
■ Halbgebauer, BrigiƩ e
■ Radke, Björn
■ Scharf, Heidi
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Ulrich, Alexander
■ Wagner, Andreas

4 Vgl. Wahlergebnisse und Protokoll [der Bundesdelegiertenkonferenz der WASG in 
Nürnberg, 20./21. November 2004]. URL: hƩ p://web.archive.org/web/0212154028/hƩ p:/
www.wahlalternaƟ ve-asg.de/393.0.html (abgerufen am 5.2.2016).

5 Vgl. Protokoll der Gründungsversammlung der Partei »Arbeit & soziale GerechƟ g-
keit – Die WahlalternaƟ ve« (ASG) am 22. Januar  in Göƫ  ngen. In: ADS, WASG – 006, Bl. 
3 und 4.

ZeiƩ afel zur Geschichte der WASG
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5.2 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl 
auf dem Parteitag in Dortmund im Mai 20056

■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand, Schatzmeister)
■ Lösing, Sabine (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Bischoff , Joachim
■ Buchholz, ChrisƟ ne
■ Çakır, Murat
■ Gleiss, Thies
■ Hagen, Henning
■ Müller-Bozkurt, Askim
■ Radke, Björn
■ Scharf, Heidi
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Spilker, Rainer
■ Wagner, Andreas
■ Zerhau, Ulrike

5.3 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl auf 
dem Parteitag in Ludwighafen im April 20067

■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand, Schatzmeister)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Weck, Felicitas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Buchholz, ChrisƟ ne
■ Gleiss, Thies
■ Hamm, Roland
■ Klute, Jürgen
■ Krämer, Ralf
■ Rajda, Christel
■ Scharf, Heidi
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Schulte, Karl Stephan
■ Spilker, Rainer
■ Uphoff , Franz
■ Zerhau, Ulrike

6 Vgl. ADS, WASG – 007e.
7 Vgl. ADS, WASG – 021e.
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5.4 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der Wahl auf 
dem Parteitag in Geseke im November 20068

■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand, Schatzmeister)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Weck, Felicitas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Buchholz, ChrisƟ ne
■ Gleiss, Thies
■ Klute, Jürgen
■ Krämer, Ralf
■ Rajda, Christel
■ Redler, Lucy
■ Sacher, MarƟ na
■ Scharf, Heidi
■ Schlecht, Michael
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Waldheim, Thomas
■ Zerhau, Ulrike

5.5 Zusammensetzung des Bundesvorstandes im Ergebnis der 
Nachwahlen auf dem Parteitag in Dortmund im März 20079

■ Buchholz, ChrisƟ ne (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Ernst, Klaus (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Händel, Thomas (GeschäŌ sführender Bundesvorstand, Schatzmeister)
■ Troost, Axel (GeschäŌ sführender Bundesvorstand)
■ Dieckmann, Sophie
■ Gleiss, Thies
■ Klute, Jürgen
■ Krämer, Ralf
■ Rajda, Christel
■ Redler, Lucy
■ Sacher, MarƟ na
■ Scharf, Heidi
■ Schlecht, Michael
■ Schmalzbauer, Fritz
■ Waldheim, Thomas
■ Zerhau, Ulrike

8 Vgl. ADS, WASG – 023e.
9 Vgl. ADS, WASG – 026.

ZeiƩ afel zur Geschichte der WASG
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6. WASG-Mitglieder unter den Abgeordneten der FrakƟ on DIE LINKE. 
im Bundestag, 16. Wahlperiode10

■ Aydin, Hüseyin (Nordrhein-Wesƞ alen)
■ Binder, Karin (Baden-WürƩ emberg)
■ Dreibus, Werner (Hessen)
■ Ernst, Klaus (Bayern)
■ Höger-Neuling, Inge (Nordrhein-Wesƞ alen)
■ Lafontaine, Oskar (Nordrhein-Wesƞ alen)
■ Maurer, Ulrich (Baden-WürƩ emberg)
■ Reinke, Elke (Sachsen-Anhalt)
■ Schneider, Volker (Saarland)
■ Schui, Herbert (Niedersachsen)
■ Troost, Axel (Sachsen)
■ Ulrich, Alexander (Rheinland-Pfalz)

10 Zusammengestellt nach Andreas M. Vollmer: Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die 
WahlalternaƟ ve (WASG). Entstehung, Geschichte und Bilanz, Baden-Baden 2013, S. 159.
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7. Organigramm des GeschäŌ sführenden Bundesvorstands der WASG 
(Stand Ende November 2006)11

GeschäŌ sführender Bundesvorstand
Klaus Ernst Parteibildung

FrakƟ on & Vorstand
Steuerungsgruppe

Thomas Händel Finanzen & Mitglieder
OrganisaƟ on & Personal
Öff entlichkeitsarbeit
interne Parteibeziehungen

Axel Troost Programm
Bremen-Wahl

Felicitas Weck Satzung
Interne KommunikaƟ on
IT & elektronische Medien

Arbeitsstab Berlin
Leitung: Peter VeƩ er

Arbeitsstab Fürth
Leitung: Anny Heike

F. Puskarev, 
I. Neszeri

OrganisaƟ on BV/ 
Koord. FrakƟ on

Y. Erhard, 
C. Löb, F. Uphoff 

OrganisaƟ on 
Parteitage

H. Meves, 
U. Wende

Parteibildung & 
Recht

Y. SoƩ orius, 
M. Flores-Kuhn

Delegierte & 
Mitglieder

C. Buchholz, 
R. Lehnert

Presse P. VeƩ er, 
C. Raida, 
S. Schulte

Finanzteam

W. Dreibus, 
H. Aydin

ABK B. Stuart, 
I. Rossek

Finanzen & 
Abrechnung

R. Krämer, 
F. Puskarev

Jugend A. Heike, 
R. Hamm

Präsidium

P. Meiser V. Schneider, 
S. Schulte

Wahlkommission

H. Bolte, 
A. Welling

IT

11 Nach: Organigramm des GeschäŌ sführenden Bundesvorstands, 26.11.2006. In: 
WASG-Archiv Fürth.
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8. Zeitliche Planung der Entwicklung der WASG für das Jahr 2004

Quelle: WASG-Archiv Fürth
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Dokumente zur Geschichte der WASG

Abkürzungen

ABM Arbeitsbeschaff ungsmaßnahme
ADS Archiv DemokraƟ scher Sozialismus
AEG Allgemeine Elektricitäts-GesellschaŌ 
AfD AlternaƟ ve für Deutschland
AG Arbeitsgruppe
AKL AnƟ kapitalisƟ sche Linke
ALG Arbeitslosengeld
ASG [IniƟ aƟ ve] Arbeit & soziale GerechƟ gkeit
ASG Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die WahlalternaƟ ve
aƩ ac/ 
ATTAC

associaƟ on pour une taxaƟ on des transacƟ ons fi nancières pour l‘aide 
aux citoyens; seit 2009: associaƟ on pour la taxaƟ on des transacƟ ons 
fi nancières et pour l’acƟ on citoyenne / dt.: Vereinigung zur Besteuerung 
von FinanztransakƟ onen im Interesse der BürgerInnen

BASG Berliner AlternaƟ ve für Solidarität und Gegenwehr
BDK Bundesdelegiertenkonferenz
BenQ Bringing Enjoyment and Quality to Life [UnternehmensmoƩ o des 

ursprünglich unter dem Namen Acer Peripherals fi rmierenden Unter-
nehmens]

Berlin 
WAS Geht

WahlalternaƟ ve für Arbeitsplätze und soziale GerechƟ gkeit Berlin

BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BHF-Bank Berliner Handels- und Frankfurter Bank AG
BPT Bundesparteitag
BRD Bundesrepublik Deutschland
BuVo, BV Bundesvorstand
CDU Christlich-DemokraƟ sche Union
CSU Christlich-Soziale Union
DDB Doyle Dane Bernbach [KreaƟ v-Agentur, benannt nach ihren Gründern]
DDR Deutsche DemokraƟ sche Republik
DGB Deutscher GewerkschaŌ sbund
dimap Das InsƟ tut für Markt- und PoliƟ kforschung
DIMAR DemokraƟ ki Aristera
DVU Deutsche Volksunion
EDV Elektronische Datenverarbeitung
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Emnid Erforschung der öff entlichen Meinung, Markƞ orschung, Nachrichten, 
InformaƟ onen und Dienstleistungen

entspr. entsprechend
EU Europäische Union
FBSG Freie Bürger für Soziale GerechƟ gkeit
FDP Freie DemokraƟ sche Partei
FDS Forum DemokraƟ scher Sozialismus
Forsa Forsa GesellschaŌ  für Sozialforschung und staƟ sƟ sche Analysen mbH
FSG Partei Frieden und Soziale GerechƟ gkeit
G8 Gruppe der Acht [größten IndustrienaƟ onen der Welt]
GSW Gemeinnützige Siedlungs- und WohnungsbaugesellschaŌ 
GUE/NGL Konföderale FrakƟ on Vereinte Europäische Linke/Nordische Grüne Linke
IA IniƟ aƟ vantrag
IG IndustriegewerkschaŌ 
Infratest 
dimap

Infratest dimap GesellschaŌ  für Trend- und Wahlforschung mbH

isl internaƟ onale sozialisƟ sche linke
IT InformaƟ onstechnik
KKE KommounisƟ ko Komma Elladas
KP KommunisƟ sche Partei
KPD/AO KommunisƟ sche Partei Deutschlands (Auĩ auorganisaƟ on)
LK, LVK Leverkusener Kreis
L.PDS, 
LP.PDS

Linkspartei.PDS

LR Länderrat
Mitgl. Mitglieder
NATO North AtlanƟ c Treaty OrganizaƟ on
ND Néa DimokraƟ a
NGO Non-Governmental OrganizaƟ on / dt.: NichtregierungsorganisaƟ on
NLO Netzwerk Linke OpposiƟ on
NPD NaƟ onaldemokraƟ sche Partei Deutschlands
NRW Nordrhein-Wesƞ alen
NSB Neue Soziale Bewegungen
ÖBS Öff entlicher BeschäŌ igungssektor
PASOK Panellinio SosialisƟ kó Kinima
PB Parteibildung
PDS Partei des DemokraƟ schen Sozialismus
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PG ParƟ  de Gauche
PP ParƟ do Popular
PS ParƟ  Socialiste
PSGAD Partei für soziale GerechƟ gkeit & Arbeit in Deutschland
PSOE ParƟ do Socialista Obrero Español
PV Parteivorstand
PvdA ParƟ j van de Arbeid
rd. rund
RWE AG (bis 1990) Rheinisch-Wesƞ älisches Elektrizitätswerk AG
SAG Soziale AlternaƟ ve für GerechƟ gkeit
SAV SozialisƟ sche AlternaƟ ve [ursprünglich: SozialisƟ sche AlternaƟ ve Voran]
SED SozialisƟ sche Einheitspartei Deutschlands
SL SozialisƟ sche Linke
SoVD Sozialverband Deutschland e.V.
SP SocialisƟ sche ParƟ j (Nederland)
SPD SozialdemokraƟ sche Partei Deutschlands
SYRIZA Synaspismos RizospasƟ kis Aristeras
TNS Taylor Nelson Sofres
UN, UNO United NaƟ ons, United NaƟ ons OrganizaƟ on
VDK Verband der Kriegsbeschädigten, Kriegshinterbliebenen und Sozial-

rentner Deutschlands (seit 1994 Sozialverband VdK Deutschland)
VEBA AG (ursprünglich) Vereinigte Elektrizitäts- und Bergwerks AG
ver.di Vereinte DienstleistungsgewerkschaŌ 
v. i. S. d. P. verantwortlich im Sinne des Presserechts
VVD VolksparƟ j voor Vrijheid en DemocraƟ e
vs. versus
WAS-B WahlalternaƟ ve Soziales Berlin
WASG WahlalternaƟ ve Arbeit und Soziale GerechƟ gkeit
WK Wahlkampf
ZDF Zweites Deutsches Fernsehen
ZParl ZeitschriŌ  für Parlamentsfragen

Abkürzungen



IniƟ aƟ ve Arbeit und soziale GerechƟ gkeit (1. Aufruf)
Die letzten Jahre, insbesondere aber die PoliƟ k der sozialdemokraƟ sch geführten 
Bundesregierung in den letzten Monaten haben gezeigt:

Die SPD hat sich von ihren Grundsätzen verabschiedet. Entgegen ihrer Wahlver-
sprechen von 1998 und 2002, die sie als eine AlternaƟ ve zur neoliberalen PoliƟ k der 
Vorgängerregierungen erscheinen ließen, hat sie sich zur Hauptakteurin des Sozial-
abbaus und der Umverteilung von unten nach oben entwickelt. Niemand von uns 
haƩ e erwartet, dass eine Partei mit so großer sozialer TradiƟ on in so kurzer Zeit zum 
Kanzlerwahlverein muƟ ert, dessen aktuelle PoliƟ kziele nahezu alles negieren, wo-
für diese Partei in über hundert Jahren stand. Die Grundlage für ihre reformpoli-
Ɵ sche AkƟ vität und beschäŌ igungspoliƟ sche InakƟ vität ist nun ihr geradezu missio-
narisches Verständnis von gesellschaŌ licher »Modernisierung« als Staatsaufgabe.

Der Blick der Parteigranden auf die GesellschaŌ  deckt sich mit dem »regierungs-
amtlichen« Blick: Verkrustungen, Reformstaus, regulaƟ ve Entwicklungsbarrieren 
und gesellschaŌ liche Dinosaurier, soweit das Auge reicht. Aus dieser neoliberalen 
Sicht stagniert die BeschäŌ igung, weil die Arbeitslosen durch zu hohe soziale Unter-
stützung zu unfl exibel geworden seien, Arbeit auch unter schlechten Bedingungen 
anzunehmen. Zu hohe Gewinnsteuern würden den Unternehmen das InvesƟ eren 
verleiden. Die paritäƟ sche Finanzierung einer Lebensstandard sichernden gesetz-
lichen Rente schließlich zwinge die Unternehmen in ein »lähmendes KorseƩ  ge-
sellschaŌ licher Solidarität«, hielte die Beitragszahler von der Dynamik der Finanz-
märkte fern und verschließe den Finanzkonzernen lukraƟ ve GeschäŌ sfelder.

»ZukunŌ sfähig« ist eine GesellschaŌ  im Zeitalter der Globalisierung und der 
schärferen internaƟ onalen Konkurrenz nach dieser Logik nur, wenn sie diese »Ent-
wicklungsblockaden« überwindet und »Reformstaus« aufl öst. Diese Auff assung 
hat sich die übergroße Mehrheit der Partei off ensichtlich zu eigen gemacht.

Die RegierungspoliƟ k der SPD der letzten Monate ist gekennzeichnet durch:
■ eine ArbeitsmarktpoliƟ k, die nahezu ausschließlich den Druck auf Arbeitslose 

erhöht und die Ausweitung eines Billiglohnsektors ohne soziale Qualität forciert 
staƩ  durch massive InvesƟ Ɵ onsprogramme und die Umverteilung von Arbeit 
in Normalarbeitsverhältnisse eine dauerhaŌ e akƟ ve BeschäŌ igungspoliƟ k zu 
betreiben,

■ eine SteuerpoliƟ k mit eindeuƟ ger sozialer Schiefl age und massiver Umvertei-
lung von unten nach oben, staƩ  auch die Wohlhabenden und Unternehmen 
an der Finanzierung des Gemeinwesens angemessen zu beteiligen und für eine 
hinreichende Besteuerung von großen Vermögen und ErbschaŌ en zu sorgen,

■ eine Rentenreform mit der bislang massivsten Beschädigung des bisher weit 
gehend paritäƟ sch fi nanzierten Systems der sozialen Sicherung in Deutschland, 
staƩ  einen sozial gerechten Umbau unserer Sozialsysteme einzufordern,

■ eine GesundheitspoliƟ k zulasten der PaƟ enten und sozial Schwachen, staƩ  die 
Spitzenverdiener unseres Gesundheitssystems zu belasten und die bewährte 
paritäƟ sche Finanzierung auf solide neue, breitere Grundlagen zu stellen,
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■ eine BildungspoliƟ k der Eliteförderung bei gleichzeiƟ ger Verarmung der mei-
sten Universitäten, staƩ  durch eine bessere fi nanzielle AusstaƩ ung aller un-
serer Bildungseinrichtungen Chancengleichheit und verbesserte Bildungsmög-
lichkeiten zu schaff en,

■ das lediglich »takƟ sche« Bekenntnis zur Tarifautonomie und der Druck auf die 
GewerkschaŌ en, ihre tarifpoliƟ schen ErrungenschaŌ en selbst zu demonƟ eren, 
staƩ  das Streikrecht – wie 1998 angekündigt – zu sichern und sich zur KoaliƟ -
onsfreiheit zu bekennen.

Und der Weg ist – so befürchten wir – noch nicht zu Ende.
Trotz des nun geplanten Wechsels im Parteivorsitz werden die Bekenntnisse der 
letzten Monate vollmundig bekräŌ igt – kleinere »Korrekturen« und ein lang-
sameres Tempo nur aus wahltakƟ schen Überlegungen angekündigt.

Wir gehen diesen Weg nicht mehr mit.
Die vielen AustriƩ e aus der SPD und die vielen Nichtwähler der vergangenen 
Wahlen aus dem sozialdemokraƟ schen Spektrum zeigen: Viele Bürgerinnen und 
Bürger kehren der PoliƟ k den Rücken, fühlen sich von der SPD getäuscht aber auch 
von keiner anderen Partei vertreten. Wir sehen darin eine Gefahr für die Stabili-
tät unserer DemokraƟ e.

Nichtwählen und Rückzug in die innere ImmigraƟ on ist nicht die Lösung.
Gerade weil es durch den Kurswechsel der SPD keine relevante organisierte poli-
Ɵ sche Gruppierung gibt, die einen Gegenpol zum neoliberalen Umbau unserer Ge-
sellschaŌ  darstellt, wollen wir uns poliƟ sch engagieren und für die Verteidigung 
dieses Sozialstaats arbeiten.

Wir treten für [ein] Bündnis mit allen poliƟ schen KräŌ en und Personen ein, die 
sich für die Erhaltung und den Ausbau des Sozialstaats und für ein sozial gerecht 
fi nanziertes Gemeinwesen einsetzen.

Aus diesem Bündnis könnte eine bei der nächsten Bundestagswahl wählbare 
soziale AlternaƟ ve entstehen. Diese mögliche Entwicklung schließen wir ausdrück-
lich ein. Deshalb gründen wir die »IniƟ aƟ ve für Arbeit und soziale GerechƟ gkeit«, 
ein off enes Bündnis zur Verteidigung unseres Sozialstaats und gerechten Gestal-
tung unserer Sozialsysteme.

Wir rufen auf mitzuarbeiten!
Unsere IniƟ aƟ ve ist für alle off en, für Mitglieder etablierter Parteien genauso 
wie für Menschen, die sich von ihren Parteien nicht mehr vertreten fühlen und 
ihren AustriƩ  erklären wollen. […]

Quelle: WASG-Archiv Fürth



Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006 (1. Aufruf)1

Zusammenfassung:
Wahlbeteiligung, Wahlergebnisse und Mitgliederbewegung der Parteien zeigen, 
dass viele BürgerInnen sich von der PoliƟ k der Agenda 2010 betrogen fühlen, zu-
gleich keine poliƟ sche AlternaƟ ve sehen und sich daher zur Haltung der poliƟ schen 
AbsƟ nenz entscheiden. Dies ist auch – aber nicht nur – ein wachsendes Problem 
für die engagierten Mitglieder in den GewerkschaŌ en.

PoliƟ sche ResignaƟ on und Passivität bringen uns dem unverzichtbaren poli-
Ɵ schen Kurswechsel nicht näher. Nur wenn die sozialen Interessen und solidarisch-
emanzipatorische Werthaltungen auch parlamentarisch-poliƟ sch zur Geltung ge-
bracht werden, kann ein weiterer neoliberal besƟ mmter Umbau der GesellschaŌ  
verhindert und eine andere PoliƟ k durchgesetzt werden.

Wir wollen ergänzend zum wachsenden außerparlamentarischen Protest – Eu-
ropäischer AkƟ onstag am 3.4.2004 – die Entwicklung eines breiten poliƟ sch-sozi-
alen Bündnisses vorantreiben, in dem eine inhaltliche Verständigung über einen 
PoliƟ kwechsel und die PerspekƟ ve einer WahlalternaƟ ve im Zentrum steht.

(Wir verwenden »...Innen« zur Bezeichnung der sowohl männlichen wie weib-
lichen Form.)

1. OpposiƟ onsbewegung in Deutschland
In den letzten Jahren ist die von SPD und Grünen getragene Bundesregierung und 
mit ihr das gesamte parlamentarisch-poliƟ sche Spektrum weiter nach rechts ge-
rückt. Die PoliƟ k für einen neoliberal geprägten Umbau der GesellschaŌ  ist radika-
lisiert, ideologisch befesƟ gt und gesetzgeberisch umgesetzt worden. Das SƟ chwort 
des Jahres 2003 dafür ist die »Agenda 2010«. In Massenmedien, WissenschaŌ en 
und vielen anderen zivilgesellschaŌ lichen »Schützengräben« konnten die KräŌ e 
des Neoliberalismus und des Kapitals weitere Geländegewinne erzielen.

GleichzeiƟ g hat sich eine wachsende OpposiƟ on gegen neoliberale Globali-
sierung und gegen den Abbau sozialer Rechte entwickelt. Eine Überwindung der 
Massenarbeitslosigkeit und ein Ende der PoliƟ k der Sozialkürzungen zeichnet sich 
nicht ab. Insbesondere im Bereich der gewerkschaŌ lich und der bisher überwie-
gend sozialdemokraƟ sch orienƟ erten ArbeitnehmerInnen, aber auch der Jugend 
und der RentnerInnen, macht sich poliƟ sche FrustraƟ on und OpposiƟ onsbereit-
schaŌ  breit. Auf der anderen Seite steht verbreitete DesorienƟ erung und poli-
Ɵ sche ResignaƟ on. 

Diese Entwicklung wird sich im Jahr 2004 zunächst fortsetzen, wenn die Men-
schen die realen Auswirkungen der »Reformen« zu spüren bekommen und im Früh-
jahr die Mobilisierung der sozialen OpposiƟ on und fortschriƩ licher GewerkschaŌ en 

1 Der Aufruf »Für eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve 2006« basiert auf dem gleichnamigen 
Strategiepapier von Ralf Krämer. Der erweiterte Entwurf dieses Strategiepapiers vom 5. 
Februar 2004 wurde bereits 2012 in folgendem VSA: Band abgedruckt: Klaus Ernst, Tho-
mas Händel, Katja Zimmermann (Hrsg.): Was war? Was bleibt? Wege in die WASG, Wege 
in DIE LINKE, Hamburg 2012, S. 184-206.
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einen neuen Höhepunkt erreicht. Die weitere PerspekƟ ve ist off en und hängt we-
sentlich an zwei – miteinander zusammenhängenden – Problemfeldern:

1. Die soziale OpposiƟ on ist sich einig in der Ablehnung des Sozialabbaus, jeg-
licher KriegspoliƟ k und Aufrüstung und in der abstrakten Behauptung, eine po-
liƟ sche AlternaƟ ve sei möglich. Sie ist schwach und uneinig in der Deutung der 
Krisenprozesse und ihrer Ursachen und in der Darstellung, wie denn eine Alter-
naƟ ve aussehen könne, die nicht nur gerechter ist, sondern auch die Probleme 
besser bewälƟ gt. Wollen wir in die Off ensive kommen und die Tendenz zur poli-
Ɵ schen ResignaƟ on beenden, müssen sowohl das bürgerliche Lager als auch die 
rot-grüne KoaliƟ on auf dem zentralen Feld ihres Diskurses aƩ ackiert werden. Die 
Probleme müssen als Ergebnisse falscher, neoliberal geprägter PoliƟ k und von Kri-
senprozessen und Widersprüchen aufgezeigt werden, die die kapitalisƟ sche Öko-
nomie aus sich heraus hervorbringt. In der öff entlichen DebaƩ e sind der Wider-
spruch zwischen einzelwirtschaŌ licher und gesamtgesellschaŌ licher PerspekƟ ve 
und als Hauptproblem der wirtschaŌ lichen Entwicklung die Schwäche der Bin-
nennachfrage hervorzuheben.

Die Grundlinien einer AlternaƟ ve müssen aufgezeigt werden, die die soziale 
Lage und PerspekƟ ve der Mehrheit der Bevölkerung spürbar verbessern würde. 
Vor allem brauchen wir mehr und sinnvolle BeschäŌ igung zu sozialen Bedingungen 
und die Entwicklung sozial und ökologisch nützlicher Wachstumsfelder. Zu prä-
senƟ eren wäre dazu im Kern ein sozial und ökologisch und emanzipaƟ v ausgerich-
tetes ZukunŌ sprogramm einer alternaƟ ven WirtschaŌ s- und SozialpoliƟ k, wie es 
in entsprechenden Kreisen (in GewerkschaŌ en, Memorandum-Gruppe, sozialis-
Ɵ schen und anderen linken Gruppierungen usw. und darüber hinaus in breiteren 
poliƟ schen Bündniszusammenhängen) seit Jahren diskuƟ ert und weiter entwi-
ckelt wird. Sowohl DefaiƟ smus (»eine Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit ist 
sowieso aussichtslos«) wie abstrakter Linksradikalismus (»nur die revoluƟ onäre 
Überwindung des Kapitalismus ist eine PerspekƟ ve«) wirken desorienƟ erend. 
Ebenso desorienƟ erend ist es, Lösungen gar nicht mehr in Veränderungen staat-
licher PoliƟ k, sondern nur noch zivilgesellschaŌ lich und im Wirken dezentraler, 
selbstorganisierter Netzwerke und alternaƟ ver Zusammenhänge in Nischen der 
GesellschaŌ  zu suchen und damit aus der Not eine Tugend zu machen.

2. Den vielen Betroff enen des neoliberalen Umbaus der GesellschaŌ  – Be-
schäŌ igten und Erwerbslosen, RentnerInnen und Kranken, Studierenden, Al-
leinerziehenden und vielen anderen – und ihrer sozialen Unzufriedenheit fehlt 
ebenso eine parlamentarisch-poliƟ sche Repräsentanz wie der sich entwickeln-
den sozialen Bewegung und außerparlamentarischen OpposiƟ on oder den Ge-
werkschaŌ en. De facto sind wir heute ein Land ohne wirkliche und wirksame par-
lamentarische OpposiƟ on, denn CDU/CSU/FDP vertreten nur eine noch radikalere 
Variante des neoliberalen GesellschaŌ sumbaus. Im ersten SchriƩ  entwickelt sich 
die Gegenbewegung gerade in Abgrenzung und zur ArƟ kulaƟ on von Protest gegen-
über der herrschenden PoliƟ k und allen etablierten Parteien. Aber in dem Maße, 
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wie sie an gesellschaŌ licher Breite und poliƟ scher Bedeutung gewinnt, stellt sich 
zunehmend die Frage nach ihrem Bezug zur poliƟ sch-parlamentarischen Ebene 
und nach ihrer DurchsetzungsperspekƟ ve. Diese Frage stellt sich sowohl vielen 
Individuen als auch den akƟ ven und organisierenden Kernen der Bewegung, die 
für die weitere Mobilisierung darauf Antworten geben müssen.

Bisher ist die Hauptantwort die, dass es darum geht, gesellschaŌ lichen Druck zu 
entwickeln und das poliƟ sche »Klima« so zu verändern, dass alle Parteien und InsƟ -
tuƟ onen darauf reagieren und sich das poliƟ sche Koordinatensystem wieder nach 
links verschiebt (und evtl. sich Bedingungen für weitergehende poliƟ sche Prozesse 
ergeben). Dazu sei ein langer Atem notwendig. Die Antwort ist richƟ g, aber unzu-
reichend. Sie lässt die Frage off en, wie sich die Menschen denn nun als poliƟ sche 
Subjekte in den SituaƟ onen verhalten sollen, wenn sie mal die Wahl haben. 

Und vor allem blendet sie aus, wie wichƟ g die parlamentarisch-poliƟ sche 
Ebene und insƟ tuƟ onalisierte MachtposiƟ onen zur Durchsetzung von Interes-
sen, aber auch für die Entwicklung längerfrisƟ g mächƟ ger Diskurse und der öf-
fentlichen Meinung sind.

TradiƟ onell diente dazu insbesondere das Zusammenspiel von GewerkschaŌ en 
und SozialdemokraƟ e. Diese Verbindung ist in den letzten Jahren immer mehr zer-
brochen, die SPD und die Grünen agieren als Mehrheits- und Akzeptanzbeschaff er 
für eine Kapitalinteressen unterworfene PoliƟ k, die sie in der Substanz nur gering-
fügig gegenüber den Forderungen des neoliberal dominierten Mainstream modi-
fi zieren. Bewegung alleine reicht nicht, jedenfalls wenn es nicht nur um Einzelfra-
gen, sondern um grundsätzliche Verteilungs- und Machtauseinandersetzungen 
geht, die das Projekt des herrschenden Blocks im Kern angreifen.

Was sind die realen AlternaƟ ven für die poliƟ sche PerspekƟ ve der Bewegung? 
Ist es realisƟ sch anzunehmen, ohne parlamentarischen Partner und damit ohne 
AlternaƟ ve im parlamentarisch-poliƟ schen Raum und damit Druckpotenzial auf 
die etablierten Parteien hinreichende KraŌ  für reale Erfolge zu entwickeln? Es 
geht heute nicht um »Reform oder RevoluƟ on«, sondern um sozialen Reformis-
mus oder weiteren Vormarsch der neoliberalen ReakƟ on.

2. Brauchen wir eine wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve?
Wir leben in einer parlamentarischen DemokraƟ e, die Rahmenbedingungen für 
die Durchsetzung poliƟ scher Veränderungen vorgibt, und die eine ErrungenschaŌ  
darstellt. DemonstraƟ onen und auch poliƟ sche StreikakƟ onen haben letztlich 
den Zweck, Druck auf die Parlamente auszuüben – so wie es Unternehmen, Ar-
beitgeberverbände oder andere fi nanzkräŌ ige Lobbygruppen alltäglich und mit 
weit geringerer demokraƟ scher LegiƟ maƟ on tun, bis hin zu regelrechten Erpres-
sungsversuchen, wenn es um InvesƟ Ɵ onen oder angedrohte Verlagerungen von 
Arbeitsplätzen geht.

Es geht um die Frage, wie und mit welchen parlamentarischen KräŌ en die An-
liegen der außerparlamentarischen Bewegung – die selbstverständlich die primäre 
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Bedeutung für fortschriƩ liche poliƟ sche Veränderungen hat – in staatliches Han-
deln umgesetzt werden können. 

Daher geht es ganz konkret um die Bundestagswahl 2006 und davon ausgehend 
um die zukünŌ ige poliƟ sche LandschaŌ  in Deutschland und Europa. Denn es be-
steht auch das Risiko, dass die soziale OpposiƟ onsbewegung in den folgenden Jah-
ren unter dem Eindruck des weiteren neoliberal dominierten Umbaus der Gesell-
schaŌ  frustriert abfl aut. Trotz aller Propaganda ist es der Bundesregierung nicht 
gelungen, ihre »ReformpoliƟ k« ihren bisherigen WählerInnen zu vermiƩ eln – kein 
Wunder, ist sie doch gegen deren Interessen gerichtet. Die AkƟ vitäten der Pro-
testbewegung und der GewerkschaŌ en sind erfolgreich dabei gewesen, die Legi-
Ɵ maƟ on dieser PoliƟ k infrage zu stellen. 

Doch was folgt daraus bei den nächsten Wahlen? Zunächst mal folgt daraus 
»naturwüchsig«, also wenn es keine klaren anders orienƟ erenden Einwirkungen 
gibt, vor allem ein Zuwachs der NichtwählerInnen, ganz überwiegend zulasten 
der SPD. Die unmiƩ elbare Folge eines solchen Protestverhaltens bzw. einer sol-
chen Verweigerung der ZusƟ mmung wäre ein relaƟ ver Zuwachs und damit eine 
starke parlamentarische Mehrheit der anderen erst recht neoliberal orienƟ erten 
Parteien, vornehmlich der CDU/CSU. Diese gewinnen auch direkt, weil sie vielen 
EnƩ äuschten als die real wählbare AlternaƟ ve zur Abstrafung der bisherigen Re-
gierung erscheinen. Für die soziale OpposiƟ on und die GewerkschaŌ en würden 
sich die poliƟ schen Bedingungen dadurch unmiƩ elbar weiter verschlechtern. Zu-
sätzlich droht die Gefahr, dass rechtspopulisƟ sche Parteien einen Teil des Poten-
Ɵ als für sich nutzen können.

Welche OpƟ onen gibt es, diesem Szenario entgegen zu wirken? Die erste Alterna-
Ɵ ve wäre, dass insbesondere die GewerkschaŌ en bei einem Abfl auen der Proteste 
zu einer PoliƟ k der Präferenz für das »kleinere Übel« zurückkehren. Selbst wenn 
eine Wahlunterstützung für Rot-Grün wie vor den vorangegangenen Wahlen nicht 
mehr möglich sein dürŌ e, würde das die GewerkschaŌ en, ihre poliƟ sche Glaub-
würdigkeit und zukünŌ ige Handlungsfähigkeit und ihre mühsam aufgebauten Ver-
bindungen in neuen sozialen Umfeldern massiv schädigen. Es bedeutete eine Ka-
pitulaƟ on vor der angeblichen »neuen MiƩ e«, die Aufgabe mühsam erarbeiteter 
AlternaƟ vkompetenzen, und die Unterordnung unter neoliberal besƟ mmte Ent-
wicklungsmodelle auch in der TarifpoliƟ k. Am unmiƩ elbaren Wahlergebnis würde 
es voraussichtlich wenig ändern. Dass es zu einer erneuten grundlegenden Umori-
enƟ erung der SPD oder Grünen im Sinne einer sozial orienƟ erten PoliƟ k gegen den 
Neoliberalismus kommen kann, ist unrealisƟ sch. Ebenso wie bei der ersten OpƟ on 
– gar nichts tun – wäre eine weitere ZemenƟ erung der poliƟ schen VorherrschaŌ  
des Neoliberalismus und des Großkapitals die Konsequenz.

Um den Neoliberalismus im parteipoliƟ schen Raum zurückzudrängen, müs-
sen wir ihn auf dem eigenen Terrain angreifen. Um poliƟ sch voran zu kommen, 
ist eine ernst zu nehmende wahlpoliƟ sche AlternaƟ ve nöƟ g, die den außerpar-
lamentarisch in der GesellschaŌ  entwickelten Druck ins poliƟ sche System trans-
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formiert. Dies erscheint schon allein deshalb sinnvoll, um der weiteren Rechts-
entwicklung der SPD eine Schranke zu setzen.

Im bestehenden parteipoliƟ schen Raum bietet sich dazu nur die PDS an. Bei 
aller KriƟ k an der PDS hat ihr Ausscheiden aus dem Bundestag 2002 den sozial-
reakƟ onären KräŌ en ihren Vormarsch in der PoliƟ k und in der öff entlichen Mei-
nung erheblich erleichtert. Auf der anderen Seite bleibt diese OpƟ on hinter den 
Erfordernissen und den gesellschaŌ lichen Möglichkeiten dramaƟ sch zurück. Die 
PDS ist nicht in der Lage, den überwiegenden Teil des PotenƟ als für eine wahl-
poliƟ sche AlternaƟ ve auszuschöpfen. Für einen Großteil des PotenƟ als ehemals 
sozialdemokraƟ scher, grüner oder sonstwie linker WählerInnen und sozial ent-
täuschter NichtwählerInnen kommt sie nicht in Frage. In den letzten Jahren hat 
sie sich durch ihre Regierungsbeteiligung in Berlin zusätzlich desavouiert. Sie er-
scheint als sehr auf sich selbst und auf Mitregieren fi xiert. Sie bzw. ihre führenden 
VertreterInnen sind off enbar für die notwendige klare und off ensive und zugleich 
populär vorgetragene GegenposiƟ on zum Neoliberalismus in der öff entlichen Aus-
einandersetzung weder poliƟ sch-inhaltlich noch kulturell geeignet.

Bleibt die AlternaƟ ve, eine neue, eigenständige poliƟ sche FormaƟ on zu ent-
wickeln, die bei der Bundestagswahl 2006 mit Aussicht auf Erfolg anzutreten in 
der Lage ist.

3. PerspekƟ ve 2006
Es geht darum, den sozialen Bewegungen bzw. ihren PosiƟ onen eine parlamen-
tarisch-poliƟ sche ArƟ kulaƟ onsmöglichkeit zu bieten, die dann auch in den öf-
fentlichen DebaƩ en mit klaren PosiƟ onen präsent ist und wirken kann. Dies gilt 
zunächst für die SituaƟ on des Wahlkampfes selbst: Diese Phase einer erhöhten öf-
fentlichen Aufmerksamkeit kann mit allgemeinen »Wahlprüfsteinen« für die Auf-
klärung und Mobilisierung der Unzufriedenen kaum genutzt werden. Ein akƟ ves 
Einmischen erfordert vielmehr die Präsenz als eigenständiger poliƟ scher Akteur 
und erkennbare AlternaƟ ve.

Mit Blick auf einen erfolgreichen Wahlausgang geht es parlamentarisch ganz 
klar um OpposiƟ on, nicht um mögliche Beteiligung an einer RegierungskoaliƟ on, 
solange nicht die denkbaren Partner ihre PosiƟ onen grundlegend in unsere Rich-
tung verändert haben und wieder reale FortschriƩ e durchsetzbar sind, wovon ab-
sehbar nicht auszugehen ist. Erfolgsmaßstab ist die Ausschöpfung des PotenƟ als 
in der Wahlbevölkerung, das aus PosiƟ onen sozialer GerechƟ gkeit oder anderen 
von links anzurufenden MoƟ ven opposiƟ onell oder zumindest unzufrieden mit 
der herrschenden PoliƟ k ist. Ein Einzug ins Parlament hat dann die Aufgabe, die 
sich daraus ergebenden Ressourcen und Strukturen für eine weitere AuŅ lärung 
der Bevölkerung und für die Inszenierung breiter gesellschaŌ licher DebaƩ en zu 
nutzen und so KräŌ everhältnisse weiter zu verbessern.

Es gibt ein PotenƟ al, das deutlich über das bisherige links von SPD und Grünen 
hinausgeht und in erheblichen Teilen auch gar kein im Selbstverständnis linkes 
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PotenƟ al ist – auch das konnte die PDS im Westen nie annähernd erreichen. Es 
sind sehr viele Menschen empört und für Proteste ansprechbar, die das bisher 
noch nie waren, und noch mehr, die auch für ein anderes Wahlverhalten mo-
bilisierbar wären. Im Verlauf des letzten Jahres ist eine neue Lage entstanden, 
noch nie gab es einen solchen Zerfall des bisherigen sozialdemokraƟ schen Wäh-
lerInnenlagers, und zwar aufgrund der Sozialkürzungen und damit insbesondere 
im sozial schwächeren und gewerkschaŌ snahen Milieu.

Nur wenn diese Menschen ihre Interessen auch parlamentarisch-poliƟ sch 
wieder zur Geltung bringen, indem sie eine soziale WahlalternaƟ ve in den Bun-
destag bringen, kann die Mehrheit von CDU/CSU/FDP, die ansonsten schon sicher 
scheint, vielleicht doch noch verhindert werden. Nur so bestünde die Chance, 
weitere gegen die ArbeitnehmerInnen gerichtete Umbaumaßnahmen (v. a. im 
Tarifrecht und im Kündigungsschutz) zu verhindern. Nur so gäbe es eine Gegen-
reakƟ on auf die aktuellen Bemühungen des Kapitals, die GewerkschaŌ en mit 
Hilfe poliƟ scher Methoden zu zersetzen. Je katastrophaler der Wahlausgang für 
SPD (und vielleicht auch Grüne) wird, desto größer werden dort innerparteilich 
die Chancen sein, die den kapitalorienƟ erten Kurs der letzten Zeit besƟ mmenden 
KräŌ e etwas zurückzudrängen und gegenüber CDU/CSU/FDP soziale PosiƟ onen 
wieder stärker zu betonen. Der von einer im Bundestag vertretenen sozialen Op-
posiƟ on ausgehende Druck wird das verstärken.

Die Anlage eines Projekts »WahlalternaƟ ve 2006« müsste so sein, dass diese 
Ziele erreicht werden können. Das heißt, es muss ein breites Spektrum der Be-
völkerung angesprochen werden. Im Kern sind das die Arbeitnehmermilieus, die 
auch die Hauptbasis für Rot-Grün sind bzw. waren. Die Wahlwerbung und Darstel-
lung der Inhalte müssen populär, klar und einfach sein und Leute ansprechen und 
gewinnen, nicht ausgrenzen. Das Herangehen muss sein: Wer nicht gegen uns ist, ist 
für uns. Provoziert werden sollten unsere Gegner, nicht unsere potenziellen Wäh-
lerInnen. Die zentralen AƩ ribute, die mit dem Projekt verbunden werden müssen, 
sind: sozial, GerechƟ gkeit, Frieden, Arbeit, off ener Bildungszugang, AlternaƟ ve, 
aber auch FortschriƩ  und ZukunŌ  für alle (in was für einer GesellschaŌ  wollen wir 
künŌ ig leben: sozial und kinderfreundlich und ökologisch oder ...), Wir sind das Volk 
(Frauen und Männer, Kinder und Alte, deutscher und ausländischer HerkunŌ ). Im 
Vergleich zur PDS im Osten muss das Projekt zugleich linker und »miƫ  ger« im Sinne 
von auf die breiten ArbeitnehmerInnenschichten und gewerkschaŌ lich orienƟ ert 
sein. Die Slogans, Plakate usw. dürfen aber nicht inhaltsleer oder dröge langweilig 
sein, sondern müssen eine klare gegen den neoliberalen Mainstream bzw. für un-
sere AlternaƟ ven gerichtete BotschaŌ  haben, auŅ lärerisch, zugespitzt und pfi ffi  g 
sein und den eigenen AkƟ ven gefallen mit klarer OrienƟ erung, damit sie sie selber 
gerne nutzen und gerne verbreiten. Es kann da auf vieles zurück gegriff en werden 
(in leichter Abwandlung ggf.), was Bewegungen und linke KünstlerInnen und Grup-
pen in der Vergangenheit produziert haben und was an KreaƟ vität sich in der aktu-
ellen Bewegung, bei DemonstraƟ onen usw. immer wieder neu zeigt.
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ProgrammaƟ sch müssen die GegenposiƟ onen und AlternaƟ ven zur PoliƟ k des 
neoliberalen GesellschaŌ sumbaus, des Sozialabbaus und der Umverteilung von 
unten nach oben im MiƩ elpunkt stehen. Aber auch die anderen zentralen Anlie-
gen der demokraƟ schen Bewegungen müssen aufgegriff en werden (v.a. Frieden, 
Ökologie, Frauen, GlobalisierungskriƟ k, off ener Bildungszugang, WissenschaŌ s-
kriƟ k, Interessen der MigrantInnen). Hier gibt es reichlich Vorarbeiten, etwa durch 
die IniƟ aƟ ve für einen PoliƟ kwechsel, Memorandum-Gruppe, AƩ ac, in Gewerk-
schaŌ en usw. Hier sind bei allen Diff erenzen im Einzelnen und v. a. unterschied-
lichen Schwerpunktsetzungen genügend Gemeinsamkeiten vorhanden. Diese ge-
meinsamen PosiƟ onen fortschriƩ licher sozialer und poliƟ scher KräŌ e müssen 
populär dargestellt werden, um Massen zu mobilisieren. Es geht nicht um eine 
neue explizit linkssozialisƟ sche Partei.

Eine solche Herangehensweise muss die grundlegende Strategie der das Pro-
jekt als akƟ ver Kern tragenden und führenden KräŌ e sein. Es geht also um eine 
breite Sammlung bzw. ein Bündnis, das niemanden ausschließt (außer Rechten), 
aber auch keine Dominanz einer besƟ mmten Gruppierung oder Strömung zulässt. 
Das Spektrum sollte reichen von KommunistInnen über SozialistInnen bis zu tra-
diƟ onellen VertreterInnen des Sozialstaats und sozial orienƟ erten ChristInnen. 
Es muss ein möglichst breites Spektrum von AkƟ ven aus GewerkschaŌ en, Bewe-
gungen und von OrganisaƟ onen und IniƟ aƟ ven aus verschiedensten Bereichen 
einschließen. Dies gilt ausdrücklich auch für Mitglieder der SPD, der Grünen, der 
PDS oder anderer nicht rechter oder minderheitenfeindlicher Parteien. Es muss 
ein für alle, die die grundsätzlichen Ziele teilen, off enes Angebot für Unterstüt-
zung und Mitmachen sein.

4. OrganisaƟ on, Arbeitsweise und PerspekƟ ven
Einige Vorstellungen über die CharakterisƟ ka und Arbeitsweise der notwendigen 
neuen poliƟ schen FormaƟ on: Die Arbeitsweise der sozialen AlternaƟ ve muss den 
veränderten Ansprüchen und poliƟ schen Kulturen der Menschen entsprechen, die 
sich in Bewegungen und IniƟ aƟ ven, in Betrieben, Schulen und Hochschulen, im 
kulturellen Bereich oder in informellen GemeinschaŌ en engagieren und zuneh-
mend das Internet zur KommunikaƟ on nutzen. 

Weiter muss die soziale AlternaƟ ve bzw. ihre RepräsentantInnen im öff ent-
lichen AuŌ reten und der persönlichen Praxis die massive Parteien- und PoliƟ ker-
verdrossenheit im Volk und in den Bewegungen refl ekƟ eren und sich als anders 
als die etablierten Parteien darstellen: ohne Dünkel und Arroganz, nicht korrupt 
und nicht auf die eigenen Interessen und Privilegien bedacht, sondern unbestech-
liche VertreterInnen der einfachen Leute, gegenüber den »Eliten« aus WirtschaŌ , 
Medien und PoliƟ k nie devot oder selbstbemitleidend, sondern selbstbewusst 
und kämpferisch in der Auseinandersetzung. Ziel muss es sein, erarbeitete Alter-
naƟ vkonzepte in die Diskussion zu bringen und dabei gleichzeiƟ g Raum für neue 
KonzepƟ onen zu lassen.
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Die soziale AlternaƟ ve muss in der öff entlichen Auseinandersetzung konse-
quent und glaubwürdig eine posiƟ ve, fortschriƩ liche gesellschaŌ spoliƟ sche Al-
ternaƟ ve vertreten. Die Formulierung und Verankerung von programmaƟ schen 
BotschaŌ en und von linken Deutungsmustern im gesellschaŌ lichen Diskurs ist 
eine Hauptaufgabe. Es geht primär darum, die Auseinandersetzung um die Hege-
monie zu führen und neoliberale und andere rechte Auff assungen zurückzudrän-
gen. PoliƟ sche Kompetenz zu entwickeln heißt zunächst, die intellektuellen und 
strukturellen Kapazitäten für OpposiƟ on zu stärken, nicht etwa »regierungsfähig« 
zu werden. Es geht um AuŅ lärung, Öff entlichkeitsarbeit und AkƟ onen, um breit 
angelegte Bildungsarbeit und um das Eingreifen in wissenschaŌ liche Diskurse.

In den für die konkreten poliƟ schen Auseinandersetzungen relevanteren Fra-
gen ist durch die Verankerung und den engen Bezug auf die Diskussionen in den 
Bewegungen, GewerkschaŌ en und linken Netzwerken sowie durch eine dominie-
rende OrienƟ erung auf die gemeinsamen Ziele und Gegner dafür zu sorgen, dass 
sowohl Opportunismus wie SekƟ erertum vermieden und vernünŌ ige Konsense 
oder MehrheitsposiƟ onen formuliert werden, ohne konstrukƟ ve Minderheiten 
auszugrenzen. Das Referenzmodell ist dabei, wie in außerparlamentarischen Be-
wegungen und Bündnissen Kompromisse gefunden werden.

WichƟ g ist die steƟ ge Verbreiterung und VerƟ efung der Verankerung in den 
GewerkschaŌ en, Bewegungen, OrganisaƟ onen und Szenen auch in den Ländern 
und Kommunen sowie der Ausbau der Infrastruktur und Medien sowie der eu-
ropäischen und internaƟ onalen Zusammenarbeit, um die poliƟ sche Formierung 
und den Kampf um Hegemonie weiter voranzutreiben. Die SozialdemokraƟ e 
hat sich als poliƟ sche OrganisaƟ on und Interessenvertretung der abhängig Ar-
beitenden und der sozial Schwachen verabschiedet. Es bedarf eines neuen An-
laufs der poliƟ schen ArƟ kulaƟ on und Formierung eines alternaƟ ven gesellschaŌ -
lichen Blocks von Arbeit und WissenschaŌ , Bewegungen und Kultur gegen den 
herrschenden Block des Kapitals und des Neoliberalismus, um solidarische gesell-
schaŌ liche Gestaltung und eine progressive europäische und internaƟ onale Per-
spekƟ ve wieder auf die Tagesordnung zu bringen und zu erkämpfen. Dies kann nur 
gelingen, wenn dabei auch eine neue GeneraƟ on gewonnen wird, und das wiede-
rum kann nur mit einer neuen FormaƟ on gelingen.

Viele halten eine WahlalternaƟ ve und neue poliƟ sche FormaƟ on für nöƟ g, sind 
aber skepƟ sch, ob ein solches Projekt realisierbar ist. Das entscheidet die Praxis, es 
passiert nicht einfach so oder anders, sondern es muss getan werden. Es erscheint 
nicht unmöglich, also müssen wir es zumindest versuchen. Wenn sich herausstel-
len sollte, dass es doch (noch) nicht zu schaff en sei, kann die erreichte Formierung 
dennoch wichƟ g sein für ZwischenschriƩ e und für die ZukunŌ . Die Chance für eine 
neue soziale KraŌ  besteht. Wir wollen versuchen, sie zu nutzen.

Quelle: WASG-Archiv Fürth



Programm für eine bessere ZukunŌ 
Arbeit und soziale GerechƟ gkeit – 
Die WahlalternaƟ ve WASG

1. Ein besseres Leben ist möglich, eine andere PoliƟ k ist nöƟ g
2. Gesicherte Arbeit und gerechte Einkommen für alle, Arbeitszeit verkürzen und 

sozial gestalten
3. InvesƟ eren für eine bessere ZukunŌ , gerechte Steuern
4. Sichere Renten und soziale Krankenversicherung, Armut und Ausgrenzung ver-

hindern, Sozialstaat stärken
5. Bildung, Ausbildung, Kultur und Wissen für alle
6. Natürliche Lebensgrundlagen bewahren, eine gerechte WeltwirtschaŌ , Europa 

demokraƟ sch und sozial gestalten, Frieden und Abrüstung
7. Gleiche Chancen und Rechte für alle, mehr DemokraƟ e, gegen Nazis, für eine 

soziale AlternaƟ ve: WASG

Immer mehr Menschen in diesem Land haben Angst.
Angst um ihren Arbeitsplatz. Angst vor Armut oder Verlust ihres erreichten Wohl-
stands. Millionen Menschen haben keine Arbeit. Nach einem Jahr stürzen sie auf 
Sozialhilfeniveau: Arbeitslosengeld II. Tagtäglich erzwingen Arbeitgeber mit der 
Drohung des Arbeitsplatzverlustes längere Arbeitszeiten für gleiches Geld. Die 
Löhne werden gedrückt. Reguläre Arbeitsplätze werden ersetzt durch Schein-
selbstständigkeit oder Minijobs. Die PoliƟ k tut nichts dagegen. Im Gegenteil.

Die PoliƟ kerinnen und PoliƟ ker machen sich zu Helfershelfern der MächƟ gen 
in der WirtschaŌ . StaƩ  die Menschen zu schützen und zu vertreten, von denen 
sie gewählt wurden.
Sie kürzen Renten, Arbeitslosenunterstützung und Krankenkassenleistungen. Öff ent-
liche Dienstleistungen werden verschlechtert oder privaƟ siert. Private Unternehmen 
verdienen daran. Den Konzernen und Reichen werden die Steuern gesenkt.

Geht es nach Schröder und Clement, Fischer, Merkel, Stoiber und Westerwelle, 
war die »Agenda 2010« erst der Anfang. Die immer wiederkehrende Behauptung 
lautet: Die Globalisierung, die »Demografi e« – mehr ältere Menschen – und die 
Staatsverschuldung zwingen zu EinschniƩ en in das soziale Netz und zu niedrigeren 
Löhnen. Doch das ist Unfug, Vorwand.

Die herrschende PoliƟ k löst die Probleme nicht, sondern macht sie nur noch 
schlimmer.
Nicht trotz, sondern wegen Sozialabbau und Lohndrückerei kommt die Wirt-
schaŌ  nicht vom Fleck. Die Arbeitslosigkeit wird immer drückender. Die »Agenda 
2010« ist nicht nur unsozial, sondern auch wirtschaŌ s- und beschäŌ igungspoli-
Ɵ sch schädlich.
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Deutschland hat die weƩ bewerbsstärkste WirtschaŌ  der Welt, die weitaus 
höchsten Außenhandelsüberschüsse, ist Exportweltmeister. Das beweist: Die 
Löhne und Sozialkosten sind nicht zu hoch. Sie sind weniger gesƟ egen als in al-
len Nachbarländern.

Eine gerechtere Verteilung schaŏ   zugleich mehr BeschäŌ igung.
Vier FünŌ el der BeschäŌ igten arbeiten nicht für den Export, sondern für den in-
ländischen Bedarf. Hier fehlt es an KauŅ raŌ  und AuŌ rägen.

Löhne sind nicht nur Kosten, sondern bilden zugleich den größten Teil der 
Nachfrage. Sie müssen gestärkt werden. Die Unternehmen invesƟ eren ihre Ge-
winne nur dann in neue Arbeitsplätze, wenn sie zusätzliche Produkte auch ver-
kaufen können.

Ein besseres Leben ist möglich!
Jahr für Jahr produzieren die Menschen mehr und bessere Produkte in der glei-
chen Zeit. Diese wachsende ProdukƟ vität bedeutet: Die Löhne können steigen. Die 
Arbeitszeit kann verkürzt werden. Der Sozialstaat kann ausgebaut werden. Doch 
tatsächlich scheff elt nur eine Minderheit immer größere Reichtümer.

Deutschland lebt nicht über, sondern unter seinen Möglichkeiten. Es gibt mo-
derne ProdukƟ onsanlagen, Infrastruktur und unbeschäŌ igte qualifi zierte Arbeits-
kräŌ e. Sie werden nicht eingesetzt, weil ihre Produkte keine Käufer fi nden. Weil 
es den Menschen an Geld fehlt und der Staat immer weiter kürzt.

Eine andere PoliƟ k ist nöƟ g und möglich! Für eine bessere ZukunŌ .
Wir wollen:
■ qualifi zierte und angemessen bezahlte Arbeitsplätze, 
■ sozialen Schutz und Sicherheit, 
■ bessere öff entliche Leistungen, für Bildung, Gesundheit, Kultur, 
■ Beruf und Familie vereinbaren können, 
■ für das Leben arbeiten und nicht für die Arbeit leben, 
■ gleiche Rechte und Chancen für alle und mehr DemokraƟ e, 
■ die Natur bewahren, eine gerechtere und friedliche Welt.
Unser ausführliches Programm: www.wahlalternaƟ ve-asg.de

Wir wollen eine Kehrtwende in der WirtschaŌ s- und SozialpoliƟ k: für Arbeit 
und soziale GerechƟ gkeit!
Die Einkommen müssen zumindest im GleichschriƩ  mit den Preisen und den wach-
senden ProdukƟ onsmöglichkeiten steigen. Das heißt: Jahr für Jahr mindestens 
drei Prozent mehr je Stunde. Nur dann entsteht genügend KauŅ raŌ  für mehr Ar-
beitsplätze.
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Wir wollen besseren Schutz für die BeschäŌ igten.
Wir wollen verhindern, dass immer mehr Menschen zu Löhnen beschäŌ igt wer-
den, von denen sie nicht leben können. Befristete BeschäŌ igung und Leiharbeit 
müssen wieder zur Ausnahme werden staƩ  immer mehr zur Regel. Den Kündi-
gungsschutz wollen wir verbessern, staƩ  immer weiter abbauen.

Arbeit muss sich lohnen – für alle! Deshalb fordern wir einen Mindestlohn von 
1.500 € im Monat, neun Euro die Stunde.
Einzeln sind die BeschäŌ igten der Übermacht der Arbeitgeber ausgeliefert. Sie 
werden gegeneinander ausgespielt. Dagegen helfen nur Tarifverträge, die sie ge-
meinsam, organisiert in GewerkschaŌ en, durchsetzen. Doch immer mehr Arbeit-
geber halten sich nicht daran.

Tarifverträge schützen. Sie müssen gestärkt werden!
Gesetze und Tarifverträge müssen auch da eingehalten werden, wo auswärƟ ge 
ArbeitskräŌ e eingesetzt werden. Ein Entsendegesetz muss für alle Branchen vor-
schreiben, dass die Standards des Arbeitsortes gelten. Öff entliche AuŌ räge dürfen 
nur an Unternehmen vergeben werden, die die Tarifverträge einhalten. Immer mehr 
Unternehmen versuchen, längere Arbeitszeit bei gleichem Lohn durchzusetzen. Das 
ist Lohnsenkung. Die Konkurrenz versucht dann das Gleiche. Im Endeff ekt gewinnt 
niemand. Aber alle BeschäŌ igten verlieren und es gibt noch mehr Arbeitslose.

Gegen die Arbeitslosigkeit brauchen wir kräŌ ige Arbeitszeitverkürzungen, in 
Richtung 30-Stunden-Woche.
Mit mehr Wachstum allein wird die Arbeitslosigkeit nicht zu beseiƟ gen sein. Das 
wäre auch ökologisch kaum verkraŌ bar. Für die gleiche ProdukƟ on wird immer 
weniger Arbeit benöƟ gt. Die Arbeitszeit kann daher verkürzt werden, ohne dass 
die Löhne sinken.

Wir wollen mehr SelbstbesƟ mmung der BeschäŌ igten über die Verteilung ih-
rer Arbeitszeit.
Die Menschen brauchen mehr freie Zeit, um sich zu erholen, für die Familie, Freun-
dinnen und Freunde oder Hobbys. Wir haben ein Recht auf Feierabend und auf 
gemeinsame Freizeit am Wochenende.

Wir wollen eine Reform des Arbeitszeitgesetzes.
■ Die regelmäßige Wochenarbeitszeit darf höchstens 40 Std. betragen.
■ Überstunden müssen stärker begrenzt werden.
■ Arbeitszeitkonten müssen geregelt und abgesichert werden.
■ Eltern brauchen ein Recht auf zusätzliche Arbeitszeitverkürzung.
■ Der Ladenschluss muss bundeseinheitlich erhalten bleiben.
Mehr Infos: www.igmetall.de , www.verdi.de
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Arbeit ist genug da. Für eine bessere ZukunŌ .
Schulen und Hochschulen müssen erneuert und ausgebaut werden. Für die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf brauchen wir viel mehr Tageseinrichtungen für 
Kinder und Ganztagsschulen. Alten- und Pfl egeheime brauchen mehr Personal. 
Freizeit-, Kultur- und Sportangebote müssen verbessert werden, insbesondere 
für Jugendliche.

Der öff entliche Personenverkehr muss ausgebaut, Straßen und KanalisaƟ on 
müssen erneuert werden. Gebäude brauchen eine bessere Wärmedämmung. Die 
Energieversorgung muss auf erneuerbare Energieträger umgestellt werden. In die 
Forschung muss mehr invesƟ ert werden.

Wir fordern ein großes öff entliches ZukunŌ sinvesƟ Ɵ onsprogramm und den Aus-
bau öff entlicher und sozialer Dienstleistungen.
Damit schaff en wir mehr als eine Millionen zusätzliche Arbeitsplätze – zu tarif-
lichen Bedingungen und mit voller sozialer Absicherung. Im öff entlichen Dienst, 
in unabhängigen gemeinnützigen Einrichtungen und OrganisaƟ onen, und in allen 
Bereichen der WirtschaŌ . Denn mehr öff entliche InvesƟ Ɵ onen bedeuten AuŌ räge 
für die Unternehmen und Einkommen für Millionen.

So schaff en wir sozial und ökologisch sinnvolles, qualitaƟ ves Wachstum. Auch 
in Ostdeutschland!
Nur im Zusammenwirken eines ZukunŌ sinvesƟ Ɵ onsprogramms mit gezielter För-
derung kann es in Ostdeutschland wieder einen Aufschwung geben. Lohndum-
ping und die Unterbietung von Sozial- und Umweltstandards lehnen wir ab. Da-
mit würde der Osten zu einer Armutsregion ohne ZukunŌ .

Nur Reiche können sich einen armen Staat leisten.
Die Finanzkrise des Staates liegt nicht an übermäßig gesƟ egenen Ausgaben. Der 
Anteil der öff entlichen und sozialen Ausgaben am NaƟ onaleinkommen ist nicht 
höher als vor 30 Jahren. Trotz der hohen Kosten durch die gesƟ egene Arbeitslo-
sigkeit und die deutsche Vereinigung.

Große Unternehmen und Reiche müssen wieder mehr Steuern zahlen.
Für mehr Arbeitsplätze und die Sicherung des Sozialstaats braucht der Staat Geld. 
Durch mehr Wachstum und BeschäŌ igung in Folge unseres ZukunŌ sprogramms 
erzielen wir höhere Einnahmen. Nur durch höhere Einnahmen kann auch die Ver-
schuldung sozial gerecht abgebaut werden. Sozialkürzungen und die Verscherbe-
lung öff entlichen Eigentums lehnen wir ab. Lägen die Steuereinnahmen noch so 
hoch wie im Jahr 2000, häƩ e der Staat über 60 Milliarden Υ jährlich mehr zur Ver-
fügung. Der Anteil der Steuern auf Gewinne und Vermögenseinkommen hat sich in 
den letzten 25 Jahren halbiert. Immer mehr fi nanzieren die abhängig BeschäŌ igten 
den Staat. Mit gerechten Steuern können wir unser Programm fi nanzieren.
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Wir wollen gerechte Steuern.
■ Konzerne und andere profi table Unternehmen müssen wieder deutlich mehr 

Steuern zahlen.
■ Steuerschlupfl öcher für Vermögende und Großverdiener müssen geschlossen 

werden. SpekulaƟ onsgewinne müssen versteuert und Steuerhinterziehung 
muss wirksamer bekämpŌ  werden.

■ Der Spitzensteuersatz muss auf mindestens 47 Prozent angehoben werden, 
Gering- und Normalverdienende dagegen müssen entlastet werden.

■ Eine Vermögensteuer und höhere ErbschaŌ steuern für Reiche.
Mehr Infos: www.memo.uni-bremen.de , www.wipo.verdi.de

Die herrschende PoliƟ k bekämpŌ  nicht die Arbeitslosigkeit, sondern die Ar-
beitslosen.
Die »Hartz-Gesetze« zwingen Arbeitslose, fast jeden Job anzunehmen. Auch wenn 
er noch so weit weg oder schlecht bezahlt ist. Nach einem Jahr sinkt die Arbeits-
losenunterstützung auf Sozialhilfeniveau. Viele bekommen gar nichts mehr. Da-
durch werden auch die BeschäŌ igten noch erpressbarer.

Wir wollen Erwerbslose solidarisch absichern. Die Verschlechterungen durch 
die »Hartz-Gesetze« müssen zurückgenommen werden.
Wer viele Jahre Beiträge gezahlt hat, muss länger als ein Jahr Arbeitslosengeld be-
kommen. Danach muss wieder Arbeitslosenhilfe gezahlt werden. Jobangebote müs-
sen die Qualifi kaƟ on berücksichƟ gen und tarifl ich bezahlt sein. Wir wollen Qualifi -
zierung und öff entlich fi nanzierte BeschäŌ igung auf tarifvertraglicher Basis. Keine 
Ein- oder Zwei-Euro-Jobs, durch die zudem reguläre Stellen verdrängt werden.

Wir wollen sichere und auskömmliche Renten. Keine Rentenkürzungen.
Wer jahrzehntelang in die Rentenkassen eingezahlt hat, muss eine Rente erhal-
ten, die den Lebensstandard erhält. Die Renten müssen wieder im GleichschriƩ  
mit den Löhnen erhöht werden. ZukünŌ ige Belastungen müssen solidarisch von 
allen bewälƟ gt werden, nicht einseiƟ g durch Rentenkürzungen.

Wir wollen, dass die Menschen auch künŌ ig spätestens mit 65 Jahren in Rente 
gehen können.
Millionen Ältere sind arbeitslos oder gesundheitlich am Ende. Eine Erhöhung der 
Altersgrenze bedeutet noch mehr Arbeitslose sowie Rentenkürzung für diejeni-
gen, die nicht solange durchhalten können.

Wir wollen eine bedarfsgerechte Mindestsicherung bei Erwerbslosigkeit, Er-
werbsunfähigkeit und im Alter.
Sie muss deutlich höher als die heuƟ ge Sozialhilfe sein. Niemand darf in die Ar-
mut fallen. Auch nicht Frauen oder Männer, die Kinder erzogen haben, längere 
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Zeit erwerbslos waren oder nur niedrige Löhne haƩ en und die deshalb nur ge-
ringe Beiträge gezahlt haben.

Wir wollen ein hochwerƟ ges und soziales Gesundheitswesen und eine men-
schenwürdige Pfl ege.
EintriƩ sgeld beim Arzt, immer mehr Medizin muss selbst bezahlt werden. Zahner-
satz und Krankengeld müssen auf eigene Kosten versichert werden. Viele Kranke, 
Alte und Menschen mit geringem Einkommen können sich das kaum leisten. Wer 
arm ist oder hart arbeiten muss, sƟ rbt früher.

Wir wollen, dass alle medizinisch notwendigen Leistungen von der Kranken-
versicherung bezahlt werden. Die Lage behinderter Menschen wollen wir ver-
bessern. Wir bekämpfen Verschwendung und überhöhte Profi te der Pharma-
konzerne. Die Zusammenarbeit zwischen den Ärzten und Krankenhäusern muss 
verbessert werden.

Wir wollen eine solidarische Bürgerversicherung. Für alle.
Alle Menschen, auch Beamte, Selbstständige und Besserverdienende sollen sozial 
versichert sein. Wer mehr Einkommen hat, muss höhere Beiträge zahlen. Niemand 
kann sich herausstehlen, wenn er viel verdient. Die Arbeitgeber müssen wieder 
die HälŌ e der Beiträge zahlen.

Wir wollen den Sozialstaat stärken, staƩ  ihn zu demonƟ eren.
Die Finanzprobleme der Sozialversicherungen sind Folge der hohen Arbeitslosig-
keit, der geringen Lohn- und damit Beitragszuwächse sowie der Zunahme unver-
sicherter Arbeit. Die herrschende PoliƟ k vergrößert diese Probleme. Sie entlastet 
die Arbeitgeber und wälzt die Kosten auf die Einzelnen ab. Wir brauchen eine an-
dere PoliƟ k. Dann ist der Sozialstaat auch in ZukunŌ  fi nanzierbar.

Mehr Infos: www.arbeitnehmerkammer.de/sozialpoliƟ k , www.sozialpoliƟ k-ak-
tuell.de,www.erwerbslos.de 

Wir wollen eine gute Bildung und Ausbildung für alle Kinder.
Doch PISA hat gezeigt: die Leistungen unserer Schulen sind mäßig, die soziale Aus-
lese ist extrem. Wir wollen gemeinsame Förderung staƩ  Auslese, ein Bildungs-
wesen ohne Sackgassen und soziale Schranken. Wir brauchen mehr Personal und 
eine bessere AusstaƩ ung für Kitas, Schulen und Hochschulen.

Wir wollen bedarfsdeckend Ganztagsschulen und Tageseinrichtungen für Kin-
der mit kleineren Klassen und Gruppen.
So können Frauen und Männer Beruf und Familie besser miteinander vereinba-
ren. Bildung ist eine öff entliche Aufgabe und muss aus SteuermiƩ eln bezahlt wer-
den. Wir wollen volle LernmiƩ elfreiheit. Bildung soll umfassende Kompetenzen 
und DemokraƟ e vermiƩ eln und die Persönlichkeitsbildung fördern.
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Wir wollen qualifi zierte Ausbildungsangebote für alle Jugendlichen. Wer nicht 
ausbildet, muss zahlen!
Viele ausbildungsfähige Betriebe bilden nicht aus. Jahr für Jahr gehen zigtausende 
Jugendliche leer aus oder werden in Warteschleifen abgeschoben – auf Kosten 
der Allgemeinheit.

Deshalb brauchen wir eine Umlagefi nanzierung der berufl ichen Bildung. Für ein 
fl ächendeckendes und auswahlfähiges Angebot an qualifi zierten Ausbildungsplät-
zen und für eine gerechte Verteilung von Ausbildungskosten.

Wir wollen den Ausbau der Hochschulen und keine Studiengebühren.
Die Hochschulen in Deutschland brauchen mehr Geld und Personal. Sie sind völ-
lig überlastet. Trotzdem studieren im internaƟ onalen Vergleich zu wenige. Kinder 
einkommensschwacher Eltern haben kaum eine Chance. Die meisten Studieren-
den müssen nebenbei jobben. Wir fordern eine ausreichende Ausbildungsförde-
rung ohne Rückzahlungsverpfl ichtung. Diejenigen, die später viel verdienen, sol-
len ordentlich Steuern zahlen und so ihren Beitrag zur Finanzierung leisten.

Wir wollen ein öff entliches und demokraƟ sches Bildungswesen und keine Pri-
vaƟ sierung der Bildung.
Immer mehr sind Hochschulen und Forschungseinrichtungen von Geldgebern 
aus der WirtschaŌ  abhängig. Wer zahlt, besƟ mmt. KriƟ sche Inhalte und selbstbe-
sƟ mmtes Lernen bleiben auf der Strecke. Wir wollen WissenschaŌ  für die ganze 
GesellschaŌ , nicht nur für die Unternehmen.

Wir wollen freien Zugang zu InformaƟ onen und die Beschränkung privater Me-
dienmacht.
Wir wollen, dass Daten und Texte für Bildung und WissenschaŌ , für poliƟ sche und 
gemeinnützige TäƟ gkeiten allgemein, frei und unentgeltlich zugänglich sind. Die 
Einzelnen haben ein Recht auf AuskunŌ  über die personenbezogenen Daten, die 
über sie erhoben wurden.

Wir wenden uns gegen Patente auf Gene von Menschen und anderen Lebewe-
sen. Wir setzen uns für die Förderung freier SoŌ ware ein und gegen Patente auf 
SoŌ ware. Wir wollen die Stellung der Urheberinnen und Urheber gegenüber den 
Medienunternehmen stärken.

Mehr Infos: www.gew.de, www.jugend.igmetall.de , www.verdijugend.de, www.
studis.de , www.aƩ ac.de/wissensallmende 

Wir wollen die natürlichen Lebensgrundlagen bewahren.
Wir wollen, dass auch unsere Kindeskinder noch eine gesunde natürliche Umwelt 
vorfi nden. Doch die kapitalisƟ sche WirtschaŌ  ist nicht nur den Menschen, son-
dern auch der Natur gegenüber rücksichtslos. Besonders drasƟ sch zeigt sich das 
in den ärmeren Ländern der Erde.
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Wir müssen den Verbrauch von Rohstoff en und Energie und den Ausstoß von 
Schadstoff en in den kommenden Jahrzehnten drasƟ sch vermindern. Die WirtschaŌ  
der ZukunŌ  muss auf der Nutzung der Sonne und anderer erneuerbarer Energien 
und Rohstoff e beruhen. Atomenergie ist unverantwortlich.

Wir wollen mit öff entlichen und privaten InvesƟ Ɵ onen den ökologischen Umbau 
voranbringen. Mit ökologischen Steuern wollen wir Anreize setzen.
Damit schaff en wir zugleich mehr BeschäŌ igung. Wir wollen mehr Güter von der 
Straße auf die Schiene bringen und den öff entlichen Personenverkehr stärken – 
nicht nur auf Hauptstrecken, sondern auch in der Fläche.

Wir wollen den Verbraucherschutz und die ökologische LandwirtschaŌ  sowie 
den Tierschutz stärken.
Genmanipulierte LebensmiƩ el lehnen wir ab. Der Hunger in der Welt ist kein Problem 
zu geringer Möglichkeiten der NahrungsprodukƟ on, sondern eines der Verteilung.

Die Konzerne missbrauchen die Globalisierung und die billigeren ArbeitskräŌ e 
in ärmeren Ländern als DruckmiƩ el, um weltweit Löhne und Arbeitsbedingungen 
zu verschlechtern. Dagegen wehren wir uns.

Wir wollen eine gerechte WeltwirtschaŌ sordnung. Weltweit müssen soziale und 
ökologische Mindeststandards eingehalten werden.
Die WeltwirtschaŌ  und besonders die Finanzmärkte müssen sozial geregelt wer-
den. Wir setzen uns für eine Steuer auf DevisenspekulaƟ on (Tobin-Steuer) und 
für den Kampf gegen Steueroasen ein. Arme Länder müssen entschuldet und die 
Entwicklungshilfe muss gemäß den Verpfl ichtungen der Vereinten NaƟ onen er-
höht werden. Der Welthandel muss so reguliert werden, dass er den Menschen 
zugute kommt und nicht nur den internaƟ onalen Konzernen und dem Finanzka-
pital. Wir lehnen die geplante Liberalisierung des Dienstleistungshandels durch 
das GATS-Abkommen und die EU-Dienstleistungsrichtlinie ab. Wir wollen Mitbe-
sƟ mmung der BeschäŌ igten auch in internaƟ onalen Konzernen.

Wir wollen ein soziales, demokraƟ sches und friedliches Europa. Ein Europa der 
Menschen staƩ  ein Europa der Märkte!
Unter dem Mantel des WeƩ bewerbs und der Stabilität werden in der EU Priva-
Ɵ sierung und eine PoliƟ k zugunsten des Kapitals vorangetrieben. Das muss sich 
ändern. VollbeschäŌ igung und soziale Rechte müssen Vorrang vor WirtschaŌ sin-
teressen bekommen. Wir fordern ein gemeinsames europäisches ZukunŌ sinves-
Ɵ Ɵ onsprogramm für Arbeit und Umwelt.

Der Europäische Verfassungsentwurf schreibt eine kapitalorienƟ erte, neolibe-
rale WirtschaŌ spoliƟ k sowie weitere Aufrüstung fest. Wir lehnen ihn deswegen 
ab und fordern eine VolksabsƟ mmung. Die EU muss grundlegend demokraƟ siert 
und das Europäische Parlament gestärkt werden.
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Wir wollen Frieden und Abrüstung!
Wir wollen, dass AußenpoliƟ k FriedenspoliƟ k ist. Wir lehnen die Aufrüstung der 
NATO und der Bundeswehr ab. Sie dürfen nicht für die Durchsetzung wirtschaŌ -
licher Interessen oder für einen »Krieg gegen den Terrorismus« eingesetzt wer-
den. Wir wenden uns gegen jegliche Unterstützung von Kriegseinsätzen der USA 
oder anderer Länder im Irak oder anderswo.

Wir wollen die Vereinten NaƟ onen stärken und setzen uns für internaƟ onale 
Abkommen zur Abrüstung ein. Wir fordern ein weltweites Verbot des Einsatzes 
und der ProdukƟ on von Massenvernichtungswaff en sowie der militärischen Nut-
zung des Weltraums.

Mehr Infos: www.aƩ ac.de , www.friedenskooperaƟ ve.de , www.friedensrat-
schlag.de 

Wir wollen gleiche Chancen für Frauen und Männer.
Frauen und Männer brauchen vollwerƟ ge Erwerbsarbeitsplätze und ein eigen-
ständiges Einkommen. Wir treten für gleichen Lohn für gleichwerƟ ge Arbeit und 
für ein Gleichstellungsgesetz auch für die PrivatwirtschaŌ  ein. Wir wollen die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf für MüƩ er und Väter.

Wir wollen die Grundrechte sichern und Diskriminierung bekämpfen.
Wir verteidigen die demokraƟ schen Freiheitsrechte und wenden uns gegen einen 
Überwachungsstaat. Den Abbau von Grundrechten unter dem Vorwand der Ter-
rorbekämpfung lehnen wir entschieden ab. Wir wollen gleiche Rechte und Chan-
cen für alle Menschen unabhängig von ihrer sozialen, ethnischen oder naƟ onalen 
HerkunŌ , von Geschlecht oder sexueller OrienƟ erung. Rassismus und Ausländer-
feindlichkeit haben in einer demokraƟ schen GesellschaŌ  keinen Platz.

Wir wollen Flüchtlinge schützen und Eingewanderte integrieren.
Wir sind gegen Sondergesetze, AbschiebehaŌ  und Schikane. Alle längerfrisƟ g hier 
lebenden Menschen müssen gleiche poliƟ sche, soziale und kulturelle Rechte ge-
nießen. Wir wollen unentgeltliche Sprachkurse für alle Eingewanderten.

Wir wollen mehr DemokraƟ e in allen Bereichen der GesellschaŌ .
In allen Lebensbereichen, Schulen und Hochschulen, Pfl ege- oder Freizeiteinrich-
tungen, müssen die Beteiligten demokraƟ sch mitbesƟ mmen können. Wir wol-
len das Recht auf poliƟ schen Streik und Generalstreik, wie in den meisten Län-
dern Europas üblich.

In der PoliƟ k wollen wir größere Möglichkeiten für direkte demokraƟ sche Ein-
fl ussnahme, für Volksbegehren und Volksentscheide auf allen Ebenen schaff en. 
Die poliƟ sche Elite hat sich weit von der Bevölkerung enƞ ernt. Wir sind dagegen, 
dass Trägerinnen und Träger poliƟ scher Ämter oder Mandate bezahlte Nebentä-
Ɵ gkeiten ausüben.
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Wir fordern die DemokraƟ sierung der WirtschaŌ . PrivaƟ sierung lehnen wir ab.
Wir setzen uns für den Ausbau der Mitwirkungs- und MitbesƟ mmungsrechte der 
BeschäŌ igten und ihrer GewerkschaŌ en in den Unternehmen ein. Auch bei der 
WirtschaŌ spoliƟ k müssen die GewerkschaŌ en ebenso wie die Sozial-, Umwelt- 
und Verbraucherverbände mitbesƟ mmen.

Wir wollen den öff entlichen Sektor sowie genossenschaŌ liche und gemeinwirt-
schaŌ liche Betriebe stärken. Die PrivaƟ sierung öff entlicher Betriebe und Dienst-
leistungen lehnen wir ab. Dadurch werden demokraƟ sche und soziale Gestaltungs-
möglichkeiten zugunsten privater Profi te aufgegeben.

Wir ergreifen Partei für die Arbeitenden und die Benachteiligten.
Wir wollen den Interessen der abhängig Arbeitenden und sozial Benachteiligten 
wieder eine SƟ mme in PoliƟ k und Parlament verschaff en und Partner sozialer 
und demokraƟ scher Bewegungen sein. Wir streben ein breites Bündnis mit allen 
Menschen an, die mit uns in dem Gedanken geeint sind – eine andere PoliƟ k ist 
möglich und machbar.

Wir streiten gegen Nazis und lehnen jede Zusammenarbeit mit neonazisƟ schen 
und anderen rechtsgerichteten Gruppierungen entschieden ab.

Wir machen Druck für eine soziale AlternaƟ ve.
Wir sind die OpposiƟ on gegen ungerechte PoliƟ k. Wir kämpfen für einen grund-
legenden PoliƟ kwechsel. Eine solidarische GesellschaŌ  ist möglich, wenn die In-
teressen von Millionen mehr zählen als die der Millionäre, wenn die Menschen 
besƟ mmen und nicht das Kapital. […]

Quelle: WASG-Archiv Fürth



Thomas Händel
Rede auf dem Gründungsparteitag 
der WASG Anfang Mai 2005 in Dortmund

Liebe Mitstreiterinnen und Mitstreiter, liebe Leut,

wir haben uns im letzten Jahr zusammengetan, um ein breites Bündnis gegen den 
neoliberalen Mainstream zu bilden. Zwei IniƟ aƟ ven, die voneinander nichts wuss-
ten, haben sich im März und April des letzten Jahres öff entlich gezeigt. Im Juni des 
vergangenen Jahres haben wir uns aus der Erkenntnis, dass der Weg nur gemein-
sam gegangen werden kann, zusammengetan.

Auf unserer ersten Bundesdelegiertenkonferenz haben wir uns entschieden, 
die bis dahin versammelten Vereinsmitglieder zu befragen, ob der Verein nun 
eine Partei werden soll. Über 75 Prozent von allen haben diese Frage mit einem 
klaren Ja beantwortet. Im Januar haben wir nach entsprechenden Vorarbeiten – 
der Erarbeitung einer Satzung und der Ausformulierung eines Programms – die 
Partei gegründet.

Gerade mal drei Monate gibt es uns jetzt, und wir haben trotz aller Bedenken 
Ernst gemacht: Wir wollen eine wahlfähige AlternaƟ ve auf die SƟ mmzeƩ el brin-
gen – damit machen wir Ernst, und zwar jetzt in NRW.

Ein GeschäŌ sbericht ist dazu da, über das zu berichten, was wir geschaŏ   ha-
ben, wo wir stehen – ohne allerdings die poliƟ schen Fragen auszuklammern, die 
wir auf diesem Parteitag zu entscheiden haben. Wir sind angetreten, so unsere 
Kernsätze aus unseren Gründungstagen, um für ein »Bündnis mit allen poliƟ schen 
KräŌ en und Personen einzutreten, die sich für die Erhaltung und den Ausbau des 
Sozialstaats und für ein sozial gerecht fi nanziertes Gemeinwesen einsetzen. Un-
sere IniƟ aƟ ve ist für alle off en, für Mitglieder etablierter Parteien genauso wie 
für Menschen, die sich von ihren Parteien nicht mehr vertreten fühlen und ihren 
AustriƩ  erklären wollen.« 

Wir wollen ein möglichst breites Spektrum von AkƟ ven aus GewerkschaŌ en, Be-
wegungen und von OrganisaƟ onen und IniƟ aƟ ven aus verschiedensten Bereichen. 
Wir sind überzeugt: bei aller Vielfalt muss sich ein solches Bündnis auf grundle-
gende PosiƟ onen und Herangehensweisen verständigen. Deshalb steht jetzt die 
Formierung einer Haltelinie gegen den Neoliberalismus oben auf der Tagesordnung 
und nicht [die] DebaƩ e systemüberwindender PerspekƟ ven. Wir brauchen eine 
starke gewerkschaŌ liche Verankerung und starke Verbindungen in die linke Wis-
senschaŌ s-, Bewegungs- und Kulturszene. Für uns ist entscheidend, ob wir bünd-
nisfähige PosiƟ onen und eine Praxis entwickeln, alte Spaltungen zu überwinden, 
um diese Rolle wahrzunehmen.

Gerade diese unbestriƩ enen Grundsätze gilt es zu Beginn unseres Parteitags 
noch einmal in Erinnerung zu rufen. Nicht jede Auseinandersetzung in der Heraus-
bildung der Landes- und Kreisverbände hat diese Verantwortung und diese Prin-
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zipien berücksichƟ gt. Solidarität und Toleranz, der Versuch voneinander zu lernen 
und die unterschiedlichen sozialen und poliƟ schen Zugänge zu unserer Partei zu 
verstehen, war bei so manchen StreiƟ gkeiten der letzten Wochen in so mancher 
Untergliederung nicht zu beobachten – poliƟ sche Sachauseinandersetzung übri-
gens erst recht nicht. Deshalb gilt jetzt – nicht nur weil wir im Wahlkampf stehen 
– das alte Prinzip neu formuliert wieder: Einigkeit bei aller Vielfalt macht stark.

Die Menschen, die uns wählen sollen und die wir als Mitglied bei uns begrüßen 
wollen, möchten wissen, was sie von uns haben, was wir besser machen wollen – 
sie wollen kein Parteiengezänk, das sie aus ihren jeweiligen poliƟ schen Vorleben 
bis zur Neige kennen. Sie wollen wissen, was wir einer PoliƟ k entgegensetzen, die 
den Menschen zum Objekt der Ökonomie degradiert. Sie wollen wissen, was wir ei-
ner PoliƟ k entgegensetzen, die einig über Rot/Schwarz/Gelb/Grün beschlossen hat, 
diese GesellschaŌ  nach betriebswirtschaŌ lichen Kriterien zu organisieren. Sie wol-
len wissen, was wir gegen eine PoliƟ k tun, der es nur noch darum geht, den ökono-
misch nicht mehr benöƟ gten Teil der Bevölkerung so kostengünsƟ g wie möglich zu 
alimenƟ eren. Gegen diese PoliƟ k wollen wir gesellschaŌ lichen Widerstand organi-
sieren und in die Parlamente bringen!

Aber nun wird alles anders! Franz Müntefering hat den Kapitalismus wieder-
entdeckt – gerade noch rechtzeiƟ g vor der Landtagswahl in NRW! Verfl ixt knapp. 
Die internaƟ onal wachsende Macht des Kapitals gefährde die DemokraƟ e, sagt 
er. Wo er Recht hat, hat er Recht. Und Heuschreckenschwärme fi elen über die Un-
ternehmen her, um sie auszuplündern. Wie neu!

WichƟ g ist weniger, was er gesagt, sondern, was er nicht gesagt hat. Er hat die 
Agenda-PoliƟ k verteidigt. Eine akƟ vere Rolle des Staates in der Steuer- und Finanz-
poliƟ k? Fehlanzeige! Ein Verzicht auf die erneute Senkung der Unternehmenssteu-
ern? Auch nix! Eine gerechtere Verteilung des Volksvermögens? Nun wollen wir 
aber nicht zu viel verlangen! Die Stärkung der MassenkauŅ raŌ  für die Ankurbelung 
der Binnennachfrage! Kein Ton! Seine Rede, stellt Franz Müntefering nun klar, be-
deute »überhaupt nicht das Ende, sondern die Verlängerung unserer bisherigen 
PoliƟ k. – Es geht weiter!« Von »Linksruck« in der SPD also keine Spur!

Erschrocken über die ReakƟ on der Öff entlichkeit, bastelt man nun eilferƟ g ein 
Vier-Punkte-Programm um die sogenannte KapitalismuskriƟ k herum:
■ die Veröff entlichung von Managergehältern,
■ die Öff nung des Entsendegesetzes für alle Branchen,
■ die Versorgung kleiner und miƩ lerer Unternehmen mit zinsgünsƟ gen Krediten
■ sowie die Schaff ung von einheitlichen Steuersätzen in Europa.
Wohin das führen soll, zeigt die prakƟ sche PoliƟ k der ErbschaŌ - und der Körper-
schaŌ steuersenkung. Oder anders: die SPD betreibt so eine elegante »anƟ kapi-
talisƟ sche« PoliƟ k, dass der selbst es noch gar nicht gemerkt hat!

Die poliƟ sche Logik dieser »modernen« Sozialdemokraten basiert darauf, dass 
im Zeitalter der Globalisierung soziale GerechƟ gkeit angeblich nicht mehr verwirk-
licht werden kann. Also muss man soziale GerechƟ gkeit umdefi nieren: »Eigenver-
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antwortung« und »BedürŌ igkeit« als neue Grundprinzipien dieser GesellschaŌ  be-
deuten die Abkehr vom Sozialstaatsprinzip unseres Grundgesetzes.

Wenigen ist bewusst, dass wir dabei eine historische Auseinandersetzung füh-
ren, die mindestens so alt ist, wie die Geschichte dieser Republik. Der Staatsrecht-
ler Forsthoff  mit einschlägiger Karriere im Faschismus haƩ e schon in den 1950er 
Jahren mit mächƟ ger Unterstützung der WirtschaŌ  versucht, den entstandenen 
Sozialstaat auf eine pure »Daseinsvorsorge« zu reduzieren. Schon damals war das 
Gerede vom angeblich »übermächƟ gen Staat« eine Hilfskrücke zur Durchsetzung 
von Umverteilung, zur Schwächung des Sozialstaats.

Unserem großen Staatsrechtler und PoliƟ kwissenschaŌ ler Wolfgang Abend-
roth blieb es vorbehalten, die klare GegenposiƟ on zu formulieren. Unter dem So-
zialstaatsgedanken unseres Grundgesetzes dürfe man ausdrücklich keinen Staat 
verstehen, »der aus Gründen der BeseiƟ gung der Gefahr, dass in Abhängigkeit 
gehaltene Unterklassen« sich aufl ehnen, »ein Lebenshaltungsminimum gewähr-
leistet und Almosen austeilt«. Genau um diese Auseinandersetzung geht es. Die 
führen wir akƟ v – um Gleichheitsgrundsatz, Menschenwürde und DemokraƟ sie-
rung der WirtschaŌ . Und zwar nicht mit Wahlkampfsprüchen, sondern mit seri-
ösen, machbaren poliƟ schen AlternaƟ ven. Wir sagen: Eine andere PoliƟ k ist nicht 
nur möglich – sie ist nöƟ g!

In den ersten drei Monaten unseres Bestehens haben wir nun rund 5.500 Mit-
glieder gewinnen können. Nach wie vor gehören rund 3.000 Mitglieder noch und 
ausschließlich unserer VorläuferorganisaƟ on, dem Verein WASG, an und sind bis-
her nicht übergetreten.

Das BeitragsauŅ ommen der Partei zeigt: viele Mitglieder sind ohne Arbeit oder 
Einkommen. Ein DriƩ el der Mitglieder zahlt nur 1 bis 2 €. Dies lässt uns derzeit 
nicht über einen durchschniƩ lichen Beitrag von 7,75 € hinauskommen. 3.000 Mit-
glieder liegen mit ihrem Beitrag unter dem DurchschniƩ . Das macht unsere Kas-
senlage recht bescheiden (bisher Budgetzahlen; noch keine Echtzahlen):
Seit Februar hat die Partei  113.218 € an Beiträgen zu erwarten.
Für Personal wurde aufgewendet 8.120 €
Für Verwaltung, InvesƟ Ɵ onen und IT brauchen wir 13.700 €
Für PublikaƟ onen, Reisekosten und Tagungen 16.000 €
Für den Wahlkampf in NRW haben wir  20.000 €
Für die Länder- und Regionalbudgets stehen  23.184 €
zur Verfügung.
Zurückstellen konnten wir damit lediglich 32.214 €, die allerdings längst nicht 
ausreichen, um künŌ ige Parteitage und Wahlkämpfe zu bestreiten. Alleine die-
ser Parteitag kostet rund 100.000 €. Auch eine WahlkampŅ ostenrückerstaƩ ung 
sollte uns trotz allem berechƟ gtem OpƟ mismus nicht beruhigen: Eine Rückerstat-
tung können wir erst im Frühjahr des nächsten Jahres erwarten, sie wird erheb-
lich dazu dienen, die Darlehen für den Wahlkampf in NRW zurückzuzahlen, der 
uns zwischen 160.000 € und 180.000 € kosten wird.
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Vor diesem Parteitag hat der noch kommissarische Finanzrat der Partei bereits 
das erste Mal getagt. Wir haben uns über die fi nanzielle SituaƟ on und die Not-
wendigkeiten der verschiedenen Ebenen fair und off en ausgetauscht. Wir haben 
auch eine gemeinsame Linie für einen Finanzplan für das Jahr bis zum nächsten 
regelmäßigen Parteitag gesucht, die sich nach meiner Überzeugung in folgende 
acht Eckpunkte fassen lässt:

1. Die fi nanziellen Handlungsspielräume der Länder und Regionen müssen ver-
bessert werden. Deshalb sollen ab diesem Parteitag die Länder- und Regionalbud-
gets von bisher 20 Prozent auf monatlich ein DriƩ el der jeweiligen Beitragsein-
nahmen angehoben werden. Auf die Länder werden damit in der Budgetplanung 
ca. 169.000 € in diesem Jahr enƞ allen.

2. Die Verteilung der MiƩ el auf der Länderebene soll durch die Bundesebene 
nicht vorgegeben werden. Sie soll – aufgrund der unterschiedlichen Mitglieder-
zahlen und Ländergrößen – künŌ ig durch die Länder selbst geregelt werden.

3. Die Bundesebene braucht in dieser Auĩ ausituaƟ on bis auf weiteres rund 
28 Prozent der Beitragseinnahmen. Dies ist auch durch den vom Bundesvorstand 
schon ins Auge gefassten Auĩ au eines Büros in Berlin im Sommer dieses Jahres 
bedingt. Auch die wachsenden Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der Bun-
desgeschäŌ sstelle machen einen weiteren Personalauĩ au nöƟ g.

4. Rund ein DriƩ el der Beitragseinnahmen soll in einen Bund/Ländertopf fl ie-
ßen, aus dem Parteitagungen, Parteitage, Reisekosten und zentrale PublikaƟ onen 
fi nanziert werden. Dies ist sozusagen ein Länderfi nanzausgleich, der die wirtschaŌ -
lichen Unterschiede zwischen den Landesverbänden etwas ausgleichen soll.

5. Rund 14 Prozent sollen nach unserer Budgetplanung für das erste Jahr in die 
Wahlkampfrücklage fl ießen. Das reicht allerdings auch mit Blick auf 2006 nicht aus, 
um einen gut ausgestaƩ eten Bundestagswahlkampf – geschweige denn weitere 
Landtagswahlkämpfe zu fi nanzieren.

6. Ich bin überzeugt: Wir werden die Beitragseinnahmen nicht durch Anhebung 
der Mindestbeiträge verbessern. Auch der BruƩ olohnbezug ist nach meiner Auf-
fassung dazu wenig geeignet. Wir verbessern unsere FinanzsituaƟ on nur durch 
eine bessere Beitragsehrlichkeit der BerufstäƟ gen und vor allem durch eine of-
fensive Mitgliederwerbung. Darum möchte ich euch herzlich biƩ en.

7. Der Beitrag soll auch künŌ ig vom Bundesvorstand eingezogen werden. Alles 
andere würde – gerade bei unserer derzeiƟ gen Größe – den x-fachen Aufwand 
und damit den Verbrauch weiterer GeldmiƩ el für die Verwaltung und eben nicht 
für poliƟ sche Arbeit bedeuten.

8. Wir sind in unserer Diskussion auch zu der Auff assung gelangt, dass eine sta-
Ɵ sche Verteilung der MiƩ el zwischen den Parteiebenen durch Festschreibung in 
der Satzung im Moment nicht weiterhilŌ . Dies würde den Notwendigkeiten des 
momentanen Auĩ austadiums der Partei nicht entsprechen. Deshalb plädieren 
wir für eine Finanzordnung, die vorläufi g bis zum nächste Parteitag gelten soll. 
Danach berät der Bundesfi nanzrat mindestens halbjährlich das Verfahren der Bei-
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tragsverteilung zwischen den Gliederungen. Die Höhe der jeweiligen Anteile wird 
– auf Vorschlag des Bundesfi nanzrates – vom Bundesvorstand vorläufi g, vom Län-
derrat abschließend beschlossen. Die Landesverbände beschließen weitere Rege-
lungen zur Finanzverteilung auf die jeweiligen Regionalverbände.

Zum momentanen Stand der Dinge erschien uns das die vernünŌ igste aller 
denkbaren Varianten. Ich biƩ e euch, das zu bedenken. Entscheiden müsst das ihr 
als Souverän der Partei.

Wir wissen auch: Die Regionalgruppen brauchen dringend Geld, um die wach-
senden Anforderungen hinsichtlich der Öff entlichkeitsarbeit zu schaff en. Das kann 
auf Dauer nicht so bleiben, wie es ist. Viele von uns haben schon viel privates Geld 
in unsere Partei hineingesteckt. Das werden wir wohl nie ganz vermeiden können 
– aber wir wollen mit vereinten KräŌ en etwas dagegen tun: Was wir nicht in der 
Kasse haben, müssen wir durch Engagement ausgleichen.

An dieser Stelle möchte ich mich bei unseren Kolleginnen im Bundesbüro be-
danken, ohne deren massiven Einsatz wir heute nicht dort stünden, wo wir sind. 
Auch dieser Parteitag wäre ohne sie und das OrganisaƟ onsteam nicht mal denk-
bar. Und ich sage das an dieser Stelle ganz leise: Manchmal häƩ en die Kolleginnen 
ein klein wenig mehr Solidarität und Freundlichkeit von euch verdient.

Angesichts unseres schmalen Budgets haben wir in den vergangenen Wochen 
einiges getan, um die InformaƟ onspoliƟ k in der Partei und nach außen zu ver-
bessern:
■ Das IT-Team leistet mit der Homepage eine anerkannt gute Arbeit.
■ Die Pressearbeit haben wir deutlich verbessert.
■ Den NewsleƩ er als wöchentliche PosƟ lle nicht nur an Mitglieder von Partei 

und Verein, sondern auch an InteressenƟ nnen und Interessenten zu senden, 
scheint ganz hilfreich zu sein.

■ Die poliƟ schen Infos zum Runterladen – eine Neuerung der letzten Ausgaben – 
werden off ensichtlich gut angenommen. Wir nehmen damit Stellung zu wesent-
lichen Themen unserer PoliƟ k – und zwar fundiert, argumentaƟ v und ergänzend 
zu den Themen unseres Programms. Den ersten Infos zum sogenannten Jobgip-
fel, zur ArbeitszeitdebaƩ e und zum Mindestlohn werden weitere folgen.

Was wir nun in Angriff  nehmen werden, ist ein Bildungsprogramm für unsere Mit-
glieder und AkƟ ven. Wir wollen noch vor der Sommerpause starten:
■ Im Vordergrund steht natürlich die Qualifi zierung zu unseren programmaƟ schen 

Aussagen. Nicht jeder hat tagtäglich mit den Themen Bürgerversicherung und 
solidarische Einfachsteuer oder mit wirtschaŌ spoliƟ schen KonzepƟ onen zu 
tun. Dort brauchen wir Seminare, die unsere AkƟ ven fi t machen, die Diskussi-
onen nicht nur an Infoständen gut zu bestreiten.

■ Wir wollen die Schatzmeister auf regionaler und Landesebene fi t machen für 
die Buchführung einer Partei, die allerdings wesentlich mehr Ansprüche stellt, 
als die relaƟ v einfache Vereinsbuchführung. Ein gemeinsamer Buchungsrah-
men ist bereits in Arbeit.
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■ Konzipiert ist die Qualifi zierung unserer dezentralen IT-Bearbeiter, die künŌ ig 
in die Lage versetzt werden sollen, die regionalen Internetseiten selbst landes-
aktuell zu gestalten – auf der Plaƪ  orm unserer Bundesseite und mit der ent-
sprechenden Unterstützung von Hanno Bolte, dem an dieser Stelle für seinen 
unermüdlichen Einsatz gedankt sein muss.

■ Ein Themenbereich wird die OrganisaƟ on und Kampagnen-Planung sein. Da-
bei geht es nicht nur um formale und rechtliche Fragen – es geht darum, Wahl-
kämpfe und Kampagnen mit Pfi ff  und ohne die Materialschlachten der Parteien 
mit der dicken Kohle zu gestalten. Dass das geht, zeigen die ersten vier Semi-
nare, von denen wir drei speziell für unsere MitstreiterInnen in NRW veran-
staltet haben. Das ist ausbaufähig.

Unser derzeiƟ ges Problem sind aber nicht nur die Finanzen und die Mühen der 
Ebenen im Auĩ au einer leistungsfähigen ParteiorganisaƟ on. Unser HaupƩ hema 
ist – trotz allem Totschweigen durch manche Medien – bekannt zu werden. Da-
ran arbeiten wir derzeit in NRW.

Ich bin davon überzeugt: Wir werden mit dem engagierten Einsatz unserer 
Freundinnen und Freunde in NRW einen respektablen Erfolg erzielen – vielleicht 
werden wir nicht bei den absoluten Traumergebnissen landen, aber wir werden 
nach dieser NRW-Wahl mit Sicherheit eines sein: Ein nicht mehr wegzudenken-
der poliƟ scher Faktor für die Bundestagswahl 2006.

Das gilt es für alle in der Partei zu unterstützen. Dazu muss man nicht nach 
NRW fahren; man könnte zum Beispiel spenden. Oder man könnte einem Vor-
schlag folgen, der gleichzeiƟ g in den Regionalgruppen Augsburg und Nürnberg/
Fürth entstanden ist: Nutzen wir außerhalb NRWs die beiden letzten Wochenen-
den. Gehen wir an die AutobahnraststäƩ en an den Autobahnen Richtung NRW. 
Und verteilen an die aus Urlauben und Kurzausfl ügen Zurückkommenden – die 
Gunst der ersten Stunde nutzend – Wahlkampffl  yer aus NRW. Das wird nicht nur 
den Wahlkampf unterstützen – es wird unseren Bekanntheitsgrad mächƟ g stei-
gern – und die Solidarität in der Partei stärken.

Ich danke Euch für die Aufmerksamkeit!

Quelle: WASG-Archiv Fürth
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I. Präambel
Mit den Eckpunkten wollen wir die Verständigung über das Programm einer ge-
meinsamen linken Partei in Deutschland fördern. Frei und selbstbesƟ mmt ver-
einigen sich in dieser Partei Personen und poliƟ sche Strömungen der Linken mit 
unterschiedlicher Geschichte und HerkunŌ  aus Ost und West. Auch nach ihrer Ver-
einigung wird die notwendige DebaƩ e um Selbstverständnis, programmaƟ sche 
Leitvorstellungen, Reformprojekte und poliƟ sche Strategie fortgesetzt. Eine ge-
meinsame Partei braucht die Verständigung über eine programmaƟ sche Grund-
lage. Mit den folgenden Darlegungen soll der Anstoß für eine programmaƟ sche 
DebaƩ e in der Linkspartei.PDS, in der WASG und für alle am Parteibildungspro-
zess interessierten Linken gegeben werden.

DauerhaŌ e Massenarbeitslosigkeit, wirtschaŌ liche und kulturelle Spaltung der 
GesellschaŌ , EntdemokraƟ sierung, Abbau sozialer Rechte, Ausgrenzung und Angst 
vor sozialem AbsƟ eg und vor Armut prägen zunehmend unsere GesellschaŌ . Die 
Zerstörung der Natur nimmt immer bedrohlichere Dimensionen an. Krieg ist wie-
der zum MiƩ el der PoliƟ k der Bundesrepublik geworden. Mit gewerkschaŌ lichen, 
kirchlichen, intellektuellen, ökologischen und anderen kapitalismuskriƟ schen Kräf-
ten, mit Gruppen der Frauen- und Friedensbewegungen, anƟ faschisƟ schen und 
anƟ rassisƟ schen IniƟ aƟ ven, mit vielen Bürgerinnen und Bürgern setzen wir uns 
gemeinsam für einen Richtungswechsel der PoliƟ k ein. Deshalb wollen wir eine 
starke gemeinsame Partei der Linken schaff en.

Uns eint der Kampf für eine friedliche, gerechte und demokraƟ sche Gesell-
schaŌ , in der jede und jeder selbstbesƟ mmt und in Würde leben kann. Heute feh-
len Vielen die notwendigen Bedingungen eines solchen Lebens. Das wollen wir 
ändern. Wir setzen uns dafür ein, dass eine Welt ohne Kriege, ohne Armut und 
Hunger möglich wird, in der jeder und jede Zugang zu Wohnung, Gesundheitsver-
sorgung, Bildung und Kultur, zu sozialer Sicherheit und sinnvoller Arbeit hat. Dazu 
bedarf es einer grundlegenden Veränderung der Eigentums- und Machtverhält-
nisse. Viele unter uns sehen in einer solchen Welt eine solidarische, gerechte Ge-
sellschaŌ , viele von uns verstehen darunter den demokraƟ schen Sozialismus.
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Um dieses Ziel zu erreichen, orienƟ eren wir unser gemeinsames Handeln vor 
allem
■ auf die Unterordnung der WirtschaŌ  unter soziale und ökologische Zielset-

zungen einer gerechten PoliƟ k, die Überwindung der Massenarbeitslosigkeit 
und auf die DemokraƟ sierung der Eigentumsverhältnisse;

■ auf die DemokraƟ sierung der GesellschaŌ , die allen hier lebenden Menschen 
gleiche Teilhabemöglichkeiten garanƟ ert. Dazu gehört der Kampf gegen jede 
Form gesellschaŌ licher Unterdrückung, gegen patriarchale und kapitalisƟ sche 
Machtstrukturen, gegen Rassismus, AnƟ semiƟ smus und Rechtsextremismus;

■ auf die Erneuerung und den Ausbau öff entlicher Dienstleistungen und solida-
rischer Sicherungssysteme und 

■ auf die Schaff ung einer internaƟ onalen Ordnung des Friedens, der kollekƟ ven 
Sicherheit und einer solidarischen Entwicklung, für die die Europäische Union 
ein Vorbild werden soll.

In den Konfl ikten der Gegenwart setzen wir uns auf friedliche und demokraƟ sche 
Art und Weise für die Realisierung unserer Ziele ein: im Alltag der Menschen, bei 
Streiks und ProtestakƟ onen, in den Medien, in WissenschaŌ  und Kultur, in den 
Kommunen und Landtagen, im Bundestag und im Europaparlament, in allen poli-
Ɵ schen Bereichen und FunkƟ onen, die diesen Zwecken dienen.

Die Grundlagen für alte Spaltungen innerhalb der Linken sind enƞ allen, selbst 
wenn dies noch nicht überall akzepƟ ert ist. Die Linke des 21. Jahrhunderts baut 
auf den Zielen und TradiƟ onen der bisherigen linken, demokraƟ schen und sozi-
alisƟ schen Bewegungen auf. Dies verlangt von uns, sich kriƟ sch und solidarisch 
mit der Geschichte der Linken in der DDR und der BRD auseinander zu setzen. Wir 
stellen uns bewusst in die TradiƟ onen der AuŅ lärung und des demokraƟ schen So-
zialismus, der großen EmanzipaƟ onsbewegungen der Arbeiterinnen und Arbeiter 
und der Frauen, der kolonial und rassisƟ sch unterdrückten Völker. Wir haben aus 
der Geschichte gelernt: Respekt vor Andersdenkenden ist die Voraussetzung von 
Befreiung. Wir lehnen jede Form von Diktatur ab und verurteilen den Stalinismus 
als verbrecherischen Missbrauch des Sozialismus.

Wir wollen TradiƟ onen, Erfahrungen und Kompetenzen jener KräŌ e bewah-
ren und erschließen, die gemeinsam unsere neue Partei bilden. Dazu gehören ra-
dikaldemokraƟ sche, linkssozialdemokraƟ sche und linke anƟ kapitalisƟ sche Posi-
Ɵ onen ebenso wie OrienƟ erungen auf die Rechte der Bürgerinnen und Bürger, 
Erkenntnisse aus gewerkschaŌ lichen und von Erwerbslosen getragenen Protest-
bewegungen gegen den Neoliberalismus, der Einsatz für die Stärkung regionaler 
Entwicklung und die Auseinandersetzung mit der »neuen SozialdemokraƟ e« und 
mit sekƟ ererischen Strömungen in der alten Bundesrepublik. Die neuen sozialen 
Bewegungen gegen Neoliberalismus und kapitalisƟ sche Globalisierung sind ein 
wichƟ ger Bezugspunkt unserer Erneuerung.

Gemeinsam wollen wir eine linke Partei bilden, wie es sie in Deutschland seit 
1914 nicht gegeben hat – Linke einigend, für Freiheit und Gleichheit stehend, 
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konsequent für Frieden kämpfend, demokraƟ sch und sozial, off en und plural, 
streitbar und tolerant. Wir streben eine poliƟ sche Partei an, die off en alle gesell-
schaŌ lichen Herausforderungen debaƫ  ert und einen Richtungswechsel in der Ge-
sellschaŌ  durchsetzen will. Wir sind Teil der europäischen Linken und ihrer Par-
tei. Wir sind Teil der Bewegungen überall auf der Erde, die dafür kämpfen: Eine 
andere Welt ist möglich.

II. Widersprüche in der gegenwärƟ gen GesellschaŌ 
Die gegenwärƟ ge GesellschaŌ  ist geprägt durch den Widerspruch zwischen einem 
enormen Potenzial materiellen und kulturellen Reichtums einerseits und der Un-
fähigkeit andererseits, dieses Potenzial so zu erschließen, dass alle Menschen 
eigenständig ihre Existenz sichern und in Würde leben können. Diese Unfähig-
keit nimmt immer bedrohlichere Züge an. Die GesellschaŌ en der reifen kapita-
lisƟ schen Länder haben Möglichkeiten hervorgebracht, um gemeinsam Armut, 
soziale UngerechƟ gkeit und Entwürdigung von Menschen zu überwinden. Es ist 
möglich, mit deutlich weniger Arbeitszeit die Enƞ altung der individuellen Fähig-
keiten und die Befriedigung der individuellen und gesellschaŌ lichen Bedürfnisse 
einzulösen. Ebenso ist die Chance gegeben, die Arbeitsteilung zwischen den Ge-
schlechtern aufzubrechen und damit zu deren Gleichheit beizutragen. Zuneh-
mende Unsicherheit, Ungleichheit und Aggressivität sind wesentliche Merkmale 
der neoliberalen Entwicklung des Kapitalismus geworden. Diese Verhältnisse sind 
veränderbar. Sie sind das Ergebnis kapitalisƟ scher Krisenprozesse, wirtschaŌ -
licher und poliƟ scher HerrschaŌ sstrategien des großen Kapitals und der Poli-
Ɵ k der es stützenden Regierungen. Es sind Herausforderungen entstanden, die 
neue Antworten verlangen.

Massenarbeitslosigkeit und Gestaltung der Arbeitswelt: In Deutschland gibt es 
fünf Millionen Arbeitslose, und doch kämpfen Staat und Unternehmerverbände 
für die Verlängerung der Wochen- und Lebensarbeitszeit. AnstaƩ  mehr Menschen 
in Bildung, Gesundheitswesen und anderen humanorienƟ erten Dienstleistungen 
zu beschäŌ igen, werden sie arbeitslos oder müssen zu unsicheren Bedingungen 
und niedrigen Löhnen arbeiten.

GeschlechtergerechƟ gkeit: Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist in 
den letzten Jahrzehnten auf vielen Gebieten voran gekommen, dennoch werden 
Frauen am Arbeitsplatz, in der Familie und in der PoliƟ k noch immer diskriminiert. 
Heute werden vor allem Frauen in unteren Einkommensgruppen durch Arbeitslo-
sigkeit und Hartz-Reformen zunehmend zu Verliererinnen in der GesellschaŌ .

Soziale Ungleichheit: Noch niemals waren die Möglichkeiten für ein gleich-
berechƟ gtes und selbstbesƟ mmtes Leben von Menschen unabhängig von Ge-
schlecht, ethnischer und sozialer HerkunŌ  und sexuellen OrienƟ erungen so groß 
wie heute, und doch nimmt die Ungleichheit erneut zu. Die KluŌ  zwischen Rei-
chen, normal Verdienenden und Armen wird größer. Es wird wieder off ensicht-
licher, dass wir in einer KlassengesellschaŌ  leben.



259ProgrammaƟ sche Eckpunkte einer neuen Linkspartei

Erneuerung sozialer Sicherungssysteme und Überwindung übermäßiger öff ent-
licher Verschuldung: Seit der deutschen Vereinigung wuchsen die realen NeƩ o-
gewinne und Vermögenseinkommen um mehr als ein DriƩ el, während die Real-
einkommen der BeschäŌ igten stagnieren. Der gesellschaŌ liche Reichtum wächst 
ständig weiter, aber er wird immer einseiƟ ger verteilt. Mit unzureichenden Ein-
nahmen der staatlichen Haushalte wird Sozial- und Stellenabbau begründet. Zu-
gleich werden Steuern auf Gewinne, hohe Einkommen und Vermögen ständig 
weiter gesenkt. Die PrivaƟ sierung von sozialer Sicherung, öff entlichen Dienstleis-
tungen und Infrastruktur erschließen dem Kapital neue Felder der Kapitalverwer-
tung und zerstören deren solidarischen Charakter.

Bildung und WissenschaŌ : Um in einer fortwährend arbeitsteiliger organisier-
ten GesellschaŌ  bestehen zu können und sich in einer sich rasant verändernden 
Welt behaupten zu können, werden Bildung und WissenschaŌ  immer bedeu-
tungsvoller. Aber in den letzten drei Jahrzehnten sank der entsprechende Anteil 
der Ausgaben in Deutschland. Das Bildungswesen ist auf soziale Auslese orien-
Ɵ ert, staƩ  auf Förderung aller Kinder und Jugendlichen und Enƞ altung ihrer Per-
sönlichkeiten. Das vielgliedrige Schulsystem erweist sich als überholt und wird 
den Anforderungen der Zeit nicht gerecht.

Regionale Unterentwicklung: Seit Jahren nimmt die regionale Ungleichheit auch 
in Deutschland wieder zu. Die Fehler beim BeitriƩ  der DDR zur BRD waren Teil ei-
ner grundlegenden Unfähigkeit, gleichwerƟ ge Bedingungen ökonomischer und so-
zialer Entwicklung zu sichern. Viele Regionen in Deutschland sind durch extrem 
hohe Arbeitslosigkeit und Abwanderung junger qualifi zierter Menschen gekenn-
zeichnet. Diese Prozesse sind Teil der wachsenden regionalen Ungleichheit in Eu-
ropa und weltweit.

Umweltkrise: Eine Effi  zienzrevoluƟ on bei der Verwendung natürlicher Rohstoff e 
ist schon lange möglich, doch der CO2-Ausstoß beträgt in Deutschland jedes Jahr 
weiter mehr als 900 Mio. Tonnen. Umbrüche in ProdukƟ ons- und Lebensweisen 
stehen auf der globalen Agenda, aber die notwendigen, grundlegenden Reformen 
werden immer weiter verschoben.

Globalisierung: Die KluŌ  zwischen dem Einkommen des untersten und des obers-
ten FünŌ els der Weltbevölkerung hat sich von 1960 bis heute von einem Verhält-
nis 1:30 auf 1:75 verschlechtert. Die Rüstungsausgaben wurden seit 1999 welt-
weit von 687 Mrd. Dollar auf heute rund 1.000 Mrd. Dollar erhöht. Zwei FünŌ el 
dieser Ausgaben täƟ gen die USA. Die weltweite Entwicklungshilfe beträgt dage-
gen nur etwa 55 Mrd. Dollar. Die Globalisierung verlangt solidarische Antworten 
auf Niedrigstlohnkonkurrenz und MigraƟ on, Umweltzerstörung und die Überwin-
dung der schreienden Ungleichheit.

Demografi scher Wandel: Die zunehmende Lebenserwartung in der GesellschaŌ  
wird verbreitet für Rentenkürzungen und zur PrivaƟ sierung der Altersvorsorge in-
strumentalisiert. Eine neue Art der VollbeschäŌ igung, die Steigerung der Arbeits-
produkƟ vität und eine gerechte Verteilung, eine kinderfreundliche PoliƟ k und 
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weitsichƟ ge EinwanderungspoliƟ k können solche sozialen Verschlechterungen 
abwenden. Doch der demografi sche Wandel ist mit grundlegenden Herausfor-
derungen an die Gestaltung der Arbeitswelt von älteren Menschen, an Städte-
planung und Architektur, Infrastruktur, Dienstleistungen und lebenslanges Ler-
nen verbunden.

EntdemokraƟ sierung: Die zunehmende Komplexität staatlichen Handelns ver-
langt wachsende Transparenz und eine weitere DemokraƟ sierung der GesellschaŌ . 
Denn die in den Händen der großen internaƟ onalen Finanzfonds und transnaƟ o-
nalen Konzerne, in den – demokraƟ scher Kontrolle entzogenen – InsƟ tuƟ onen des 
globalen Kapitalismus (WTO, IWF, Weltbank usw.) und supranaƟ onalen Organisa-
Ɵ onen konzentrierte ungeheure gesellschaŌ liche Machƞ ülle führt dazu, dass die 
Substanz der DemokraƟ e zunehmend ausgehöhlt wird. Die fortschreitende Priva-
Ɵ sierung öff entlicher Infrastrukturen und Leistungen entzieht der DemokraƟ e ihre 
Gestaltungsmöglichkeiten, insbesondere auch in den Kommunen. Mit dem so ge-
nannten »Krieg gegen den Terror« werden nicht nur völkerrechtswidrige Militärein-
sätze gerechƞ erƟ gt, sondern auch Grund- und Freiheitsrechte in den parlamenta-
rischen DemokraƟ en des Westens massiv eingeschränkt. Selbst elementare Rechte 
wie das Recht auf Schutz vor Folter, Enƞ ührung und unbefristeter InhaŌ ierung wur-
den bereits verletzt. Imperiale Tendenzen verstärken sich zusehends.

Der Neoliberalismus führt die Wachstumsschwäche und die Notwendigkeit ei-
ner einseiƟ gen Verteilung auf die langjährige Einschränkung der privaten Eigen-
tumsrechte und der MarktkräŌ e durch Staat und GewerkschaŌ en zurück. Doch 
das Gegenteil ist der Fall: Der wohlfahrtsstaatliche Kompromiss ist von den öko-
nomisch und poliƟ sch Herrschenden aufgekündigt worden. In den Betrieben und 
in der GesellschaŌ  wird ein Klassenkampf von oben geführt, um Lohn- und Sozi-
alkosten zu senken und höhere Flexibilität und AnpassungsbereitschaŌ  der Be-
schäŌ igten zu erzwingen.

Versuche der SozialdemokraƟ e, die KluŌ  zwischen InnovaƟ onspotenzialen und 
mangelnder sozialer GerechƟ gkeit durch soziale Abfederung zu überbrücken, ohne 
die Unterordnung der GesellschaŌ  unter den Markt und die Kapitalverwertung zu 
beenden, sind unzureichend und werden auf Dauer scheitern.

Seit mehr als zehn Jahren formiert sich eine Bewegung gegen die erneute Enƞ es-
selung des Kapitalismus. Mit unseren Vorstellungen für eine grundsätzlich andere 
Entwicklungsrichtung der GesellschaŌ  wollen wir dazu beitragen, dass diese Bewe-
gung die VorherrschaŌ  des Neoliberalismus überwindet und eine TransformaƟ on 
einleitet, die zu einer sozial gerechten und demokraƟ schen GesellschaŌ  führt.

III. PoliƟ sche AlternaƟ ven
Im heuƟ gen Kapitalismus sind Entwicklungsmöglichkeiten hervorgebracht wor-
den, die eine andere Welt möglich machen; die Steigerung des gesellschaŌ lichen 
Reichtums, der Zuwachs an Wissen, Individualität und Autonomie für Millionen 
Menschen in Beruf und privatem Leben sowie die InternaƟ onalisierung der Wirt-
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schaŌ  bergen emanzipatorische Chancen. Zugleich ist diese Entwicklung mit gra-
vierenden Fehlentwicklungen und sozialen Gegensätzen verknüpŌ .

Unser Leitbild ist eine GesellschaŌ , die gleiche Teilhabe für jede und jeden an 
elementaren Bedingungen eines selbstbesƟ mmten Lebens in Freiheit, sozialer Si-
cherheit, Würde und in Solidarität mit anderen gewährleistet. Um das zu errei-
chen, wollen wir eine Veränderung der Macht- und Verteilungsverhältnisse in der 
WirtschaŌ  und der GesellschaŌ . Notwendig ist die Überwindung aller der Profi t-
dominanz zu Grunde liegenden Eigentums-, Verfügungs- und HerrschaŌ sverhält-
nisse, »in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, 
ein verächtliches Wesen ist« (Marx). DemokraƟ scher Sozialismus in diesem Sinne 
ist ein emanzipatorischer und transformatorischer Prozess, der in der heuƟ gen 
GesellschaŌ  beginnt und zugleich über diese hinausweist.

Davon geleitet wollen wir den EinsƟ eg in einen alternaƟ ven Entwicklungsweg. 
Die Grundrichtungen der wirtschaŌ lichen Entwicklung dürfen nicht dem Markt 
überlassen werden, sondern es ist notwendig, sie demokraƟ sch zu steuern. Wir 
wollen eine Erneuerung der DemokraƟ e, die es ermöglicht, die Verfügung über 
sämtliche Formen des Eigentums sozialen Kriterien zu unterwerfen. Im öff ent-
lichen Eigentum sehen wir eine unverzichtbare Grundlage der öff entlichen Da-
seinsvorsorge und der Bereitstellung öff entlicher Güter. Wir wollen den öff ent-
lichen Sektor stärken.

DemokraƟ e erschöpŌ  sich nicht in Wahlen. Wir setzen uns für mehr ParƟ zipa-
Ɵ on und GestaltungskraŌ  der Bürgerinnen und Bürger – für eine umfassende De-
mokraƟ sierung der GesellschaŌ  ein.

AlternaƟ ve Entwicklung heißt auch ökologischer Umbau von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ , Verknüpfung von ökologischer und sozialer NachhalƟ gkeit.

Zur DemokraƟ sierung aller hierarchischen Verhältnisse gehört, die Dominanz 
von Männern über Frauen in der GesellschaŌ  zu überwinden und für die tatsäch-
liche Gleichstellung der Geschlechter in PoliƟ k, WirtschaŌ  und GesellschaŌ  zu 
streiten.

AlternaƟ ve ReformpoliƟ k ist auf allen PoliƟ kfeldern der Überwindung auch je-
der anderen Art von Diskriminierung verpfl ichtet: der Diskriminierung von Men-
schen aus naƟ onalen, religiösen oder weltanschaulichen Gründen, der Benachtei-
ligung auf Grund sozialer HerkunŌ , von Behinderungen oder aus Altersgründen.

1. Arbeit – sinnvoll, sozial gestaltet und selbstbesƟ mmt
Die verschiedenen Formen der Arbeit – Erwerbsarbeit, Arbeit in Familien und Part-
nerschaŌ en, ehrenamtliche Arbeit und Arbeit in der Freizeit – bilden die Grund-
lage des gesellschaŌ lichen Reichtums, der persönlichen Entwicklung und des so-
lidarischen Miteinanders in der GesellschaŌ . Zur DemokraƟ e gehört, dass sich die 
Bürgerinnen und Bürger über die OrganisaƟ on der gesellschaŌ lichen Arbeit wie 
über die gerechte Verteilung des erarbeiteten Wohlstands verständigen und da-
rüber gemeinsam entscheiden.
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KapitalisƟ sch organisierte Erwerbsarbeit steht heute mehr denn je in einem 
Spannungsverhältnis zwischen individueller SinnsƟ Ō ung und Selbstverwirklichung 
auf der einen sowie Ausbeutung und Unsicherheit auf der anderen Seite. Ein Teil 
der Lohnarbeitsverhältnisse sind heute besƟ mmt durch wachsende Autonomie 
in der Arbeit, größere Handlungsspielräume und fl achere Hierarchien. Doch an-
dererseits sind Überbelastung, der Verlust an sozialer Sicherheit und an Planbar-
keit des eigenen Entwicklungsweges zunehmend der zu zahlende Preis für mehr 
SelbstbesƟ mmtheit in der Arbeit. Der Alltag ist geprägt durch Zerstörung regu-
lierter Arbeitsverhältnisse, Massenarbeitslosigkeit, soziale Ausgrenzung, diskon-
Ɵ nuierliche Erwerbsbiografi en und fehlende Möglichkeiten zur Planung des eige-
nen Erwerbslebens.

An diesen realen Widersprüchen und dem Wunsch nach existenzsichernder, 
auskömmlicher Arbeit, nach Autonomie und sozialer Sicherheit setzt unsere Po-
liƟ k an. Ein zentraler Punkt dabei ist die Gestaltung der Erwerbsarbeit als Grund-
lage für Teilhabe am gesellschaŌ lichen Leben und Reichtum, für die akƟ ve Gestal-
tung der individuellen Lebensverhältnisse wie der demokraƟ schen Gestaltung der 
WirtschaŌ  sowie als Bedingung von freier Enƞ altung außerhalb der Erwerbsarbeit. 
Wir treten ein für die Humanisierung der Arbeitsverhältnisse, für entsprechende 
Ausbildungs- und Fortbildungsverhältnisse, für auf der Erwerbsarbeit auĩ auende 
solidarische Verteilungsverhältnisse und soziale Sicherungssysteme. Eine soziale 
Grundsicherung für alle hier lebenden bedürŌ igen Menschen erachten wir als un-
verzichtbar, um ökonomische Unabhängigkeit für alle zu garanƟ eren.

Wir setzen uns gegen Arbeitszeitverlängerung zur Wehr und fordern kräŌ ige 
Arbeitszeitverkürzungen ein. Wir wollen, dass die Arbeit gerechter auf alle verteilt 
wird, und wir wollen mehr SelbstbesƟ mmung der BeschäŌ igten über die Vertei-
lung ihrer Arbeitszeit. Die Menschen brauchen mehr freie Zeit für Bildung, Qua-
lifi kaƟ on, Kultur, Sport, Erholung, Familie, Freunde und kreaƟ ve individuelle Be-
schäŌ igung. Wir fordern eine Reform des Arbeitszeitgesetzes. Die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit darf höchstens 40 Stunden betragen. Überstunden müssen 
stärker begrenzt werden, Arbeitszeitkonten geregelt und abgesichert werden. El-
tern und Pfl egende brauchen ein Recht auf zusätzliche Arbeitszeitverkürzung.

Arbeit muss sich lohnen – für alle! Deshalb fordern wir einen gesetzlichen Min-
destlohn, der bei einer regulären VollzeitbeschäŌ igung eine Existenzsicherung 
oberhalb des Armutsniveaus gewährleistet. Die Einkommen sollen Jahr für Jahr 
zumindest in dem Maße steigen, wie der Verteilungsspielraum aus steigender 
ProdukƟ vität und Infl aƟ onsausgleich nicht für Arbeitszeitverkürzung mit Lohn-
ausgleich verwendet wurde. Nur dann entsteht auch genügend KauŅ raŌ  für 
mehr Arbeitsplätze. Wir unterstützen die GewerkschaŌ en im Kampf für Lohner-
höhungen.

Wir wollen besseren sozialen Schutz für die BeschäŌ igten. Befristete Beschäf-
Ɵ gung und Leiharbeit dürfen nur die Ausnahme sein und nicht zur Regel werden. 
Den Kündigungsschutz wollen wir verbessern staƩ  ihn immer weiter abzubauen. 
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Die Rechte der GewerkschaŌ en im Betrieb und die Rechte der Betriebsräte wol-
len wir stärken. Wir wirken eng mit IniƟ aƟ ven der Arbeitslosen zusammen und 
bekämpfen die PoliƟ k einer Spaltung zwischen KernbelegschaŌ en, ErwerbstäƟ -
gen in unsicheren Arbeitsverhältnissen und Erwerbslosen.

Die Regelung der Löhne und Arbeitsbedingungen der BeschäŌ igten durch Ta-
rifverträge wollen wir stärken. Wir wollen erreichen, dass sie leichter als bisher 
für allgemein verbindlich erklärt werden können. Gesetze und Tarifverträge müs-
sen auch da eingehalten werden, wo auswärƟ ge ArbeitskräŌ e eingesetzt werden. 
Ein Entsendegesetz muss deshalb für alle Branchen vorschreiben, dass die Stan-
dards des Arbeitsortes gelten. Wir wollen, dass öff entliche AuŌ räge nur an Un-
ternehmen vergeben werden, die die Tarifverträge einhalten.

Wir wollen GeschlechterdemokraƟ e auch im Erwerbsleben und fordern glei-
chen Lohn für gleichwerƟ ge Arbeit für Frauen und Männer. Deswegen wollen wir, 
dass in vielen Bereichen, in denen überwiegend Frauen beschäŌ igt sind, deutlich 
höhere Einkommen durchgesetzt werden. Ein wirksames Gesetz muss die Dis-
kriminierung auch in der PrivatwirtschaŌ  unterbinden. Die Bedingungen für die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf müssen entschieden verbessert werden. Das 
erfordert den fl ächendeckenden bedarfsgerechten Ausbau von Ganztageseinrich-
tungen für Kinder jeden Alters sowie von hochwerƟ gen Angeboten für pfl egebe-
dürŌ ige Menschen.

Ein zentrales Projekt der neuen linken Partei sind öff entlich geförderte Beschäf-
Ɵ gungssektoren zwischen PrivatwirtschaŌ  und Staat, die zusammen mit dem öf-
fentlichen Sektor vor allem die soziale Infrastruktur des Gemeinwesens sichern. 
Sie sind zugleich Gestaltungsfeld für erweiterte Formen betrieblicher MitbesƟ m-
mung. Durch diese öff entlich geförderten BeschäŌ igungssektoren können sozi-
ale, kulturelle und ökologische Bedarfe befriedigt werden, die der Markt oder der 
öff entliche Dienst nicht abdecken. Sie sollen vorrangig über gemeinnützige Ver-
eine, BürgeriniƟ aƟ ven, Selbsthilfegruppen sowie soziale und kulturelle Einrich-
tungen verwirklicht werden.

Neue Arbeitsplätze können in großem Umfang durch ökologischen Umbau, 
durch vor allem darauf gerichtete Technologien und durch den Ausbau bedarfs-
gerechter öff entlicher Dienstleistungen geschaff en werden.

Wir wollen eine akƟ ve ArbeitsmarktpoliƟ k, die sich auf Gruppen konzentriert, 
die besonders schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben. Wir wollen, dass 
durch KonzentraƟ on öff entlicher FinanzmiƩ el und durch ihre KombinaƟ on mit 
anderen Fonds reguläre, versicherungspfl ichƟ ge, tarifl ich bezahlte Arbeitsplätze 
angeboten werden.

Unter Linken wie in der GesellschaŌ  ist umstriƩ en, ob die Forderung nach Er-
werbsarbeit für alle Arbeitsuchenden noch ein realisƟ sches und zentrales Ziel al-
ternaƟ ver PoliƟ k sein kann.
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2. WirtschaŌ , Finanzen, Umwelt – nachhalƟ g verbunden
Um sinnvolle und sozial gestaltete Arbeit für alle zu ermöglichen, einen ökolo-
gischen Umbau einzuleiten und solidarische Entwicklung global zu ermöglichen, 
ist ein grundsätzlicher Kurswechsel in der WirtschaŌ s- und FinanzpoliƟ k unum-
gänglich. Ohne einen massiven Zuwachs an regulären Arbeitsplätzen kann auch 
eine sozialere Arbeits- und ArbeitsmarktpoliƟ k nur den Mangel besser verwalten, 
aber keinen Ausweg daraus bieten. Nur wenn die Massenarbeitslosigkeit abgebaut 
wird, sind akƟ ve ArbeitsmarktpoliƟ k und ein hohes Niveau sozialer Sicherung dau-
erhaŌ  fi nanzierbar, ohne die BeschäŌ igten immer höher zu belasten. Eine akƟ ve, 
BeschäŌ igung schaff ende WirtschaŌ spoliƟ k verbessert zudem entscheidend die 
Bedingungen für die BeschäŌ igten und ihre GewerkschaŌ en, höhere Einkommen 
und kürzere Arbeitszeiten durchzusetzen.

AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k ist gestaltende PoliƟ k. Sie zielt auf ein starkes Ge-
wicht sozialstaatlicher PoliƟ k anstelle von deren Unterordnung unter Marktzwänge. 
Sie misst längerfrisƟ ger Struktur-, WissenschaŌ s- und TechnologiepoliƟ k erheb-
liches Gewicht bei. Sie betrachtet gewinnorienƟ ertes unternehmerisches Handeln 
als wichƟ g für InnovaƟ on und betriebswirtschaŌ liche Leistungsfähigkeit. Doch sie 
strebt eine neue sozial-ökologische Rahmensetzung für die Marktmechanismen 
an, weil ohne MitbesƟ mmung, gewerkschaŌ liche Gegenmacht und sozialstaatli-
che Regulierung private Unternehmerinteressen zu volkswirtschaŌ lich, sozial und 
ökologisch verlustreichen Fehlentwicklungen führen. Durch das Steuer- und Abga-
bensystem soll umwelƞ reundliches Handeln fi nanziell belohnt und Handeln, das 
ökologische Schäden verursacht, belastet werden.

Die Linke vertriƩ  keinen blinden WachstumsfeƟ schismus, aber auch nicht die 
Ablehnung jedes Wachstums als ökologisch schädlich. Wir wollen, dass Wachs-
tum vor allem durch zusätzliche Arbeit in den Bereichen entsteht, die den ökolo-
gischen Umbau voranbringen und wichƟ ge gesellschaŌ liche Bedürfnisse befrie-
digen: Bildung und Erziehung, Pfl ege, soziale Dienstleistungen, WissenschaŌ  und 
Forschung, Kunst und Kultur, öff entlicher Personenverkehr, Wärmedämmung und 
ökologischer Umbau der Energieversorgung, Sanierung der Ver- und Entsorgungs-
infrastruktur usw.

Öff entliche InvesƟ Ɵ onen und HaushaltspoliƟ k 
Ein zentrales wirtschaŌ spoliƟ sches Projekt der neuen linken Partei ist ein groß an-
gelegtes öff entliches ZukunŌ sinvesƟ Ɵ onsprogramm. Die öff entlichen InvesƟ Ɵ o-
nen müssen mindestens auf das westeuropäische DurchschniƩ sniveau, also um 
jährlich 20 bis 30 Milliarden Euro angehoben werden. Die öff entliche BeschäŌ i-
gung und öff entlich fi nanzierte BeschäŌ igung in den genannten Bereichen muss 
erheblich ausgeweitet werden.

Für mehr InvesƟ Ɵ onen und Arbeitsplätze und die Sicherung des Sozialstaats 
braucht der Staat Geld. Nur Reiche können sich einen armen Staat leisten. Durch 
höhere Einnahmen kann auch die Verschuldung sozial gerecht abgebaut werden.
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Ein weiteres zentrales Projekt ist eine gerechte SteuerpoliƟ k. Konzerne und an-
dere profi table Unternehmen müssen wieder deutlich mehr Steuern zahlen. Es soll 
wieder eine Vermögenssteuer erhoben werden, die ErbschaŌ ssteuer auf große 
ErbschaŌ en ist zu erhöhen. Steuerschlupfl öcher für Vermögende und Großverdie-
ner sind konsequent zu schließen und WirtschaŌ skriminalität ist entschiedener 
zu bekämpfen. Veräußerungsgewinne beim Verkauf von Wertpapieren und Im-
mobilien wollen wir ohne SpekulaƟ onsfristen besteuern. Den Spitzensteuersatz 
wollen wir auf mindestens 50 Prozent anheben.

Striƫ  g unter Linken ist, welche Stellung die Konsolidierung der öff entlichen 
Haushalte zur Rückgewinnung poliƟ scher Gestaltungsräume in linker PoliƟ k ha-
ben sollte. Dazu gehören auch Fragen danach, in welchem Umfang angesichts der 
Finanzprobleme öff entlicher Haushalte eine Ausweitung von öff entlichen InvesƟ -
Ɵ onen, Krediƞ inanzierungen und von BeschäŌ igung im öff entlichen Dienst fi nan-
zierbar und vertretbar ist.

Europäische AbsƟ mmung und Regionalisierung
AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k muss in der Europäischen Union und internaƟ onal 
mit Kämpfen um soziale und ökologische Veränderungen und um eine gerechte 
WeltwirtschaŌ sordnung verbunden werden. Notwendig sind europäische Verein-
barungen über soziale und ökologische Mindeststandards und die Unterstützung 
von Bewegungen, die sich weltweit dafür engagieren – bei Ausgleich von Nachteilen 
für arme Länder. Unerlässlich ist die demokraƟ sche Kontrolle der Finanzmärkte: Be-
schränkung der Wertpapier- und DevisenspekulaƟ on, europäische Regelungen für 
die Eindämmung von Kapitaltransfers in Steueroasen, EU-weit abgesƟ mmte SchriƩ e 
zur Mindestbesteuerung von Kapitalerträgen und Unternehmensgewinnen.

AlternaƟ ve WirtschaŌ spoliƟ k schließt – besonders dringlich für Ostdeutsch-
land und wirtschaŌ sschwache westdeutsche Gebiete – die Stärkung regionaler 
WirtschaŌ skreisläufe und die Förderung von Handwerksbetrieben, kleiner und 
miƩ lerer Unternehmen und GenossenschaŌ en ein.

NachhalƟ gkeit als zentrale Aufgabe
Für einen EinsƟ eg in einen alternaƟ ven Entwicklungsweg haben der Erhalt und 
die Wiedergewinnung gesunder Umwelt erstrangige Bedeutung. Wir setzen uns 
für eine PoliƟ k ein, die die Begrenztheit ökologischer ReparaturpoliƟ k überwin-
det und auf einen sozial beherrschten ökologischen Umbau von WirtschaŌ  und 
GesellschaŌ  zielt. Ein FünŌ el der Weltbevölkerung in den Industrieländern darf 
nicht länger vier FünŌ el der weltweiten Ressourcen verbrauchen. Sozialer und 
ökologischer Umbau, Wandel der ProdukƟ ons- und der Lebensweisen gehören 
zusammen. Dies ist die notwendige GrundorienƟ erung für WirtschaŌ s-, Innova-
Ɵ ons- und TechnologiepoliƟ k.

Zentrale Handlungsfelder sind daher die Nutzung erneuerbarer Energien, die 
Verringerung des Energieeinsatzes und erhöhte Energieeffi  zienz, um aus der Sack-
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gasse atomar-fossiler EnergiewirtschaŌ  herauszukommen und einen wirksamen 
Beitrag zur Verhinderung der Klimakatastrophe zu leisten. Der Vermeidung von 
Abfällen geben wir den Vorrang vor der stoffl  ichen und energeƟ schen Verwer-
tung sowie vor der Entsorgung. Dringlich ist eine ökologische Wende in der Ver-
kehrsentwicklung.

Wir wollen für UmweltorganisaƟ onen, Verbraucherverbände, GewerkschaŌ en, 
Vereine und andere zivilgesellschaŌ liche KräŌ e demokraƟ sche Planungs-, Kon-
troll- und Einspruchsrechte in ökologischen Fragen.

Die Ausrichtung der Technologie- und InnovaƟ onspoliƟ k auf die Förderung ri-
sikoarmer und umweltschonender Technologien schließt eine starke Entwicklung 
von weltmarkƞ ähigen Hochtechnologien ein. Wir stehen weder für technikpessi-
misƟ sche Verbote noch für bedingungslose Technologieförderung. Moderne Ge-
sellschaŌ en brauchen eine möglichst große Vielfalt technologischer und sozialer 
EntwicklungsopƟ onen.

3. Soziale Sicherheit – Sicherheit für alle
Die solidarischen Sicherungssysteme und der Sozialstaat sind eine wesentliche zi-
vilisatorische ErrungenschaŌ . Nur auf Rechtsansprüche gegründete soziale Sicher-
heit ermöglicht Freiheit für alle, nicht allein für die Vermögenden. Wir wollen den 
Sozialstaat sichern, stärken und grundlegend erneuern. Veränderte Arbeitsver-
hältnisse und WirtschaŌ sstrukturen, Familien- und Bevölkerungsstrukturen und 
eine gleichberechƟ gte Stellung der Frauen erfordern grundlegende Reformen. 
Wir haben den Anspruch, einen umfassenden Schutz aller Mitglieder der Gesell-
schaŌ  vor den großen sozialen Risiken, eine Sicherung des Lebensstandards im 
Alter, bei Erwerbsunfähigkeit und Erwerbslosigkeit zu gewährleisten und Armut 
zu verhindern.

Öff entliche Daseinsvorsorge für Bildung, Gesundheit, Betreuung und Kultur, für 
Mobilität, Wasser, Gas und Strom ist elementarer Bestandteil sozialer Sicherheit. 
Die PrivaƟ sierung öff entlicher Güter in diesen und anderen Lebensbereichen be-
einträchƟ gt die Lebenssicherheit aller. Deshalb verteidigen wir die öff entliche Da-
seinsvorsorge und treten für ihre Ausweitung ein.

Die Finanzprobleme der Sozialversicherungen sind Folge der hohen Arbeitslo-
sigkeit, der geringen Lohn- und damit Beitragszuwächse sowie der Zunahme un-
versicherter BeschäŌ igung. Die herrschende PoliƟ k vergrößert diese Probleme. 
Sie entlastet die Arbeitgeber und wälzt die Kosten auf die Einzelnen ab. Wir brau-
chen einen PoliƟ kwechsel. Dann ist ein erweiterter Sozialstaat auch in ZukunŌ  fi -
nanzierbar.

Im Gesundheitswesen wollen wir eine solidarische BürgerInnen- oder Volks-
versicherung einführen. Alle, auch Beamte, Selbständige und Besserverdienende, 
sollen sozial pfl ichtversichert sein. Wer mehr Einkommen hat, der hat auch hö-
here Beiträge zu zahlen. Niemand soll sich dem entziehen können, wenn er viel 
verdient. Die Arbeitgeber müssen wieder die HälŌ e der Beiträge zahlen.
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Im Gesundheitswesen sind Strukturreformen überfällig, um hochwerƟ ge me-
dizinische Versorgung für alle ohne Klassenunterschiede in den Leistungen zu ge-
währleisten: Zentral sind hier vor allem eine bessere KooperaƟ on (integrierte Ver-
sorgung) zwischen Krankenhäusern, Rehaeinrichtungen, Fachärzten, Hausärzten, 
Pfl egediensten und anderen Leistungserbringern, Förderung von Gesundheits-
zentren, eine eff ekƟ ve Qualitätssicherung und Qualitätsmanagement in allen Be-
reichen, die Einführung einer PosiƟ vliste, ein größeres Gewicht von Vorbeugung 
und Nachsorge, Verbesserungen von Arbeitsbedingungen und Entlohnung für das 
medizinische und pfl egerische Personal.

Ein zentrales Projekt der neuen linken Partei ist die Einführung einer individu-
ellen bedarfsorienƟ erten sozialen Grundsicherung: Wer wegen Arbeitslosigkeit, 
geringem Einkommen, mangelhaŌ er Ausbildung oder aus anderen sozialen, ge-
sundheitlichen oder altersbedingten Gründen arm oder von Armut bedroht ist, 
soll Anspruch auf eine individuelle, bedarfsorienƟ erte soziale Grundsicherung 
haben.

Wir wollen Erwerbslose solidarisch absichern. Wer viele Jahre Beiträge gezahlt 
hat, dem steht länger als ein Jahr Arbeitslosengeld zu. Arbeitsangebote sollen 
die Qualifi kaƟ on berücksichƟ gen und tarifl ich bezahlt werden. Die Verschlechte-
rungen durch die »Hartz- Gesetze« müssen zurückgenommen werden.

Wir wollen sichere und auskömmliche Renten. Rentenkürzungen lehnen wir ab. 
Wer jahrzehntelang in die Rentenkassen eingezahlt hat, dem steht auch in ZukunŌ  
eine Rente zu, die den Lebensstandard erhalten lässt. Die Renten sollen wieder im 
GleichschriƩ  mit den Löhnen erhöht werden. Zur Finanzierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung soll diese in eine ErwerbstäƟ genversicherung umgewandelt 
werden, in die in einem längeren Prozess Angehörige aller Berufsgruppen, Freibe-
rufl erInnen, Selbständige, Abgeordnete und auch BeamƟ nnen und Beamte einbe-
zogen werden. Die Beitragsbemessungsgrenze soll angehoben werden. Menschen 
mit höherem Einkommen wollen wir in höherem Maße für die solidarische Finan-
zierung der Renten herangezogen sehen, ohne dass ihre Ansprüche in gleichem 
Maße steigen. Wir fordern, immer noch vorhandene Diskriminierungen im Ren-
tenrecht für Ostdeutsche endgülƟ g zu beseiƟ gen und erworbene Rentenansprü-
che vollständig anzuerkennen. Die geplante Anhebung des RenteneintriƩ salters 
lehnen wir ab. Sie bedeutet für Millionen zukünŌ iger Rentnerinnen und Rentner 
fakƟ sch eine massive Rentenkürzung. ZukünŌ ige Belastungen durch einen hö-
heren Anteil älterer Menschen ab etwa dem Jahr 2020 müssen solidarisch von al-
len bewälƟ gt werden, nicht durch Rentenkürzungen.

Bezahlbare und bedarfsgerechte Wohnungen sind eine Grundvoraussetzung 
für soziale Sicherheit und Menschenwürde. Wir wollen den Ausverkauf öff ent-
lichen Eigentums an Wohnungen und kommunalen Versorgungsunternehmen 
verhindern und bezahlbare Wohnungen für Familien und ältere Menschen erhal-
ten und fördern. Wir wollen die Stadtumbauprogramme in dieser Hinsicht kon-
sequent forƞ ühren und mit regionaler WirtschaŌ s- und BeschäŌ igungsförderung 
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verbinden, um das soziale, wirtschaŌ liche und urbane Leben in den Kommunen 
zu stabilisieren.

UmstriƩ en im Spektrum alternaƟ ver DebaƩ en ist die Frage, ob eher einem be-
dingungslosen individuellen Grundeinkommen als Rechtsanspruch für alle Bürge-
rinnen und Bürger der Vorzug zu geben ist oder einer bedarfsorienƟ erten Grund-
sicherung für Menschen in sozialer Not. Da wir Zwang zur Arbeit ablehnen, stellt 
sich das Problem: Wie können zumutbare Arbeit und BedürŌ igkeit besƟ mmt wer-
den?

Eine weitere Frage ist, wie stark und an welchen Stellen staƩ  des Versiche-
rungsprinzips staatliche Verantwortung unter Einsatz von SteuermiƩ eln zum Tra-
gen kommen soll? Schließlich wird kontrovers debaƫ  ert, welche Reformen der 
demografi sche Wandel insgesamt erfordert.

4. Erneuerung der DemokraƟ e
In immer mehr Bereichen der GesellschaŌ  registrieren wir eine Einschränkung de-
mokraƟ scher Rechte. Diese Tendenz wollen wir umkehren. Über die wirtschaŌ -
liche, poliƟ sche und kulturelle Ordnung muss auf der Basis der Sicherung und des 
Ausbaus der Grundrechte demokraƟ sch entschieden werden.

Eine demokraƟ sche GesellschaŌ  lebt von einer akƟ ven ZivilgesellschaŌ  als kol-
lekƟ vem Gestalter des Alltagslebens. Wir wollen die parlamentarische mit direkter 
DemokraƟ e verbinden, die den Bürgerinnen und Bürgern zum Beispiel über Volks-
begehren und -entscheide sowie über Bürgerhaushalte mehr Einfl uss und Mitbe-
sƟ mmung ermöglicht. Es geht uns weiter um Stärkung der individuellen Rechte, 
rechtliche Überprüĩ arkeit staatlichen Handelns, RechtswegegaranƟ e, unabhän-
gige Kontrollinstanzen gegenüber den staatlichen Sicherheitsorganen. Wir halten 
an der strikten Trennung von Polizei und Bundeswehr sowie von Polizei und Ge-
heimdiensten fest. Das Recht, selbst über die eigenen Daten und ihre Verwendung 
zu besƟ mmen, ist für uns ein unveräußerliches Recht.

WirtschaŌ sdemokraƟ e
Dem breiten Angriff  neoliberaler PoliƟ k auf die Rechte von BeschäŌ igen im Be-
trieb und auf ihre soziale Sicherung wollen wir durch eine Stärkung der Interes-
senvertretungen und GewerkschaŌ en der ArbeitnehmerInnen entgegenwirken. 
Über die notwendigen Abwehrkämpfe hinaus wollen wir mit den Betroff enen Al-
ternaƟ ven zur VorherrschaŌ  der Interessen des Kapitals entwickeln.

WirtschaŌ sdemokraƟ e zielt darauf, die Alleinvertretungsmacht des Kapitals über 
die Ziele und Entwicklungsrichtungen der gesellschaŌ lichen Ökonomie aufzuheben, 
die abhängig BeschäŌ igten vor den Risiken des Marktes und der Willkür der Arbeit-
geber zu schützen und auf allen wirtschaŌ lichen Ebenen MitbesƟ mmungsrechte 
zu verwirklichen. Der Interessengegensatz zwischen den Bezieherinnen und Bezie-
hern von Gewinn- und Vermögenseinkommen und den abhängig BeschäŌ igten wird 
durch die WirtschaŌ sdemokraƟ e nicht aufgehoben. Die Macht des großen Kapi-
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tals kann deshalb nur begrenzt werden, wenn die Handlungsfähigkeit der Gewerk-
schaŌ en gestärkt wird und auch die Interessenvertretungen der NichterwerbstäƟ -
gen neue Rechte erhalten. WirtschaŌ sdemokraƟ e ist gleichzeiƟ g die entscheidende 
Voraussetzung für den sozialen und ökologischen Umbau der ProdukƟ onsweise, die 
Humanisierung der Arbeitswelt und eine sowohl leistungsgerechte als auch solida-
rische Verteilung des durch die gesamte GesellschaŌ  geschaff enen Reichtums. Wirt-
schaŌ sdemokraƟ e setzt neue Antworten auf die sich zuspitzende Eigentumsfrage 
voraus. Wir wollen zu einer breiten DebaƩ e darüber einladen, wie das öff entliche 
Eigentum gesichert, erweitert und sowohl sozial als auch effi  zient genutzt werden 
kann. Wir wollen darüber diskuƟ eren, wie das ProdukƟ vvermögen breiter gestreut 
und die Verfügungsgewalt demokraƟ sch reguliert werden kann und in welchen Be-
reichen es in gesellschaŌ liches Eigentum überführt werden sollte.

GeschlechterdemokraƟ e
Der Alltag von Frauen in der Bundesrepublik ist besƟ mmt durch eine Vielzahl dif-
ferenzierter Lebenslagen. Alter, Qualifi kaƟ on, Beruf, sexuelle OrienƟ erung, famili-
äre SituaƟ on u.a. prägen maßgeblich Handlungsspielräume und weibliche Selbst-
beschreibung in der GesellschaŌ .

Dank Frauenbewegung und Eröff nung breiter Zugänge zu Bildung, Qualifi ka-
Ɵ on und Erwerbsarbeit sind Frauen längst nicht mehr auf den privaten Bereich 
beschränkt. Dennoch bestehen viele Schranken geschlechtlicher Diskriminierung 
weiter oder werden durch eine PoliƟ k des Rollback neu belebt.

Gut qualifi zierte Frauen haben heute die Chance auf eine adäquate Berufskar-
riere, die Anforderungen kommunikaƟ ver Kompetenzen am Arbeitsplatz erfül-
len sie meist besser als ihre männlichen Kollegen, ihre Entlohnung ist dennoch im 
SchniƩ  um ein DriƩ el geringer und die Führungsetagen bleiben ihnen in allen ge-
sellschaŌ lichen Bereichen in ihrer Breite versperrt. Die Entscheidung für Kinder 
ist für Frauen noch immer die für eine »Doppelbelastung«: Kinderbetreuung, Er-
ziehung und gemeinsamer Haushalt bleiben bei zu geringer gesellschaŌ licher Hil-
festellung dem privaten Arrangement überlassen.

Frauen mit niedrigerer Qualifi kaƟ on oder langen Familienzeiten außerhalb des 
Erwerbssystems sind die gesellschaŌ lichen »Verliererinnen« der Sozialreformen 
der letzten Jahre. Geringere Renten- und Sozialversicherungsansprüche, fi nan-
zielle Abhängigkeit vom Partner, »Risikogruppe« am Arbeitsmarkt; vor allem in 
Ostdeutschland sind es die Frauen, die von der herrschenden PoliƟ k diskrimi-
niert werden.

Gegen diese Diskriminierungen setzen wir eine PoliƟ k der konsequenten glei-
chen Beteiligung von Frauen in allen Bereichen und auf allen Ebenen der Gesell-
schaŌ . Für uns sind gesetzlich verankerte Frauenförderinstrumente, wie QuoƟ e-
rung oder Gleichstellungsgesetz für die PrivatwirtschaŌ , Gleichstellung von Frauen 
in den Systemen sozialer Sicherung und Gesundheit, gleicher Lohn für gleichwer-
Ɵ ge Arbeit bei Aufwertung »weiblicher« TäƟ gkeiten, bedarfsdeckender Ausbau 
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von ganztägigen Einrichtungen zur Kinderbetreuung sowie ein v.a. für untere Ein-
kommensschichten auskömmliches Elterngeld (mit einer posiƟ ven Diskriminie-
rung betreuender Väter) zentrale Forderungen auf diesem Weg.

Die Überwindung »typisch weiblicher« und »typisch männlicher« Geschlech-
terrollen durch eine bewusste Gestaltung in Bildung, Erziehung, Ökonomie, Me-
dien etc. ist für uns Grundlage für eine freie Enƞ altung der Menschen nach ihren 
Fähigkeiten und gesellschaŌ liche Bereicherung. Wir treten ein für das Selbstbe-
sƟ mmungsrecht von Frauen, dazu gehört auch das Recht, darüber zu entscheiden, 
ob sie eine SchwangerschaŌ  austragen. Deswegen fordern wir weiter die Strei-
chung des Paragrafen 218 aus dem Strafgesetzbuch.

Gewalt gegen Frauen bekämpfen wir, indem wir die Rechte der Opfer stärken, 
eine umfassende Infrastruktur von Beratungs- und Schutzeinrichtungen fördern 
und die SelbstorganisaƟ on von Frauen unterstützen.

IntegraƟ on und MigraƟ on gestalten – 
Rechtsextremismus und AnƟ semiƟ smus bekämpfen
Wir setzen uns für eine off ene und tolerante GesellschaŌ  ein, die allen in Deutsch-
land und in den Ländern der Europäischen Union lebenden und arbeitenden Men-
schen gleiche BürgerInnen- und Menschenrechte unter angeglichenen materiel-
len und sozialen Bedingungen einräumt. Menschenrechte sind nicht teilbar und 
sie gelten für alle. Deswegen treten wir jeder Form von Rassismus und AnƟ semi-
Ɵ smus entschieden entgegen.

Off ene Grenzen in Deutschland und der Europäischen Union für Menschen in 
Not – daran halten wir fest. Deswegen setzen wir uns für die Wiederherstellung 
des Grundrechts auf Asyl ein und werben für die Harmonisierung des Asylrechts 
in Europa auf hohem menschen- und völkerrechtlichen Niveau.

Die Bundesrepublik Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Einwanderungsland. 
Das hat zu einer Vielfalt von Kulturen und Lebensweisen in Deutschland geführt, 
die diese GesellschaŌ  bereichern. Doch die IntegraƟ on von Eingewanderten und 
bereits hier Lebenden bedarf der gesellschaŌ lichen und poliƟ schen Gestaltung.

Rechtsextremismus und Neonazismus sind eine Gefahr für die DemokraƟ e und 
das friedliche Zusammenleben in der GesellschaŌ . Deswegen und in Verantwor-
tung für die deutsche Geschichte bekennen wir uns zum AnƟ faschismus und be-
kämpfen jede Form von Rechtsextremismus und Neonazismus. Dazu gehört, dass 
wir den öff entlichen Raum verteidigen und zivilgesellschaŌ liche Strukturen und 
die Bildungsarbeit stärken.

Eines der striƫ  gen Themen in der gesellschaŌ lichen DebaƩ e ist, ob das Ver-
bot neonazisƟ scher und rechtsextremer OrganisaƟ onen und Parteien im Kampf 
gegen Rechtsextremismus sinnvoll ist.
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5. WissenschaŌ  und InnovaƟ on für sozial-ökologische AlternaƟ ven
Eine zentrale wissenschaŌ spoliƟ sche Aufgabe ist darauf hinzuwirken, dass wis-
senschaŌ liche Arbeit weit stärker auf die entscheidenden ungelösten Probleme 
der GesellschaŌ  konzentriert wird. Das verbietet zunehmende Unterwerfung der 
WissenschaŌ  unter betriebswirtschaŌ liche Kriterien und Verengung der Wissen-
schaŌ spoliƟ k auf die Förderung von Natur- und TechnikwissenschaŌ en. Hoch-
schulen und ForschungsinsƟ tute brauchen ausreichende öff entliche Finanzmit-
tel und dürfen nicht von DriƩ miƩ eln fi nanzkräŌ iger AuŌ raggeber abhängig sein. 
Wir wenden uns gegen Patente auf Gene von Lebewesen oder Teile von Lebewe-
sen, insbesondere von Menschen.

Wir treten ein für die Stärkung der Grundlagenforschung an Hochschulen und 
außeruniversitären WissenschaŌ seinrichtungen, für ein ausgewogenes Verhältnis 
von theoreƟ scher und anwendungsorienƟ erter Forschung und Lehre sowohl an 
den Universitäten als auch an den Fachhochschulen und für eine produkƟ ve Ein-
heit von Forschung und Lehre, für den Abbau hierarchischer Strukturen im Hoch-
schulbereich und größere Selbständigkeit des wissenschaŌ lichen MiƩ elbaus.

6. Bildung, Kultur und Medien
Grundsätzlich ist Bildung – egal auf welcher Stufe – für uns ein öff entliches Gut, 
das wegen seiner Bedeutung kostenfrei zugänglich sein sollte. Auf die Dauer müs-
sen deshalb alle Nutzungsgebühren in diesem Sektor abgeschaŏ   werden.

Wir setzen uns für ein wohnortnahes und qualifi ziertes staatliches Bildungs-
system ein. Bildung und Erziehung fangen in der KindertagesstäƩ e an. In ZukunŌ  
soll für alle Kinder das Angebot einer ganztägigen Betreuung gewährleistet sein. 
Außerdem streben wir die Aufwertung der vorschulischen Bildung an. Vorschu-
lische Sprachförderangebote sollen ausgeweitet und umgesetzt werden. Sie sol-
len insbesondere – aber nicht nur – Kindern dienen, die einen MigraƟ onshinter-
grund haben. Ziel ist eine ganztägige Schule für alle Kinder von der ersten bis zur 
neunten Klasse, die Schluss macht mit der bewusst in Kauf genommenen sozialen 
SelekƟ on und die Kinder und Jugendliche bei Lernschwächen und in ihren Bega-
bungen und Stärken fördert, die Bildung als emanzipatorischen Prozess begreiŌ  
und die den jungen Menschen das Rüstzeug für ein selbstbesƟ mmtes Leben gibt. 
Wir wollen das duale Berufsschulsystem bewahren und berufl ich wie allgemein 
bildende Formen lebenslangen Lernens ausbauen.

Die profi torienƟ erte Einfl ussnahme der WirtschaŌ  auf die Universitäten und 
Hochschulen soll zurückgenommen werden. Wir streben an den Hochschulen 
eine driƩ elparitäƟ sche Selbstverwaltung an. Der Zugang zu den einzelnen Studi-
enabschlüssen soll frei bleiben; wir wenden uns strikt gegen die QuoƟ erung des 
Zuganges zu Magister-/Masterabschlüssen. Studiengebühren werden von uns ab-
gelehnt. Außerschulische Bildungseinrichtungen wie Volkshochschulen, Musik-
schulen – aber auch regionale SportstäƩ en, sollen gewährleistet und hinreichend 
fi nanziell ausgestaƩ et werden.
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Die Freiheit kultureller Leistungen durch die Förderung ihrer kommunikaƟ ven 
und gesellschaŌ skriƟ schen Kompetenz in den Künsten, den WissenschaŌ en, in 
medialen Öff entlichkeiten, in soziokulturellen Räumen und in alternaƟ ven Lebens-
formen ist ein zentrales Anliegen für uns. Kultur- und MedienpoliƟ k sollte der Trä-
gervielfalt kultureller ProdukƟ on gerecht werden und die Förderung öff entlicher 
und gemeinnütziger InsƟ tuƟ onen genauso im Blick behalten wie die Unterstüt-
zung privatwirtschaŌ licher Verlage, Studios, Agenturen und künstlerischer Pro-
dukƟ onsfi rmen.

Ein kooperaƟ ver Kulturföderalismus mit europäischer Dimension sichert die 
internaƟ onale Ausstrahlung insbesondere durch den Kulturaustausch auf der 
Landes- und Bundesebene. Er hat lebenswerte Kommunen zum Ausgangspunkt, 
die fi nanziell und koordinierend in der Lage sind, Öff entlichkeiten für das regio-
nale Kulturleben in allen sozialen Milieus zu fördern und Freiräume für die kultu-
relle SelbstbesƟ mmung aller Altersgruppen zu gewährleisten.

DemokraƟ sche Kontrolle des kulturwirtschaŌ lichen Sektors, sensible Förde-
rung von Film, Musik, Literatur und Theater, Bildender Kunst und modernen ex-
perimentellen Kunstäußerungen gehören zum Grundverständnis des kultur- und 
medienpoliƟ schen Wirkens der Linken. Wir wollen den öff entlich-rechtlichen 
Rundfunk sichern und die Pressefreiheit auch in den RedakƟ onen der Massen-
medien stärken.

InformaƟ ons- und Meinungsfreiheit der Bürgerinnen und Bürger betrachten wir 
als Grundelement kultureller Entwicklung. Im Urheberrecht wollen wir die Rechte 
der Urheberinnen und Urheber gegenüber den Verwertungsunternehmen stärken 
und die nichtkommerzielle Nutzung möglichst wenig beschränken. Das Internet ist 
heute eine der wichƟ gsten InformaƟ onsquellen im Alltag. Einer Spaltung in Nut-
zerinnen und Nutzer und Ausgeschlossene wollen wir entgegenwirken. Wir för-
dern freie SoŌ ware (open source) und lehnen die PatenƟ erung von SoŌ ware ab.

7. Neuansatz für Ostdeutschland 
und strukturschwache westdeutsche Regionen
Ostdeutschland braucht eine zweite Wende – im Interesse der ganzen Bundes-
republik. Ein Neuansatz für Ostdeutschland und für strukturschwache westdeut-
sche Regionen ist überfällig. Erstens gewinnt gestaltende PoliƟ k angesichts von 
Großproblemen, die durch Marktmechanismen nicht erfasst werden, erstran-
gige Bedeutung. Sie kann jedoch nicht auf Ostdeutschland allein beschränkt wer-
den. Strategische poliƟ sche GestaltungskraŌ  auf Bundesebene ist eine entschei-
dende Bedingung für die Umkehr negaƟ ver Entwicklungstrends in vielen Teilen 
Deutschlands.

Zweitens brauchen die Ostdeutschen mehr SƟ mme in PoliƟ k und Öff entlichkeit. 
Voraussetzungen dafür sind das gewachsene Selbstbewusstsein vieler Menschen 
in den neuen Bundesländern, ihre im Vergleich zur Mehrheit der westdeutschen 
Bevölkerung ausgeprägtere kapitalismuskriƟ sche Einstellung und das größere Ver-



273ProgrammaƟ sche Eckpunkte einer neuen Linkspartei

langen nach sozialer Gleichheit. Ihre besonderen Erfahrungen dürfen nicht länger 
in den Wind geschlagen werden. Noch immer vorhandene Diskriminierungen, z.B. 
im Rentenrecht, gehören endlich abgeschaŏ  .

Ein zentrales Projekt der neuen linken Partei ist ihr Wirken für die Bildung und 
für lebenswerte Rahmenbedingungen junger Menschen in Ostdeutschland und 
in allen strukturschwachen Regionen, für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
dort, so dass sich das Bleiben lohnt. Im Bundesmaßstab müssen öff entliche Wis-
senschaŌ sinvesƟ Ɵ onen stärker nach Ostdeutschland gelenkt werden. Die Förde-
rung innovaƟ ver Unternehmen soll zum Angebot aƩ rakƟ ver Arbeitsaufgaben für 
gut ausgebildete KräŌ e beitragen.

Wir plädieren für eine neue Art der Industrie- und StrukturpoliƟ k. Das heißt 
unter anderem: ZukunŌ sbranchen und -unternehmen voranbringen und im Ver-
bund mit WissenschaŌ seinrichtungen zu KristallisaƟ onskernen (Cluster) regio-
naler und übergreifender WirtschaŌ sentwicklung machen; ausreichende Kredit-
vergabe durch Landesbanken und Sparkassen an die oŌ  eigenkapitalschwachen 
ostdeutschen Unternehmen; Planungssicherheit für die Verfügung über MiƩ el aus 
der EU, dem Bundeshaushalt und dem Solidarpakt herstellen. Länder mit beson-
ders großen Struktur- und Haushaltsproblemen sollen staƩ  der HälŌ e nur noch 
ein Viertel der FördermiƩ el kofi nanzieren müssen. Hochverschuldeten Kommu-
nen soll ihr Finanzierungsanteil von den Ländern erstaƩ et werden. Auf ein Leit-
bild bezogene Regionalplanung soll zur Entwicklung regionaler WirtschaŌ sstär-
ken in Problemregionen Ost- und Westdeutschlands beitragen.

Zu den off enen Problemen gehört: Wie kann vermieden werden, dass eine Kon-
zentraƟ on auf Wachstumskerne und Schwerpunktbranchen periphere Regionen 
nicht noch weiter abhängt?

8. Frieden und internaƟ onale PoliƟ k
Außen- und FriedenspoliƟ k von Linken hat ihre Grundlage im Recht, insbesondere 
dem Völkerrecht, strebt nach globaler GerechƟ gkeit und der Verwirklichung der 
Menschenrechte, verlangt die weltweite Ächtung von Massenvernichtungswaff en 
und konsequente Abrüstung und triƩ  für die DemokraƟ sierung der internaƟ onalen 
Beziehungen ein. Das Ziel der Charta der Vereinten NaƟ onen, eine Welt ohne die 
Anwendung und Androhung von Gewalt zu erreichen, erfordert eine weitere Stär-
kung und Reformen der UNO, mehr Rechte der Vollversammlung gegenüber den 
Ansprüchen der Welt- und Großmächte. Menschenrechte müssen universell gelten, 
Verschleppungen, geheime Gefängnisse und Folter sind weltweit zu ächten.

Die Linke ist Teil der Friedensbewegung, der weltweiten Bewegungen der Glo-
balisierungskriƟ k, der Sozialforen, der GewerkschaŌ en, der internaƟ onalen Hilfe 
und Selbsthilfe. Als Teil der Partei der Europäischen Linken wollen wir eine enge 
Zusammenarbeit mit linken Parteien und Bewegungen in aller Welt entwickeln.

Deutsche PoliƟ k muss FriedenspoliƟ k werden. Die Bundeswehr darf nicht wei-
ter für MilitärintervenƟ onen eingesetzt werden. Militärbündnisse wie die NATO 
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wollen wir überwinden und eine Militarisierung der EU stoppen. Deutschland 
soll auf die Entwicklung und die ProdukƟ on neuer Angriff swaff en verzichten, Rüs-
tungsexporte verbieten, die StaƟ onierung von Atomwaff en in Deutschland auf-
kündigen und Abrüstung zur Staatsaufgabe machen, auch durch muƟ ge einsei-
Ɵ ge SchriƩ e.

Friedens- und EntwicklungspoliƟ k in Zeiten der Globalisierung
Der gesellschaŌ liche Reichtum könnte heute und in der ZukunŌ  allen Menschen 
in aller Welt ein Leben in Würde, frei von Hunger und Armut, in kultureller Viel-
falt und mit hoher Bildung ermöglichen. Die Naturressourcen wie Öl, Gas, Was-
ser und Boden müssen dafür gerecht verteilt und gemeinsam genutzt werden. Die 
Menschheit verfügt über das Wissen und die Instrumente, Ökonomie und Öko-
logie in ÜbereinsƟ mmung zu bringen, die Klimakatastrophe zu stoppen. Die Gei-
ßel des Krieges und der Gewalt würde im 21. Jahrhundert zur Vergangenheit, Ab-
rüstung und Frieden hingegen zur Realität. Die globalen Herausforderungen der 
Menschheit sind lösbar.

Die neoliberale Globalisierung jedoch hat eine Spur der Zerstörung durch alle 
Teile der Welt gezogen. Mit dem Argument der Globalisierungszwänge wurden so-
ziale und ökologische Standards zerschlagen, Beschränkungen der Finanzmärk te 
eingerissen, ProdukƟ onsstäƩ en vernichtet und naƟ onale Ökonomien untergra-
ben. Die Radikalität der Märkte hat zur weltweiten unkontrollierten HerrschaŌ  
transnaƟ onaler Konzerne geführt. Aber: Vor den tatsächlichen globalen Heraus-
forderungen haben neoliberale Konzepte und Ideologien versagt.

Das 21. Jahrhundert hat begonnen, wie das zwanzigste endete: mit Kriegen. 
Zahlreiche Kriege in aller Welt haben HunderƩ ausenden Menschen das Leben ge-
raubt. Regionale und lokale Konfl ikte, der Kampf um Naturressourcen und Märkte 
bergen die Gefahr eines weltweiten Flächenbrandes in sich. Erstmals verschlin-
gen die Rüstungsausgaben der Staaten über eine Billion US-Dollar jährlich. Rüs-
tung tötet bereits im Frieden.

Hunger, Armut, Massenkrankheiten, ein ungleicher Zugang zu sauberem Was-
ser, Energie, Wissen, die PatenƟ erung von Saatgut und heimischen Pfl anzen durch 
internaƟ onale Konzerne bringen die Welt immer weiter aus der Balance. Die Kli-
makatastrophe hat bereits begonnen.

Ungelöste Konfl ikte und Ɵ efe UngerechƟ gkeiten, besonders im Nahen und 
MiƩ leren Osten, haben Terrorismus als globale Gefahr genährt. Der »Krieg gegen 
den Terror« hat die Bedrohung verschärŌ  und zur Weiterverbreitung von Mas-
senvernichtungswaff en geführt; gewalƟ ge fi nanzielle MiƩ el werden zur Vernich-
tung und nicht zur Entwicklung invesƟ ert. Weltweite Wanderungsbewegungen, 
Massenfl ucht und Vertreibung sind Folgen einer PoliƟ k, die Millionen Menschen 
von einem Leben in Würde abschneidet.

Als Linke in Deutschland wollen wir zu einer weltweiten Unidad Popular lin-
ker Parteien und Bewegungen beitragen und sind Teil der Friedensbewegung, 
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der GlobalisierungskriƟ k, der Sozialforen, der GewerkschaŌ en, der internaƟ ona-
len Hilfe und Selbsthilfe. Wir wollen eine andere, die Völker verbindende Inter-
naƟ onalisierung der gleichberechƟ gten KooperaƟ on und der Unterstützung der 
ärmeren Länder durch die OECD-Staaten – ohne Kriege und militärische Gewalt-
androhung, gerichtet auf die Durchsetzung sozialer und ökologischer Standards im 
Einklang mit den naƟ onalen Möglichkeiten und auf die Verwirklichung der Men-
schenrechte rund um die Erde.

Die Linke in Deutschland engagiert sich für eine gerechte WeltwirtschaŌ sord-
nung; für SchriƩ e zur Kontrolle und Re-Regulierung der internaƟ onalen Finanz-
märkte. Sie leistet Widerstand gegen die weitere Verwandlung öff entlicher Gü-
ter in Marktobjekte. Notwendig ist eine umfassende Entschuldung armer Länder, 
die Anhebung der Entwicklungshilfe in den nächsten Jahren auf über 0,7 Prozent 
des BruƩ osozialprodukts, eine DemokraƟ sierung von internaƟ onalen Organisa-
Ɵ onen wie IWF und Weltbank.

Das Ziel der Charta der Vereinten NaƟ onen, eine Welt ohne die Anwendung 
und Androhung von Gewalt zu erreichen, erfordert eine weitere Stärkung und Re-
formen der UNO, mehr Rechte der Vollversammlung gegenüber den Ansprüchen 
der Welt- und Großmächte. Weltweite Abrüstung und eine umfassende Ächtung 
aller A-, B- und C-Waff en gehören auf die internaƟ onale Tagesordnung.

Die Europäische Union – sozial, zivil und demokraƟ sch
Die Linke triƩ  dafür ein, dass sich die EU von einer europäischen WirtschaŌ s- und 
Währungsunion zu einer europäischen BeschäŌ igungs-, Sozial-, Umwelt- und Frie-
densunion entwickelt. Dies würde Stabilität und Sicherheit befördern und die Le-
bensverhältnisse in Europa angleichen.

Die Europäische Union hat den NaƟ onalstaat nicht überfl üssig gemacht. Der Na-
Ɵ onalstaat soll wieder zu einem rechtlichen, sozialen, kulturellen und poliƟ schen 
Faktor werden, in dem sich soziale Sicherheit und DemokraƟ e durchsetzen können. 
NaƟ onalstaaten und Europäische Union müssen ein neues Verhältnis eingehen. 
Der Schlüssel dafür ist die DemokraƟ sierung der NaƟ onalstaaten und der EU.

Die Europäische Union darf ihre Grenzen nicht weiter gegenüber der Welt, ge-
genüber Menschen in Not abschoƩ en. Europäische IniƟ aƟ ven gegen Rassismus, 
Rechtsextremismus, AnƟ semiƟ smus und NaƟ onalismus fördern in der Zivilgesell-
schaŌ  demokraƟ sche Entwicklungen und können die PoliƟ k der Staaten verändern. 
Das europäische Asyl- und Zuwanderungsrecht muss verbessert werden.

Die Partei der Europäischen Linken, deren Mitglied wir sind, ist ein neuer Fak-
tor im poliƟ schen Leben Europas. Ebenso wie unsere Partei in Deutschland ist sie 
ein SchriƩ  zu mehr Gemeinsamkeit der Linken und bietet die Möglichkeit, zusam-
men mit sozialen und kulturellen Bewegungen das KräŌ everhältnis in Europa nach 
links zu verschieben. Gemeinsame Projekte wie Mindestlöhne und soziale und öko-
logische Mindeststandards, die Verhinderung der Umgestaltung Europas zu einer 
Militär- und Rüstungsmacht und IniƟ aƟ ven zur DemokraƟ sierung der EU können 
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erfolgreich sein. Der bisherige Widerstand gegen den EU-Verfassungsvertrag und 
die Bolkestein-Richtlinie macht uns Mut: Ein anderes Europa möglich zu machen, 
ist ein Beitrag der Linken in Europa im Kampf um eine andere, bessere Welt.

Zu den wichƟ gen Fragen, die sowohl unter Linken als auch in der Öff entlichkeit 
weiter diskuƟ ert werden sollten, gehören:

Unter welchen Bedingungen können und sollen internaƟ onale Militäreinsätze 
im AuŌ rag und unter Kontrolle der UN in regionalen Kriegs- und Bürgerkriegskon-
stellaƟ onen zu einer Rückkehr der friedlichen Entwicklung beitragen?

Welcher Zusammenhang, welche Widersprüche bestehen zwischen Gerech-
Ɵ gkeit und Menschenrechten?

Wie soll sich die Linke zur weiteren Erweiterung der EU, zur Aufnahme der 
Türkei, zur Niederlassungsfreiheit posiƟ onieren?

IV. Strategische Ansätze
Die strategische Kernaufgabe der Linken besteht in der Veränderung gesellschaŌ -
licher und poliƟ scher KräŌ everhältnisse, um eine linke, demokraƟ sch und sozial 
ausgerichtete PoliƟ k und eine solidarische Umgestaltung der GesellschaŌ  durch-
setzen zu können. Dies ist ein längerer Prozess. Wir streben eine TransformaƟ on 
der Machtverhältnisse an.

Die Veränderung der gesellschaŌ lichen Verhältnisse ist nur möglich, wenn 
starke alternaƟ ve gesellschaŌ liche KräŌ e der GewerkschaŌ en, sozialen Bewe-
gungen, IniƟ aƟ ven, progressive WissenschaŌ  und Kultur und die parteipoliƟ sche 
Linke sich gemeinsam gegen die herrschenden wirtschaŌ lichen, poliƟ schen und 
medialen KräŌ e des Neoliberalismus stellen. Wir wollen zu einem Bündnis der 
abhängig Arbeitenden in europäischem und internaƟ onalem Maßstab beitragen, 
das zugleich die hochqualifi zierten BeschäŌ igten und die KernbelegschaŌ en wie 
auch die in unsicheren befristeten und in Teilzeitarbeitsverhältnissen TäƟ gen so-
wie die Erwerbslosen umfasst. Wir wollen ein Bündnis mit Intellektuellen aus Kul-
tur, Kunst, Bildung, WissenschaŌ  und anderen Bereichen des gesellschaŌ lichen 
Lebens. Wir wollen alle Menschen ansprechen, die sich für soziale GerechƟ gkeit, 
EmanzipaƟ on und mehr DemokraƟ e, Frieden und Erhaltung der Natur einsetzen, 
unabhängig von ihrer poliƟ schen HerkunŌ  und Weltanschauung.

Ein solches neues Bündnis braucht partnerschaŌ liche Beziehungen, die die Ver-
schiedenheit auf der Basis der gemeinsamen Ziele anerkennt und ausbaut. Als Par-
tei wollen wir unsere eigenen FunkƟ onen produkƟ v wahrnehmen und zugleich 
unsere Mitglieder bestärken, in GewerkschaŌ en, WohlfahrtsorganisaƟ onen, Ver-
einen und alternaƟ ven Projekten sowie globalisierungskriƟ schen IniƟ aƟ ven mit-
zuwirken. Dabei wollen wir durch unser Wirken in den Kommunen, Landtagen, 
auf Bundes- und europäischer Ebene die Fähigkeit entwickeln, sowohl für die In-
teressen der abhängig Arbeitenden und sozial Benachteiligten einzutreten, als 
auch ein soziales und demokraƟ sches Gemeinwohlinteresse gegen herrschende 
und privilegierte Gruppen durchzusetzen, linke PoliƟ k unter den realen Wider-
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sprüchen konfl ikƞ ähig zu gestalten und auch durch Aushandlungen in durchset-
zungsfähige PoliƟ k zu überführen.

Wir wollen der neoliberalen Ideologie alternaƟ ve PosiƟ onen eines anderen Ent-
wicklungsweges entgegensetzen. Diese wollen wir mit den Erfahrungen und Kon-
fl ikten in den Betrieben und im Alltagsleben verknüpfen und in der öff entlichen 
Auseinandersetzung populär und off ensiv vortragen. Die wirtschaŌ lichen und 
sozialen Probleme verstehen wir vor allem als Ergebnisse falscher, neoliberal ge-
prägter Antworten auf die neuen Herausforderungen unter dem Einfl uss von Ka-
pitalinteressen sowie als Ausdruck von Krisenprozessen und Widersprüchen, die 
die kapitalisƟ sche Ökonomie hervorbringt. In der öff entlichen DebaƩ e hebt die 
Linke den Widerspruch zwischen einzelwirtschaŌ licher und gesamtgesellschaŌ -
licher PerspekƟ ve hervor. Es geht um AuŅ lärung, Öff entlichkeitsarbeit und Ak-
Ɵ onen, um breit angelegte Bildungsarbeit, um Bildung von Netzwerken und das 
Eingreifen in wissenschaŌ liche Diskussionen.

Als linke Partei wollen wir gesellschaŌ lichen Protest, die Entwicklung von Al-
ternaƟ ven im Gegebenen und deren Öff nung für Entwicklungswege, die über die 
gegenwärƟ ge GesellschaŌ  hinausweisen, zusammenführen. Wir werden gemein-
sam mit anderen linken KräŌ en an zentralen alternaƟ ven Projekten arbeiten und 
sie mit Nachdruck vertreten. Solche Projekte, die den Interessen vieler Menschen 
entsprechen und von vielen gemeinsam verwirklicht werden können, werden nicht 
in Parteizentralen erfunden. Sie erwachsen aus den sozialen und poliƟ schen Aus-
einandersetzungen der Gegenwart und müssen in öff entlichen Diskussionen und 
in AkƟ onen unterschiedlichster KräŌ e herausgefunden werden. WichƟ ge Bezugs-
punkte für uns sind dabei PosiƟ onen, die GewerkschaŌ en und andere soziale und 
demokraƟ sche OrganisaƟ onen und Bewegungen entwickeln. Und wir wollen mit 
eigenen Vorstellungen daran teilhaben. Das betrachtet die neue linke Partei als 
ein wichƟ ges Element ihrer Strategie.

Wahlkämpfe dienen uns dazu, unsere alternaƟ ven Reformprojekte im Gespräch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern zu vertreten und um gesellschaŌ liche und poli-
Ɵ sche Mehrheiten für ihre Durchsetzung zu streiten. Dabei setzen wir uns off ensiv 
mit der PoliƟ k und Ideologie der Herrschenden auseinander. Die parlamentarische 
Arbeit wollen wir so gestalten, dass sie der Zusammenarbeit mit außerparlamenta-
rischen KräŌ en der Linken, der öff entlichen Darstellung eigener Reformvorschläge 
und dem Einbringen alternaƟ ver Gesetze, der Untersuchung des Missbrauchs po-
liƟ scher Macht und der Schaff ung neuer Mehrheiten dient.

Als linke poliƟ sche Partei sehen wir die Beteiligung in Regierungen als MiƩ el ge-
sellschaŌ licher Umgestaltung an, wenn die dafür notwendigen Bedingungen gege-
ben sind. Dazu bedarf es breiter gesellschaŌ licher Unterstützung und stabiler par-
lamentarischer Bündnisse mit anderen poliƟ schen KräŌ en. Linke PoliƟ k braucht 
die Unterstützung und auch die weiter treibende KriƟ k durch öff entlichen Druck 
und außerparlamentarische Mobilisierung. In einem off enen und transparenten 
Prozess wollen wir die Maßstäbe von Regierungsbeteiligung diskuƟ eren und unter 
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den konkreten Bedingungen abwägen, um Entscheidungen zu treff en. Maßstäbe 
sind die Verbesserung der Lage von Benachteiligten, die Durchsetzung wichƟ ger 
Reformvorhaben der Linken, der Stopp der neoliberalen Off ensive, die Verände-
rung der KräŌ everhältnisse und die Einleitung eines PoliƟ kwechsels. Entscheidend 
für die Durchsetzung eines PoliƟ kwechsels ist die bundespoliƟ sche Ebene. Hier 
liegen die meisten Kompetenzen, die dafür notwendig sind, hier erfolgen die we-
sentlichen Weichenstellungen.

Wir werden intensiv die bisherigen Erfahrungen in Deutschland, Europa und 
internaƟ onal auswerten. Den unterschiedlichen Möglichkeiten auf kommunaler, 
Landes- oder Bundesebene werden wir Rechnung tragen.

Es ist unser Anspruch, unsere PoliƟ k gemeinsam mit allen Parteimitgliedern, 
den Bürgerinnen und Bürgern, den GewerkschaŌ en und demokraƟ schen und so-
zialen Bewegungen zu entwickeln. Die Auseinandersetzung mit Problemen, Dif-
ferenzen und Widerständen soll öff entlich so geführt werden, dass der Neolibe-
ralismus geschwächt und die Linke und ihre PerspekƟ ve eines grundlegenden 
Richtungswechsels gestärkt werden.

Es gibt unter uns unterschiedliche Auff assungen darüber, welches die beson-
deren Aufgaben einer Partei im Unterschied zu sozialen Bewegungen sind, wie 
das Verhältnis von außerparlamentarischer und parlamentarischer Arbeit zu ge-
stalten ist und ob eine Regierungsbeteiligung auf Landesebene unter den gegen-
wärƟ gen Bedingungen den gemeinsamen Maßstäben an linke PoliƟ k gerecht wer-
den kann oder nicht.

Quelle: WASG-Archiv Fürth



KooperaƟ onsabkommen I

Vereinbarung zwischen 
Arbeit & soziale Gerech  gkeit – Die Wahlalterna  ve (WASG) 
und Partei des Demokra  schen Sozialismus (PDS)

Präambel
Die DelegaƟ onen haben sich in den Gesprächen auf folgende poliƟ sche Ziele ver-
ständigt:

Es gibt AlternaƟ ven!
Für Arbeit, GerechƟ gkeit, Frieden und DemokraƟ e!

Gegen den neoliberalen Zeitgeist.

Beide Seiten setzen sich konkret ein für
■ Arbeit in Würde. Arbeitsplätze jetzt! Hartz IV muss weg!
■ Solidarität und soziale Verantwortung staƩ  UngerechƟ gkeit, Almosen und 

GleichgülƟ gkeit. Für eine bedarfsorienƟ erte soziale Grundsicherung!
■ Für eine soziale und demokraƟ sche Bildungsreform! Für längeres gemeinsames 

Lernen!
■ Für ein öff entliches ZukunŌ sinvesƟ Ɵ onsprogramm und zusätzliche beschäŌ i-

gungspoliƟ sche Maßnahmen in Ostdeutschland und in Krisenregionen im Wes-
ten!

■ Für mehr Bürgerrechte mit direkter DemokraƟ e und eine tolerante GesellschaŌ ! 
Gegen Rassismus und Rechtsextremismus!

■ Für einen friedenspoliƟ schen Auĩ ruch, für Abrüstung und Konversion!

1.
Die DelegaƟ onen sind sich einig, ihren jeweiligen Parteien eine Vereinigung mit-
einander vorzuschlagen. Sie werden im Interesse der Einheit der demokraƟ schen 
Linken engagiert für dieses Ziel kämpfen. Der Vereinigungsprozess soll spätestens 
zwei Jahre nach einer für das Jahr 2005 vorgezogenen Bundestagswahl abgeschlos-
sen sein. Die Art der Vereinigung soll wie zwischen den Parteien »Die Grünen« 
und »Bündnis 90«, wenn auch in umgekehrter Hinsicht, erfolgen.

2.
Zur Vorbereitung der Vereinigung wird eine gemeinsame Kommission gebildet. 
Beide Parteien entsenden paritäƟ sch Mitglieder. Die Kommission soll folgende Do-
kumente erarbeiten: ein Parteiprogramm, ein Statut, Namen und Art und Weise 
der Vereinigung der Parteien. Beide Seiten bekräŌ igen, dass der Weg zur Vereini-
gung der beiden Parteien in Form gleichberechƟ gter PartnerschaŌ  erfolgt. Des-
halb wird in der neuen Partei für einen Übergangszeitraum geregelt, dass zentrale 
Gremien paritäƟ sch besetzt sind.
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3.
In Anbetracht des Planes der Vereinigung beider Parteien und der gegebenen po-
liƟ schen SituaƟ on wäre ein getrennter und konkurrierender AntriƩ  zu vorgezo-
genen Bundestagswahlen 2005 ein schwerer poliƟ scher Fehler. Vorstellungen der 
einen Partei, vor der Wahl 2005 gemeinsam eine neue Partei zu gründen, schei-
terten aus poliƟ schen und jurisƟ schen Gründen. Deshalb verständigten sich beide 
DelegaƟ onen darauf, dass nur eine der beiden Parteien antriƩ . Aufgrund der bis-
herigen Entwicklung und Stellung in der GesellschaŌ  wird deshalb nur die PDS an-
treten. Die DelegaƟ on der PDS strebt in ihrer Partei aber Beschlüsse an, die das 
Bündnis, die erweiterte IdenƟ tät und die mit der Vereinigung angestrebte neue 
Qualität zum Ausdruck bringen. Dazu wird in kürzester Zeit von beiden Delega-
Ɵ onen ein gemeinsamer Vorschlag für einen Parteinamen unterbreitet, den die 
PDS auf ihrem kommenden Parteitag zur AbsƟ mmung stellt. Sie wird außerdem 
die Landesverbände dringend auff ordern, Kandidatenvorschläge der Parteifüh-
rung zu berücksichƟ gen.

Berlin, 9.6.2006

Für die WASG  Für die PDS
Klaus Ernst  Lothar Bisky

Quelle: WASG-Archiv Fürth
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Partei
Arbeit & soziale GerechƟ gkeit
Die WahlalternaƟ ve
GeschäŌ sf. Bundesvorstand

Die Linkspartei.PDS
Die Linke
Vorsitzender

In Fortsetzung der Gesprächsvereinbarungen vom 17. Juni 2005 formulieren wir 
in Folgendem ein

KooperaƟ ons- und Fairnessabkommen

1. Grundsatzvereinbarung
Das Gesprächsergebnis vom 17. Juni 2005 bildet die Grundlage der weiteren Ge-
spräche. Sie haben die Aufgabe das Gesprächsergebnis zu konkreƟ sieren und um 
mündlich erörterte Themen zu ergänzen.

Vor dem Hintergrund off ener Fragen ist festzustellen, dass in beiden Parteien 
noch viel Unsicherheit und Unkenntnis gegenüber unserem gemeinsamen Projekt 
exisƟ eren. Beide Parteivorstände werden deshalb
■ zum maßvollen und fairen Umgang miteinander aufrufen,
■ regelmäßige gemeinsame offi  zielle Erklärungen über den Stand der Verhand-

lungen abgeben,
■ eine gemeinsame Clearing-Gruppe einrichten, die mögliche Missverständnisse 

und Konfl ikte ausräumt und gravierende Vorwürfe und Zerwürfnisse moderie-
ren soll.

2. Namen
Die PDS hat auf ihrem Parteitag am 17. Juli 2005 ihren Namen geändert, um da-
mit Parteilosen und KandidaƟ nnen und Kandidaten der WASG die Kandidatur auf 
ihren off enen Listen zu ermöglichen. Die Delegierten verbinden damit zugleich, 
dass ihnen eine Namensänderung als Symbol des Auĩ ruchs für ein erweitertes 
Projekt der Linken wichƟ g ist.

Mit dem Parteitagsbeschluss vom 17. Juli 2005 heißt die vormalige PDS nun »Die 
Linkspartei«. PDS ist die Zusatzbezeichnung. Die Kurzbezeichnung ist Die Linke.

Die Bezeichnung «PDS« wurde satzungsgemäße Zusatzbezeichnung im Sinne 
von § 4 Satz 2 Parteiengesetz mit der Folge, dass sie in Landesverbänden zugefügt 
oder weggelassen werden kann. Darüber hat inzwischen die Mehrzahl der Landes-
verbände der Linkspartei, ihre Namens-Entscheidungen getroff en.

3. Gemeinsame programmaƟ sche Grundlagen
Folgende sechs Punkte werden als Ergänzung der Grundsatzvereinbarung vom 
17. Juni 2005 festgehalten.
»Beide Seiten setzen sich ein für
1. Arbeit in Würde.
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Im MiƩ elpunkt steht der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit. Dazu brauchen wir
a) eine Stärkung der BinnenwirtschaŌ  und ihre Ausrichtung auf sozial und ökolo-

gisch sinnvolle Güter und Dienstleistungen. Die Arbeitseinkommen folgen dem 
ProdukƟ vitätszuwachs und Preissteigerungen. Mindestlöhne und Ausbildungs-
platzabgabe werden eingeführt.

b) mehr sozial und ökologisch sinnvolles WirtschaŌ swachstum; wir sind für ein um-
fangreiches und längerfrisƟ g angelegtes öff entliches ZukunŌ sinvesƟ Ɵ onspro-
gramm und den Ausbau des Bildungswesens und sozialer Dienstleistungen.

c) Die Arbeitszeiten müssen begrenzt und verkürzt werden. Öff entliche und öf-
fentlich geförderte BeschäŌ igung muss ausgebaut werden.

d) eine Rückkehr zu einer akƟ ven ArbeitsmarktpoliƟ k.
e) die Sicherung und den Ausbau von DemokraƟ e und MitbesƟ mmung in Wirt-

schaŌ  und Unternehmen.
2. Solidarität und soziale Verantwortung staƩ  UngerechƟ gkeit, Almosen und 

GleichgülƟ gkeit. Weg mit Hartz IV. Den Ausbau der Krankenversicherung zu ei-
ner solidarischen BürgerInnenversicherung; eine Lebensstandard sichernde ge-
setzliche Alterssicherung und eine solidarische fi nanzierte Pfl egeversicherung.
Für eine bedarfsorienƟ erte soziale Grundsicherung.

3. Für eine soziale und demokraƟ sche Bildungsreform, ein kostenfreies Bildungs-
system für alle.

4. Für zusätzliche beschäŌ igungspoliƟ sche Maßnahmen in Ostdeutschland und 
in Krisenregionen im Westen.

5. Für mehr Bürgerrechte mit direkter DemokraƟ e und eine tolerante Gesell-
schaŌ ! Gegen Rassismus und Rechtsextremismus! Gegen Kriegseinsätze, für 
Abrüstung und Umstellung von Rüstungsbetrieben auf zivile ProdukƟ on.

6. Wir werden uns nicht an einer Bundesregierung beteiligen, die Sozialabbau be-
treibt oder einen solchen tolerieren.

Konsequente OpposiƟ on gegen die neoliberale PoliƟ k und machbare Alterna-
Ɵ ven aufzuzeigen, sehen wir als zentrale Herausforderung, um die Mehrheit der 
WählerInnen aus der poliƟ schen ResignaƟ on herauszuholen. Die Berliner Repu-
blik steckt in der Ɵ efsten poliƟ schen Krise seit ihrer Gründung. Da die Parteien der 
repräsentaƟ ven DemokraƟ e immer weniger die Opfer der marktradikalen PoliƟ k 
vertreten, versuchen beide Parteien einen Neuanfang: wir wollen eine Demokra-
Ɵ sche Linke, die nicht nur auf Parlamentsbänken, sondern in den breiten Schich-
ten und insbesondere bei den Menschen, die auf der SchaƩ enseite der Gesell-
schaŌ  stehen, verankert ist. 

Wir wollen eine Partei sein, die Arbeiterinnen und Arbeitern, Angestellten und 
Beamten, Hartz IV-Opfern und allen Erwerbslosen, Mini-JobberInnen, Zeitarbei-
terInnen mit suspendiertem Kündigungsschutz, Kleingewerbetreibende, Rentne-
rinnen und Rentnern oder Eltern, die ihre Kinder in baufällige Schulen schicken 
müssen, eine hörbare und nicht zu ignorierende SƟ mme im Parlament und in der 
Öff entlichkeit geben.«



283KooperaƟ onsabkommen II

Für die Weiterbearbeitung und Auĩ ereitung gemeinsamer PosiƟ onen benen-
nen beide Seiten eine gleiche Zahl von VertreterInnen.

4. Öff entlichkeitsarbeit
Über den Stand der Verhandlungen wird in gleich lautenden Presserklärungen in-
formiert. Diese sind von den Verhandlungskommissionen freizugeben und hin-
sichtlich des Termins der Veröff entlichung verbindlich zu verabreden. Dies gilt 
ebenfalls für die InformaƟ onen über den Stand der Verhandlungen an die Gre-
mien beider Parteien.

5. MiƩ elfrisƟ ge PerspekƟ ve
Die Grundsatzvereinbarung vom 17. Juni 2005 wird in den Punkten 1 und [2] wie 
folgt konkreƟ siert:

Zu 1.
Die DelegaƟ onen sind sich einig, ihren jeweiligen Parteien ein konkretes Projekt 
der Neugruppierung der poliƟ schen Linken vorzuschlagen. WASG und Die Links-
partei.PDS wollen durch konkrete SchriƩ e einen Verständigungsprozess der de-
mokraƟ schen Linken voran bringen. In einer neuen poliƟ schen Partei könnten die 
FormaƟ on einer breiten gesellschaŌ lichen Protestbewegung gegen das neolibe-
rale GesellschaŌ sprojekt gestärkt und konkrete AlternaƟ ven gemeinsam voran-
getrieben werden.

Wir wollen in off enen Foren die poliƟ sche Gemeinsamkeiten, die historisch-kul-
turellen Unterschiede und die theoreƟ sch-programmaƟ schen Diff erenzen in eine 
gemeinsame poliƟ sche OrganisaƟ on einbringen. In den nächsten Monaten, ver-
stärkt nach der Bundestagswahl, sollen konkrete Foren, Kommissionen und Etap-
pen vereinbart werden, so dass den beteiligten Parteien und OrganisaƟ onen nach 
zwei Jahren eine begründete Entscheidung möglich wird, ob und unter welchen 
Bedingungen eine gemeinsame poliƟ schen FormaƟ on entstehen kann.

Zu 2.
Zur Vorbereitung, Durchführung und poliƟ schen Steuerung dieser Neugruppie-
rung der demokraƟ schen Linken wird eine gemeinsame Kommission gebildet, 
die für andere Partner off en ist. Zunächst entsenden beide Parteien paritäƟ sch 
Mitglieder; über die Ausweitung wird einvernehmlich entschieden. Die Kommis-
sion soll nach einer Phase breiter DebaƩ en folgende Dokumente erarbeiten: ein 
Parteiprogramm, ein Statut, Namen und Art und Weise einer poliƟ schen Forma-
Ɵ on der demokraƟ schen Linken. Beide Seiten bekräŌ igen, dass der Weg zu einer 
solchen FormaƟ on, in der beide aufgehoben sein können, in Form gleich berech-
Ɵ gter PartnerschaŌ  erfolgt. Deshalb wird in der neuen Partei für einen Übergangs-
zeitraum geregelt, dass in zentralen Gremien einvernehmlich alle Partner paritä-
Ɵ sch vertreten sind.
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Der Punkt 3 bleibt in der Version der Grundsatzvereinbarung vom 17. Juni 
2005.

6. Vereinbarungen zur weiteren Zusammenarbeit
Zur Bundestagswahl am 18. September 2005 triƩ  »Die Linkspartei.PDS« an. Sie 
öff net ihre Listen für Nicht-Mitglieder, darunter für Mitglieder der WASG.

Die WASG unterstützt poliƟ sch den Wahlkampf der Partei »Die Linkspartei.« 
und fordert Wählerinnen und Wähler, aber auch die Mitglieder und Anhänger der 
WASG zu deren Wahl auf.

PoliƟ sch beratend werden – auf Vorschlag des WASG-Bundesvorstandes – Mit-
glieder der WASG in die Arbeit des WahlquarƟ ers und des Wahlbüros der Links-
partei und in die Arbeit am Wahlprogramm der Linkspartei einbezogen. Vertreter/
innen der WASG nehmen als Gäste am Wahlparteitag der Linkspartei teil, erhal-
ten im Rahmen der GeschäŌ sordnung Rederecht und werden beratend in die Ar-
beit der Antragskommission einbezogen.

Der Parteivorstand der Linkspartei wird am Montag, dem 19. September 2005, 
zu einer ersten Bewertung der Ergebnisse der Bundestagswahl zusammenkom-
men und erste Konsequenzen beraten. Daran nehmen Vertreter/innen des WASG-
Bundesvorstandes teil.

Beide Seiten vereinbaren weitere Gespräche über die Grundsätze der Zusam-
menarbeit und der Finanzierung einzelner Gremien, die zu programmaƟ schen und 
strategischen Fragen einer demokraƟ schen Linken arbeiten, um das gemeinsam 
angestrebte Projekt inhaltlich innovaƟ v und nachhalƟ g zu gestalten.

Alle getroff enen Vereinbarungen und Abreden – einschließlich der Ergebnisse 
von gemeinsamen Arbeitsgruppen – sind schriŌ lich niederzulegen und den Ver-
handlungskommissionen zur Kenntnis zu geben.

Berlin/Fürth, den 4. August 2005

Für die WASG   Für die Linkspartei.PDS
Klaus Ernst/Thomas Händel Lothar Bisky

Quelle: WASG-Archiv Fürth



KooperaƟ onsabkommen III
Rahmenvereinbarung zum Parteibildungsprozess 
zwischen WASG und Linkspartei.PDS

 
Antrag an den Länderrat der WASG, 3./4.12.2005, Antragsteller: 
Bundesvorstand der WASG
1. Die Linkspartei.PDS, die Partei des DemokraƟ schen Sozialismus in der Bundes-
republik Deutschland, und die Partei Arbeit & soziale GerechƟ gkeit – Die Wahl-
alternaƟ ve (WASG), die sich an der LeiƟ dee der sozialen GerechƟ gkeit orienƟ ert 
und für die solidarische Umgestaltung der GesellschaŌ  einsetzt, wollen bis späte-
stens 30. Juni 2007 die freie Vereinigung der gesellschaŌ lichen Linken in der ers-
ten wirklich gesamtdeutschen Partei erreichen.

2. Die neue Partei erstrebt eine emanzipatorische, demokraƟ sche und soziale, 
friedliche und ökologisch verträgliche ZukunŌ  der GesellschaŌ , in der die freie 
Entwicklung einer und eines jeden die Bedingung der freien Entwicklung aller ist.
Zur PoliƟ k der neu gebildeten Partei sollen Widerstand und Protest ebenso zäh-
len wie der Anspruch auf Mit- und Umgestaltung und die Entwicklung über den 
Kapitalismus hinaus weisender gesellschaŌ licher AlternaƟ ven.

3. Die Partei entsteht durch den Prozess des Zusammenwachsens von Linkspar-
tei.PDS und WASG. Der konkrete Rechtsweg, der Parteiname sowie Satzung und 
Statuten sind noch gesondert zu vereinbaren und zu beschließen. In der plura-
lisƟ schen Partei sollen alle Menschen einen Platz haben, die gegen die gegen-
wärƟ gen Verhältnisse in der kapitalisƟ schen GesellschaŌ  Widerstand leisten, sie 
verändern und schriƩ weise überwinden wollen. Die MitgliedschaŌ  ist an keine 
besƟ mmte Weltanschauung, Ideologie oder Religion gebunden. Mitglied kann 
nicht sein, wer faschisƟ sches, rechtsextremisƟ sches, rassisƟ sches oder anƟ semi-
Ɵ sches Gedankengut vertriƩ .

4. Im Prozess der Parteibildung werden die Mitglieder beider Parteien auf al-
len Ebenen gemeinsame poliƟ sche Diskussionen, Projekte, AkƟ onen und Kam-
pagnen anstreben. In off enen überregionalen Foren sowie in Veranstaltungen in 
Ländern und Kreisen sollen die poliƟ schen Gemeinsamkeiten, aber auch die his-
torisch-kulturellen Unterschiede und die theoreƟ sch-programmaƟ schen Diff e-
renzen erörtert werden.

Dazu gehören insbesondere Fragen und Problemkreise wie
■ Zum Verhältnis von parlamentarischer Arbeit und außerparlamentarischer Be-

wegung.
■ Was bedeutet »Links« heute und was verbinden wir mit »DemokraƟ schem So-

zialismus«?
■ Zur grundsätzlichen Haltung zu Regierungsbeteiligungen und den prakƟ schen 

Erfahrungen und Ergebnissen.
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■ Zur Geschichte des »realen Sozialismus« in der DDR und der Linken in der Alt-
Bundesrepublik.

■ Zu unserem Verhältnis zu anderen sich »links« defi nierenden Strömungen und 
andere mehr.

5. Über die Einleitung und den Abschluss des Parteibildungsprozesses entscheiden 
in beiden Parteien Bundesparteitage und UrabsƟ mmungen der Mitglieder.

Zur Begleitung des Parteibildungsprozesses bilden beide Parteien
■ eine gemeinsame, paritäƟ sch besetzte Steuerungsgruppe, in der alle inhalt-

lichen und organisatorischen Grundfragen des Parteibildungsprozesses bera-
ten und AuŌ räge an die Fachgruppen ausgelöst werden. Die Steuerungsgruppe 
informiert beide Parteivorstände und bereitet Entscheidungen dieser Gremien 
vor.

■ paritäƟ sch besetzte Fachgruppen:
■ zur ProgrammaƟ k und poliƟ schen Strategie
■ zu statutarisch-organisatorischen Fragen
■ zu fi nanziell-materiellen und rechtlichen Fragen
■ zu internaƟ onalen Parteibeziehungen
■ paritäƟ sch besetzte Fachgruppen: einen Beirat, dem vorwiegend externe Ver-

treter/innen – zum Beispiel aus WissenschaŌ , Kunst und Kultur – angehören. 
Der Beirat soll den Parteibildungsprozess beratend begleiten sowie im Konfl ikt-
fall angerufen werden können.

6. Die Linkspartei.PDS und die WASG bekunden nachdrücklich ihre Absicht, auf 
keiner Ebene bei Wahlen konkurrierend anzutreten. Bei künŌ igen Wahlen bis zur 
Gründung der neu gebildeten Partei wird einvernehmlich und kooperaƟ v über die 
Form des AntriƩ s und der Listennominierung entschieden. Dieser Prozess wird 
so gestaltet werden, dass der Charakter der neuen Linken in der Listennominie-
rung, der Namensgebung und in der Wahlkampfgestaltung widergespiegelt und 
der Prozess der Parteiwerdung der neuen Linken unterstützt wird. Die Parteivor-
stände werden dies auf allen Ebenen mit Nachdruck vertreten.

7. Die Vorstände von Linkspartei und WASG in den Ländern und Kreisen werden 
gebeten, auf der Grundlage dieser Vereinbarung Festlegungen für ihre Verant-
wortungsbereiche zu treff en.

8. Die Linkspartei.PDS und die WASG arbeiten als Mitglieds- bzw. Beobachterpar-
tei in der Partei der Europäischen Linken mit.

9. Die Linkspartei.PDS schaŏ   die Möglichkeit der DoppelmitgliedschaŌ  von Mit-
gliedern der WASG bis zum Abschluss des Parteibildungsprozesses.

Der Bundesvorstand der WASG hat beschlossen, dem nächsten Parteitag seiner 
Partei die diesbezügliche Veränderung der Satzung der WASG zu empfehlen.

Quelle: WASG-Archiv Fürth
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Klaus Ernst/Thomas Händel/
Katja Zimmermann (Hrsg.)
Was war? Was bleibt?
Wege in die WASG, Wege in DIE LINKE
208 Seiten | € 12.80
ISBN 978-3-89965-522-3
Die Gesprächspartnerinnen und -partner 
in diesem Band– Peter Vetter, Christi-
ne Buchholz, Klaus Ernst, Ralf Krämer, 
Thomas Händel, Joachim Bischoff, Anny 
Heike, Herbert Schui, Axel Troost, Sabine 
Lösing und der frühere Vorsitzende der 
Linkspartei.PDS und der LINKEN Lothar 
Bisky – stehen für verschiedene Wege in 
die WASG und später in DIE LINKE. 
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Tom Strohschneider
What‘s left?
Europas Linke, der Rechtsruck und 
ein sozialistischer Kompromiss
Eine Flugschrift in Kooperation 
mit neues deutschland
96 Seiten | € 9.80
ISBN 978-3-89965-669-5 
Wie kann die Linke im Kernland der Auste-
ritätspolitik der Rechtswende entgegentre-
ten und linke Prozesse befördern? Zu einer 
Antwort wird sie nicht kommen, wenn 
der Widerstand bei antifaschistischen 
Protesten stehen bleibt und wenn man nur 
aus der Ferne Bewertungsnoten vergibt. Es 
müssen die Kräfteverhältnisse angegangen 
werden – Debatten über Verteilungs- und 
Demokratiefragen und rot-rot-grüne Politik-
wechsel eingeschlossen.
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Erstmals gibt es in der Bundesrepublik eine 
rot-rot-grüne Landesregierung, erstmals 
wurde mit Bodo Ramelow ein LINKER Mini-
sterpräsident. Wie kam es zu diesem Bünd-
nis? Welche Chancen bietet die Koalition 
und welche Risiken? Was heißt Regieren 
im Alltag? Gelingt es der LINKEN, auch in 
Regierungspraxis transformatorische und 
sozialistische Perspektiven umzusetzen?
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Harald Wolf
Rot-Rot in Berlin
2002 bis 2011: 
eine (selbst-)kritische Bilanz
Eine Veröffentlichung 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung
328 Seiten | € 16.80
ISBN 978-3-89965-671-8
Der Autor vollzieht die Entstehungsbedin-
gungen einer zuvor in der »Frontstadt des 
Kalten Krieges« undenkbaren Koalition 
nach und skizziert die Hintergründe der oft 
heftig umstrittenen politischen Entschei-
dungen, mit denen die wirtschaftliche und 
fi nanzielle Krise der Stadt bewältigt wer-
den sollte. Sein Buch versteht Harald Wolf 
als Beitrag zu einer rationalen Diskussion 
über linke Regierungsbeteiligungen, die 
Risiken und Nebenwirkungen ebenso zur 
Kenntnis nimmt wie die Chancen. 
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